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Blick in die Schatten

Wäßrig und unstet ist der Blick des Menschen und der Kreatur. Er
schweift umher, er zuckt zurück und meidet die Begegnung. Selbst wenn
das Auge starrt und sich zu festigen sucht unter Krämpfen, so wird es
umgetrieben und verletzt von der Wucht der Zwischenräume, der
Perspektiven, von wechselnden Schatten und flüchtendem Licht und
endlich vernichtend getroffen vom Gegenstand.

Wie sollte es da anders sein, als daß der menschliche Verstand ein
Fehlgriff ist und irren muß in jeder Konsequenz. Nur unter einem
großen Aufwand an Verlusten und einem Überaufgebot an Schmerz und Leid
läßt sich der Trugschluß beständiger Beschaffenheit, zunehmender
Veredlung und anwachsender Reife des menschlichen Geschlechts gegen
die bessere Erfahrung aufrechterhalten.

Warum, du Wurm, greifst du in die Schatten und suchst den Halt im
abschüssigen Moder der Sümpfe? Fürchtest du das Treffen mit jenen, die
du nicht kennst oder ihre Furchtlosigkeit, dir zu begegnen, gerade
weil sie um deinen Irrtum wissen?

Ihre Schattenblick-Redaktion


11. Mai 2018
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WALD/266: Hambacher Forst - Zusammenhalt und Stetigkeit ... (Michael Zobel)


4 Jahre Waldspaziergänge - Muttertag 2018

von Michael Zobel, 15.05.2018



Guten Tag zusammen,

Dienstag, 15. April 2018, zwei Tage nach dem Muttertags-Spaziergang im
Hambacher Wald.

Dauerregen, schlechter Wetterbericht, und trotzdem waren 180 kleine und
große TeilnehmerInnen am Treffpunkt, 11 Monate bis 80 Jahre, aus der
näheren Umgebung bis Indonesien...

Nach dem Waldspaziergang ist vor dem Waldspaziergang, im Moment gibt es
fast täglich Führungen für unterschiedlichste Gruppen, von privaten
Wandervereinen bis zu Kirchengruppen, diverse Schulklassen und
Lehrerkollegien. Zusammen mit den 49 monatlichen Sonntagsspaziergängen sind
wir jetzt bei sagenhaften 12969 TeilnehmerInnen angekommen, weit mehr, als
bei RWE in den Tagebauen und den Kraftwerken arbeiten...

DANKE an die BesucherInnen und ganz besonders DANKE an die Waldschützer im
Hambi, die seit mehr als sechs Jahren für den Erhalt des Waldes kämpfen.
Wir alle zusammen werden auch die nächste Rodungssaison verhindern.

DANKE an Eva und Antje, an Todde und Andreas, das Küchenkollektiv und all
die anderen HelferInnen, ohne Euch wären die Waldspaziergänge und die
anderen Aktionen rund um das Thema Braunkohle-IrRWEg nicht zu einer solchen
Erfolgsgeschichte geworden

DANKE an den BUND, der durch seinen hartnäckigen und kompetenten
juristischen Kampf den ersten Rodungsstopp seit 40 Jahren erst möglich
gemacht hat, DANKE Dirk.

Keine Zeit zum Atemholen, nach wie vor gilt, nach der Führung ist vor der
Führung...

Wir machen weiter, wir kommen wieder, bitte die Werbetrommel rühren. Der
Wald braucht uns mehr denn je. Wir haben die Rodungssaison 2017/2018
verhindert, es darf kein Baum mehr fallen!

Sonntag, 10. Juni, 50. Sonntags-Waldspaziergang im Hambacher Wald


Treffpunkt 11.30 Uhr.

!!!!!!!Achtung: Der Treff-/bzw. Ausgangspunkt kann sich ändern, das werden
wir natürlich auch kurzfrstig mitteilen!!!!!!!

Wahrscheinlich ist es wie in den Vormonaten das Kieswerk Collas... oder
Manheim, das entscheidet sich kurzfristig...

Anmeldung und weitere Infos per Mail info@zobel-natur.de

Antjes Petition braucht nach wie vor Unterschriften, jetzt sind es 68755,
da geht noch was... bitte unterzeichnen, weiterleiten..., danke [1].

Wer Todde's Film "Reise in die Unterwelt" noch nicht gesehen hat:

https://vimeo.com/240797566

Aktuelle Informationen aus dem Hambacher Wald auf:

https://hambacherforst.org/

Mehr Informationnen zum Thema:

https://www.facebook.com/BuirerFuerBuir

Viele Aktivitäten rund um den Tagebau Garzweiler:

https://www.facebook.com/KreativGegenKohle/




Die nächsten Sonntagsspaziergänge 10. Juni, 15. Juli...

Verhindert weitere Rodungen, rettet den Rest des Hambacher Waldes!

Danke für Ihre/Eure Unterstützung,

Michael Zobel, Naturführer und Waldpädagoge, Eva Töller, Antje Grothus,
Todde Kemmerich und viele weitere Menschen, die sich für den Erhalt des
Hambacher Waldes einsetzen



[1] Petition für den Erhalt des Hambacher Waldes:

https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-1

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 15. Mai 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Mai 2018 
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KOHLEALARM/432: Klimakampf und Kohlefront - Wirklichkeitsverschiebung de jure ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 16. Mai 2018

Tagebau Hambach: Land NRW enteignet BUND - Umweltschützer kündigen
hartnäckigen Widerstand an



Düsseldorf, 16. Mai 2018 | Das Land Nordrhein-Westfalen, vertreten durch
die Bezirksregierung Arnsberg, hat laut einer heutigen Pressemitteilung
ein Grundstück des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
zugunsten der RWE AG zwangsenteignet. Das BUND-Grundstück liegt im
Braunkohlentagebau Hambach, unmittelbar nördlich der alten Trasse der
Autobahn A4.

"Es ist ungeheuerlich, dass wir aus den Medien erfahren müssen, dass die
Bezirksregierung Arnsberg den Grundabtretungsbeschluss zu unseren Lasten
gefällt hat", sagte Dirk Jansen, Geschäftsleiter des BUND NRW in einer
ersten Reaktion. "Wir bedauern sehr, dass sich die Bezirksregierung
Arnsberg wieder einmal als Erfüllungsgehilfe für die Bergbauinteressen des
Kohlekonzerns RWE erweist." Bis zur Stunde [16.5.2018 - 16.15 Uhr] wurde
der Grundabtretungsbeschluss dem BUND nicht übermittelt. "Dieses Vorgehen
ist nicht hinzunehmen, weshalb wir über unseren Anwalt bereits bei der
Bezirksregierung unser Befremden bekundet haben."

Die Bezirksregierung gibt laut Pressemitteilung vor, dass dem
Grundabtretungsbeschluss eine Gesamtabwägung aller maßgeblichen Belange
vorangegangen sei und im Ergebnis ein Gemeinwohlinteresse für diesen
Grundrechtseingriff gegeben sei.

"Das grenzt an Realitätsverweigerung", kritisiert der BUND-Bergbauexperte
Jansen. Es gebe kein Vorhaben, dass stärker gegen das Wohl der
Allgemeinheit verstoße, als ein Braunkohlentagebau. Zur Sicherung der
Energieversorgung sei die Braunkohle heute überflüssig, sodass ohne die
Fortführung des Tagebau Hambach die Lichter in NRW nicht ausgingen.
Braunkohle sei zudem der klimaschädlichste aller Energieträger und trage
maßgeblich dazu bei, dass Deutschland sein Klimaschutzziel 2020 verfehlen
wird. Zudem isei die Gewinnung der Braunkohle mit zahlreichen
irreversiblen Eingriffen in Natur, Landschaft und Gewässer verbunden.

"Es ist daher im Interesse des Gemeinwohls, möglichst schnell aus der
Braunkohle auszusteigen, anstatt nach dem Motto 'nach uns die Sintflut'
weiter zu baggern", sagte Jansen. Die technisch durchaus mögliche 
Nicht-Inanspruchnahme des BUND-Grundstücks würde für RWE einen Kohleverlust von
etwa 400 Millionen Tonnen Kohle bringen.

Gleichzeitig kündigte Jansen an, dass sich der BUND mit allen juristischen
Mitteln gegen die Zwangsenteignung wehren werde. Gestärkt sehen sich die
Umweltschützer durch das von ihnen erstrittene Urteil des
Bundesverfassungsgerichts von 2013, wonach die Zwangsenteignung eines 
BUND-Grundstücks für den Tagebau Garzweiler für verfassungswidrig erklärt
wurde.


Mehr Infos zum Enteignungsverfahren unter:

https://www.bund-nrw.de/themen/mensch-umwelt/braunkohle/hintergruende-und-publikationen/braunkohlentagebaue/hambach/bund-enteignung

 * 
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RAUBBAU/115: Fracking nicht mit uns - Schleichwege der Politik ... (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 15. Mai 2018

Wirtschaftsminister auf Abwegen

BUND kritisiert Äußerungen zu Fracking in Niedersachsen scharf



Der BUND Niedersachsen kritisiert die jüngsten Einlassungen von
Wirtschaftsminister Bernd Althusmann zum Fracking in Niedersachsen, die er
als Antwort auf eine Anfrage der Grünen gegeben hat. "Mit seiner Idee,
hierzulande möglicherweise Frackingbohrungen für unkonventionelle
Lagerstätten zuzulassen, hat der Minister einen denkbar schlechten Einstieg
in die Energiepolitik gewählt", stellt Dorothea Steiner, Mitglied im
Vorstand des BUND Niedersachsen, fest. "Kein anderes Bundesland nutzt die
Möglichkeiten für 'Probebohrungen zu Forschungszwecken', die als Hintertür
in das Gesetz von 2016 eingebaut wurden." Dafür gebe es gute Gründe:
Fracking in Lagerstätten wie Schiefergestein oder Kohleflöze berge das
Risiko erheblicher Bodenschäden - bis hin zu Erdbeben - und gefährde das
Grundwasser. Deswegen seien im Gesetz selbst bei Probebohrungen erhebliche
Hürden vorgesehen.

"Die von Althusmann erwähnte umweltverträgliche Frack-Technologie gibt es
nicht", betont Steiner. "Das zeigen alle Erfahrungen, die wir bisher in
Niedersachsen gemacht haben." Der BUND befürchtet, dass dem
Wirtschaftsminister etwas Anderes am Herzen liegt: Fracking zur besseren
Erschließung konventioneller Lagerstätten aus Sandsteinschichten, das so
genannte Tightgas. "Die Erdgasindustrie möchte hier seit Jahren
'Impulsfracks' niederbringen, denn die tiefe Lagerung des Sandsteins in bis
zu 4.000 m erfordert einen hohen hydraulischen Druck", so Steiner. Die
Risiken bleiben bestehen.

Der BUND fordert den Minister auf, anstatt weiter auf klimaschädliches
fossiles Erdgas zu setzen, sich im Bund dafür einsetzen, die
Rahmenbedingungen für erneuerbare Energien zu verbessern. "Gerade ein
windreiches Land wie Niedersachsen würde davon profitieren", so Steiner.
"Dass eine naturverträgliche Versorgung mit 100 % erneuerbaren Energien
möglich ist, hat der BUND mit seinem aktuellen Energieszenario 2050 für
Niedersachsen dargelegt."




Das BUND-Energieszenario finden Sie unter:

www.bund-niedersachsen.de/publikationen

Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) ist bundesweit
mit mehr als 500.000 Mitgliedern, Spendern und Förderern der größte
Umweltverband Deutschlands. In Niedersachsen zählt der Verein rund 33.000
Mitglieder und Förderer. Der Verein ist vom Staat als Umwelt-/Naturschutzverband anerkannt. Der BUND versteht sich als die treibende
gesellschaftliche Kraft für eine nachhaltige Entwicklung in Deutschland.
Die Vision: ein zukunftsfähiges Land in einer zukunftsfähigen und
friedfertigen Welt.

 * 
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KOHLEALARM/431: Klimakampf und Kohlefront - nicht einmal Neutralität ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 14.05.2018

Ehrliche Ausstiegsdiskussion statt Kohle-Lobby-Kommission

GRÜNE LIGA lehnt Tillich und Platzeck als Kommissionsvorsitzende ab



Berlin, 14.05.2018. Der Umweltverband GRÜNE LIGA lehnt Stanislaw Tillich
(CDU) und Matthias Platzeck (SPD) als Ko-Vorsitzende der geplanten
Kommission zu Strukturwandel und Kohleausstieg ab. Berichten zufolge will
die Bundesregierung am 16. Mai die Zusammensetzung der Kommission
beschließen.

"Die Arbeit der Kommission müssen von allen Beteiligten anerkannte
Persönlichkeiten leiten, die vorher nicht einseitig Partei ergriffen haben.
Wer Platzeck und Tillich zu Vorsitzenden machen will, der plant eine 
Kohle-Lobby-Kommission. Beide ehemaligen Ministerpräsidenten wissen nicht wie man
Klimaziele erreicht, sondern nur wie man sie blockiert und verzögert." sagt
René Schuster, Bundesvorsitzender der GRÜNEN LIGA, der Platzeck in den
Gründungsjahren um 1990 noch angehört hatte.

Schuster weiter: "Wir Lausitzer kennen Platzeck als den Politiker, der das
Wort seines Vorgängers brach und weitere Dörfer der Kohle opfern wollte.
Zehn Jahre Zukunftsangst und Unsicherheit in der betroffenen Region gehen
auf sein Konto. Die Diskussion eines Plan B hat er stets verweigert. Es
wäre absurd, ihn genau diese Diskussion jetzt leiten zu lassen. Letztlich
macht die jahrelange Blockade des Klimaschutzes durch die Braunkohleländer
eine Kommission des Bundes zum Kohleausstieg überhaupt erst notwendig."

Die GRÜNE LIGA widerspricht damit der Darstellung von
Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD), Matthias Platzeck könne
Konsens und habe als ehemaliger Landesumweltminister den Klimaschutz im
Blick. Die folgende unvollständige Auflistung ruft Platzecks Verhältnis zu
Kohle und Konsens zusammengefasst in Erinnerung:

- Platzecks Zeiten als Brandenburgischer Umweltminister ging bereits vor 20
Jahren zu Ende, seine Zeit als Ministerpräsident (2002 bis 2013) war nicht
durch umweltpolitische Impulse gekennzeichnet.

- Er setzte sich persönlich beim EU-Kommissionspräsidenten für die
Abbaggerung der Lacomaer Teichlandschaft ein, als diese im Jahr 2006 wegen
des europäischen Naturschutzes auf der Kippe stand. Eine Folge dieses
Engagements: Brandenburg verfehlte sein Klimaziel für das Jahr 2010
aufgrund der hohen Braunkohleverstromung.(1)

- 2007 versuchte Platzeck den Kohlelobbyismus seiner Regierung als
Klimaschutz zu tarnen, wollte Brandenburg zum "Innovationslabor" für
Kohlekraftwerke mit CO2-Abscheidung machen.(2) In der Realität stellte
seine Regierung gleichzeitig einen Bundesratsantrag auf Besserstellung der
Braunkohle beim Emissionshandel.(3)

- Vielen Lausitzern bleibt Platzeck als der "Landesvater" in Erinnerung,
der ihre Dörfer dem Kohlekonzern opfern wollte. Das Wort seines Vorgängers
Stolpe, das Horno das letzte umzusiedelnde Dorf sei, hat Matthias Platzeck
gebrochen. Seine Regierung ließ untersuchen, wo man überall noch baggern
und umsiedeln könnte, die entsprechende Studie der TU Clausthal kam im März
2007 nur über einen leak ans Licht der Öffentlichkeit(4). Dadurch unter
Zugzwang, stellte Platzeck die Pläne für drei konkrete neue Tagebaue gleich
in einer gemeinsamen Pressekonferenz mit dem damaligen Tagebaubetreiber
Vattenfall vor(5). Politische Unterschiede zwischen Landesregierung und
Kohlekonzern waren während Platzecks gesamter Amtszeit als
Ministerpräsident nicht wahrnehmbar.

- Als das Bündnis "Keine neuen Tagebaue" Platzeck aufforderte, sich der
Initiative in einer öffentlichen Podiumsdiskussion zu stellen(6), kniff der
Regierungschef, der zuvor in Presse und Landtag gegen die Kohlekritiker
polemisiert hatte. Die Verweigerung eines sachlichen Dialogs soll ihn nun
als Moderator qualifizieren?

- In einem Interview verteidigte Platzeck die Braunkohle mit dem Satz "Ob
wir in Brandenburg unsere Kraftwerke schließen, hat auf das Weltklima
ungefähr so viel Auswirkungen, als ob in China ein Sack Reis umfällt."(7)
Wird das jetzt zum Credo der geplanten Kommission?

- Spätestens 2012 war klar, dass es das "saubere Kohlekraftwerk" mit
CO2-Abscheidung in Deutschland nicht geben wird. Den von vielen Seiten
(etwa vom Nachhaltigkeitsbeirat des Landes) geforderten Plan B zu
diskutieren, hat Platzeck bis zum Ende seiner Amtszeit verweigert.




Fußnoten:

(1) Die 2002 beschlossene "Energiestrategie 2010" wollte Brandenburgs
CO2-Emissionen bis 2010 wenigstens auf 53 Millionen Tonnen senken (S. 47).
Es wurden 3 Millionen mehr (Klimagasinventur 2011 für das Land Brandenburg,
S. 8), Der Tagebau Cottbus-Nord (Abbaggerung des FFH-Gebietes Lakomaer
Teiche) steuerte dazu ca. 5,8 Millionen Tonnen bei.

(2) Brandenburg setzt weiterhin auf Braunkohle. Tagesspiegel, 28. März 2007

(3) u.a. Brandenburg will der Kohle einen Vorteil verschaffen, 20cent, 4.
April 2007, S. 5

(4) Kohle-Irrsinn 23 Dörfer sollen weg, BILD Berlin-Brandenburg, 29. März
2007. S. 11

(5) Pressemitteilung der Staatskanzlei vom 18. September 2007

(6) u.a. Gespräch über die Braunkohle verlangt, Neues Deutschland,
24.11.2007

(7) u.a. Platzeck verteidigt Braunkohle-Strom, 20cent, 4. März 2008, S. 4

 * 
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RAUBBAU/114: Fracking nicht mit uns - am Ende also doch ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - 14. Mai 2018

BBU: Althusmanns Fracking-Vorstoß ist ein Angriff auf die Umwelt



(Bonn, Hannover, 14.05.2018) Auf scharfe Kritik des Bundesverbandes
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU e.V.) ist der Vorstoß des
niedersächsischen Wirtschaftsministers Bernd Althusmann gestoßen,
Probebohrungen unter Anwendung der Fracking-Technik im Schiefergestein
zuzulassen. Der Umweltverband wirft dem CDU-Politiker vor, die
gefährliche Gasfördermethode ohne Rücksicht auf die mit dieser Technik
verbundenen erheblichen Umweltschäden etablieren zu wollen. Der BBU
fordert von der niedersächsischen Landesregierung, Althusmanns
Fracking-Plänen umgehend einen Riegel vorzuschieben.

Oliver Kalusch vom Geschäftsführenden Vorstand des BBU erklärt hierzu:
"Noch im Koalitionsvertrag von SPD und CDU in Niedersachsen stand das
Bekenntnis 'Der Schutz des Trinkwassers hat für uns absoluten Vorrang
vor wirtschaftlichen Interessen'. Mit seiner Fracking-Offensive zeigt
Althusmann, dass dies für ihn nur Lippenbekenntnisse sind. Denn gerade
aus den USA ist bekannt, dass Fracking zu erheblichen
Grundwasserkontaminationen führen kann. Hinzu kommen Gefahren durch
Erdbeben und durch die Verpressung des Lagerstättenwassers aus
Fracking-Bohrungen in den Untergrund. Um den Gaskonzernen den Einstieg
in die Fracking-Technik im Schiefergestein in Deutschland zu
ermöglichen, wirft Althusmann zudem juristische Nebelkerzen. So ist
seine Aussage irreführend, ein pauschaler Ausschluss von Probebohrungen in
unkonventionellen Lagerstätten sei rechtlich fragwürdig. Denn die von der
Bundesregierung beschlossene Fracking-Gesetzgebung besagt, dass diese
Erprobungsmaßnahmen der Zustimmung der jeweiligen Landesregierung bedürfen.
Legt die Landesregierung fest, dass die öffentlichen Interessen Umwelt- und
Gesundheitsschutz absoluten Vorrang haben, können Anträge auf 
Fracking-Probebohrungen im Schiefergestein problemlos abgelehnt werden. Doch genau
dies will Althusmann nicht."

Für den BBU ist es zudem befremdlich, dass der niedersächsische
Umweltminister Olaf Lies, der während seiner Zeit als früherer
Wirtschaftsminister Fracking im Sandstein (Tight-Gas-Reservoirs)
durchgesetzt hat, nun die Rolle des Althusmann-Kritikers spielt, während
Ministerpräsiden Stephan Weil schweigt. Denn die Kritik von Lies bleibt
folgenlos, wenn sich die niedersächsische Landesregierung nicht klar und
öffentlich gegen Althusmanns Fracking-Vorstoß positioniert. Der BBU fordert
daher die niedersächsische Landesregierung und den Ministerpräsidenten Weil
auf, ihr Schweigen aufzugeben und Althusmanns Fracking-Plänen eine klare
Absage zu erteilen.



Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen die
gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

 * 
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SPRACHE/972: Wir sprechen langsamer, wenn wir ein Nomen gebrauchen, und schneller bei Verben (idw)


Universität zu Köln - 15.05.2018

Wir sprechen langsamer, wenn wir ein Nomen gebrauchen, und schneller bei
Verben



Sprachwissenschaftler Frank Seifart zeigt mit einem internationalen
Team, dass die Verwendung von Substantiven über Sprachen hinweg unsere
Sprechgeschwindigkeit drosselt.

Wie schnell wir sprechen, hängt von den eingesetzten Wortarten ab:
Sprecherinnen und Sprecher verlangsamen ihren Redefluss meist vor
Substantiven, vor Verben hingegen viel weniger. Das hat eine Studie unter
Erstautorschaft von Dr. Frank Seifart, Institut für Linguistik der
Universität zu Köln, anhand neun unterschiedlicher Sprachen erstmals
belegt. Das Paper wurde in PNAS veröffentlicht.

Verlangsamungseffekte wie kurze Pausen oder Verzögerungswörtchen wie "Ähh"
liefern wichtige Hinweise darauf, wie unser Gehirn die Sprache
verarbeitet. Sie weisen auf Schwierigkeiten bei der Planung der Äußerung
eines bestimmten Wortes hin.

Das Forscherteam analysierte hunderte von Gesprächsaufnahmen von
sprachlich und kulturell unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen aus der
ganzen Welt, darunter Sprachen aus dem Amazonas-Regenwald, aus Sibirien,
dem Himalaja und der Kalahari-Wüste, aber auch Englisch und
Niederländisch. In den Tonaufnahmen hatten die Linguistinnen und
Linguisten Verlangsamungseffekte vor Substantiven wie "Freund" und Verben
wie "kommen" untersucht. Sie maßen die Äußerungsgeschwindigkeit in Lauten
pro Sekunde und stellten fest, ob die Sprechenden eine kurze Pause machen.
Frank Seifart sagt: "Uns hat besonders erstaunt, dass sich trotz großer
Variation in der lokalen Sprechgeschwindigkeit doch ein deutlicher Effekt
von Nomengebrauch auf Sprechgeschwindigkeit abzeichnet, und das über neun
Sprachen hinweg, die sich stark voneinander unterscheiden. Der Grund dafür
ist, dass Substantive schwieriger zu planen sind, weil sie normalerweise
nur verwendet werden, wenn sie neue Informationen beinhalten."
Beinhalten Nomen bekannte Informationen, werden sie oft durch Pronomen
ersetzt oder komplett weggelassen, wie im Beispiel: "Meine Freundin kam
zurück. Sie (meine Freundin) nahm Platz" oder "Meine Freundin kam zurück
und (-) nahm Platz". "Solche Ersetzungsprinzipien gelten nicht für Verben,
da Verben in der Regel unabhängig davon verwendet werden, ob sie neue oder
alte Informationen tragen", erklärt Seifart.

Balthasar Bickel, Ko-Autor von der ETH Zürich, sagt: "Unser Ergebnis hilft
zu verstehen, wie das menschliche Gehirn Sprache verarbeitet. Künftig muss
sich die neurowissenschaftliche Forschung systematischer mit dem
Informationswert von Wörtern im Gespräch auseinandersetzen und wie das
Gehirn auf Unterschiede in diesen Werten reagiert." Es sei wichtig, für
diese Fragen mehrere Sprachen zu berücksichtigen einschließlich kleinerer,
oft gefährdeter.

Ein Verständnis dessen, wie Sprachen natürlich funktionieren, wird immer
wichtiger angesichts der Herausforderungen, vor denen die sprachliche
Kommunikation im digitalen Zeitalter steht. Künstliche Systeme, mit denen
wir bereits jetzt kommunizieren, verlangsamen ihr Tempo bisher nicht vor
Substantiven, wie der Mensch es macht. Um eine natürliche Wirkung erzielen
zu können, bedarf es einer präzisen Beschreibung menschlichen Sprechens.


Zur Publikation:

"Nowns slow down speech across structurally and culturally diverse
languages"

Frank Seifart, Jan Strunk, Swintha Danielsen Iren Hartmann, Brigitte
Pakendorf, Søren Wichmann, Alena Witzlack-Makarevich, Nivja H. de
Jong, and Balthasar Bickel

PNAS May 14, 2018. 201800708; published ahead of print May 14, 2018

https://doi.org/10.1073/pnas.1800708115

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, Gabriele Meseg-Rutzen, 15.05.2018
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LESUNG/4066: Vreden - Reihe "Blickwinkel live - Lesungen an besonderen Orten" am 24. Mai


Die nächste Lesung der Reihe "Blickwinkel live - Lesungen an
besonderen Orten" findet am 24. Mai im Bauernhausmuseum statt



Vreden. Lebensmeisterinnen stehen im Mittelpunkt der nächsten
Veranstaltung aus der Reihe "Blickwinkel - Vredener Frauen live.
Lesungen und Gespräche an ungewöhnlichen Orten". Im Vredener
Bauernhausmuseum werden vier Frauen aus dem ländlichen Umfeld
vorgestellt, die sich als Lebensmeisterinnen erwiesen haben. Denn
ihnen gelang es, die vielfältigen Aufgaben in Familie, Haushalt,
Landwirtschaft und Arbeit zu erfüllen und sich dabei auch Lebensmut
und Freude im Alltag zu erhalten. Die Lesung in der besonderen
Atmosphäre der alten Bauernhäuser wartet mit Kostproben aus den
Lebensgeschichten und Proben ländlicher Backkunst auf. Wie schon bei
den früheren Veranstaltungen der Reihe werden sich auch an diesem
Abend Texte, Musik und Gedankenaustausch abwechseln, moderiert von
Ingeborg Höting.

Der Themenabend "Lebensmeisterinnen: gestern gelebt - heute erzählt
findet am Donnerstag, 24. Mai, um 19 Uhr im Bauernhausmuseum,
Stadtpark 14, in Vreden statt. Eintrittskarten sind im Vorverkauf zum
Preis von sechs Euro in der Öffentlichen Bücherei Vreden
(Tel.:02564/4683) und an der Abendkasse für 10 Euro erhältlich.
Die Veranstaltungsreihe wird ermöglicht durch die Kooperation von
Öffentlicher Bücherei St. Georg Vreden, der
Gleichstellungsbeauftragten und dem Kulturamt der Stadt Vreden, dem
kult Westmünsterland, dem aktuellen forum Volkshochschule sowie dem
Bündnis für Familie in Vreden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 15. Mai 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41
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LESUNG/4065: Münster - Gioconda Belli "Die bewohnte Frau" am 29. Mai 2018


Autorin der "Bewohnten Frau" tritt am 29. Mai mit der Grupo Sal Duo
auf



Münster (SMS) 30 Jahre sind seit der Veröffentlichung von Gioconda
Bellis epochalem Roman "Die Bewohnte Frau" (La mujer habitada)
vergangen und vor 100 Jahren wurde das Frauenwahlrecht eingeführt.
Zwei Daten, die wichtige Botschaften für die Gleichberechtigung
enthalten und Anlass für eine Konzertlesung der besonderen Art sind,
finden Claudia Berns von Pan y Arte, Martina Arndts-Haupt, Leiterin
des städtischen Frauenbüros, und Dr. Susanne Eichler von der VHS. Die
nicaraguanische Autorin liest aus ihrem Werk "Die Bewohnte Frau" am
Dienstag, 29. Mai, um 19.30 Uhr in der Erlöserkirche an der
Friedrichstraße. Sie wird musikalisch von Grupo Sal Duo begleitet.

Gioconda Belli ist hierzulande eine der meistgelesenen Autorinnen
Lateinamerikas. Sie ist bekannt für ihre sprachliche Kraft und den
selbstbewussten Umgang mit ihren Wünschen und Fantasien - seien diese
politischer oder erotischer Natur. Auf Einladung von Grupo Sal tourt
sie durch Europa und betrachtet ihr Werk im Licht der heutigen Zeit.
Sie wird an dem Abend auch auf die aktuelle Situation in Nicaragua
eingehen.

Die Autorin ist eng mit den vier Bildungsprojekten des münsterschen
Vereins Pan y Arte (Brot und Kunst für Nicaragua) verbunden. Dank Pan
y Arte erhalten viele Kinder und Jugendliche in Nicaragua Zugang zu
Musik, Literatur und Kunst und damit die Chance auf ein
selbstbestimmtes Leben.

Im Wechselspiel mit der Lesung wird Grupo Sal Duo aus Tübingen mit
zeitgenössischen lateinamerikanischen Liedern durch die Veranstaltung
führen. Die Formation mit Aníbal Civilotti und Fernando Dias Costa
ging aus dem Sextett Grupo Sal hervor. Den Vortrag übersetzt Viola
Gabor.

Gioconda Belli wird die Frage aufwerfen, wie sich der Kampf der Frauen
um Gleichberechtigung in den letzten 30 Jahren entwickelt hat. Welche
Träume und Forderungen haben sich erfüllt? Welche sind noch offen oder
hinzugekommen? Der Abend wird außerdem Raum für eine offene Diskussion
zu frauen- und entwicklungspolitischen Themen bieten.

Unterstützung für die Veranstaltung kommt auch von der Katholischen
Arbeitnehmerbewegung, dem Kommunalen Integrationszentrum, von Vamos
e.V. und dem Evangelischen Forum. Karten (15 Euro/ermäßigt 12 Euro)
gibt es bei der VHS und im WN-Ticketshop.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 16. Mai 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4064: Stuttgart - A. Feinberg, M. Langner, Jüdische Rückkehrer in deutschen Theatern nach 1945, 27.06.18


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Mittwoch, 27.06.18, 20.00 Uhr

Wieder im Rampenlicht.

Jüdische Rückkehrer in deutschen Theatern nach 1945

Anat Feinberg, Manfred Langner

Lesung und Gespräch,

Moderation: Gerhard Hirschfeld



Remigration in ein "gebrochenes Leben": Lange Zeit war dies ein
unterbelichtetes - mitunter zu heikles - Thema in der Zeitgeschichte.
Das gilt auch für eine Berufsgruppe, die doch in ganz besonderer
Weise 'im Rampenlicht' der Öffentlichkeit stand: jüdische
Theaterkünstler. Anat Feinberg untersucht die Schicksale von 200
Theaterkünstlern, die nach 1945 entweder auf Dauer oder vorübergehend
in einen der beiden Teile Deutschlands zurückkehrten. Zu den
bekanntesten unter ihnen zählten Ernst Deutsch, Steffie Spira oder
Claudius Kraushaar. Zwar gelang es der Mehrzahl der dauerhaften
Rückkehrer, im deutschen Theaterleben wieder Fuß zu fassen, doch
erwies sich für viele Remigranten die Rückkehr als eine Heraus- und
mitunter auch als eine Überforderung. Nicht selten war es unmöglich,
dort anzuknüpfen, wo die Karriere 1933 ein jähes Ende gefunden hatte.
Erschwerend hinzu kamen die Narben der Vergangenheit: Ausgrenzung,
Emigration und die langen Jahren im Exil hatten viele Remigranten
gezeichnet. Manche Wunde verheilte nie.

In Zusammenarbeit mit dem Alten Schauspiel Stuttgart

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/4063: Stuttgart - Teju Cole, Blinder Fleck, 14.06.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Donnerstag, 14.06.18, 20.00 Uhr

Blinder Fleck

Teju Cole

Lesung, Fotos, Gespräch,

Moderation: Gesa Schneider

Deutsche Lesung: Sebastian Röhrle



Seine Bücher "Open City" und "Jeder Tag gehört dem Dieb" gelten als
herausragende Werke der neueren amerikanischen Literatur und auch
seine fotografische Arbeit wird international ausgestellt: In Nigeria
aufgewachsen kam Teju Cole als Jugendlicher in die USA und lebt als
Kunsthistoriker, Kritiker des "New York Times Magazine",
Schriftsteller und Fotograf in New York. 2011 erlebte er eine Zeit
vorübergehender Erblindung. Danach stellte sich ihm die Frage des
Sehens neu, und er begann mit der Arbeit an seinem fotografischen
Projekt und neuen Buch "Blinder Fleck", das im Juni dieses Jahres
auch auf Deutsch erscheint. Die Bilder dieses Bandes sind Dokumente
von Jahren des Unterwegsseins: der Schatten eines Baumes in Upstate
New York. Ein junger Fremder im Kongo. Eine seltsame Konstellation in
einem Berliner Park, während sich kurze Texte wie ein Voice-Over über
die Bilder legen. Mehr als 150 Fotografien und Texte verbinden sich
in seinem neuen Band zu einem lyrischen visuellen Essay, den er auf
seiner kurzen Reise auch im Stuttgarter Literaturhaus vorstellt.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/4062: Stuttgart - Margriet de Moor, Von Vögeln und Menschen, 12.06.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Dienstag, 12.06.18, 20.00 Uhr

Von Vögeln und Menschen

Margriet de Moor

Lesung und Gespräch,

Moderation: Wolfgang Niess



"Das Buch ist so faszinierend, weil es einen Gedanken vertritt, den
man sonst nirgends findet: Die Idee, dass die Entgleisung des Lebens
nur so weit von unserem Alltag entfernt ist wie eine U-Bahn zu
verpassen." Philipp Tingler, SRF Literaturclub

Margriet De Moor gehört zu den profiliertesten und bedeutendsten
holländischen Schriftstellerinnen und versteht sich auf die Untiefen
menschlicher Beziehungen. Bereits ihr erster Roman "Erst grau dann
weiß dann blau" (1993) wurde ein überragender Erfolg. Heute sind ihre
Romane und Erzählungen in alle Weltsprachen übersetzt. In ihrem neuen
Roman "Von Vögeln und Menschen" erzählt die ausgebildete Pianistin
von drei starken Frauen. Eine Frau gesteht einen Mord, den sie nicht
begangen hat. Aus diesem falschen Geständnis entwickelt sich die
Handlung: Vor dem Amsterdamer Hauptbahnhof klafft eine Baugrube. Auf
dem schmalen Steg davor begegnen sich zwei Frauen. Schreiend beginnt
die jüngere auf die ältere einzuschlagen, bis diese in die Grube
stürzt und den Tod findet. Seit ihrer Kindheit hat Marie Lina den
Gedanken an Rache im Herzen getragen, an diesem Tag bricht er sich
Bahn. Marie Linas Mann ist Vogelvertreiber am Flughafen, sie führen
eine gute Ehe. Die tiefe Wut seiner Frau aber kann er nicht
vertreiben. Warum hat Marie Linas Mutter einst einen Mord gestanden,
den sie nicht begangen hat?

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/4061: Stuttgart - Asli Erdogan, Nicht einmal das Schweigen gehört uns noch, 06.06.18


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Mittwoch, 06.06.18, 20.00 Uhr

Nicht einmal das Schweigen gehört uns noch

Asli Erdogan

Lesung und Gespräch,

Moderation: Sibylle Thelen

Deutsche Lesung: Irene Baumann



"Nicht einmal das Schweigen gehört uns noch", titelt die ehemals
inhaftierte türkische Romanautorin und Oppositionelle Asli Erdogan
ihren Essayband, den sie im Literaturhaus Stuttgart vorstellt. Wegen
ihrer Kolumnen in der pro-kurdischen Zeitung Özgür Gündem wurde Asli
Erdogan nach dem gescheiterten Militärputsch in der Türkei im August
2016 inhaftiert und viereinhalb Monate im Istanbuler Frauengefängnis
Bakirköy festgehalten. Sie ist zur Symbolfigur für die
Meinungsfreiheit und das Ausmaß der türkischen Willkürherrschaft
geworden. 2017 erhielt sie den Stuttgarter FriedensPreis der
AnStifter. Mit ihren Essays meldet sie sich eindrucksvoll zu Wort und
nennt mutig und verzweifelt die Dinge beim Namen: Willkür und
Unterdrückung, Gewalt, Folter, Schuld. Erdogans poetische Sprache ist
die der Romanautorin, ihre Botschaft ist unmissverständlich und für
unser Zusammenleben in Europa zentral.

Eine gemeinsame Veranstaltung des Literaturhauses Stuttgart und des
Bürgerprojekts Die AnStifter

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1152: Stuttgart - Über 'Erdbeben. Träume', mit Marcel Beyer, Gespräch, Musik, Texte, 24.06.18


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Sonntag, 24.06.18, 20.00 Uhr

Über 'Erdbeben. Träume'

Marcel Beyer, Mitglieder des Produktionsteams der Oper Stuttgart

Gespräch, Musik und Texte



Libretto von Marcel Beyer nach Heinrich von Kleist "Erdbeben von
Chili" Die letzte Premiere der Ära Wieler an der Oper Stuttgart ist
eine Uraufführung. Für dieses Abschiedsereignis haben Wieler und sein
Chefdramaturg Sergio Morabito nochmals weit aus - und zugleich große
Literatur und Autoren ins Boot geholt. Im Auftrag der Oper Stuttgart
komponiert Toshio Hosokawa, einer der bedeutendsten japanischen
Komponisten, eine Oper nach Heinrich von Kleists Novelle "Das
Erdbeben in Chili" (1807). Als Librettist konnte der
Georg-Büchner- und Kleist-Preisträger, Lyriker, Erzähler und Essayist
Marcel Beyer gewonnen werden, dessen Sprache unerhört präzise und
hochmusikalisch zugleich ist. Mit ihr lotet er in seinen Romanen,
Essay- und Gedichtbänden immer wieder neu katastrophische Ereignisse
und ihre Verbindungslinien in der europäischen Geschichte aus. Eine
Woche vor der Uraufführung "Erdbeben. Träume" stellen Marcel Beyer
und Mitglieder des Produktionsteams im Literaturhaus das
Sprachkunstwerk seines Librettos vor.

In Zusammenarbeit mit der Oper Stuttgart

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1151: Stuttgart - Wissenschaftsfragen, Gespräch mit Wolf Singer, Hirnforschung, 07.06.18


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Donnerstag, 07.06.18, 20.00 Uhr

Hirnforschung

Wolf Singer

Veranstaltungsreihe: Wissenschaftsfragen

Gespräch,

Moderation: Joachim Kalka



In der Reihe "Wissenschaftsfragen" spricht Joachim Kalka diesmal mit
Wolf Singer, dem Doyen der neurophysiologischen Forschung in
Deutschland. Der 1943 geborene Mediziner wurde 1981 Direktor der
Abteilung für Neurophysiologie am Max-Plack-Institut für
Hirnforschung in Frankfurt und ist selbst Gründer oder Mitgründer
verschiedener wissenschaftlicher Institute. Seine auch international
weitverzweigte, vielbeachtete Tätigkeit als Grundlagenforscher und
Wissenschaftspublizist hat ihn deshalb so bekannt gemacht, weil das
spezielle Erkenntnisinteresse der von ihm auch als Emeritus weiter
betriebenen und vertretenen Hirnforschung grundlegende Fragen der
Existenz wie die Freiheit des Willens oder die Schuldfähigkeit des
Menschen unmittelbar berührt.

In Zusammenarbeit mit dem IZKT und der Akademie für gesprochenes Wort

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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BIBLIOTHEK/643: Rostock - Neue Fachbibliothek Theologie und Philosophie im Michaeliskloster (idw)


Universität Rostock - 15.05.2018

Neue Fachbibliothek Theologie und Philosophie im Michaeliskloster



Mit einer akademischen Feier am 9. Mai 2018, zur Eröffnung der neuen
Fachbibliothek Theologie und Philosophie im historischen Michaeliskloster
in der Altbettelmönchstraße 4, hat die Universitätsbibliothek Rostock nach
knapp einem Jahr ihren Rekordumzug abgeschlossen. In den letzten Monaten
sind 26 km Bücher und Zeitschriften an neue Standorte gebracht worden. An
der Feier nahmen der Dekan der Philosophischen Fakultät, Professor Sven
Bruhn, und der Dekan der Theologischen Fakultät, Professor Heinrich Holze,
sowie als Ehrengast der Landesbischof Gerhard Ulrich teil.

Mit dem Umzug ist die Universitätsbibliothek der Umsetzung des 1994
beschlossenen Standortkonzeptes für die Universitätsbibliothek einen
kleinen Schritt weitergekommen. Nachdem 2004 die Campusbibliothek Südstadt
für die vier naturwissenschaftlich-technischen Fakultäten eröffnet werden
konnte, hat nun die kleinste Fakultätsbibliothek, die der Theologischen
Fakultät, ihren endgültigen Bestimmungsort erreicht. Mit der
Fachbibliothek der Theologie ist auch die Bibliothek der Philosophie
umgezogen. Für deren Bestände ist der Umzug allerdings nur eine
Zwischenstation auf dem Weg in die künftige geisteswissenschaftliche
Bibliothek auf dem Campus Ulmenstraße.

Des einen Freud ist des anderen Leid: Die Fachbibliothek Geschichte, die
seit 1999 im Michaeliskloster in der Altbettelmönchstraße 4 untergebracht
war, ist für das Gebäude zu groß geworden und in provisorische
Bibliotheksräume im Hochhaus in der August-Bebel-Straße 28 umgezogen.

Neben der Philosophischen Fakultät, zu der auch die Fachbibliothek der
Geschichte gehört, warten noch zwei weitere Fakultäten auf die
Realisierung der für sie geplanten Bibliotheksbauten. Für die Juristische,
die Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche und die Philosophische
Fakultät ist bis 2023 ein Bibliotheksneubau am Campus Ulmenstraße geplant.
"Das Bildungsministerium hat das Raumprogramm für die Bibliothek bereits
vor drei Jahren genehmigt. Wir hoffen daher, dass vom Finanzministerium
bald grünes Licht für den Architektenwettbewerb gegeben wird, damit wir
den Studierenden der nächsten Generation bessere Studienbedingungen bieten
können", sagt Bibliotheksdirektor Robert Zepf. "Der provisorische
Containerbau aus den 1990er Jahren, in dem die Fachbibliothek Sprach- und
Literaturwissenschaften untergebracht ist, hat nämlich seine maximale
Nutzungsdauer fast erreicht und kann nur noch mühsam in Betrieb gehalten
werden. In diesem Jahr sind immerhin Baumaßnahmen geplant, um das Dach
wieder dicht zu bekommen."

"Die Umzüge waren notwendig geworden, da wir an allen Ecken und Enden
Probleme hatten, in den provisorischen Bibliotheksräumen neue Literatur
aufzustellen", erläutert Lisa Krebes, die Leiterin der Campusbibliothek
Innenstadt. "Durch den Umzug können die neu gebildeten Fächerteams mit der
Aufgabe beginnen, die Fachbestände für den Umzug in die künftige
Bibliothek auf dem Campus Ulmenstraße vorzubereiten. Geplant ist unter
anderem die Ausstattung der Bücher mit RFID-Etiketten. Damit kann die
Ausleihe und Rückgabe der Bücher vereinfacht und beschleunigt werden."


Weitere Informationen unter:

http://www.ub.uni-rostock.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution210

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Rostock, Ann-Kathrin Schöpflin, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/604: Stuttgart - Wetterleuchten, Sommermarkt der unabhängigen Verlage, 30.06.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Samstag, 30.06.18, 11.00 Uhr

Wetterleuchten - Sommermarkt der unabhängigen Verlage

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Sommermarkt, Lesungen, Workshops, Performance, Ausstellungen,
Liegestühle & Pool



Wenn rosa Wale im Neckar schwimmen und unter tropischen Palmen weiß
gedeckte Büchertische stehen, dann ist es wieder Zeit für's
WETTERLEUCHTEN - den Sommermarkt der unabhängigen Verlage. Noch vor
der Sommerpause können Sie einen ganzen Tag lang zuhören, blättern,
leise staunen und beglückt jubeln - und natürlich auch kaufen:
Stellen Sie Ihre ganz persönliche Sommerlektürekiste zusammen und
nehmen Sie das literarische Wetterleuchten, den Widerschein der
unabhängigen Verlage, vom Liegestuhl am Literaturhaus gleich mit an
den Urlaubsstrand! Der Markttag wird begleitet von einem
internationalen Bühnenprogramm aus Prosa, Lyrik und Comics über die
große Liebe und scheiternde Träume, die europäische Avantgarde und
schwäbische Rebellen, eine Reise in den indischen Himalaya und zum
entlegenen Planeten Damiem. Paperrazza tuscht Portraits, eine
Schnipsel- und Klebewerksatt gibt's für alle Kinder und zum Abschluss
lassen wir die Korken knallen bei der Verleihung des Preises für
literarisch ambitionierte Kleinverlage in Baden-Württemberg.

Über 40 Verlage aus Deutschland, Frankreich, Österreich und der
Schweiz sind dabei: avant-Verlag * AvivA Verlag * Binnoki * Bohem
Press * Cass Verlag * Das kulturelle Gedächtnis * Die Andere
Bibliothek * DerDiwan Hörbuchverlag * Dieterich'sche
Verlagsbuchhandlung * Literaturverlag Droschl * edition clandestin *
edition fünf * Edition Solitude * edition Tiamat * edition totale
eclipse * EXP.edition * Frankfurter Verlagsanstalt * Griot Hörbuch
Verlag * Guggolz Verlag * Hirzel Verlag * Ink Press * Jung und Jung *
Klöpfer & Meyer * Lilienfeld Verlag * Limmat Verlag * Lost Books *
Luftschacht * MaroVerlag * Merz Akademie * Mikrotext * Parallelallee
* Reprodukt * Secession Verlag* Septime * Staatliche Akademie der
Bildenden Künste * Transit Buchverlag * Tropen-Verlag * Tulipan
Verlag * Ulrich Keicher Verlag * Verbrecher Verlag * Verlag Das
Wunderhorn * Verlag die Brotsuppe * Weidle Verlag * Weissbooks
Unterstützt wird das Ganze vom Ministerium für Wissenschaft,
Forschung und Kunst, der Peter Horvath-Stiftung, der Stadt Stuttgart,
dem Wirtschaftsclub im Literaturhaus e.V. sowie Pro Helvetia,
Schweizer Kulturstiftung.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/238: Hannover - Herrenhäuser Forum "1968 - 50 Jahre nach der Revolte", 20.06.2018


idw - Pressemitteilung: VolkswagenStiftung

Öffentliche Veranstaltungen am 20. Juni in Hannover

Was bleibt von 1968? Herrenhäuser Forum blickt zurück auf die
Revolten 



Die Revolten um das Jahr 1968 beeinflussten auch das innenpolitische
Klima der damals noch jungen Bundesrepublik enorm: In Deutschland
kamen vor allem die Diskussionen um eine Aufarbeitung der
NS-Vergangenheit zurück auf die politische Agenda. Zugleich brachten
das Aufbegehren gegen das Establishment und die Demonstrationen gegen
den Vietnamkrieg rund um den Erdball neue Formen des Protests hervor.
Anfang Juli 2018, 50 Jahre nach den global auftretenden Protesten,
wird im Foyer der Volkshochschule Hannover eine Ausstellung eröffnet,
die auf die lokalen und regionalen Aspekte dieser Bewegungen
fokussiert: "Ansichten der Revolte - Hannover 1967-1969." Denn
Hannovers besonderer Bezug zu den Protesten begründet sich unter
anderem darin, dass Benno Ohnesorg, der bei der Demonstration am 2.
Juni 1967 gegen den Staatsbesuch des Schahs von Persien in West-Berlin
erschossen wurde, aus Hannover stammte. Ohnesorg wurde kurz nach
seinem Tod in seine Geburtsstadt überführt, woraufhin tausende
Studenten schweigend durch die Stadt marschierten. Die studentischen
und außerparlamentarischen Proteste schwappten von Berlin aus ins
gesamte Bundesgebiet und kennzeichnen den Charakter der 68er-Revolte
in Deutschland. Wie aber wird ein halbes Jahrhundert später daran
erinnert? Verklärend, vereinnahmend oder ablehnend? Was bleibt von
1968?

Herrenhäuser Forum: "1968 - 50 Jahre nach der Revolte"

Mittwoch, 20. Juni 2018, 19 Uhr

Auditorium, Tagungszentrum Schloss Herrenhausen, Hannover

Der Eintritt ist frei, die Kapazitäten sind begrenzt. 

Eine Anmeldung ist nicht erforderlich, der Einlass beginnt um 18:15
Uhr.

PROGRAMM:

Vortrag

Prof. Dr. Sven Reichardt, Universität Konstanz

Podiumsgespräch mit

Prof. em. Dr. Klaus Meschkat, Universität Hannover

Dr. Gerd Weiberg, Kurator, Ausstellung "Ansichten der Revolte - Hannover 1967-1969"

Moderation durch Stephan Lohr, Büro für Kunst und Literatur, Hannover

Weitere Informationen zu Veranstaltungen der VolkswagenStiftung finden Sie unter:

www.volkswagenstiftung.de/veranstaltungen/veranstaltungskalender

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution458

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

VolkswagenStiftung, Jens Rehländer, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6065: Stuttgart - Anja Kampmann, Wie hoch die Wasser steigen, 19.06.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Dienstag, 19.06.18, 20.00 Uhr

Wie hoch die Wasser steigen

Anja Kampmann

Lesung und Gespräch,

Moderation: Helmut Böttiger



"Anja Kampmann wagt eine Reise an die Wurzel unserer Gegenwart -
atmosphärisch, intensiv, sinnlich." Lutz Seiler

In Anja Kampmanns Debütroman "Wie hoch die Wasser steigen" begeben
wir uns auf die Odyssee eines modernen Wanderarbeiters. In der
scharfgestellten Wahrnehmung eines Brennglases und in traumsicherer
Begehung der Gegenwart erzählt Anja Kampmann von Wenzel Groszak,
einem Ölbohrarbeiter auf einer Plattform mitten im Meer, der in einer
stürmischen Nacht seinen einzigen Freund verliert. Nach dessen Tod
reist Wenzel nach Ungarn, um der Familie seine zurückgelassenen
Sachen zu übergeben. "Es ist die Sprache, die aus hoch technisierten
Abläufen auf Ölbohrplattformen im offenen Meer und einer archaischen
Existenz im Gebirge dieselben poetischen Funken schlagen kann," so
Helmut Böttiger in der Süddeutschen Zeitung. Dieser Tod seines
Freundes führt Wenzel an verschiedene Orte, die alle etwas mit seinem
Leben, seiner Liebe zu Milena zu tun haben, doch wie wenig greifbar
dieses Leben geworden ist, stellt sich erst im Lauf der Zeit heraus.

Anja Kampmann wurde 1983 in Hamburg geboren. Sie studierte an der
Universität Hamburg und am Deutschen Literaturinstitut in Leipzig,
veröffentlichte in Zeitschriften, und erhielt bereits einige
Auszeichnungen. Bei Hanser erschienen ihr Gedichtband "Proben von
Stein und Licht" (2016).

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6064: Stuttgart - Das Junge Literaturhaus, Julia Weber, Immer ist alles schön, 04.06.18


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Montag, 04.06.18, 19.00 Uhr

Immer ist alles schön - Julia Weber

Veranstaltungsreihe: U35 - das Junge Literaturhaus

zwischen/lese = Lesestunde



Das Leben sei eine Wucht, sagt Anais' Mutter, und dass sie gerne noch
ein Glas Wein hätte. Denn es hält ihren Sehnsüchten nicht stand, das
Leben, und die Männer halten ihrer Liebe nicht stand. Anais und ihr
Bruder Bruno versuchen sich und die Mutter zu schützen vor der
Außenwelt, die in Gestalt von Mutters Männern mit Haaren auf der
Brust in der Küche steht. Oder in der Gestalt von Peter, der ihre
Wohnung seltsam findet und nichts anfangen kann mit den tausend, auf
der Straße zusammen gesammelten Dingen. In Gestalt eines Mannes vom
Jugendamt, der viele Fragen stellt, und in Gestalt einer Nachbarin,
die im Treppenhaus lauscht. Je mehr diese Außenwelt in ihre eigene
eindringt, desto mehr ziehen sich die Kinder in ihre Fantasie zurück.
Mit leisem Humor erzählt Julia Weber in "Immer ist alles schön" von
scheiternder Lebensfreude in einer geordneten Welt und davon, wie
zwei Kinder versuchen, ihre eigene Logik dagegenzusetzen. Wir lesen
das Buch, sprechen darüber und haben beim "Wetterleuchten" am 30.6.
die Gelegenheit, die Autorin zu treffen, zu hören und auszufragen.

Eintritt: Mitglieder frei / Gäste 3,- Euro

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1044: Stuttgart - Ein Abend zum 150. Geburtstag von Stefan George, 28.06.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Donnerstag, 28.06.18, 20.00 Uhr

Rosen und Disteln. Ein Abend zum 150. Geburtstag von Stefan
George

Ernst Osterkamp, Jan Wagner, Monika Rinck

Lesung und Gespräch



Rosen oder Disteln, was bekommt der Jubilar? Diese Frage stellt die
Stefan George Stiftung anlässlich des 150. Geburtstages Stefan
Georges am 12.6. an ihren Vorsitzenden, den Berliner
Literaturwissenschaftler Ernst Osterkamp, sowie an zwei der
wichtigsten deutschen Lyriker*innen unserer Zeit: Jan Wagner
antwortet mit "aus dem Schilfpalast", und Monika Rinck gibt "Der
George-Kreisel: Eine Operette". Jan Wagner, 1971 in Hamburg geboren,
lebt in Berlin. 2017 wurde er mit dem Georg-Büchner-Preis
ausgezeichnet. Für seinen Gedichtband "Regentonnenvariationen" (2014)
gewann er 2015 den Preis der Leipziger Buchmesse. Monika Rinck,
geboren 1971 in Zweibrücken, lebt in Berlin. Neben zahlreichen
Auszeichnungen und Dozenturen wurde sie 2015 mit dem Kleist-Preis
ausgezeichnet; 2013 erhielt sie für ihren Gedichtband
"Honigprotokolle" den renommierten Peter-Huchel-Preis.

In Zusammenarbeit mit dem Stefan George Archiv in der

Württembergischen Landesbibliothek

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1043: Stuttgart - Christina von Braun, Antje Rávic Strubel, Blutsbande, 18.06.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Montag, 18.06.18, 20.00 Uhr

Blutsbande

Christina von Braun, Antje Rávic Strubel

Veranstaltungsreihe: I am not. Feminismus in Literatur, Kultur und
Gesellschaft

Lesung und Gespräch,

Moderation: Catherine Newmark



Patchwork, Homo-Ehe, In-vitro-Fertilisation - was die einen als
Untergang des Abendlandes bezeichnen, ist für andere eine Öffnung
unserer Konzepte von Liebe, Beziehung und Familie. Die renommierte
Kulturwissenschaftlerin Christina von Braun blickt zurück in die
Geschichte, um unsere Verwandtschaftskonzepte zu erklären. "Blut ist
ein ganz besonderer Saft", sagt Mephisto zu Faust, den er den Pakt
mit seinem Blut unterschreiben lässt. Für die Kultur des Westens sind
"Blutsbande" auch die Basis von Verwandtschaftsbeziehungen, die sich
im Zeitalter von Genetik und Reproduktionsmedizin jedoch
einschneidend verändert haben, wenn zunehmend auch soziale und
kulturelle Verwandtschaftsdefinitionen in den Vordergrund treten und
um neue Geschlechter- und Elternschaftsmodelle erweitert werden. Mit
ihr spricht die feministische Schriftstellerin und Übersetzerin Antje
Ravic Strubel. In ihrem Roman "In den Wäldern des menschlichen
Herzens" spricht auch sie von der Freiheit, Identitäten beweglich zu
denken, sowohl im eigenen Leben als auch in ihrer Literatur. Und in
"Sturz der Tage", Strubels Roman aus dem Jahr 2011, stehen Fragen der
Blutsbande gleich direkt im Zentrum, ein Inzest wird nach der
'Entdeckung' bejaht und gelebt.

Gefördert im Rahmen des Literatursommers 2018 - eine
Veranstaltungsreihe der Baden-Württemberg Stiftung, in Zusammenarbeit
mit der Heinrich Böll Stiftung Baden-Württemberg, FrideL und der
Abteilung Neuere deutsche Literatur der Universität Stuttgart

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8278: Und morgen, den 17. Mai 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 17.05.2018 bis zum 18.05.2018 +++






[image: Jean-Luc 8278 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Vergleichsweise kühl,

doch Sonne durchweg,

für Jean ein Gefühl

wie Urlaub im Dreck.
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





MELDUNG/363: Mehr als ein Religionskrieg - Zum 400. Jubiläum des Dreißigjährigen Krieges (idw)


Alpen-Adria-Universität Klagenfurt - 15.05.2018

Mehr als ein Religionskrieg: Zum 400. Jubiläum des Dreißigjährigen
Krieges 



Am 23. Mai 1618 begingen protestantische Stände Gewalthandlungen an
katholischen Statthaltern der Habsburger in Prag. Der Prager Fenstersturz
war der Beginn des Dreißigjährigen Krieges, der in den folgenden
Jahrzehnten - begleitet von Hungersnöten und Seuchen - Landstriche Europas
entvölkern sollte. Das Institut für Germanistik lädt in Kooperation
mit der Fakultät für Linguistik und Literaturwissenschaft der Universität
Bielefeld von 22. - 23. Mai 2018 zu einer internationalen Tagung "Der
Dreißigjährige Krieg - Ereignis und Narration", gefördert von der Fritz
Thyssen Stiftung. Dabei soll dem vornehmlich als Religionskrieg erzählten
Geschehen vieldimensional auf den Grund gegangen werden.

"Der Dreißigjährige Krieg wurde spätestens in der Nachfolge von Friedrich
Schiller, der eine große Abhandlung darüber geschrieben hat, als
Religionskrieg gesehen. Wenn man allerdings genauer hinschaut, ist das
eine sehr schlichte Erzählung, die nicht dazu angetan sein kann, eine
lineare Erklärung für die Geschehnisse zu geben", so Tagungsleiterin
Sabine Seelbach (Institut für Germanistik). Es sei eine ganze Vielfalt
dynastischer Interessen und persönlicher Ambitionen von beschränkter
temporärer Gültigkeit, die dafür verantwortlich zeichnet, dass man sich
drei Jahrzehnte lang militärisch auseinandersetzte.

Als Beispiel nennt Seelbach das Moment einer persönlichen Kränkung,
das mitunter dem Prager Fenstersturz zugrunde lag: "Graf Heinrich von Thurn
wurde die Funktion als Burggraf von Karlstejn entzogen, nachdem er sich
bei der Abstimmung für den neuen böhmischen König gegen den Habsburger
Ferdinand entschieden hat. Dieses Amt als Burggraf von Karlstejn ist
hoch symbolisch, hütet er doch die böhmischen Kronjuwelen. Von Thurn wurde
dafür abgestraft und ersetzt durch den erzkatholischen Jaroslav von
Martinic. Ein Schelm, der Böses dabei denkt, warum nun von Thurn den
von Martinic aus dem Fenster wirft", erklärt Seelbach.

Den Literaturwissenschaftlerinnen und -wissenschaftlern stehen eine
Reihe von Quellen zur Verfügung, um den Geschehnissen auf die Spur zu
kommen: So sind sowohl literarische Texte, als auch die zeitgenössische
Presse, Flugblätter und autobiographische Notizen Gegenstände der
Untersuchung. Für Sabine Seelbach lohnt sich die Beschäftigung mit der
Vielgestaltigkeit von Kriegsursachen auch, um heutige Konfliktregionen
besser zu verstehen: "Ich sehe Parallelen zu den Geschehnissen im Nahen
Osten. Auch hier ist der verfremdete Blick des Westens sehr einfach. Man
sieht den Glaubenskrieg, man sieht aber nicht die Akteure und die
temporären Bündnisse, weil das Grundverständnis der Ethnien und deren
Geschichte fehlt."


Weitere Informationen unter:

https://www.aau.at/blog/der-dreissigjaehrige-krieg-ereignis-und-narration/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution78

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alpen-Adria-Universität Klagenfurt, Dr. Romy Müller, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/654: Stuttgart - Zeit der Zauberer (1919-1929), Wolfram Eilenberger in Lesung und Gespräch, 11.06.18


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2018

Montag, 11.06.18, 20.00 Uhr

Zeit der Zauberer

Wolfram Eilenberger

Lesung und Gespräch,

Moderation: Felix Heidenreich



Während die akademische Philosophie heute auf ihrem historischen
Tiefpunkt angelangt sei, so Wolfram Eilenberger, markierten die Jahre
1919 bis 1929 eine Epoche unvergleichlicher geistiger Kreativität, in
der vier große Denker die Philosophie revolutionierten. Die großen
Philosophen Ludwig Wittgenstein, Walter Benjamin, Ernst Cassirer und
Martin Heidegger prägten diese Epoche und ließen die deutsche Sprache
ein letztes Mal vor der Katastrophe des Zweiten Weltkriegs zur
Sprache des Geistes werden.

Wolfram Eilenberger, Chefredakteur des "Philosophie Magazins",
erweckt die Philosophie der Zwanziger Jahre und mit ihr ein ganzes
Jahrzehnt zwischen Lebenslust und Wirtschaftskrise, Nachkrieg und
aufkommendem Nationalsozialismus zum Leben. Der kometenhafte Aufstieg
Martin Heideggers, der taumelnde Walter Benjamin, der Genius und
Milliardärssohn Wittgenstein schließlich Ernst Cassirer, der Jahre
vor seiner Emigration in den bürgerlichen Vierteln Hamburgs am
eigenen Leib den aufsteigenden Antisemitismus erfährt. In den
Lebenswegen und dem revolutionären Denken dieser vier
Ausnahmephilosophen sieht Wolfram Eilenberger den Ursprung unserer
heutigen Welt begründet.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/653: Bielefeld - Stadtrundgang "Zwangsarbeit zur NS-Zeit" am 20. Mai 2018


Stadtrundgang: Zwangsarbeit in Bielefeld



Bielefeld (bi). Am Sonntag, 20. Mai, um 11 Uhr bietet das Historische
Museum einen Stadtrundgang zur Zwangsarbeit während der Zeit des
Nationalsozialismus an. Mehr als 10 Millionen "Fremdarbeiter" und
Kriegsgefangene, überwiegend aus Osteuropa, mussten in Fabriken und in
der Landwirtschaft mit ihrer Arbeit das NS-Regime unterstützen. Dabei
waren schlechte Verpflegung, die Unterbringung in Lagern und rigide
Strafen an der Tagesordnung. Auch in Bielefeld profitierten viele
Unternehmen von etwa 10.000 Zwangsarbeiterinnen und -arbeitern.

Treffpunkt für die Veranstaltung ist die Museumskasse.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 15. Mai 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AKTION/937: Hamburg - Künstlergruppe Meyer&Kowski lädt ein zum Crowdpainting, 17.05.2018


Unter dem Motto "Hamburg malt Merkel" lädt die Künstlergruppe Meyer&Kowski

am Donnerstag, den 17. Mai ab 18.00 Uhr ins Fleetstreet Theater zum Crowdpainting ein.



Egal welchen Hintergrund die Besucherinnen und Besucher haben: Es ist
ganz einfach, mitzumachen. Der oder die Einzelne muss kein Künstler
sein - die Crowd ist der Künstler! Die Idee geht zurück auf einen
aktuellen Trend aus Finnland. Leute treffen sich, tanzen und feiern;
dabei malen sie gemeinsam riesige Bilder nach dem Prinzip "Malen nach
Zahlen" aus.

Am 17. Mai ab 18 Uhr stehen in der Fleetstreet vier große (jew. 2m x
2,5m ) Portraits der Bundeskanzlerin bereit, um gemeinsam gemalt zu
werden. Meyer&Kowski schaffen mit Hamburg malt Merkel! ein
demokratisches Moment. Malen nach Zahlen scheint dafür die ideale Form
zu sein: Wirklich jeder/jede kann mitmachen, unabhängig von Alter,
Geschlecht, Herkunft oder Religion.

Kommt am 17.05.18 einfach vorbei und seid dabei! Für das Trinken und
Tanzen haben wir aus der Minibar in Wilhelmsburg Marcus an die
Cocktails und DJ Jost an den Plattenteller gebeten.

Wir freuen uns auf euch!

 * 

Quelle:

Fleetstreet Theater

Admiralitätstraße 76, 20459 Hamburg

E-Mail: info@fleetstreet-hamburg.de

Internet: http://www.fleetstreet-hamburg.de
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INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/6645: Wahl im Irak offenbart tiefe politische und soziale Krise


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Wahl im Irak offenbart tiefe politische und soziale Krise

Von James Cogan

16. Mai 2018



Die Parlamentswahl vom 12. Mai im Irak enthüllte die große Unzufriedenheit
der Bevölkerung und eine zutiefst instabile politische Situation. Kein
Parteienbündnis erhielt auch nur annährend die Unterstützung, die
ausreichen würde, um in dem 329-köpfigen Parlament eine Regierung zu
bilden.

Landesweit gaben nur 44,52 Prozent der Wahlberechtigten ihre Stimme ab. Bei
früheren Wahlen waren es noch mindestens 60 Prozent. In der Hauptstadt
Bagdad lag die Wahlbeteiligung bei kaum 32 Prozent.

Das Ergebnis wird die politischen Konflikte in allen Regionen des Iraks
weiter anheizen. In dem Land, das seit fünfzehn Jahren von den USA und
ihren Verbündeten verwüstet wird, treten die sozialen Gegensätze und
Klassenkonflikte immer stärker hervor.

Von den zwei Millionen Menschen, die seit 2014 durch den US-gestützten
Krieg gegen den Islamischen Staat (IS) aus ihrer Heimat vertrieben worden
sind, waren nur 300.000 überhaupt als Wähler zugelassen. In den stark vom
Krieg betroffenen Provinzen mit überwiegend sunnitischer Bevölkerung, zum
Beispiel in Anbar im Westen und Ninive im Nordwesten, war die
Wahlbeteiligung besonders gering.

In den drei Provinzen der autonomen Region Kurdistan und in der Provinz
Kirkuk soll es zu Unregelmäßigkeiten der dominierenden Patriotische Union
Kurdistans (PUK) gekommen sein. Ihre Gegner beschweren sich inzwischen über
Wahlbetrug und Vetternwirtschaft und fordern Neuwahlen oder eine
Neuauszählung der Stimmen. Gegen Demonstrationen wurde die Polizei
aufgeboten, und es droht eine weitere Eskalation der Gewalt.

Vor der Wahl hatte man der schiitischen Koalition unter Führung des
scheidenden Ministerpräsidenten Haider al-Abadi gute Chancen eingeräumt.
Al-Abadis Koalition, die von den USA unterstützt wird, erlitt jedoch ein
Fiasko und gewann nur noch 42 der 329 Sitze. Ein Versuch, Abadi weiterhin
als Ministerpräsidenten beizubehalten, wird wochen- und monatelange
Verhandlungen hinter den Kulissen erfordern.

Die rivalisierende schiitische Koalition unter der Führung von Nuri
al-Maliki gewann nur 25 Sitze. Maliki trat 2014 auf Druck Washingtons als
Premierminister zurück, nachdem der IS die Kontrolle über den Westen und
Norden des Landes erobert hatte.

Die "Fatah"-Koalition unter Hadi al-Amiri wurde mit 47 Sitzen zum
zweitgrößten Block im Parlament. Amiri ist der Anführer der
Badr-Organisation, einer schiitisch-fundamentalistischen Bewegung mit
Beziehungen zum Iran, die neben der PUK und anderen
kurdisch-nationalistischen Parteien nach dem Einmarsch der USA 2003 als die
stärksten Unterstützer der US-Besatzung auftraten.

Die Badr-Bewegung stellte das Personal für die von den USA ausgebildeten
Todesschwadronen der irakischen Spezialtruppen, die Zehntausende
mutmaßlicher Gegner der Besatzung und Unterstützer des ehemaligen
Baath-Regimes von Saddam Hussein ermordeten.

Allerdings schickte Badr in den Jahren 2011 und 2012 ihre Kämpfer zusammen
mit andern schiitischen Milizen nach Syrien, um an der Seite der
Regierungstruppen gegen die von den USA unterstützten "Rebellen" zu
kämpfen. Nachdem der IS im Jahr 2014 auch in den Irak eingefallen war,
stellte Badr wiederum viele Milizionäre, die an der Seite der
US-amerikanischen und irakischen Regierungstruppen den IS bekämpften.
Amiris Koalition profitierte bei der Wahl vor allem von der Rolle ihrer
Miliz bei der Niederschlagung des IS.

Am meisten Stimmen gewann die "Allianz der Revolutionäre für Reform"; sie
wird mit 54 Sitzen den größten Block im Parlament stellen. Diese hochgradig
instabile Gruppierung wird von der Sadr-Bewegung des
bürgerlich-nationalistischen Geistlichen Muktada al-Sadr angeführt, der
sich mit der stalinistischen Kommunistischen Partei des Irak (KP)
zusammengeschlossen hat. Die "Allianz" erhielt breite Unterstützung in den
Arbeitervororten und Slums von Bagdad und anderen Großstädten.

Dieser Block ist von Widersprüchen zerrissen. Die irakische KP hatte den
US-Einmarsch und die Besatzung im Jahr 2003 uneingeschränkt unterstützt.
Die Sadr-Bewegung, deren wichtigste Basis in den ärmsten Arbeitergebieten
von Bagdad liegt, hatte die Besatzung anfangs abgelehnt. Im Jahr 2004 rief
Sadr zum bewaffneten Widerstand auf. Seine Mahdi-Armee erlitt in offenen
Schlachten mit den amerikanischen und britischen Truppen in Bagdad, Basra,
Nadschaf und anderen Städten in den mehrheitlich schiitischen Provinzen des
Iraks schwere Verluste.

In Worten leistete Sadr auf der Grundlage einer irakisch-nationalistischen
Perspektive weiterhin Widerstand gegen die amerikanische Besatzung, doch ab
2006 wandte sich seine Bewegung auf der Grundlage religiöser Gewalt vor
allem gegen die Sunniten. Sadrs Mahdi-Armee war für einige der schlimmsten
Gräueltaten verantwortlich, als ein Großteil der sunnitischen Bevölkerung
Bagdads gezwungen wurde, sich in konfessionell getrennte Bezirke
niederzulassen. Nach 2007 stellten die Sadristen ihren Widerstand
größtenteils ein und kandidierten für das Parlament. Unter der US-Besatzung
übernahmen sie mehrfach Ministerposten in der schiitisch dominierten
Regierung.

Im Jahr 2016 schloss Sadr ein Bündnis mit der KP. Die Allianz trat
lautstark gegen die schreckliche Armut der Arbeiterklasse auf und strebte
gleichzeitig still und leise bessere Posten und Privilegien für ihre
Führungskräfte an. Angesichts der wachsenden Spannungen zwischen den USA
und dem Iran hat Sadr seine nationalistischen Angriffe gegen den Einfluss
des Irans auf die schiitischen Parteien im Irak verstärkt. Er wirft Teheran
vor, es wolle das Land und seine Rohstoffe übernehmen.

Der scheidende Ministerpräsident Abadi hat seine Bereitschaft angedeutet,
mit den Sadristen über die Bildung einer neuen Regierung zu verhandeln. Die
Fatah hat jedoch erklärt, sie lehne jede Regierungsbeteiligung von Parteien
wie der KP ab, die eine nominell säkulare Perspektive vertreten. Dieser
Standpunkt soll wohl eher Abadi und andere politische Gruppen dazu bringen,
die Sadristen und ihre anti-iranische Position auszuschließen.

Es ist durchaus vorstellbar, dass die amerikanischen Behörden auf die
Bildung eines Blocks zwischen Abadi, Maliki und den Sadristen drängen. Sadr
wird in den etablierten Medien zwar als "Antiamerikaner" dargestellt, er
hat jedoch in der Vergangenheit seine Bereitschaft gezeigt, mit den USA
zusammenzuarbeiten, um die Interessen einer Schicht der schiitischen Elite
zu schützen, die er vertritt.

Vor dem Hintergrund von Trumps Rückzug aus dem Atomabkommen mit dem Iran
aus dem Jahr 2015 und angesichts der rapide zunehmenden Spannungen in der
Region könnte Washington die Sadristen möglicherweise als Gegengewicht
gegen Teherans Einfluss unterstützen.
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Die Tarifverhandlungen in der Bauwirtschaft sind in der Nacht auf Samstag
nach 19-stündigen Beratungen in der zweiten Schlichtungsrunde beendet
worden. Zuvor hatten die Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU)
und die beiden Arbeitgeberverbände, der Zentralverband Deutsches Baugewerbe
(ZDB) und der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie (HDB), die
Tarifverhandlungen für 800.000 Bauarbeiter für gescheitert erklärt.

Das Ergebnis des Schlichterspruchs, das in den nächsten 14 Tagen von den
beiden Vertragsparteien angenommen werden soll, liegt auf der Linie der
Tarifergebnisse der letzten Monate, etwa in der Metall- und
Elektroindustrie oder dem öffentlichen Dienst, in deren Mittelpunkt die
außerordentlich lange Laufzeit steht.

Auch die Schlichtungskommission der IG BAU hat einer Vereinbarung
zugestimmt, die erst Ende April 2020 ausläuft. Da der alte Tarif Ende
Februar dieses Jahres endete, liegt die Laufzeit bei 26 Monaten. Die
Gewerkschaften halten damit der Bundesregierung und den Unternehmen den
Rücken frei. In einer Krise, die von wachsenden internationalen Spannungen,
der Aufrüstung der Bundeswehr sowie dem Abbau sozialer Errungenschaften und
demokratischer Rechte geprägt ist, sollen Streiks verhindert und
unterdrückt werden.

Am Samstag wurden die Eckpunkte der Einigung bekannt gegeben. In
Westdeutschland soll rückwirkend zum 1. Mai eine Lohnerhöhung um 5,7
Prozent gelten. In Ostdeutschland sollen die Löhne ebenfalls rückwirkend
zum 1. Mai zunächst um 6,6 Prozent steigen, zum 1. Juni 2019 dann nochmal
um 0,8 Prozent.

Außerdem wurden Einmalzahlungen vereinbart. Im Westen erhalten sie
Bauarbeiter in Tranchen zu zweimal 250 Euro und einmal 600 Euro, ihre
Kollegen im Osten erhalten einmalig 250 Euro zum 1. November 2019. Der
Schlichterspruch sieht auch eine Ausweitung des 13. Monatseinkommens vor.
Dieses wird in manchen Bundesländern zu 55 Prozent gezahlt, in anderen
Ländern nur von der Bauindustrie und in wiederum anderen gar nicht. Diese
Zersplitterung soll in mehreren Stufen bis 2022 aufgehoben werden,
übersteigt dann aber kaum 1000 Euro - und kann auf bis zu 500 Euro gesenkt
werden.

Auch die Auszubildenden sollen nun ein 13. Monatsgehalt bekommen, und ihre
Vergütung steigt im Westen um monatlich 65 Euro und im Osten um 60 Euro.
Die Forderung nach der Bezahlung der zum Teil langen Wegezeiten zu
Baustellen ließ die IG BAU fallen. Die Arbeiter werden mit einer
"Expertenkommission" vertröstet, die die Frage im Rahmen einer
Überarbeitung des Bundesrahmentarifvertrags (BRTV) regeln soll.

Die Gewerkschaft war mit einer Forderung von sechs Prozent mehr Geld bei
einer Laufzeit von zwölf Monaten in die Verhandlungen gegangen. Die
Arbeitgeber hatten zuletzt 4,2 Prozent mehr Lohn und eine Einmalzahlung von
400 Euro bei einer Laufzeit von 22 Monaten geboten.

Der IG-BAU-Vorsitzende Robert Feiger lobte den Schlichterspruch. Er pries
die Lohnsteigerung und behauptete, das bedeute pro Monat ein Plus von rund
200 Euro. Die lange Laufzeit spielte er herunter, obwohl gerade das und der
damit verbundene Tariffrieden, sprich Streikverbot, für die Unternehmer und
die Regierung das Wichtigste war.

Gemeinsam mit dem Verhandlungsführer der Arbeitgeber Uwe Nostitz sprach
sich Gewerkschafts-Chef Feiger für die Annahme des Schlichterspruchs aus.
Nostiz erklärte für die Arbeitgeberseite sei die lange
Tarifvertragslaufzeit Hauptgrund für die Zustimmung zum
Verhandlungsergebnis gewesen. Die Unternehmen hätten jetzt eine lange und
umfassende Planungssicherheit.

Die Bauwirtschaft boomt. Keine andere Branche profitiert so sehr vom
aktuellen Niedrigzinssatz wie die Bauindustrie und das Bauhandwerk. In den
Bauunternehmen stapeln sich die Aufträge, so dass sie mit der Arbeit kaum
noch nachkommen. Denn immer mehr Investoren stecken mangels anderer
profitabler Anlagealternativen hohe Summen in die Immobilienwirtschaft.
Beide Arbeitgeberverbände der Bauwirtschaft erwarten für 2018 einen
Rekordumsatz. Die Einnahmen sollen um etwa vier Prozent auf 117 Milliarden
Euro steigen, so hoch wie seit 23 Jahren nicht mehr.

Die Stuttgarter Zeitung verwies auf die gerade veröffentlichten Zahlen des
Statistischen Bundesamtes, nach denen die Umsätze im Hochbau im Februar um
7,4 Prozent und im Tiefbau um 10,5 Prozent im Vergleich zum Februar 2017
gestiegen sind.

Zudem werden gerade auf den Baustellen Hunderttausende von Leiharbeitern
und Werkvertragsarbeitern zu Niedrigstlöhnen eingesetzt, um den Unternehmen
trotz aggressivem Wettbewerb die Profite zu sichern. Vor allem die
Bauindustrie wird Wege finden, die nun zugestandenen - im Vergleich zu den
Gewinnen - mickrigen Lohnerhöhungen durch eine Ausweitung der Werkvertrags-
und Leiharbeit zu kompensieren. Die IG BAU unterstützt diese Spaltung der
Belegschaften und krümmt keinen Finger für die ausgebeuteten Bauarbeiter
der Subunternehmen und Fremdfirmen.

Dass das Schlichtungsergebnis den Bauunternehmen nicht weh tut, dafür steht
auch der Schlichter selbst. Bereits zum fünften Mal wählten die
Bauunternehmen und die Gewerkschaft den ehemaligen Sozialdemokraten
Wolfgang Clement als Schlichter aus.

Clement war als "Superminister" für Wirtschaft und Arbeit in der rot-grünen
Regierung von Gerhard Schröder (SPD) für die Agenda 2010 und die 
Hartz-Gesetze hauptverantwortlich. Anschließend warf er der SPD vor, seine
unsoziale, marktliberale Politik nicht konsequent fortgesetzt zu haben. Bei
der Landtagswahl in Hessen 2008 warnte Clement vor einer Stimmabgabe für
die SPD und rief zur Unterstützung der FDP auf. Trotzdem war die SPD nicht
bereit, ihn aus der Partei zu werfen. Clement trat schließlich freiwillig
aus der SPD aus und machte Wahlkampf für die FDP.

Inzwischen sitzt der ehemalige Manager in zahlreichen Aufsichtsräten von
führenden deutschen Unternehmen. Gleichzeitig ist er
Kuratoriumsvorsitzender der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft, einer
aggressiven Lobbyorganisation der Unternehmensverbände. So tritt Clement
für die Abschaffung der Lebensarbeitszeitbegrenzung ein. Er könne sich gut
vorstellen, dass man auch mit 80 noch arbeiten könne, wird er in Medien
zitiert.

Die Entscheidung von Clement, Gewerkschaft und Arbeitgebern, die Laufzeit
auf 26 Monate auszudehnen, ist eine bewusste politische Entscheidung für
einen Betriebs- und Burgfrieden. Wie bei der IG Metall in der Metall- und
Elektroindustrie [1] im Februar und bei Verdi vor ein paar Wochen im
öffentlichen Dienst [2] dient die lange Laufzeit dazu, der Bundesregierung
den Rücken frei zu halten.

Die Reallohnsenkungen der letzten Jahrzehnte und die Ausweitung von Leih-
und Werkvertragsarbeit haben den Konzernen Rekordprofite beschert und
Deutschland zu einem der ungleichsten Länder Europas gemacht. Nur in
Litauen ist die Vermögensungleichheit größer. Die 
DGB-eigene Hans-Böckler-Stiftung hat erst kürzlich Zahlen veröffentlicht, nach denen der
Niedriglohnsektor in Deutschland einer der größten in ganz Europa ist und
die Schere zwischen Lohneinkommen und Gewinnen immer weiter
auseinandergeht.

Die Große Koalition aus CDU/CSU und SPD in Berlin will diese Entwicklung
nicht nur fortschreiben, sondern auf ganz Europa ausweiten und verschärfen.
Gleichzeitig will sie massiv aufrüsten, um die Europäische Union aus einem
ökonomischen in ein Militärbündnis zu verwandeln. Kein Tag vergeht, an dem
nicht irgendein Regierungsmitglied erklärt, dass Deutschland seine
wirtschaftlichen Interessen international mit Nachdruck vertreten muss -
auch militärisch. In den vergangenen Wochen und Monaten richtete sich diese
Forderung zunehmend gegen die USA, deren Präsident Donald Trump seinerseits
die Welt mit Handelskrieg und Krieg überzieht.

Die Milliarden, die der drohende Handelskrieg, die nächste Finanzkrise und
die Aufrüstung der Bundeswehr verschlingen werden, sollen erneut den
Arbeitern und ihren Familien aufgebürdet werden. Es ist klar, dass sich die
jetzt schon weitverbreitete Opposition dagegen massiv verstärken wird.

Die Gewerkschaften - nun auch die IG BAU - haben sich mit ihren
Tarifabschlüssen eindeutig hinter die Regierung gestellt und dem
Militarismus wie der kommenden Runde von Angriffen auf den Lebensstandard
der arbeitenden Bevölkerung grünes Licht gegeben. An der Tariffront soll
möglichst lange Ruhe herrschen, "Friedenspflicht".


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/02/07/stre-f07.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2018/04/19/verd-a19.html
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Altmaier auf Schäubles Spuren

Die "Charta der sozialen Marktwirtschaft"

von Ingo Schmidt



"Das Geld erklärt dem ganzen Menschengeschlecht den Krieg"

 (Pierre de Boisguillebert, 1704)  




Der Aufschwung geht weiter. Unter drei Bedingungen: Keine
kreditfinanzierten Staatsausgaben, keine Steuererhöhungen, Deckelung
der Sozialabgaben bei 40 Prozent der Bruttolöhne. In einem
Spiegel-Interview Ende März erklärte der frisch gekürte
Wirtschaftsminister Altmaier, 15 bis 20 Wachstumsjahre seien noch
drin, wenn sich die Politik zur Einhaltung dieser Bedingungen
verpflichte. In einer Regierungserklärung ein paar Tage zuvor waren es
erst 10 bis 15 Jahre. Die Abstriche bei den Wachstumsaussichten machte
er durch die Ankündigung wett, aus der sozialen Marktwirtschaft einen
"Exportartikel Made in Germany" zu machen.

Mit Verweis auf Ludwig Erhard lud Altmaier FDP und Grüne zur
Verabschiedung einer "Charta der sozialen Marktwirtschaft" ein. Die
AfD erwähnte er nur einmal beiläufig, legte aber Wert darauf, DIE
LINKE mit ihrer programmatischen Verpflichtung auf einen
"demokratischen Sozialismus" mit "100 Jahren gescheitertem realen
Sozialismus" in einen Topf zu werfen und dann zu erklären: "...wir
dürfen es nicht zulassen, dass diese Ideen in Zukunft eine Chance
haben".


Vorwärts in die Vergangenheit

Über Zustand und halbwegs absehbare Entwicklungen der Wirtschaft ist
aus solchen Erklärungen nichts zu erfahren. Aber man erkennt die
Raster, mit der politische Entscheidungsträger die Wirklichkeit
wahrnehmen - oder auch ausblenden. Im Gegensatz zu anderen
Kabinettsmitgliedern ist Altmaier stets um Vermittlung bemüht. Deshalb
darf man annehmen, dass seine Einlassungen innerhalb der Regierung
konsensfähig sind. Zukunftsfähig sind sie allerdings nicht. Statt
unter der Überschrift "Die soziale Marktwirtschaft zum Erfolgsmodell
weltweit machen" hätte die Antrittsrede des neuen Wirtschaftsministers
auch unter der Überschrift "Vorwärts in die Vergangenheit" stehen
können. Ihr Kern: Wir kennen keine Parteien mehr. Nur noch
Marktwirtschaftler. Wir sind sozial bis an die Grenzen der
Wettbewerbsfähigkeit. Wer den "Boden der Marktwirtschaft" verlässt,
ist unser Feind und stellt sich gegen die Geschichte. Immerhin
"verdanken" wir der sozialen Marktwirtschaft seit "70 Jahren einen
einzigartigen Erfolg".

Einzigartiger Erfolg? Bei der Bundestagswahl 1957 erzielten die
Unionsparteien mit der Losung "Keine Experimente" 50,2 Prozent aller
Stimmen, die SPD brachte es auf 31,8 Prozent. Die Wachstumsrate lag
die gesamten 50er Jahre über bei Werten um die 7 Prozent, allerdings
mit sinkender Tendenz. Die Arbeitslosigkeit näherte sich der
1-Prozent-Marke, nachdem sie im Gefolge der Währungsreform 1948 über
12 Prozent hochgeschnellt war.

In den zehn Jahren seit der Weltwirtschaftskrise 2008/2009 betrug das
durchschnittliche Wachstum um die 2 Prozent. Werte um die 7 Prozent
gibt es auch heute noch - bei den Weltmarktkonkurrenten China und
Indien. Die zweistelligen Arbeitslosenquoten der frühen 2000er Jahre,
die den Höhepunkt eines von Konjunkturkrise zu Konjunkturkrise
erfolgten Anstiegs seit der Mitte der 1970er Jahre markierten, sind
mittlerweile unter 4 Prozent gesunken.

Ein mit Zerstörung erkaufter Erfolg. Fast 40 Prozent aller
Arbeitsverhältnisse gelten mittlerweile als atypisch. Ein Wort, das in
den 50er Jahren noch niemand kannte, weil typischerweise in
unbefristeter Vollzeit mit Sozialversicherungsschutz gearbeitet wurde,
wenngleich zu recht unterschiedlichem Lohn und unter weitgehendem
Ausschluss der Frauen von der Erwerbsarbeit. Der Anstieg der
Arbeitslosigkeit seit den 70er Jahren war von einer zunehmenden
Spaltung in Kern- und Randbelegschaften begleitet, ihr Abbau seit den
frühen 2000er Jahren - begünstigt durch die Hartz-Reformen - von einer
Explosion der Niedriglohn- und ungesicherten Beschäftigung. Im
gleichen Zeitraum - angetrieben durch die Europäische Währungsunion
- wuchs sich die seit Gründung der Bundesrepublik bestehende
Exportorientierung der Wirtschaft in eine vollständige Abhängigkeit
von Exportüberschüssen aus. Diese Überschüsse gehen aber mit dem
gleichzeitigen Export von Arbeitslosigkeit und zunehmender
Auslandsverschuldung in den Importländern einher. Ohne Kredite wären
anhaltende Importdefizite - das Spiegelbild der deutschen
Exportüberschüsse - nicht zu finanzieren.

Für die deutschen Marktwirtschaftler ist die Sache ganz klar: Die
anderen haben zu viel sozial und zu wenig Markt. Darum sind sie nicht
wettbewerbsfähig und häufen Schulden und Importdefizite auf. Dass das
neudeutsche Wirtschaftswunder, obwohl es gegenüber dem 1950er Original
deutlich schwächer ausfällt und mit zunehmender sozialer Ungleichheit
einhergeht, nicht von Exporten an und für sich, sondern von
Exportüberschüssen abhängt, wird von Altmaier & Co. geleugnet oder
verdrängt. In diesem Punkt sind sich Regierung und Wählerschaft
wahrscheinlich recht nahe. Schließlich durchzog oder dominierte die
Angst, vom Ausland ausgenutzt zu werden, öffentliche Debatten,
Stammtische und soziale Netzwerke: von der Euro- über die
Flüchtlingskrise bis zur Bundestagswahl.

Ansonsten scheint sich jedoch die Ahnung breitzumachen, dass es mit
dem Aufschwung nicht weit her ist, dass nur wenige etwas davon haben
und dass er sich auf dem Weltmarkt vielleicht doch nicht gegenüber der
Konkurrenz aus Asien behaupten kann. Bei den Bundestagswahlen 2017
erzielten die Parteien der großen Koalition zusammen 53,3 Prozent der
Stimmen. Das ist kaum mehr, als die Union 1957 allein geschafft hat.


Gestörte Freundschaften: Draghi, May & Macron

Entfremdungserscheinungen gibt es nicht nur zwischen der politischen
Klasse und ihrer aktiven oder potenziellen Wählerbasis, sondern auch
zwischen ansonsten besten Regierungsfreunden. Beste Freunde - das sind
die, mit denen Altmaiers Vorgänger der Marktwirtschaft ein
europäisches und globales Regelwerk verpasst haben. Beim Durchsetzen
dieser Regeln wollten die Deutschen, zumindest in Europa, Erster unter
Gleichen sein. Die Eurokrise nutzte der damalige Finanzminister
Schäuble dazu, die von den Maastricht-Verträgen zur Währungsunion
ohnehin begrenzten Spielräume der Fiskalpolitik noch weiter
einzuschränken. Altmaiers Charta für eine soziale Marktwirtschaft
firmierte bei Schäuble als Fiskalpakt.

Forderungen nach Schuldenerlass für die am stärksten von der Krise
betroffenen Länder wies Schäuble zurück, Vorschläge zur Einführung
einer Bankenunion kanzelte er als Transferunion ab, die zur
Schuldenmacherei einlade. Ausgeblendet blieb wieder einmal die
Tatsache, dass die deutschen Exportüberschüsse, und damit der
Wachstumsmotor der Wirtschaft in Deutschland, ohne die Verschuldung
anderer Länder nicht möglich wären. Für die europäische Wirtschaft,
die kaum die weltweite Krise 2008/2009 überstanden hatte, war der
Fiskalpakt eine harte Belastung. Investoren spekulierten auf ein
Auseinanderbrechen der Eurozone. Durch eine nahezu unbegrenzte
Ausweitung des Geldangebotes konnte EZB-Chef Draghi die internationale
Anlegergemeinschaft davon überzeugen, dass sie ihre Wetten auf das
Ende des Euro verlieren würden.

Aus Sicht marktwirtschaftlicher Prinzipienreiter war diese
geldpolitische Notlösung ein unverzeihliches Vergehen. Einige von
ihnen gründeten die Alternative für Deutschland, um die
Wiedereinführung der Deutschmark, deren Wiedereinführung sie als Folge
der Eurokrise erhofft hatten, fürderhin auf parlamentarischem Wege zu
betreiben. Vor Ankunft der ersten syrischen Flüchtlinge galten der AfD
und ihren Sympathisanten in der Union Draghi und die von ihm angeblich
protegierten Regierungen in Athen und Lissabon als der Hauptfeind.

An den Griechen musste Schäuble, nachdem er Draghis Gelddruckerei
nicht gestoppt hatte, beweisen, dass er wirklich ein harter Hund ist.
Vor den Sparprogrammen gingen PASOK und SYRIZA in die Knie. Dieser
Erfolg bei der Durchsetzung marktwirtschaftlicher Regeln zwang die AfD
zur Suche nach neuen Feindbildern. In anderen EU-Ländern weckte er
Misstrauen gegenüber der Machtfülle der deutschen Wirtschaftspolizei.
Der Blick auf ein tatsächlich oder auch nur vermeintlich
schwarz-rot-goldenes Festlandeuropa hat sicherlich zur Mehrheit für
einen EU-Austritt Großbritanniens beigetragen. In Frankreich glaubte
ein EU- und Marktwirtschaftsfreund wie Macron, seine Wahl zum
Präsidenten bedürfe einer Dosis Trikolorennationalismus. Und das ist
noch nichts im Vergleich zur nationalistischen Welle in Osteuropa.

Der Versuch, die soziale Marktwirtschaft zu einem europäischen
Erfolgsschlager zu machen, ist gründlich in die Hose gegangen. Er hat
den angesichts von Unsicherheit, sozialer Spaltung und Zukunftsängsten
ohnehin grassierenden Wunsch, Staatsgrenzen zu sozialen Schutzmauern
auszubauen, massiv befördert und damit zur Bedrohung von Währungsunion
und Binnenmarkt beigetragen. Dabei galten Regierungen und Unternehmen
in Europa gerade diese Projekte als Voraussetzung, um im Spiel der
Großen mitzuhalten. Sie sollten, von Währungsschwankungen ungehindert,
den Zugang zu den jeweils günstigsten Produktionsstätten, aber auch
einen Mindestabsatz sichern, um jenseits der Gewinnschwelle
außereuropäische Märkte beliefern zu können. Schuld, dass dieses
Geschäftsmodell bedroht ist, sind, wie könnte es anders sein, die
anderen. Draghi wird der Untergrabung des Geldwerts angeklagt. Macron,
May und eine Reihe anderer Regierungschefs wird der Hang zum
Wirtschaftsnationalismus verübelt. Die gleichen Vorbehalte werden auch
gegen US-Präsident Trump geltend gemacht.


Alte und neue Großmächte: USA und China

Für Trump stellen Deutschland bzw. die EU nur einen handelspolitischen
Nebenkriegsschauplatz dar. Gegenüber Deutschland weist die
amerikanische Handelsbilanz ein Defizit von 65 Mrd. Dollar aus,
gegenüber China sind es 375 Mrd. Dollar. Dies entspricht rund
2 Prozent des US-amerikanischen Bruttoinlandsprodukts. Der chinesische
Handelsüberschuss ist allerdings insofern überzeichnet, als viele
Firmen mit Sitz in Japan, Südkorea oder Taiwan Vorprodukte zur
Endmontage nach China schicken, von wo sie dann in alle Welt,
einschließlich den USA, versandt werden. So lässt bspw. Foxconn, die
für ihre brutalen Arbeitsbedingungen berüchtigte Firma mit Hauptsitz
in Taiwan, für den amerikanischen IT-Riesen Apple Computer in China
zusammenschrauben. Die in den USA verkauften Apple-Computer werden in
der amerikanisch-chinesischen Handelsbilanz als Importe verrechnet,
gehen aber nicht auf das Konto der bösen Chinesen, sondern der
kostenminimierenden Praxis der US-Firma Apple.

Und das ist noch nicht alles: Seit seiner Weltmarktöffnung war China
ein bevorzugtes Ziel westlicher Direktinvestitionen. Die dort
erwirtschafteten und in die Herkunftsländer repatriierten Gewinne
tragen dazu bei, dass die amerikanische Leistungsbilanz, die neben dem
Handel mit Gütern und Dienstleistungen eben auch Erwerbs- und
Vermögenseinkommen erfasst, 2016 um 197 Mrd. Dollar entlastet wurde.
Angesichts solcher Gewinntransfers nehmen sich die Defizite beim
Güterhandel schon deutlich bescheidener aus. Zum Vergleich: Aus China
sind im gleichen Jahr 45 Mrd. Dollar an Erwerbs- und
Vermögenseinkommen abgeflossen, in Deutschland wurden dagegen
59 Mrd. Dollar verdient

Es sind wohl weniger die aktuellen Handelsdefizite, die Trump bzw. die
hinter ihm stehenden Teile der US-Bourgeoisie umtreiben, als die
Sorge, China sei auf dem Weg von der verlängerten Werkbank westlicher
Konzerne zur neuen Großmacht. Immerhin weist China seit Beginn der
90er Jahre Wachstumsraten auf, die der Westen selbst in den
Wirtschaftswunderjahren nach dem Zweiten Weltkrieg nur selten erreicht
hat. Und längst hat die Masse auch Klasse. Ähnlich wie japanische
Firmen in den 70er Jahren beschuldigen westliche Medien und Politiker
chinesische Hersteller dieser Tage des Patentdiebstahls. Weshalb in
chinesischen Labors mit angeblich abgekupferter Technologie
mittlerweile schnellere Computer gebaut werden als im Silicon Valley,
bleibt bei diesen Anschuldigungen ungeklärt. Angesichts der Tatsache,
dass westliche Firmen gern die Endfertigung, aber nicht ihre
Forschungs- und Entwicklungsabteilungen nach China verlegt haben, ist
der Vorwurf des Technologieklaus noch weniger überzeugend.

Mit Zöllen auf Stahl und Aluminium, da haben Altmaier bzw. die gesamte
Bundesregierung recht, lässt sich die Konkurrenz aus Fernost gewiss
nicht aus dem Feld schlagen. Mit dem Festhalten an hehren Prinzipien
von der sozialen Marktwirtschaft über den europäischen Binnenmarkt bis
zur Welthandelsorganisation aber auch nicht. Vielleicht nicht 15 bis
20, aber ein paar Jahre bescheidenen Aufschwungs und darauf gründender
Verleugnung neuer weltwirtschaftlicher Realitäten sind schon noch
drin. Danach wird es ungemütlich.

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 5, 33. Jg., Mai 2018, S. 12

Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)

SoZ-Verlag, Regentenstr. 57-59, 51063 Köln

Telefon: 0221/923 11 96

E-Mail: redaktion@soz-verlag.de

Internet: www.sozonline.de

 

Die Soz erscheint monatlich und kostet 3,50 Euro.

SoZ-Probeabo: 3 Ausgaben für 10 Euro

Normalabo: 58 Euro

Sozialabo: 28 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]
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VORWÄRTS/1374: Vollgeldinitiative - Ein kritisches Ja


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 13/14 vom 12. April 2018

Ein kritisches Ja

von Siro Torresan



Die Vollgeldinitiative polarisiert. Mit ihr sollen die Banken
gezwungen werden, nur Geld zu verleihen, über das sie auch verfügen.
Im Folgenden die Stellungnahme der Parteileitung der Partei der Arbeit
der Schweiz.



Das Haifischbecken der Finanzwirtschaft regulieren, dem Hai
Spielregeln aufzwingen. Dies ist in etwa das Vorhaben der
Vollgeldinitiative. Sie hält fest, dass "das Gesetz den Finanzmarkt im
Gesamtinteresse des Landes" regeln muss, insbesondere: Die
Treuhandpflichten der Finanzdienstleister, die Aufsicht über die
Geschäftsbedingungen der Finanzdienstleister, die Bewilligung und die
Beaufsichtigung von Finanzprodukten, die Anforderungen an die
Eigenmittel sowie die Begrenzung des Eigenhandels. Alleine der Bund
"schafft Münzen, Banknoten und Buchgeld als gesetzliche
Zahlungsmittel". Diese Forderung, die so im Initiativtext zu lesen
ist, formuliert das Kernanliegen der Vollgeldreform. Die Banken dürfen
dann nur noch Geld verleihen, das sie dafür zur Verfügung gestellt
bekommen haben, sei es von Sparern, Unternehmen, Versicherungen,
anderen Banken oder der Schweizer Nationalbank (SNB). "Damit werden
die Banken allen anderen Unternehmen und Privatpersonen
gleichgestellt, welche für die Ausgabe von Darlehen das Geld auch
zuerst selber haben müssen", informiert die Website der
BefürworterInnen.


Keine Verstaatlichung, leider

So nobel das Vorhaben auch sein mag, so kurz greift es: Die Folgen der
kapitalistischen Wirtschaft werden auf des Schöpfen des Geldes
reduziert. Kein Wort über die Schaffung des Mehrwerts oder die
Ausbeutung von Mensch und Natur im Profitinteresse von Wenigen und auf
Kosten von Vielen. Die Banken sind für die InitiantInnen das Grundübel
und sind entsprechend in die Schranken zu weisen: Sicher, die Banken
sind blutgeile Haifische im Finanzbecken, aber sie sind nicht die
einzigen! Das Grundübel ist nach wie vor das kapitalistische,
ausbeuterische Wirtschaftssystem selber. Die InitiantInnen wollen das
Grundübel "sozial" gestalten. Sie werden in ihrer Abstimmungskampagne
nicht müde zu betonen, dass sie sich für eine "faire Marktwirtschaft"
einsetzen. Wie naiv zu meinen, dem Hai könne man Schranken setzen,
wenn er Blut riecht. Die BefürworterInnen unterstreichen auch gerne,
dass ihre Initiative alles andere als einer "Verstaatlichung"
gleichkommt. Was also zwingend notwendig ist, um das Grundübel zu
bekämpfen, sprich die Verstaatlichung der Banken, lehnen die
MacherInnen der Initiative kategorisch ab. Der Grund dafür liegt auf
der Hand: Sie wollen sich nicht in eine "linke Ecke" stellen lassen,
um ihre bereits geringen Siegeschancen nicht noch weiter zu
verkleinern.


Das System funktioniert?

Die Vollgeldinitiative ist ein kleinbürgerliches Anliegen, das an den
reellen Machtstrukturen nichts verändert, nicht mal daran rütteln
will: Dies ist der Partei der Arbeit der Schweiz (PdAS) bewusst.
Trotzdem hat die Partei ein kritisches Ja zur Initiative beschlossen.
Warum? Die Gründe finden sich schon fast paradoxerweise bei den
Argumenten der GegnerInnen der Initiative. Besonders die SNB hat sich
mächtig ins Zeug gelegt und eine umfassende Dokumentation erarbeitet,
in dem sie das aktuelle Geld- und Finanzsystem in der Schweiz
hochjubelt: "Das gegenwärtige Geldsystem funktioniert gut. In der
Schweiz besteht kein grundlegendes Problem, das gelöst werden muss.
Das Finanzsystem hat sich bewährt. Die Finanzkrise wurde bewältigt."
Dass die PdAS dies komplett anders sieht, muss kaum unterstrichen
werden und kann mit zwei simplen Fragen auf den Punkt gebracht werden:
Für wen funktioniert das Geldsystem gut? Für wen hat sich das
gegenwärtige Finanzsystem bewährt? Oder ganz einfach: Wer profitiert
davon? Politik ist eben auch immer eine Klassenfrage und somit
Klassenkampf, was den GegnerInnen der Initiative völlig bewusst ist,
während die BefürworterInnen diese Tatsache komplett ausblenden.


Kleine Einschränkung

Die SNB hält weiter fest: "Die 'schuldfreie' Ausgabe von
Zentralbankgeld, welche die Initiative vorsieht, würde die
Nationalbank politischen Begehrlichkeiten aussetzen. Der Ruf nach
Finanzierung von Projekten und Staatsausgaben über die SNB würde
unweigerlich stärker. Die unabhängige Geldpolitik und damit die
Erfüllung des Mandats wären gefährdet." Die SNB sagt somit: Die
Initiative schränkt den Spielraum der Banken doch etwas ein und
ermöglicht einen politischen Einfluss auf die Nationalbank. Dieser
politische Einfluss ist zwar sehr gering, doch für die SNB bereits zu
gross. Sie wehrt sich stellvertretend für alle Schweizer Banken gegen
jegliche demokratische Einmischung in ihre Geschäfte, ganz nach dem
Motto: Die Politik kann tun, was sie will, sie darf dabei einfach
unsere Kreise nicht stören. Die Initiative stört diese Kreise. Das
kritische Ja der PdAS ist als Zeichen zu verstehen, dass diese Kreise
gestört werden müssen, dass dies aber bei Weitem nicht genügt: Sie
müssen bekämpft werden mit dem Ziel, sie unter die demokratische
Kontrolle der Bevölkerung zu bringen.




Siro Torresan

Mitglied der Parteileitung der PDAS
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MELDUNG/405: WDR - Der Vorkoster. Supermarkt-Snacks gegen Selbstgemachtes, 18.5.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Der Vorkoster 

Essen to go: Supermarkt-Snacks gegen Selbstgemachtes

Freitag, 18.05.2018, 21.00 - 21.45 Uhr, WDR Fernsehen



Heute der etwas andere Vorkoster: Spitzenkoch Björn Freitag tritt an
im großen Duell gegen Fertigsnacks aus dem Kühlregal! Was lohnt sich
wirklich? Fertigprodukt oder selbstgemacht? "To go or not to go?" das
ist heute die Frage!

Von Smoothies und fertig geschnittenem Obst über Wraps, Salate oder
Sushi bis hin zum Müsli mit separater Milchkammer: Der Markt für
Fertigsnacks zum Mitnehmen boomt! Vor allem in den Kühlregalen der
Supermärkte sind die mobilen Mahlzeiten schwer angesagt. Die
Kampfansage des Spitzenkochs: "Ich kann's schneller, gesünder und vor
allem leckerer!"

In drei spannenden Duellen fordert der Vorkoster die Industrie heraus.
Ob er mit seinen eigenen Kreationen bei Zeit, Geschmack und Gesundheit
wirklich die Nase vorn hat?

Das Ass im Ärmel von Björn Freitag: Verbraucherexpertin Yvonne
Willicks! Sie zeigt dem Vorkoster Tipps und Tricks, wie man
selbstgemachtes Essen am besten transportieren kann.

Außerdem: Was ist wirklich drin im schnellen und vermeintlich gesunden
Essen auf die Hand und wo müssen wir Verbraucher wirklich aufpassen?
Top - Qualität oder Ekel - Alarm? Wie hygienisch sind die "frischen"
Fertigprodukte?

Und natürlich: Jede Menge pfiffige Rezepte vom Spitzenkoch für
einfache, schnelle und leckere Mittagspausen.

 * 
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FEATURE/1022: Deutschlandfunk - Aufstand mit Cage-Harfe, 18.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Aufstand mit Cage-Harfe

Der Klangkünstler Ferdinand Försch auf der Suche nach einem Domizil

Von Thomas David

Deutschlandfunk 2018

Das Feature

Freitag, 18. Mai 2018, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Anfang der 80er-Jahre befreite sich der 1951 geborene Ferdinand Försch
vom Ballast seines Studiums der Komposition, Perkussion und
Elektronischen Musik und baute mit Hammer und Stichsäge das erste
eigene Instrument. Seitdem lebt Försch die Freiheit seiner ganz
persönlichen Revolution, doch auch die Kunst frisst manchmal ihre
Kinder: Das 1997 von Försch in Hamburg begründete Klanghaus ist längst
geschlossen. Die Cage-Harfe und die zwei- bis dreihundert anderen
Musikinstrumente, seine mitunter riesigen Klangskulpturen, sie alle
sind inzwischen im Keller eines ehemaligen Fitnesscenters verstaut.
Demnächst endet auch dieser Mietvertrag. Neuen Lagerraum für sein
Lebenswerk kann Försch sich nicht leisten. Der Autor begleitet ihn auf
der Suche nach einer Lösung.

 * 
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MELDUNG/1693: Deutschlandfunk Kultur - Die Literatur von Schriftstellern mit Holocausterfahrung, 18.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Was bleibt?

Die Literatur von Schriftstellern mit Holocausterfahrung

Von Siegfried Ressel

Zeitfragen. Literatur

Freitag, 18. Mai 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Schriftsteller mit Holocaust- und Lagererfahrung wie Imre Kertész oder
Jorge Semprun waren mehr als normale Schriftsteller. Ihre
intellektuelle Stimme war zugleich auch eine moralische. Zu ihren
Lebzeiten ließen sie uns teilhaben an ihren unermüdlichen Reflexionen
über den Zivilisationsbruch des Holocaust; waren öffentliche
Diskurspartner, wenn es darum ging, aus der Geschichte zu lernen. Was
passiert mit der Literatur dieser Autoren nach deren Ableben: Was
bleibt, wenn ihre Person fehlt? Verblasst die Wirkung der Texte
allmählich? Geraten diese zu Klassikern, von Zeit zu Zeit lesenswert,
aber ohne jeden gegenwärtigen Bezug? Oder halten sie uns nach wie vor
wach und vermitteln uns Inspirationen und Argumente in einer Zeit und
Gesellschaft, in der beispielsweise Hass wieder salonfähig geworden
ist?

 * 
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MUSIK/2564: WDR 3 - Von Meeresrauschen und Hafentanzklubs, 18.5.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

WDR Sinfonieorchester:

Von Meeresrauschen und Hafentanzklubs

Leticia Moreno, Violine; WDR Sinfonieorchester,
Leitung: James Gaffigan und Carlos Dominguez Nieto

Aufnahmen vom 11. April 2018 aus dem Konzerthaus Dortmund

und vom 5. Oktober 2017 aus der Kölner Philharmonie

Moderation: Wibke Gerking

WDR 3 Konzert 

Freitag, 18.05.2018, 20.04 - 22.00 Uhr, WDR 3



Das WDR Sinfonieorchester im Doppelpack: James Gaffigan flutet das
Dortmunder Konzerthaus mit Meeresbildern, während Carlos Dominguez
Nieto die Bühne der Kölner Philharmonie in einen Tanzklub des
Hafenviertels von Buenos Aires verwandelt.

Es wird stürmisch, wenn der amerikanische Dirigent James Gaffigan bei
seinem Debüt mit dem WDR Sinfonieorchester zur Happy Hour ins
Konzerthaus Dortmund kommt. Doch mit rauem Seegang ist er vertraut,
denn schon seine ersten Jahre hat er als Assistent bei
Spitzenorchestern wie dem Cleveland- und dem San Francisco Orchestra
verbracht. Auf die romantisch-wilden Meeresbilder folgt das
melancholisch-erotische Tango-Ambiente argentinischer Hafenviertel.
Beim WDR Education-Projekt "Plan M" dreht sich alles um den Tango
Argentino, der sich von verruchten Tanzlokalen aus auf der ganzen Welt
verbreitet hat. Die Spanierin Leticia Moreno, in diesem Genre derzeit
eine der besten Geigerinnen weltweit, sorgt mit dem charakteristischen
Klang ihrer Violine für die richtige Stimmung.

Felix Mendelssohn Bartholdy

Meeresstille und glückliche Fahrt, op. 27, Konzertouvertüre

Benjamin Britten

4 Seebilder, aus der Oper "Peter Grimes", op. 33a

Claude Debussy

La mer, 3 sinfonische Skizzen

Astor Piazzolla/Leonid Desyatnikov

The Four Seasons of Buenos Aires für Violine und Streichorchester

Silvestre Revueltas/José Limantour

La Noche de los Mayas, Filmmusik, Suite für Orchester

Nach der Sendung: Das Konzert zum Nachhören im WDR 3 Konzertplayer

 * 
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TALK/1568: Deutschlandfunk Kultur - Beitrag von Kunst und Kultur für ein Zusammenleben in Vielfalt, 18.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Neue Studie zum Beitrag von Kunst und Kultur für ein Zusammenleben
in Vielfalt

Wortwechsel

Freitag, 18. Mai 2018, 18.05 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die Deutsche UNESCO-Kommission und die Bertelsmann Stiftung haben
untersucht, welchen Beitrag Kunst und Kultur für das Zusammenleben in
der Einwanderungsgesellschaft leisten können.

Die öffentliche Vorstellung der Studie erfolgt am 17. Mai in Erfurt
durch die Präsidentin der Deutschen UNESCO-Kommission, Prof. Dr.
Verena Metze-Mangold. Die anschließende Podiumsdiskussion ist live im
Digitalkanal "Dokumente und Debatten" (DAB+ und Livestream) und als
Aufzeichnung am 18. Mai um 18.05 Uhr in der Sendung Wortwechsel bei
Deutschlandfunk Kultur zu hören.

In der Podiumsdiskussion werden die Empfehlungen der Studie
aufgegriffen: Welche Rahmenbedingungen und Strukturen sind nötig, um
die künstlerischen Potenziale einer Einwanderungsgesellschaft zu
heben? Welche Ansätze sind erfolgreich, wie können Bund, Länder und
Kommunen Engagement stärken? In der Diskussion werden dabei konkrete
Initiativen für mehr kulturelle Teilhabe vorgestellt.

 * 
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MELDUNG/906: 70 Jahre WHO - Unabhängigkeit der Weltgesundheitsorganisation in Gefahr (medico international)


medico international e.V. - Pressemitteilung vom 14. Mai 2018

70 Jahre WHO: medico international sieht Unabhängigkeit der Weltgesundheitsorganisation in Gefahr



(Frankfurt/Main) Anlässlich der World Health Assembly der WHO, die vom
21.5.-26.5.2018 in Genf stattfindet, warnt die Frankfurter Hilfs- und
Menschenrechtsorganisation medico international davor, dass die WHO
ihre Unabhängigkeit und Führungsrolle im Bereich der globalen
Gesundheit zu verlieren droht.

Der neue WHO-Generaldirektor Dr. Tedros setzt mit einem neuen globalen
Arbeitsprogramm ambitionierte Ziele: je eine Milliarde Menschen sollen
zusätzlich sicheren Zugang zu grundlegender Gesundheitsversorgung
haben, vor Gesundheitsnotfällen geschützt werden und gesündere
Lebensbedingungen bekommen.

"Das Dilemma bleibt, dass die WHO in der Realisierung solcher Ziele
auf die Kooperation der vielfältigen Akteure im Feld der Globalen
Gesundheit angewiesen ist, die oft sehr viel mehr finanzielle
Ressourcen und Einfluss auf nationale Gesundheitspolitiken haben als
sie selbst" sagt Dr. Andreas Wulf, Gesundheitsexperte von medico
international.

Die Pflichtbeiträge der 194 Mitgliedsländer machen nur noch 20 Prozent
des Jahresbudgets aus. Aufgrund ihrer ungesicherten Finanzierung gerät
die WHO mehr und mehr in die Abhängigkeit von freiwilligen
Zuwendungen. "Dies ermöglicht es Unternehmen massiv Einfluss auf die
Ausrichtung der WHO zu nehmen", erläutert Dr. Andreas Wulf.

Mit immer neuen Freihandelsabkommen, die Menschenrechte den
Wirtschaftsinteressen unterordnen, sabotieren die Regierungen der
Industrienationen grundlegende Errungenschaften der WHO, wie z.B. das
völkerrechtlich bindende Rahmenübereinkommen zur Eindämmung des
Tabakgebrauchs von 2003.

Benötigt wird eine unabhängige und handlungsfähige
Weltgesundheitsorganisation, die Konflikte mit der Wirtschaftspolitik
nicht scheut, wenn dort gesundheitsgefährdende Maßnahmen beschlossen
oder nicht verhindert werden. Eine wichtige Voraussetzung dafür, dass
die WHO ihre Unabhängigkeit wiedererlangen kann, ist eine
konsequentere Anhebung der Pflichtbeiträge ihrer Mitgliedsstaaten -
die 3% Erhöhung in 2017 sind reine Kosmetik und keine grundlegende
Trendwende.

 * 
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DEPRESSION/183: Schon eine Stunde Sport pro Woche hilft gegen Depressionen (idw)


Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann - 11.05.2018

Schon eine Stunde Sport pro Woche hilft gegen Depressionen



Eine internationale Großstudie belegt, dass körperliche Aktivität vor der
Entstehung einer Depression schützen kann. Erstmals konnte nachgewiesen
werden, dass auch im weltweiten Vergleich die positiven Auswirkungen von
sportlicher Bewegung unabhängig von Alter und Herkunft feststellbar sind.

Ein internationales Forscherteam, welchem unter anderem Wissenschaftler
des Black Dog Institutes, der University of New South Wales in Sydney und
des NICM Health Research Institutes der Western Sydney University
angehören, hat herausgefunden, dass körperliche Betätigung dem Aufkommen
von Depressionen entgegenwirkt, unabhängig von Alter, körperlichem Zustand
und Herkunft.

Die Wissenschaftler aus Brasilien, Belgien, Australien, den USA, dem
Vereinigten Königreich und Schweden haben Datensätze aus 49 einzelnen
Kohortenstudien zusammengefasst, bei denen untersucht wurde, ob
körperliche Aktivität bei Menschen ohne psychische Erkrankungen zu einem
reduzierten Risiko führte, Depressionen zu entwickeln. Insgesamt wurden
die Angaben von 266.939 Personen (47% männliche Studienteilnehmer) erhoben
und die Befragungen im Durchschnitt nach 7,4 Jahren wiederholt.

Die Auswertung der Daten konnte belegen, dass Teilnehmer, die sich nur
wenig bewegten, ein größeres Risiko hatten, eine Depression zu entwickeln,
als die Teilnehmer, die eine hohe körperliche Aktivität aufwiesen. Darüber
hinaus konnten die Wissenschaftler feststellen, dass dieser schützende
Effekt bei Jugendlichen, Erwachsenen und Älteren in Europa, Nordamerika
und Ozeanien gleichermaßen auftritt.

Die Ergebnisse stimmen mit der "Exercise Your Mood"-Woche des Black Dog
Institutes überein, welche die Australier dazu auffordert, ihre geistige
Gesundheit durch körperliche Aktivität zu verbessern. In einer aktuellen
Studie des Black Dog Institutes und der UNSW konnten Wissenschaftler
belegen, dass 12 % der Depressionen durch nur eine Stunde sportlicher
Aktivität pro Woche hätten verhindert werden können.

Der Co-Autor und Senior Research Fellow Dr Simon Rosenbaum meint dazu: "Am
wichtigsten ist es, nun sicherzustellen, dass diese überwältigenden
Ergebnisse zu angemessenen Richtlinien führen. Sie sollen helfen,
Einrichtungen zu verbessern, die zu Depressionen neigenden Mitglieder
unserer Gesellschaft unterstützen, an Programmen zur Steigerung der
körperlichen Aktivität teilzunehmen".

Dr Felipe Barreto Schach von der Universidad La Salle aus Brasilien und
leitender Autor sagt: "Es handelt sich hierbei um die erste weltweite
Metaanalyse, die beweist, dass die bloße körperliche Aktivität förderlich
dafür ist, die gesamte Bevölkerung vor Depressionen zu schützen". Der
Co-Autor Dr Brendon Stubbs fügt hinzu: "Unsere Analyse von über einer viertel
Millionen Menschen macht ganz deutlich, dass Menschen, die einen aktiven
Lebensstil pflegen, weniger wahrscheinlich eine Depression entwickeln
werden. Hierbei wurde deutlich, dass ein hohes Maß von körperlicher
Aktivität für Kinder, Erwachsene und ältere Erwachsene eine Schutzfunktion
hat und es dabei nicht auf die Herkunft oder andere Faktoren wie Body Mass
Index, Rauchen oder den allgemeinen körperlichen Gesundheitszustand
ankommt."

"Neben der Vielzahl an weiteren Vorteilen, die die körperliche Aktivität
mit sich bringt, können unsere Erkenntnisse dazu führen, die körperliche
Betätigung im Laufe des Lebens auf der Prioritätenliste neu zu
positionieren." Dr Joseph Firth vom NICM Health Research Institute der
Western Sydney University meint dazu: "Die überzeugenden Beweise, die wir
hier vorbringen konnten, liefern die ausschlaggebenden Argumente, um
Menschen in der Schule, am Arbeitsplatz und in ihrer Freizeit dazu zu
bringen, sich mehr zu bewegen." Weitere Studien sind schon geplant, um das
Mindestmaß an körperlicher Aktivität und den Effekt der verschiedenen
Arten der körperlichen Betätigung zu ermitteln, um das Risiko Depressionen
zu erleiden, dauerhaft zu reduzieren."

Die Erkenntnisse wurden als Studie im »The American Journal of Psychiatry«

(https://doi.org/10.1176/appi.ajp.2018.17111194) veröffentlicht.


Das Institut ist die gemeinnützige Einrichtung zur Förderung des
Austausches und der Auslandsstudien insbesondere mit allen Universitäten
Australiens und Neuseelands sowie zur Förderung von Wissenschaft und
Forschung. In seinen Förderprogrammen stellt es SchülerInnen und
Studierenden Unterstützung in der Finanzierung durch Stipendien und
Coaching in der Studienberatung und Studienplatzbewerbung zur Verfügung.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ranke-heinemann.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution705

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann

Sabine Ranke-Heinemann, 11.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFEKTION/1734: Antibiotikaresistenz - schneller und zuverlässiger Nachweis (idw)


Deutsches Zentrum für Infektionsforschung - 14.05.2018

Antibiotikaresistenz - schneller und zuverlässiger Nachweis



Resistente Keime möglichst früh zu erkennen, kann lebensrettend sein.
DZIF-Wissenschaftler an der Uniklinik Köln haben mit Antikörpern einen
diagnostischen Test entwickelt, der innerhalb von nur zehn Minuten die
weit verbreitete Carbapenem-Resistenz von
Acinetobacter-baumannii-Bakterien anzeigt - ähnlich wie ein Schwangerschaftstest.

Acinetobacter baumannii gehört zu den weltweit vorkommenden
Krankenhauskeimen, die vor allem auf Intensivstationen gefürchtet sind.
Bei einer Infektion können sie Lungenentzündungen und Blutvergiftungen
ebenso auslösen wie Wundinfektionen oder auch eine Hirnhautentzündung.
Immer häufiger - insbesondere in Asien, Südamerika, Nordafrika und
Südeuropa - kommen multiresistente Stämme vor, die gegen viele Antibiotika
unempfindlich sind. Besonders kritisch ist es, seit auch
Reserve-Antibiotika aus der Gruppe der Carbapeneme als Mittel der Wahl mehr und
mehr versagen. Dies kann zu gefährlichen Epidemien führen. Die Bakterien
bilden bestimmte Enzyme aus, die sog. Carbapenemasen, die das Antibiotikum
angreifen und unwirksam machen. Carbapenem-resistente
Acinetobacter-baumannii-Stämme führen die WHO-Liste der gefährlichsten
Antibiotika-resistenten Bakterien an.

Um die Carbapenemasen und damit die Resistenz in den Bakterien-Isolaten
nachzuweisen, braucht man derzeit mit gängigen Verfahren in der Regel fast
zwei Tage. Erst dann weiß der Arzt, ob er ein Carbapenem überhaupt
verabreichen sollte und ob er Vorkehrungen treffen muss, um andere
Patienten und das Personal zu schützen. Eine möglichst schnelle Diagnose
der Carbapenem-Resistenz könnte Fehlentscheidungen verhindern. Aus diesem
Grund haben sich DZIF-Wissenschaftler verschiedener Disziplinen
(Mikrobiologie, Immunologie und Molekularbiologie) und der belgischen
Firma Coris BioConcept zusammengetan, um einen Diagnose-Kit zu entwickeln.

Antikörper als Spürnasen

Die Wissenschaftler identifizierten OXA-23 als die Carbapenemase, die von
80 % aller multiresistenten A. baumannii-Stämme weltweit gebildet wird.
"Wir haben vor einigen Jahren entdeckt, dass OXA-Carbapenemasen in
größerer Menge in den Bakterien vorkommen müssen, um überhaupt wirksam zu
sein", erklärt Dr. Paul Higgins von der Universität Köln. "Diese höhere
Konzentration gab uns die Möglichkeit, Antikörper zu generieren, mit denen
wir OXA-23 nachweisen können", ergänzte Dr. Alexander Klimka. Diese Idee,
die sie gemeinsam mit Dr. Sonja Mertins, ebenfalls Universität Köln,
entwickelten, führte letzten Endes zu einem Test, der innerhalb von etwa
zehn Minuten die Carbapenem-Resistenz von Acinetobacter baumannii anzeigt
und damit fast einen Tag in der Diagnostik spart.

Die Herstellung und Aufreinigung des Enzyms und die Generierung von
spezifischen, monoklonalen Antikörpern erfolgte an der Uni Köln, die
Herstellung der Teststreifen, an die die Antikörper gekoppelt werden, und
die Vermarktung liegt in Händen der belgischen Firma Coris BioConcept, die
den Diagnose-Kit voraussichtlich im Juli dieses Jahres auf den Markt
bringen wird. "Unser Assay benötigt weder teure Zusatzgeräte noch
spezielle Kenntnisse in der Handhabung. Das chromatographische Verfahren
ist schnell, sensitiv und spezifisch", erklärt Dr. Pascal Mertens von der
Firma Coris BioConcept.

Schnell und einfach: Resistenz wird sichtbar

"Ich vergleiche das gern mit einem Schwangerschaftstest, weil es ganz
ähnlich funktioniert und ebenso eindeutig zu interpretieren ist", erklärt
Dr. Higgins. Und so funktioniert der Resistenztest in der Klinik: Das
Isolat des Bakterienstammes, das zum Beispiel von einem Patienten mit
Lungenentzündung stammen kann, wird in einer Lösung aufgenommen und auf
den Teststreifen aufgetropft. Die Lösung läuft dann an zwei spezifischen
Antikörpern im Filterstreifen vorbei, die beide an die gesuchte
Carbapenemase, OXA-23, binden können, und zwar an unterschiedlichen
Stellen des Enzyms. Erfolgt diese doppelte Bindung, wird eine Bande auf
dem Teststreifen sichtbar. Damit weiß der behandelnde Arzt sofort, dass er
eine Alternative zu Carbapenem einsetzen muss und gegebenenfalls besondere
Maßnahmen ergriffen werden müssen, um eine Ausbreitung des Keims zu
verhindern.

"Wir konnten zeigen, dass der Test hundertprozentig spezifisch ist für
eine OXA-23 vermittelte Carbapenem-Resistenz mit einer sehr hohen
Sensitivität. Eigenschaften, die gängige, aufwändigere Methoden in dieser
kurzen Zeit nicht aufweisen", berichtet Dr. Mertins. Der Assay für OXA-23
ist für die Wissenschaftler das erste Produkt. Sie wollen in der nächsten
Zeit auch für andere, häufig vorkommende Carbapenemasen, wie OXA-40 und
OXA-58, spezifische Antikörper entwickeln. "Das Ziel ist ein
Triplett-OXA-Assay, der über 95 Prozent aller weltweit auftretenden
Carbapenem-resistenten A. baumannii-Stämme in kurzer Zeit erkennt", so Dr. Klimka.
Der neue Test wird vom DZIF finanziert.

Im Deutschen Zentrum für Infektionsforschung (DZIF) entwickeln bundesweit
circa 500 Wissenschaftler und Ärzte aus 35 Institutionen gemeinsam neue
Ansätze zur Vorbeugung, Diagnose und Behandlung von Infektionskrankheiten.
Ziel ist die sogenannte Translation: die schnelle, effektive Umsetzung von
Forschungsergebnissen in die klinische Praxis. Das aktuelle Problem
"Krankenhauskeime und Antibiotika-resistente Bakterien" wird als einer von
neun Forschungsbereichen im DZIF mit Hochdruck bearbeitet. Kliniker und
Wissenschaftler arbeiten hier an Strategien, die Entwicklung und
Ausbreitung von resistenten Keimen einzudämmen. Der intelligente Einsatz
von Antibiotika gehört ebenso dazu wie Hygienemaßnahmen und die schnelle
Diagnose von Resistenzen: www.dzif.de.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1833

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Infektionsforschung, Karola Neubert, 14.05.2018
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KREBS/1168: Hautkrebsgefahr im Nagelstudio? Wissenschaftler bewerten das Risiko unterschiedlich (DKFZ)


Deutsches Krebsforschungszentrum in der Helmholtz-Gemeinschaft - 14. Mai 2018

Hautkrebsgefahr im Nagelstudio? 

Wissenschaftler bewerten das Risiko unterschiedlich.



Ob klassisch, neon-bunt oder kunstvoll verziert - professionell
lackierte und modellierte Nägel gelten als modischer Hingucker. Die
Schattenseite: Die ultraviolette Strahlung der Lampen, mit denen die
Pracht üblicherweise gehärtet oder getrocknet wird, steht in dem
Verdacht, das Risiko für weißen Hautkrebs zu erhöhen. Die
Wissenschaftler schätzen die individuelle Gefahr sehr unterschiedlich
ein, empfehlen aber unabhängig von ihren Untersuchungsergebnissen
Schutzmaßnahmen zur Vorbeugung. Dieser Empfehlung schließt sich auch
der Krebsinformationsdienst des Deutschen Krebsforschungszentrums an.

In einer aktuellen Befragung* von 415 australischen Frauen glaubten 72
Prozent an ein erhöhtes Krebsrisiko aufgrund von UV-A-Lampen im
Nagelstudio. 82 Prozent der Befragten waren bereit, umgehend auf die
Nagelmodellage zu verzichten, sollte sich dieser Verdacht
bewahrheiten.

Auf Nummer sicher

Grundsätzlich wird UV-A-Licht als krebserregend eingestuft, allerdings
in Abhängigkeit von Dauer und Stärke der Bestrahlung. Je kürzer die
Einwirkzeit, desto geringer die Hautschädigung. Trotzdem empfiehlt Dr.
Susanne Weg-Remers, Leiterin des Krebsinformationsdienstes: "Wer nicht
auf modellierte Nägel verzichten will, der sollte beim Besuch im
Nagelstudio UV-Schutzmaßnahmen ergreifen, um sein Risiko so gering wie
möglich zu halten. Verwenden Sie Sun-Blocker oder Sonnenschutzmittel
mit hohem Lichtschutzfaktor. Auch fingerlose Handschuhe stellen einen
Schutz dar." Der Krebsinformationsdienst beantwortet alle Fragen zum
Thema Krebs und zu Krebsrisiken kostenlos. Telefonisch sind die
Ärztinnen und Ärzte täglich von 08:00 Uhr bis 20:00 Uhr unter 

0800-420 30 40 und unter krebsinformationsdienst@dkfz.de auch 

per E-Mail erreichbar. Auch ein Blick auf die Webseiten
www.krebsinformationsdienst.de lohnt sich.

Risiko vernachlässigbar?

Unter Wissenschaftlern wird der mögliche Zusammenhang zwischen den
UV-A-Lampen und der Entstehung von Hautkrebs kontrovers diskutiert.
Für ein geringes Krebsrisiko sprechen folgenden Ergebnisse: Nach einem
mathematischen Modell müssten zehn- oder gar hunderttausend Individuen
regelmäßig eine der üblichen UV-Lampen verwenden, bis sich bei einer
Person ein Hautkrebskarzinom auf dem Handrücken entwickeln würde. Eine
wissenschaftliche Untersuchung kommt zu dem Schluss, dass 13.700
Sitzungen mit starken bis mittelstarken UV-Lampen gleichzusetzen sind
mit der Belastung, die bei einer einzigen Phototherapie-Anwendung zur
Behandlung von Hauterkrankungen wie Schuppenflechte entsteht.

Oder ein ernst zu nehmendes Problem?

Andere Stimmen warnen, das Risiko nicht auf die leichte Schulter zu
nehmen. Denn, so das Fazit einer Studie, nur zehn Minuten Bestrahlung
mit der UV-Lampe entsprechen annähernd der empfohlenen maximalen
Strahlendosis eines ganzen Tages. Eine andere Untersuchung kommt zu
dem Schluss, dass es, je nach verwendeter Lampe, bereits nach acht
Nagelstudiobesuchen zu DNA-Schädigungen kommen kann. Problematisch
kann auch eine ungleiche Verteilung der Strahlung mit sehr
unterschiedlichen UV-A-Dosen an verschiedenen Hautstellen sein.
Einig ist man sich aber bei der Empfehlung für die Praxis: So lange
keine abschließenden Ergebnisse vorliegen, sollten auf jeden Fall die
empfohlenen Schutzmaßnahmen getroffen werden.


*Bollard SM et al. (2018). Skin cancer risk and the use of UV
nail lamps. Australas J Dermatol. 2018 Mar 28. doi:
10.1111/ajd.12806. [Epub ahead of print]


Der Krebsinformationsdienst (KID) des Deutschen
Krebsforschungszentrums beantwortet alle Fragen rund um das Thema
Krebs - am Telefon (0800-420 30 40), per E-Mail
(krebsinformationsdienst@dkfz.de) sowie in persönlichen Sprechstunden
in Heidelberg und Dresden. Das geschulte Ärzteteam geht mit fundierten
fachlichen Informationen auf individuelle Fragen ein. Die
Internetseite www.krebsinformationsdienst.de liefert aktuelles Wissen,
nützliche Tipps und Adressen. Mit eigener Telefonnummer 

(0800-430 40 50) und E-Mail-Adresse (kid.med@dkfz.de) ist der KID auch
Anlaufstelle für medizinische Fachkreise. Der Krebsinformationsdienst
ist ein kostenfreies Angebot des Deutschen Krebsforschungszentrums. Er
kann daher unabhängig informieren, frei von Interessenkonflikten und
ohne Werbung.


Das Deutsche Krebsforschungszentrum (DKFZ) ist mit mehr als
3.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die größte biomedizinische
Forschungseinrichtung in Deutschland. Über 1000 Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler erforschen im DKFZ, wie Krebs entsteht, erfassen
Krebsrisikofaktoren und suchen nach neuen Strategien, die verhindern,
dass Menschen an Krebs erkranken. Sie entwickeln neue Methoden, mit
denen Tumoren präziser diagnostiziert und Krebspatienten erfolgreicher
behandelt werden können. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Krebsinformationsdienstes (KID) klären Betroffene, interessierte
Bürger und Fachkreise über die Volkskrankheit Krebs auf. Gemeinsam mit
dem Universitätsklinikum Heidelberg hat das DKFZ das Nationale Centrum
für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg eingerichtet, in dem
vielversprechende Ansätze aus der Krebsforschung in die Klinik
übertragen werden. Im Deutschen Konsortium für Translationale
Krebsforschung (DKTK), einem der sechs Deutschen Zentren für
Gesundheitsforschung, unterhält das DKFZ Translationszentren an sieben
universitären Partnerstandorten. Die Verbindung von exzellenter
Hochschulmedizin mit der hochkarätigen Forschung eines
Helmholtz-Zentrums ist ein wichtiger Beitrag, um die Chancen von
Krebspatienten
 zu verbessern. Das DKFZ wird zu 90 Prozent vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung und zu 10 Prozent vom Land Baden-Württemberg
finanziert und ist Mitglied in der Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher
Forschungszentren.

 * 

Quelle:

Deutsches Krebsforschungszentrum in der Helmholtz-Gemeinschaft

Pressemitteilung vom 14.05.2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Dr. Sibylle Kohlstädt

Im Neuenheimer Feld 280, 69120 Heidelberg

Telefon: +49 6221 42 2843, Fax: +49 6221 42 2968

E-Mail: S.Kohlstaedt@dkfz.de

E-Mail: presse@dkfz.de

Internet: www.dkfz.de
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NIERE/074: Zusammenhänge zwischen Bluthochdruck und Nierenerkrankung (KfH)


KfH Kuratorium für Dialyse und Nierentransplantation e.V. - 14. Mai 2018

Welt-Hypertonie-Tag 2018

KfH weist auf Zusammenhänge zwischen Bluthochdruck und Nierenerkrankung hin.



Neu-Isenburg - Am 17. Mai ist Welt-Hypertonie-Tag. Das bundesweite
Motto lautet: Blutdruckmessen, aber richtig - denn, wer seine Werte
kennt, kann einem Bluthochdruck vorbeugen bzw. diesen gut behandeln
lassen.

Nach Angaben des Robert-Koch-Instituts haben 20 bis 30 Millionen
Menschen in Deutschland Bluthochdruck, das heißt, fast jeder dritte
Erwachsene ist von dieser Erkrankung betroffen. Viele wissen jedoch
nichts davon, da oftmals weder Schmerzen noch andere auffällige
Symptome auftreten. Ein nicht erkannter oder nicht ausreichend
behandelter Bluthochdruck schädigt neben dem Herz-Kreislauf-System
auch die Nieren. "Bluthochdruck ist eine stille Gefahr und eine der
häufigsten Ursachen für chronische Nierenerkrankungen", weiß Prof. Dr.
med. Dieter Bach, Vorstandsvorsitzender des KfH Kuratorium für Dialyse
und Nierentransplantation e. V., Neu-Isenburg. Aus diesem Grund sei es
ein wichtiges Anliegen des KfH, anlässlich des Welt-Hypertonie-Tages
auf die Bedeutung der rechtzeitigen und konsequenten
Bluthochdrucktherapie hinzuweisen.

Für die Diagnostik und Behandlung eines Bluthochdrucks ist der
Hausarzt der richtige Ansprechpartner. Falls aber die Blutdruckwerte
trotz einer geeigneten Therapie zu hoch bleiben oder extreme
Schwankungen auftreten, wird ein Hochdruckspezialist hinzugezogen.
Auch die Nierenwerte sollten dann regelmäßig überprüft werden. "In der
Nephrologie, also der Nierenheilkunde, spielt der Bluthochdruck eine
besondere Rolle: Zum einen steigert dauerhaft hoher Blutdruck das
Risiko für die Ausbildung und auch das Voranschreiten einer
chronischen Nierenerkrankung, zum anderen können durch eine
Nierenerkrankung die Regulationsmechanismen für den Blutdruck gestört
werden, so dass dies zu Bluthochdruck führt", erklärt Bach. Das heißt,
Bluthochdruck kann somit sowohl Auslöser als auch Folge einer
Nierenerkrankung sein. Aus diesem Grund hätten, so Bach, viele Ärzte
in den KfH-Zentren auch bei der Deutschen Hochdruckliga eine
Zusatzqualifikation zum Hochdruckexperten (Hypertensiologen DHL©)
absolviert.


Weitere Informationen zum Thema Bluthochdruck finden sich zum
Download in der Broschüre 'Bluthochdruck. Werte senken - Nieren
schützen'. auf der KfH-Internetseite 

www.kfh.de/infomaterial unter 'Patientenratgeber'.

Detaillierte Informationen zum richtigen Blutdruckmessen hat die
Deutsche Hochdruckliga aktuell auf www.blutdruckmessen-aber-richtig.de
veröffentlicht. Hier können Interessierte sich das Faltblatt mit einer
Zusammenstellung der zehn wichtigsten Tipps für das richtige
Blutdruckmessen herunterladen.


Hintergrundinformation:

Das gemeinnützige KfH Kuratorium für Dialyse und Nierentransplantation
e.V. steht für eine qualitativ hochwertige und integrative
nephrologische Versorgung nierenkranker Patienten. Es wurde im Jahr
1969 gegründet und ist damit zugleich der älteste und größte
Dialyseanbieter in Deutschland. In über 200 KfH-Zentren werden mehr
als 19.000 Dialysepatienten sowie aktuell rund 66.500
Sprechstundenpatienten umfassend behandelt.

 * 

Quelle:

KfH Kuratorium für Dialyse und Nierentransplantation e.V.

Pressemitteilung vom 14. Mai 2018

Martin-Behaim-Str. 20, 63263 Neu-Isenburg

Telefon: 06102/359-464

E-Mail: presse@kfh-dialyse.de

claudia.brandt@kfh-dialyse.de

Internet: www.kfh.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





SCHMERZ/777: Schmerzforschung muss vernetzt, transparent und patientennah sein (Dt. Schmerzgesellschaft)


Deutsche Schmerzgesellschaft e.V. - 15. Mai 2018

Deutsche Schmerzgesellschaft e. V. legt Forschungsagenda vor 

Schmerzforschung muss vernetzt, transparent und patientennah sein



Berlin - Chronische Schmerzen betreffen Millionen von Menschen in
Deutschland. Um diese in Zukunft besser behandeln zu können, muss die
Schmerzforschung sich an den therapeutischen Bedürfnissen der
Patienten orientieren, fordert die Deutsche Schmerzgesellschaft e.V.
Mit ihrer jüngst erschienenen Forschungsagenda "Perspektive
Schmerzforschung Deutschland" will die Fachgesellschaft die Weichen
für die Erforschung von Schmerzen neu stellen: Sie soll dabei helfen,
Forschende verschiedenster Fachgebiete besser zu vernetzen und die
Patientenperspektive weiter in den Mittelpunkt wissenschaftlicher
Studien zu rücken. Neue Erkenntnisse sollen so schneller den Weg in
die Behandlungspraxis finden.

In Deutschland leiden etwa sechs Millionen Menschen an chronischen,
nicht tumorbedingten Schmerzen, die ihren Alltag und das Berufsleben
beeinträchtigen. Die Zahl derjenigen, die insgesamt angeben,
chronische Schmerzen zu haben, ist sogar weit höher und wird auf 23
Millionen geschätzt. "Wir sprechen mit Recht von einer Volkskrankheit.
Um diese zu bekämpfen, müssen wir jedoch viel mehr Anstrengungen
unternehmen als bisher", sagt Thomas Isenberg, Geschäftsführer der
Deutschen Schmerzgesellschaft e. V. aus Berlin. Sie fordert bereits
seit Jahren einen Aktionsplan gegen den Schmerz, zu dessen vier
Punkten neben "Bewusstsein schaffen", "Aus- und Weiterbildung stärken"
sowie "Versorgung verbessern" auch "Forschung fördern" gehört. Daher
hat die Schmerzgesellschaft ein Forum geschaffen, das Wissenschaftler
aus allen Schmerzdisziplinen zusammenbringt: Den Wissenschaftstag.
"Ziel war es, eine Plattform für den wissenschaftlichen Diskurs zu
schaffen und zugleich eine Bestandsaufnahme der Schmerzforschung in
Deutschland zu versuchen", erläutert Isenberg. Nach zwei
Wissenschaftstagen 2015 und 2016 sowie einer intensiven Arbeit von
mehr als 70 in der Schmerzgesellschaft organisierten Schmerzexperten
legt die Fachgesellschaft nun ihre Forschungsagenda vor.

"Medizinische Forschung ist nie Selbstzweck. Sie muss den betroffenen
Menschen zugutekommen, und das möglichst schnell", betont Professor
Dr. med. Martin Schmelz, Präsident der Deutschen Schmerzgesellschaft.
Eine der zentralen Fragestellungen ist etwa, wie sich Erkenntnisse aus
der Grundlagenforschung mit Zell- und Tierversuchen schneller in die
Praxis transportieren lassen. "Eine Voraussetzung dafür ist die
Vernetzung aller, die sich an Schmerzforschung beteiligen", so
Schmelz.

Die Forschungsagenda hat darüber hinaus die Funktion, strukturbildend
zu wirken. Nach einer einführenden Analyse der Situation der
Versorgung Schmerzkranker in Deutschland stehen Ziele und Positionen
der Schmerzforschung im Fokus, um dann zukünftige Forschungsfelder zu
identifizieren. Neben eindeutig auf Körperbereiche bezogene Felder wie
"Rückenschmerz", "Gelenkschmerz" oder "Kopfschmerz", nimmt die
Forschungsagenda auch "Mechanismen der Schmerzwahrnehmung",
"Schmerzverlauf" und "Versorgung" in den Blick. Der Präsident der
Schmerzgesellschaft fasst zusammen: "Anwendungsbezogene
Grundlagenforschung, die den Patienten im Blick hat, Vernetzung von
Forschenden, Forschungsförderung, Versorgungsforschung und die
Einrichtung eines Schmerzregisters sind mehr als bloße Forderungen
unserer Agenda. Sie ist eine Roadmap, die aufzeigt, wie vernetzte
Strukturen aufgebaut und dadurch mittel- und langfristig die
Versorgung von Schmerzpatienten verbessert werden kann."


Literatur:

Forschungsagenda. Perspektive Schmerzforschung Deutschland.
Herausgeber: Deutsche Schmerzgesellschaft e. V., 1. Auflage: Oktober 2017. 

www.dgss.org/fileadmin/pdf/171220_DGSS_Forschungsagenda_2017.pdf

 * 

Zur Deutschen Schmerzgesellschaft e. V.

Die Deutsche Schmerzgesellschaft e. V. ist mit über 3600 persönlichen
Mitgliedern die größte wissenschaftlich-medizinische Fachgesellschaft
im Bereich Schmerz in Europa. Die Deutsche Schmerzgesellschaft e.V.
ist Mitglied der IASP (International Association for the Study of
Pain) sowie der AWMF (Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen
Medizinischen Fachgesellschaften). Sie ist zudem die interdisziplinäre
Schmerzdachgesellschaft von derzeit 19 mitgliederstarken weiteren
medizinisch-wissenschaftlichen Fachgesellschaften im Bereich Schmerz.
Diese Perspektive wird zudem erweitert durch die institutionelle
korrespondierende Mitgliedschaft der Vereinigung aktiver
Schmerzpatienten SchmerzLOS e.V. in der Deutschen
Schmerzgesellschaft e.V.

Die Mitgliedschaft der Deutschen Schmerzgesellschaft e.V. ist
interdisziplinär und interprofessionell und besteht aus
Schmerzexperten aus Praxis, Klinik, Psychologen, Pflege,
Physiotherapie u. a. sowie wissenschaftlich ausgewiesenen
Schmerzforschern aus Forschung, Hochschule und Lehre.

 * 

Quelle:

Deutsche Schmerzgesellschaft e.V.

Pressemitteilung vom 15. Mai 2018

Bundesgeschäftsstelle

Alt-Moabit 101 b; 10559 Berlin

Telefon: 030-39409689-1; Fax: 030-39409689-9

E-Mail: presse@dgss.org

Internet: www.dgss.org
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INFOPOOL / MUSIK / REPORT





INTERVIEW/062: HipHop Open Air - Freunde und Gegner ...    Celoviz im Gespräch (SB)


Gespräch am 5. Mai 2018 in Hamburg-St. Pauli



Auf dem Klassenfest - HipHop Open Air gegen Staat und Kapital 2018 wurde dem
Protest gegen den türkischen Überfall auf die nordsyrische Enklave Afrin von
diversen KünstlerInnen eine Stimme verliehen. Dem kurdischen Rapper Celoviz war
es ein besonderes Anliegen, diese Aggression des Erdogan-Regimes zu verurteilen.
Nach seinem Auftritt beantwortete Celoviz dem Schattenblick einige Fragen zu
seiner Person und dem Verhältnis der kurdischen Community zum HipHop.




[image: Im Interview - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Celoviz

Foto: © 2018 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Celoviz, wie lange machst du schon HipHop?

Celoviz: Ich mache schon ein paar Jährchen HipHop, intensiv aber erst ein bis
zwei Jahre. Davor gab es einige Versuche, aber inzwischen komme ich richtig rum
in der Musik.

SB: Gibt es in der kurdischen Community viele HipHopper oder ist es
eher eine Randerscheinung unter Jugendlichen?

Celoviz: Viele machen erste Gehversuche im HipHop, aber auf der professionellen
Ebene fehlt es manchen an Qualität und gelegentlich auch an Talent. Ich und ein
paar Freunde sind schon etwas professioneller dabei.

SB: Rappst du auch in kurdischer Sprache wie heute im Stück "Serhildan"?

Celoviz: Bei "Serhildan" ist alles in kurdischer Sprache, aber
eigentlich rappe ich gar nicht auf kurdisch. Nun war es jedoch so, daß
ich viele Nachrichten von Kämpfern in Rojava an der Nordsyrienfront
bekommen habe, die meine Musik hören, obwohl ich nur auf deutsch
singe. Weil sich viele Schwestern und Brüder gewünscht hatten, daß
ich einen Song in meiner Muttersprache veröffentliche, habe ich es
eben gemacht. Mag sein, daß mein Kurdisch nicht ganz fehlerfrei ist,
aber ich habe das Beste gegeben und den kurdischen Song "Serhildan"
komponiert.

SB: Was heißt "Serhildan"?

Celoviz: Es bedeutet in etwa "Erhebe deinen Kopf" oder "Halt den Kopf
aufrecht", lauf also nicht geduckt herum.

SB: Wie ist dein Verhältnis zur kurdischen Volksmusik, spielt sie für dich eine
wichtige Rolle oder bist du ihr ein bißchen entwachsen?

Celoviz: Nein, überhaupt nicht. Ich kenne viele kurdische Songs aus den 1990ern.
Meine Familie ist sehr patriotisch und war immer schon, seit ich denken kann, in
der Bewegung aktiv. Das gilt insbesondere für meinen Vater, aber auch für meine
Mutter. So gesehen bin ich mit Koma Berxwedan aufgewachsen. Vor Tupac habe ich
Koma Berxwedan gehört, weil das dauernd zu Hause lief. Diese Musik höre ich
immer noch gerne.

SB: Ist Musik für den Kampf der kurdischen Freiheitsbewegung auch als Message
oder zur Vermittlung wichtig?

Celovicz: Ja natürlich. Bevor die Kämpfer in den Krieg ziehen oder wenn sie heil
zurückkommen, tanzen und singen sie. Musik, Tanz, Singen oder das Aufsagen von
Gedichten sind ein fester Bestandteil unserer Kultur, das gehört mit zum Kampf.
Die Kurden an sich sind ein sehr harmonisches Volk. Ich kenne keinen aus der
Bewegung, der nicht jeden Tag tanzt oder singt. Das gehört richtig zu uns.

SB: Das Klassenfest ist eine Veranstaltung der revolutionären Linken. Hast du
den Eindruck, daß die mit dem Kampf in Afrin und Rojava gezeigte Solidarität
ausreicht oder würdest du dir ein größeres Engagement wünschen?

Celoviz: Ich liebe die linke Bewegung in Deutschland. Alle Linken, die ich
kennengelernt habe, sind in bezug auf Kurdistan sehr aktiv, egal wo. Auf linken
Demos hört man immer "Biji Berxwedana YPG" bzw. sieht die leider verbotenen
YPG-Flaggen. Das war auch im letzten Jahr hier in Hamburg auf dem G20-Gipfel so.
Auf der Demo gegen den Gipfel waren auch sehr viele Kurden, weil sie um die
Solidarität der Linken mit Kurdistan wissen und das auf diese Weise
zurückgeben. Deswegen finde ich es schon cool, daß sich die Aktivisten aus der
linken Szene, egal, ob deutsch, arabisch oder türkisch, mit dem kurdischen Volk
solidarisieren. Es sind halt Leute, die an die Freiheit glauben und denken, daß
kein Volk unterdrückt werden darf. Wenn ich so etwas sehe, macht mich das stolz
und auch stark.

SB: Du hast vorhin Tupac Shakur erwähnt. Welche anderen Rapper auch aus
dem deutschsprachigen HipHop haben dich inspiriert?

Celoviz: Der erste HipHop-Song, den ich gehört habe, war "Changes" von Tupac. Er
kommt ja aus einer revolutionären Familie. Seine Mutter Afeni Shakur war, wie
wir wissen, bei den Black Panther und sein Stiefvater auch. Beide haben ihren
Beitrag zum Kampf der afroamerikanischen Bewegung geleistet. Hier in Deutschland
gibt es viele Rapper, die als Sprachrohr fungieren und eine sehr große Fan-Base
haben, aber ich finde, daß sie zu wenig für die Befreiung der Menschen an sich
machen. Deswegen könnte ich nur wenige empfehlen. Mit einem, der dazugehört, S.
Castro [1], arbeite ich auch zusammen. Er ist, was die Musik angeht, sehr
talentiert. Ich glaube, wenn er andere Inhalte wählen würde, hätte er mehr
Erfolg und schon längst einen Plattenvertrag, aber er ist seiner Linie treu
geblieben. Das respektiere ich an ihm, und das ist neben der Musik im Endeffekt
das Wichtigste.

SB: Deutscher HipHop war zuletzt wegen Farid Bang und Kollegah in die
Schlagzeilen geraten. In den Medien wurde auch behauptet, daß deutscher HipHop
meist rechts und gefährlich sei. Ist das aus deiner Sicht zu dick aufgetragen?

Celoviz: Ich habe das Ganze in den Medien verfolgt, was gar nicht anders ging,
denn sie waren ja voll davon. Es ist auf jeden Fall eine üble Line, ganz klar,
weil die beiden wissen, wie sehr die Menschen in Auschwitz gelitten haben.
Andererseits ist Farid Bang auch nur ein Mensch und jeder Mensch macht Fehler.
Gut, er ist ein HipHopper und geht nach dem Geld, aber er hat sich ja öffentlich
dafür entschuldigt. Ich finde, das hätte man annehmen können. Also, ich bin kein
Fan von ihm, habe nie so richtig Musik von ihm gehört und würde so etwas auch
nie sagen oder machen. Aber daß er jetzt mit einem jüdischen Mitbürger einen
gemeinsamen Song produziert und alle Einnahmen an eine jüdische Gemeinde spendet
- und er verkauft sich, was man nicht abstreiten kann, gut -, finde ich schon
cool. Es gibt auch erfolgreiche Musiker, denen es völlig egal gewesen wäre, die
sich gesagt hätten, ich habe den Song gut verkauft, mich juckt es nicht. Aber es
ist dennoch schlimm, überhaupt eine solche Line zu bringen. Ich verurteile es,
aber vielleicht ist den beiden nicht so bewußt, was so etwas bedeutet, wie uns.
Die jüdische Gemeinde mußte in der Geschichte Deutschlands sehr große Opfer
beklagen. Es geht einfach nicht, eine solche Line zu performen bzw. zu
veröffentlichen.

SB: Celoviz, vielen Dank für das Gespräch.




[image: Celoviz mit Mikro - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Auf der Bühne des Klassenfestes 2018 

Foto: © 2018 by Schattenblick




Fußnote:


[1] INTERVIEW/053: Hip-Hop Straßenklassenfest - Rap und Revolution ...    S. Castro im Gespräch (SB)
http://www.schattenblick.de/infopool/musik/report/muri0053.html


Berichte und Interviews zum "Klassenfest 2018" im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → MUSIK → REPORT

BERICHT/034: HipHop Open Air - die neue Klasse ... (SB)

INTERVIEW/060: HipHop Open Air - Musik, Widerstand und linke Perspektiven ...    Halil Simsek im Gespräch (SB)

INTERVIEW/061: HipHop Open Air - keine Heimstatt zwischen den Welten ...    Tice im Gespräch (SB)
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10080: Braunschweig - Klavierabend mit Gianluca Luisi, Louis Spohr Musikzentrum 09.06.


Veranstaltungshinweis Louis Spohr Musikzentrum

Samstag, 9. Juni | 20:00 Uhr | Roter Saal, Schlossplatz 1, 38100
Braunschweig

Klavierabend mit Gianluca Luisi im Roten Saal

- Johann Sebastian Bach: Französische Suiten



Mit dem berühmten Suitenzyklus des Thomaskantors bringt der
italienische Pianist Gianluca Luisi die selten an einem einzigen Abend
zu erlebenden Französischen Suiten auf die Bühne und zeigt, dass diese
geniale Musik auch auf einem modernen Schimmelflügel ihre Wirkung
entfalten kann und eben nicht mehr der historischen Musikinstrumente
Cembalo oder Clavichord bedarf.

Der aus Pescara stammende Künstler zählt heute vor allem wegen seiner
brillanten und leidenschaftlichen, jedoch stets unaufdringlichen,
transparenten wie kongenialen Interpretationen zu den herausragenden
europäischen Pianisten.

Der mehrfach preisgekrönte Spitzenpianist spielte mit herausragenden
Dirigenten und Orchestern und hat außerdem feste
Kammermusikpartnerschaften mit dem Geiger Marco Rogliano, mit dem
Ensemble Concertant Frankfurt und dem Quintett Chantily.

Wo immer der italienische Starpianist auftritt, ob in Deutschland,
Frankreich, Großbritannien, Luxemburg, Malta, Österreich, Portugal,
Japan, in der Schweiz, den USA oder in seinem Heimatland Italien,
überall hinterlässt er nachhaltigen Eindruck, was ihm immer wieder
langanhaltende Standing Ovations einbringt.

Das Konzert findet in Kooperation zwischen Louis Spohr Musikzentrum
und der Deutsch-Italienischen Kulturgesellschaft Braunschweig statt.

Karten sind in allen Vorverkaufsstellen erhältlich.

 * 

Quelle:

Louis Spohr Musikzentrum Braunschweig

Dr. Krauss

E-Mail: Hans.Krauss@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de/spohr
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8706: Aus aller Welt - 16.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Schottisches Regionalparlament stimmt gegen Brexit-Gesetz

Das schottische Regionalparlament hat sich mehrheitlich gegen den von
der britischen Premierministerin Theresa May vorgelegten
Gesetzesentwurf zum EU-Austritt ausgesprochen. London und Edinburgh
streiten vor allem darüber, wer nach dem Brexit die
Entscheidungskompetenzen unter anderem in der Landwirtschaft und
Fischerei erhält. Schottische Regierungsvertreter werfen May vor, die
Macht für die Zentralregierung an sich reißen zu wollen.

16. Mai 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8706: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mutmaßlicher sizilianischer Mafioso in Köln verhaftet

In Köln wurde nach Angaben von Europol, der Polizeibehörde der
Europäischen Union, ein gesuchter italienischer Staatsbürger
festgenommen. Der 27jährige Sizilianer soll ein hochrangiges Mitglied
der Cosa Nostra sein. Dem Verdächtigen werden unter anderem
Waffenbesitz, Menschen- und Drogenhandel, Erpressung und Hehlerei
vorgeworfen. Die Kölner Generalstaatsanwaltschaft beantragte einen
Auslieferungshaftbefehl.

16. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8703: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rußland stationiert Schiffe mit Marschflugkörpern im Mittelmeer

Seit 2015 befindet sich ein Verband russischer Kriegsschiffe ständig
im östlichen Mittelmeer, um das in Syrien stationierte russische
Militärkontingent zu unterstützen. Wie Präsident Wladimir Putin nach
einer militärischen Besprechung am Mittwoch in Sotschi mitteilte,
sollen dem Verband künftig auch Schiffe, die mit den neuen
weitreichenden Marschflugkörpern vom Typ Kalibr ausgerüstet wurden,
angehören. Putin begründete den Schritt mit der anhaltenden Gefahr
terroristischer Attacken in Syrien.

16. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8705: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ankerzentren: Nur zwei Bundesländer unterstützen Seehofer

Nur wenige Bundesländer wollen sich an den Plänen für sogenannte
Ankerzentren für Flüchtlinge von Innenminister Horst Seehofer (CSU)
beteiligen. Einem Bericht der Wochenzeitung Die Zeit zufolge haben
bislang nur Bayern und Sachsen die Teilnahme an der Pilotphase
zugesagt. Die ersten neuen Einreise- und Abschiebezentren, in denen
Asylbewerber für die gesamte Dauer ihrer Antragsprüfung untergebracht
werden, sollen im August öffnen. Mehrere Bundesländer befürchten, daß
die neuen Zentren den Bemühungen der Städte und Gemeinden um
Integration schaden.

16. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8704: Tragisches und Kurioses - 16.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Männer von Regionalzug mitgerissen

Am S-Bahnhof Unterschleißheim in Oberbayern sind in der Nacht auf
Mittwoch zwei Männer vom Sog eines durchfahrenden Zuges erfaßt und
ins Gleisbett geschleudert worden. Der ältere Mann wurde auf die
Schienen geschmettert, der andere prallte gegen die Bahn und
schleuderte zurück auf den Bahnsteig. Beide Männer im Alter von 31
und 21 Jahren erlitten schwere Verletzungen.

16. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7789: Aus Forschung und Technik - 16.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



NASA gibt neuen Leiter für das Johnson Space Center bekannt

Der bisherige NASA-Manager für das Orion-Programm, Mark Geyer, wird
neuer Direktor des Johnson Space Centers (JSC) in Houston (Texas).
Geyer übernimmt den Posten von Ellen Oacha, die nach 30 Dienstjahren
am 25. Mai in den Ruhestand geht. Auf dem rund 660 Hektar großen
Areal der Agentur befindet sich unter anderem das
Missionskontrollzentrum, das die Flüge zur Internationalen
Raumstation überwacht, und das Ausbildungszentrum für Astronauten.
Das JSC beschäftigt etwa 14.000 Angestellte, darunter auch die
Mitarbeiter der militärischen Raketentestanlage in White Sands (New
Mexico).

16. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7801: Aus aller Welt - 16.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Im Gazastreifen fehlt es an medizinischem Material

Die Palästinensische Autonomiebehörde, das Uno-Kinderhilfswerk
(UNICEF) und die israelische Armee haben in der Nacht auf Mittwoch
versucht acht Lastwagen mit medizinischem Material in den
Gazastreifen zu schicken. Am Vortag hatten dort israelische
Scharfschützen 60 Demonstranten erschossen und Hunderte angeschossen.
Insgesamt wurden laut palästinensischen Angaben 2800 Menschen
verletzt. Die Kinderschutzorganisation Save the Children berichtete
am Dienstag in London, 150 Kinder seien angeschossen worden. Bei den
Freitagsdemonstrationen seit Ende März seien 14 Kinder getötet
worden. Das Gesundheitssystem in der Enklave liegt wegen der
jahrelangen Abschottung durch Israel darnieder. Schon vor Beginn der
Protestwelle sind die Krankenhäuser im Gazastreifen zu 90 Prozent
ausgelastet gewesen, so Save the Children.

Die israelische Behörde Cogat meldete über Twitter, auf den Lastwagen
befänden sich unter anderem Bandagen, Desinfektionsmittel und
Material zur Versorgung von Kindern. Die von Hamas gestellte
Verwaltung des Gazastreifens schickte die LKW laut Cogat zurück, und
zwar, weil die israelischen Behörden den Grenzübergang für viele Tage
geschlossen hatten und nur für die eigene Hilfslieferung wieder
öffneten. Ein von der Autonomiebehörde bereits am Dienstag in den
Gazastreifen entsandtes Ärzteteam konnte seine Arbeit nicht richtig
aufnehmen, weil es noch auf eine Lieferung medizinischer Hilfsmittel
warten mußte.

16. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7762: Medizin und Gesundheitswesen - 16.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Antibiotika können Nierensteine verursachen

Einst galten sie als Wundermittel, doch inzwischen häufen sich die
Stimmen, die gegen ihren Einsatz sprechen. So soll eine Auswertung
des Health Improvement Network (HTN) durch Gregory Tasian von der
Kinderklinik in Philadelphia laut Deutschem Ärzteblatt ergeben haben,
daß die häufige Verordnung von oralen Antibiotika in der Kindheit
bei der Entstehung von Nierensteinen eine Rolle spielt. Es zeigte
sich, daß es drei bis 12 Monate nach der Verordnung von fünf
Antibiotikaklassen (orale Sulfonamide, Cephalosporine, Fluorchinolone
sowie Nitrofurantoin/Methenamin als Breitspektrumpenicilline)
deutlich häufiger zu Nierensteinen kam.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7789: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Hamburger Polizei setzt Fahndung zum G20-Gipfel im Internet fort

Polizei und Staatsanwaltschaft lassen im Zusammenhang mit den
Krawallen beim Hamburger G20-Gipfel im vergangenen Jahr weitere 101
unbekannte Personen mit im Internet veröffentlichten Fotos suchen.
Die Bevölkerung wird von der Polizei um Hilfe bei der Suche nach den
Verdächtigen gebeten. Eine ähnliche Aktion hatte die Hamburger
Polizei bereits im Dezember gestartet. Ein Polizeisprecher
bezeichnete die jetzt Gesuchten als zumeist Mehrfachstraftäter, die
sowohl für Flaschenwürfe als auch für Plünderungen oder
Körperverletzungen verantwortlich seien. Vor Anklageerhebung und
Gerichtsverhandlung belegt nach Auffassung der Polizei Videomaterial
in HD-Qualität einen hinreichenden Tatverdacht. Hinsichtlich des
Vorwurfs, die Fotos blieben im Internet zugänglich, auch wenn die
Betroffenen nicht strafrechtlich verurteilt würden, sagte die
Staatsanwaltschaft am Mittwoch, so einen Fall habe es bislang nicht
gegeben, daß jemand zu Unrecht in die Öffentlichkeitsfahndung geraten
sei.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7713: Sprache, Kunst und Medium - 16.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Rekorderlös für Auktionshaus Sotheby's mit Modigliani-Bild

Ein großformatiges Aktgemälde des italienischen Malers Amedeo
Modigliani, das 1917 entstand, ist in New York für 157 Millionen
Dollar (rund 132 Mio. Euro) versteigert worden. Das Bild mit dem Titel
"Nu couché" ist damit auch das teuerste versteigerte Gemälde in der
Geschichte des 1744 in London gegründeten Auktionshauses Sotheby's.

Der Höchstpreis von 170 Millionen Dollar für einen Modigliani
(1884-1920) wurde bei der New Yorker Auktion allerdings nicht
erreicht. Dennoch ist es für den vorigen Besitzer ein glänzendes
Geschäft, da er 2003 nicht einmal ein Sechstel des jetzt erzielten
Erlöses gezahlt hatte. 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7779: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.05.2018 (SB)




VOM TAGE



OPCW stellt Chlorgasfreisetzung am 4. Februar in Sarakeb fest

In der bei Aleppo gelegenen, syrischen Stadt Sarakeb ist am 4.
Februar Chlorgas aus Zylindern freigesetzt worden. Das konnten
Experten der Organisation für das Verbot chemischer Waffen (OPCW)
feststellen. Den Angaben vom Mittwoch zufolge wurde das Gas
wahrscheinlich als Kampfmittel eingesetzt. Die in London ansässige,
oppositionsnahe Syrischen Beobachtungsstelle für Menschenrechte hatte
berichtet, nach Luftangriffen von Regierungstruppen hätten am 4.
Februar mehrere Menschen unter Atembeschwerden gelitten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7793: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Von der Leyen will ein paar Milliarden mehr haben

Bundesverteidigungsministerin von der Leyen hat am Mittwoch bei den
Haushaltsberatungen im Bundestag für die nächsten Jahre stetig mehr
Geld für die Bundeswehr gefordert. Damit sollen Waffen und andere
Kriegsmaterialien angeschafft oder modernisiert werden. Die
CDU-Politikerin verteidigte ihre Forderung unter anderem damit, daß
Deutschland bei der Vereinigung mit der DDR 2,4 Prozent seines
Bruttoinlandsprodukts für das Militär ausgegeben hat. Jetzt ist die
Decke überall zu kurz und es knirscht. Diesen Teufelskreis müssen wir
durchbrechen, so von der Leyen. Bislang beträgt ihr Etat für das
laufende Jahr 38,5 Milliarden Euro. Im nächsten Haushalt sollen es
41,5 Milliarden Euro plus einige Milliarden mehr werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7763: Tragisches und Kurioses - 16.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Erste Bundesländer richten Polizeistatistik zu Messerangriffen ein

Ab 2019 will die Polizei in NRW Gewalttaten mit Messern statistisch
erfassen. Das hatte kürzlich das NRW-Innenministerium mitgeteilt.
Wegen der Zunahme solcher Delikte bereitet auch die niedersächsische
Polizei eine gesonderte Erfassung von Angriffen mit Stichwaffen vor.
Sonst sammelt nur noch Berlin entsprechende Daten.

Wie die Neue Osnabrücker Zeitung berichtet hatte, werden bislang in
der bundeseinheitlich abgestimmten Kriminalitätsstatistik Verbrechen
mit Stichwaffen - im Gegensatz zu denen mit Schußwaffen - nicht
gesondert erfaßt.

Das Landeskriminalamt NRW habe nun einen Tatmittelkatalog erarbeitet,
der unter anderem Messer enthalte. Voraussichtlich mit Beginn des
kommenden Jahres könne damit eine Erfassung von Messerangriffen
erfolgen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7790: Arbeit, Soziales und Familie - 16.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Tendenz zum Einpersonenhaushalt

In Deutschland leben statistisch gesehen 2,01 Personen in einem
Haushalt. 1991 sind es 2,27 Personen gewesen, wie das Statistische
Bundesamt meldete. Die stärkste Entwicklung hin zum vereinzelten
Wohnen hat es in Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen gegeben, doch
gibt es die meisten Single-Haushalte in Berlin, Hamburg und Bremen.
Den Statistikern zufolge gibt es immer weniger Kinder und weniger
Mehrgenerationenfamilien. Anläßlich des Tags der Familie meldete das
Amt, 2016 habe jedes siebte Ehepaar mit drei und mehr Kindern in
einem Haushalt gelebt. Das habe auch auf acht Prozent der
Lebensgemeinschaften und sieben Prozent der Alleinerziehenden
zugetroffen. Als Kinder wurden auch volljährige ledige Personen ohne
Partner gezählt, welche mit ihren Eltern im gemeinsamen Haushalt
lebten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7773: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 16.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Feuerspuckender Vulkan droht ins Meer abzurutschen

Auf Hawaii bahnt sich gerade eine Katastrophe an. Damit ist nicht nur
gemeint, daß Experten schon bald einen heftigen Ausbruch des Vulkans
Kilauea erwarten. Der feuerspuckende Berg droht zudem ins Meer
abzurutschen. Wie das Magazin Spektrum der Wissenschaft berichtete,
ist der Kilauea strenggenommen ein Seitenanbau des höchsten Berges
der Erde, des Mauna Kea. Er mißt vom Meeresboden bis zum Gipfel - die
Große Insel Hawaiis ist praktisch die Gipfelzone - mehr als zehn
Kilometer. Da die losen Trümmer, die aus den Spalten der Leilani
Estates stammen, das Gewicht des Berges auf Dauer nicht tragen
können, sacken sie langsam unter ihrem eigenen Gewicht
zusammen… und der Kilauea bewegt sich unter seinem eigenen
Gewicht nach Süden ins Meer.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7778: Märkte und Finanzen - 16.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Kellogg-Filiale in Venezuela an Beschäftigte zurückgegeben

Der Lebensmittelkonzern Kellogg hat sich nach 57 Jahren Präsenz aus
Venezuela wegen der anhaltenden Verschlechterung der wirtschaftlichen
und sozialen Lage dort zurückgezogen. Daraufhin hat die
sozialistische Regierung des südamerikanischen Landes die Kontrolle
über die Kellogg-Filiale in Maracay an sich gezogen und diese den
rund 300 dort beschäftigten Arbeitern und Arbeiterinnen
zurückgegeben. Die Produktion ist wieder angelaufen, wie Präsident
Maduro am Dienstag meldete. Er bezeichnete die Schließung als illegal
und absolut verfassungswidrig.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7796: Aus Forschung und Technik - 16.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Adobe schließt kritische Sicherheitslücken

Das US-amerikanische Software-Unternehmen Adobe hat Updates
herausgebracht, die zahlreiche kritische Sicherheitslücken in
Acrobat, Photoshop und Reader schließen. Wie ZDNet.de meldete,
empfiehlt der Software-Hersteller Administratoren, die Updates so
bald wie möglich zu installieren. Mit diesen Updates soll es
unmöglich gemacht worden sein, daß ein Angreifer einen Benutzer auf
eine bösartige Ressource außerhalb des Unternehmens umleiten kann, um
die NTLM-Authentifizierungsnachrichten zu erhalten. Mit Herausgabe
der Updates wies Adobe noch einmal darauf hin, daß die Unterstützung
für Adobe Acrobat 11.x und Adobe Reader 11.x am 15. Oktober 2017
eingestellt wurde. Das Unternehmen empfiehlt dringend ein Update auf
die neuesten Versionen von Adobe Acrobat DC und Adobe Acrobat Reader
DC.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1529: Ameisen - Auf Umwegen schneller ans Ziel (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 15.05.2018

Ameisen: Auf Umwegen schneller ans Ziel



Ameisen nehmen nicht immer den kürzesten Weg, wenn sie es eilig haben.
Ihr Navigationssystem bringt sie bisweilen schneller ans Ziel, indem es sie
Umwege laufen lässt.

Die afrikanischen Matabele-Ameisen (Megaponera analis) haben Termiten als
Leibspeise. Um ihre Vorratskammern zu füllen, gehen sie zwei bis vier Mal
am Tag auf Raubzüge: 200 bis 600 Tiere ziehen in Kolonnen los, überfallen
Termiten an ihren Futterstellen und schleppen sie zurück ins Nest, wo sie
ihre Opfer am Ende fressen.




[image: Foto: © Erik Frank]

Matabele-Ameisen auf Raubzug: Um schneller voranzukommen, bevorzugen sie
Wege über offenes Gelände. 

Foto: © Erik Frank



Bevor die Ameisen einen Raubzug starten, schicken sie Späher los. Die
suchen nach Termitenfutterstellen, laufen dann zurück zum Nest und
mobilisieren ihre Kameradinnen. Auf dem Rückweg zum Nest legen die Späher
eine bemerkenswerte Routenplanung an den Tag: Sie wählen nicht den
kürzesten, sondern den schnellsten Weg.

Schnelleres Laufen in offenem Gelände

Verläuft der direkte Rückweg zum Nest zum Beispiel durch ein Areal, das
dicht mit Gräsern bewachsen ist, bevorzugen die Späher Umwege über offenes
Gelände. Dort können sie doppelt so schnell laufen - und das lohnt sich:
Obwohl sie nicht den kürzesten Weg nehmen, sind sie deutlich schneller.
Ihre Laufzeit zurück zum Nest verringert sich im Schnitt um 35 Prozent.

Das haben Erik T. Frank, Philipp Hönle und Karl Eduard Linsenmair vom
Biozentrum der Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU)
herausgefunden. Die Ergebnisse der Biologen sind im Journal of
Experimental Biology veröffentlicht.

Einzelne Ameisen treffen Entscheidungen

"Von anderen Ameisenarten ist bekannt, dass sie mit Hilfe verschiedener
Orientierungsmechanismen den kürzesten Weg von einer Futterstelle zurück
zum Nest finden können", sagt Erik Frank. Offenbar verfügen die Matabele-
Ameisen über noch komplexere Navigationsfähigkeiten, die es nun weiter zu
erforschen gilt.




[image: Foto: © Erik Frank]

Matabele-Ameisen tragen eine erbeutete Termite zurück ins Nest. 

Foto: © Erik Frank



Was die Würzburger Biologen außerdem erstaunt hat: Bei den
Matabele-Ameisen wird die Entscheidung über den einzuschlagenden Weg nicht im
Kollektiv, sondern von einzelnen Tieren getroffen. "Damit haben wir den
ersten Nachweis einer Zeit-optimierten Wegintegration durch einzelne
Individuen im Ameisenreich erbracht", sagt Frank, der inzwischen als
Postdoc an der Universität Lausanne forscht.


Publikation

Time optimized path-choice in the termite hunting ant Megaponera analis.
Erik T. Frank, Philipp O. Hönle, K. Eduard Linsenmair. Journal of
Experimental Biology 2018, 10 May. DOI: 10.1242/jeb.174854

Weitere Informationen unter:

http://jeb.biologists.org/content/early/2018/05/09/jeb.174854

Link zum Paper im Journal of Experimental Biology

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, Robert Emmerich, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/494: Fleischfressende Pflanze - Wie das Wasserrad zuschnappt (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 15.05.2018

Wie das Wasserrad zuschnappt

Biologen und Bauingenieure analysieren die schnelle Bewegung, mit der die
fleischfressende Pflanze ihre Beute fängt






[image: Foto: © Plant Biomechanics Group]

Das Wasserrad trägt seinen Namen aufgrund der Blätter, die wie Speichen an
einem Rad abstehen.

Foto: © Plant Biomechanics Group



Blitzschnell biegt sich die Mittelrippe des zur Schnappfalle umgebildeten
Laubblatts minimal nach unten durch, die Fallenhälften klappen zu, und der
Wasserfloh kann nicht mehr entrinnen - wie dieser Schnappmechanismus, mit
dem das fleischfressende Wasserrad (Aldrovanda vesiculosa) seine Beute
einfängt, im Detail abläuft, hat ein Team um Anna Westermeier, Dr. Simon
Poppinga und Prof. Dr. Thomas Speck von der Plant Biomechanics Group am
Botanischen Garten der Universität Freiburg erstmals aufgezeigt. Die
Studie entstand im Sonderforschungsbereich "Biological Design and
Integrative Structures: Analysis, Simulation and Implementation in
Architecture". Neben den Freiburger Biologinnen und Biologen waren
Expertinnen und Experten des Instituts für Baustatik und Baudynamik (IBB)
der Universität Stuttgart sowie des Instituts für Botanik der
Tschechischen Akademie der Wissenschaften beteiligt. Das Team hat seine
Resultate im Fachjournal "Proceedings of the Royal Society B: Biological
Sciences" veröffentlicht.

Die an Land lebende Venusfliegenfalle (Dionaea muscipula) und das weit
weniger bekannte aquatische Wasserrad sind die einzigen fleischfressenden
Pflanzen mit Schnappfallen. Während zur Venusfliegenfalle schon seit
Langem intensive Forschung stattfindet, sind die zehnmal schnelleren
Unterwasserschnappfallen des Wasserrads bislang noch wenig untersucht. Das
Team um die Freiburger Biologen hat deren Bewegungsprinzip nun mittels
Experimenten und Computersimulationen entschlüsselt. Die Forscherinnen und
Forscher fanden heraus, dass das Wasserrad seine nur drei Millimeter
kleine Falle zuschnappen lässt, indem es den Innendruck in den Zellen des
Blattes aktiv verändert, was die Durchbiegung der Mittelrippe zur Folge
hat, und zudem eine innere Vorspannung freisetzt, was wahrscheinlich einen
Beschleunigungseffekt zur Folge hat. Die Venusfliegenfalle dagegen zeigt
einen hydraulischen Mechanismus, um die Krümmung ihrer Fallenhälften zu
verändern und somit schnell zuzuschnappen. Obwohl beide Pflanzen viele
Gemeinsamkeiten teilen, unterscheidet sich die Mechanik der Fallen
deutlich. Mit diesem Befund lassen sich möglicherweise nicht nur die
Entstehung von Schnappfallen aus evolutionärer Sicht besser verstehen,
sondern auch die Anpassung an die verschiedenen Lebensräume - auf der Erde
bei der Venusfliegenfalle, unter Wasser beim Wasserrad.

Eine bionische Umsetzung der Wasserrad-Fallenbewegung hat das Team
ebenfalls im Rahmen des Sonderforschungsbereichs schon Anfang 2018
publiziert - zusammen mit weiteren Kollegen vom IBB und vom Institut für
Tragkonstruktionen und konstruktives Entwerfen (ITKE) der Universität
Stuttgart sowie von den Deutschen Instituten für Textil- und
Faserforschung (DITF). Die Fassadenverschattung Flectofold© zeigt die
gleiche Öffnungs- und Schließbewegung wie sein biologisches Vorbild, das
Wasserrad, und lässt sich auch an komplexe Gebäudehüllen anbringen.


Originalveröffentlichungen

• Westermeier, A. S./Sachse, R./Poppinga, S./Vögele, P./Adamec, L./
Speck, T./Bischoff, M. (2018): How the carnivorous waterwheel plant
(Aldrovanda vesiculosa) snaps. In: Proceedings of the Royal Society B:
Biological Sciences 285: 20180012.

doi: 10.1098/rspb.2018.0012

• Körner, A./Born, L./Mader, A./Sachse, R./Saffarian,
S./Westermeier, A. S./Poppinga, S./Bischoff, M./Gresser, G. T./Milwich,
M./Speck, T./Knippers, J. (2018): Flectofold - a biomimetic compliant
shading device for complex free form facades. In: Smart Materials and
Structures 27/1.

doi: 10.1088/1361-665X/aa9c2f

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution69

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau, Rudolf-Werner Dreier, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1484: "Die Tür zu einer neuen Physik öffnen" (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 15.05.2018

"Die Tür zu einer neuen Physik öffnen"

Physiker der Universität Jena an internationalem Erstversuch zur Erzeugung
von Materie aus Licht in Oxford beteiligt



Sag niemals nie, das gilt in der Wissenschaft genauso wie in vielen
anderen Lebenslagen. Und doch glaubten die Vordenker der
Quantenelektrodynamik (QED), dass man ihre theoretischen Feststellungen
niemals praktisch nachweisen könnte. So beschrieben Gregory Breit und John
A. Wheeler 1934 erstmals, wie sich Licht durch Erzeugung eines
Elektronen-Positronen-Paares in Materie umwandeln ließe; Nobelpreisträger
Julian Schwinger führte dies in den 1960er Jahren fort, indem er
postulierte, dass man bei sehr hoher Feldstärke Elektronen und Positronen
aus dem Vakuum herausreißen könnte. Diese sogenannte Theorie der
Quantenelektrodynamik ist weltweit akzeptiert, einzig ihre Gültigkeit bei
hohen Feldstärken und der direkte Nachweis von Paarerzeugung aus dem
Vakuum steht aus - bis jetzt.

"Wir sind gerade mitten im Versuch, die Tür zu einer neuen Physik zu
öffnen", sagt Dr. Christian Rödel von der Friedrich-Schiller-Universität
Jena, "der Schwinger-Physik." Erstmals haben sich dazu internationale
Wissenschaftlerteams zusammengetan, um am Rutherford Appleton Laboratory
in der Nähe von Oxford, England, das neuartige Experiment zu wagen. Fünf
Physiker vom Jenaer Institut für Optik und Quantenelektronik arbeiten dazu
mit rund 30 weiteren Wissenschaftlern vom Imperial College London
(England), der Queen's University Belfast (Nordirland), der University of
California, Berkeley (USA) und vom Deutschen Elektronen-Synchrotron DESY
in der Helmholtz-Gemeinschaft (Hamburg) Hand in Hand.

Durch Licht-Licht-Wechselwirkung Materie erzeugen



"Durch moderne Lasertechnologie und extrem intensive Laserstrahlung ist
das früher Unmögliche denkbar geworden - dass wir durch
Licht-Licht-Wechselwirkung Materie erzeugen", erzählt Dr. Rödel. In einer
vier Quadratmeter großen Vakuumkammer lassen die Forscher dafür
hochenergetische Photonen, also Lichtteilchen, mit einem
Hochintensitätslaserstrahl kollidieren. Bei der Kollision sollten nach der
QED-Theorie einige Elektronen-Positronen-Paare entstehen, also Materie und
Antimaterie, die als geladene Teilchen von mehreren Magneten abgelenkt und
dann von einem extrem empfindlichen Detektorsystem gemessen werden können.

Zentralen Anteil am Versuchsaufbau haben Doktoranden von der Universität
Jena: "Dominik Hollatz hat wesentlich zur Entwicklung der Magneten
beigetragen, die die Elektronen-Positronen-Paare ablenken und ohne die das
Experiment nicht möglich wäre. Andreas Seidel hat außerdem eine spezielle
Plasmalinse mitentwickelt, die eine größere Photonendichte im Experiment
sicherstellt." Beide werden Aspekte des Experiments in ihren
Dissertationen auswerten und beschreiben. Auch die weiteren
Wissenschaftler werden sich in den kommenden Monaten mit der Analyse der
riesigen Menge an Daten befassen.

Neuland betreten

Christian Rödel ist begeistert, dass das Jenaer Team von Prof. Dr.
Matthäus Zepf an dem Gemeinschaftsexperiment in England mitwirkt. "Ob der
Versuch glückt oder nicht, wir betreten hier komplettes Neuland. Das
könnte die Teilchenphysik revolutionieren." Er verdeutlicht: "Die Effekte,
die wir untersuchen, könnten wichtige Prozesse sein, die in den ersten 100
Sekunden nach dem Urknall abgelaufen sind - als allein aus Licht Materie
entstanden ist."

Auch deshalb entstehen derzeit in Europa drei große Forschungszentren, die
QED-Effekte in starken Laserfeldern untersuchen und die Physik im Sinne
Julian Schwingers - und des Erstversuchs - vorantreiben werden.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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FORSCHUNG/1483: Erklärung für rätselhafte Quantenoszillationen gefunden (idw)


Institute of Science and Technology Austria - 15.05.2018

Erklärung für rätselhafte Quantenoszillationen gefunden

Sogenannte Quanten-Vielteilchen-"Scars" lassen Quantensysteme länger
außerhalb des Gleichgewichtszustandes verweilen. Studie wurde in Nature
Physics veröffentlicht






[image: Bild: © IST Austria/Maksym Serbyn]

Zehn Atome schwingen zwischen dem Grundzustand (schwarz) und dem angeregten
Zustand (weiß) hin und her. Oben: verschiedenen Wahrscheinlichkeiten der
individuellen Konfigurationen im Laufe der Zeit.

Bild: © IST Austria/Maksym Serbyn



Forschern der Harvard Universität und des MIT war es vor kurzem gelungen,
eine Rekordzahl von 53 Atomen einzufangen und ihren Quantenzustand einzeln
zu steuern, wodurch sie einen so genannten Quantensimulator realisierten.
Ihre Experimente mit diesem System, die im Juli 2017 auf einer Konferenz
in Triest vorgestellt wurden, zeigten periodische Oszillationen in der
Dynamik der wechselwirkenden Atome, die völlig unerwartet waren. Nun hat
ein internationales Forscherteam das Geheimnis dieser bisher
unerklärlichen Oszillationen gelöst. Die Forscher, darunter Alexios
Michailidis und Maksym Serbyn vom Institute of Science and Technology
Austria (IST Austria) sowie ihre Kollegen von der Universität Leeds und
der Universität Genf, schlugen eine theoretische Erklärung vor, die das
Konzept von Quanten-Vielteilchen -"Scars" einführt. Sie verändern damit
unsere Auffassung der Dynamik, die in Quanten-Vielteilchensystemen möglich
ist.

Stellen Sie sich einen Ball vor, der in einem ovalen Stadion herumspringt.
Er wird chaotisch durch den verfügbaren Raum springen, und da seine
Bewegung zufällig ist, wird er früher oder später jeden Ort im Stadion
besucht haben. In all dem Chaos kann jedoch Ordnung herrschen: Trifft der
Ball zufällig an der richtigen Stelle und im richtigen Einfallswinkel auf
die Wand, kann er in einer periodischen Umlaufbahn landen. Auf ihr besucht
er immer wieder dieselben Stellen und lässt die anderen aus. Solch eine
periodische Bahn ist extrem instabil, da bereits die geringste Störung
ausreichen kann, um den Ball von seiner Bahn abzulenken und ins Chaos
zurückzuschicken.




[image: Bild: © IST Austria/Maksym Serbyn]

Ein Ball springt chaotisch in einem Stadium herum (oben). Befindet er sich
in der Nähe eines instabilen Orbits, bleibt er eine Weile in dessen Nähe,
fällt dann aber ins Chaos zurück.

Bild: © IST Austria/Maksym Serbyn



Dasselbe Prinzip ist auch auf Quantensysteme anwendbar, nur dass anstelle
des Balls eine Welle vorliegt, und statt der Bahn eine
Wahrscheinlichkeitsfunktion. Klassische periodische Umlaufbahnen können
nun bewirken, dass eine Quantenwelle in der Nähe des Orbits konzentriert
wird, und das führt in der ansonsten gleichförmigen Wahrscheinlichkeit zu
einer charakteristischen Struktur. Solche Prägungen klassischer Bahnen auf
die Wahrscheinlichkeitsfunktion werden "quantum scars", also
"Quantennarben" genannt. Bisher ging man davon aus, dass das Phänomen nur
bei einzelnen Quantenteilchen auftritt, da die Komplexität des Systems mit
jedem zusätzlichen Teilchen dramatisch ansteigt und periodische
Umlaufbahnen dabei immer unwahrscheinlicher werden.

"Im Allgemeinen nahm man an, dass es für Vielteilchensysteme unmöglich
sei, Quantennarben zu haben, und als man die Schwingungen zum ersten Mal
sah, konnten niemand sie erklären", sagt Maksym Serbyn, Professor am IST
Austria und Co-Autor der Studie. "Indem wir das Konzept der Quantennarben
auf Quanten-Vielteilchensysteme erweitert haben, konnten wir erklären,
warum diese Oszillationen da sind", fügt er hinzu.

In der Studie, die heute in Nature Physics veröffentlicht wurde, erklären
die Forscher die experimentelle Beobachtung mit dem Auftreten von
Quanten-Vielteilchen-Scars. Sie identifizieren auch den instabilen
periodischen Vielteilchen-Orbit, der hinter dem Verhalten steckt: es ist
die kohärente Oszillation von Atomen zwischen dem angeregten Zustand und
dem Grundzustand. Man kann man sich die Quanten-Vielteilchen-Scars als
einen Teil des Raums vorstellen, der gewissermaßen vom Chaos "abgeschirmt"
ist, was zu einer viel langsameren Relaxation, also einer langsameren
Rückkehr zum Chaos führt. Mit anderen Worten: Das System braucht länger, um
zum Chaos zurückzukehren.




[image: Bild: © IST Austria/Maksym Serbyn]

In einem Quantensystem ersetzt eine Wahrscheinlichkeitskarte den Ball, aber
auch hier existieren Chaos (oben) und klassische Trajektorien (unten)

Bild: © IST Austria/Maksym Serbyn



"Wir wissen immer noch nicht, wie häufig Quanten-Vielteilchen-Scars sind,
aber wir haben ein Beispiel gefunden, und das ist ein Paradigmenwechsel",
sagt Serbyn. Aber es gibt noch viel zu klären. "Wir verstehen noch nicht
alle Eigenschaften von Vielkörper-Quanten-Narben, aber es ist uns
gelungen, die Daten zu erklären. Wir hoffen, dass eine bessere Kenntnis
der Quantennarben eine Möglichkeit bietet, Quantensysteme vor der
Relaxation zu schützen."


Originalpublikation:

Weak ergodicity breaking from quantum many-body scars, C. J. Turner, A. A.
Michailidis, D. A. Abanin, M. Serbyn & Z. Papić, Nature Physics
(2018),
doi:10.1038/s41567-018-0137-5

https://www.nature.com/articles/s41567-018-0137-5


Über das IST Austria

Das Institute of Science and Technology (IST Austria) in Klosterneuburg
ist ein Forschungsinstitut mit eigenem Promotionsrecht. Das 2009 eröffnete
Institut widmet sich der Grundlagenforschung in den Naturwissenschaften,
Mathematik und Computerwissenschaften. Das Institut beschäftigt
ProfessorInnen nach einem Tenure-Track-Modell und Post-DoktorandInnen
sowie PhD StudentInnen in einer internationalen Graduate School. Neben dem
Bekenntnis zum Prinzip der Grundlagenforschung, die rein durch
wissenschaftliche Neugier getrieben wird, hält das Institut die Rechte an
allen resultierenden Entdeckungen und fördert deren Verwertung. Der erste
Präsident ist Thomas Henzinger, ein renommierter Computerwissenschaftler
und vormals Professor an der University of California in Berkeley, USA,
und der EPFL in Lausanne, Schweiz. 

www.ist.ac.at

Über die University of Leeds

Die University of Leeds ist mit mehr als 33.000 Studenten aus mehr als 150
verschiedenen Ländern eine der größten Hochschuleinrichtungen in
Großbritannien. Sie ist ein Mitglied der Russell Group of
research-intensive universities. Dem Research Excellence Framework 2014
zufolge gehört sie zu den zehn besten Universitäten für Forschung und
Impact Power in Großbritannien und rangierren unter den Top 100 für
akademische Reputation im QS World University Rankings 2018. Darüber hinaus
erhielt die Universität eine Goldbewertung von das "Teaching Excellence
Framework" der Regierung im Jahr 2017, durch die das "durchweg
herausragende" Lehr- und Lernangebot anerkannt wurde. 26 der
Wissenschaftler haben National Teaching Fellowships erhalten - mehr als
jede andere Institution in England, Nordirland und Wales -, was die
Exzellenz der Lehre widerspiegelt.

www.leeds.ac.uk


Weitere Informationen unter:

https://qdyn.pages.ist.ac.at/

Webseite der Forschungsgruppe um Maksym Serbyn
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FORSCHUNG/1482: Verschränkte Atome leuchten im Gleichklang (idw)


Universität Innsbruck - 15.05.2018

Verschränkte Atome leuchten im Gleichklang



Einem Team um Experimentalphysiker Rainer Blatt ist es gelungen, die
Quantenverschränkung zweier räumlich getrennter Atome durch die
Beobachtung ihrer Lichtemission zu charakterisieren. Dieses grundlegende
Experiment könnte zur Entwicklung hochempfindlicher optischer Gradiometer
zur präzisen Bestimmung des Schwerefelds oder des Erdmagnetfelds
führen.

Das Zeitalter der Quantentechnologie ist längst eingeläutet. In der
jahrzehntelangen Erforschung der Quantenwelt wurden Methoden entwickelt,
die es heute möglich machen, Quanteneigenschaften gezielt für technische
Anwendungen auszunutzen. Das Team um den Innsbrucker
Quantencomputer-Pionier Rainer Blatt kontrolliert in seinen Experimenten in
Ionenfallen einzelne Atome sehr exakt. Die gezielte Verschränkung dieser
Quantenteilchen eröffnet nicht nur die Möglichkeit zum Bau eines
Quantencomputers, sondern schafft auch die Grundlage für die Messung
von physikalischen Eigenschaften in bisher ungekannter Präzision. Den
Physikern ist es nun erstmals gelungen, die Interferenz von einzelnen
Lichtteilchen, die von zwei verschränkten, aber räumlich getrennten
Atomen ausgesendet werden, zu demonstrieren.




[image: Bild: © IQOQI Innsbruck/Harald Ritsch]

Über die Interferenz von Lichtteilchen, die von zwei Atomen ausgesendet
werden, lässt sich deren Verschränkung charakterisieren.

Bild: © IQOQI Innsbruck/Harald Ritsch



Sehr empfindliche Messungen

"Wir können heute die Position und Verschränkung von Teilchen sehr exakt
kontrollieren und bei Bedarf einzelne Photonen erzeugen", erzählt Gabriel
Araneda aus dem Team von Rainer Blatt am Institut für Experimentalphysik
der Universität Innsbruck. "Zusammen ermöglicht uns das, die Auswirkungen
von Verschränkung auf die kollektive Wechselwirkung von Atomen und Licht
zu untersuchen." Die Physiker der Universität Innsbruck verglichen die
Überlagerung von Licht, das einmal von verschränkten und ein andermal
von nicht verschränkten Barium-Atomen ausgesendet wurde. Die Messungen
zeigten, dass diese qualitativ unterschiedlich sind. Tatsächlich
entspricht der gemessene Unterschied der Interferenzstreifen direkt
dem Betrag der Verschränkung der Atome. "Auf diese Weise können wir die
Verschränkung rein optisch charakterisieren", unterstreicht Gabriel
Araneda die Bedeutung des Experiments. Die Physiker konnten aber auch
demonstrieren, dass das Interferenzsignal gegenüber Umwelteinflüssen
am Standort der Atome sehr empfindlich ist. "Wir haben diese
Empfindlichkeit ausgenutzt, um mit Hilfe des beobachteten
Interferenzsignals die Magnetfeldgradienten zu ermitteln", sagt Araneda.
Die Technik könnte so die Grundlage für den Bau von hochempfindlichen
optischen Gradiometer bilden. Da der gemessene Effekt vom Abstand der
Teilchen unabhängig ist, könnten die Messungen einen präzisen Vergleich der
Feldstärken zum Beispiel des Erdmagnetfelds oder der Gravitation an
verschiedenen Ort ermöglichen.

Veröffentlicht wurde die Arbeit in der Fachzeitschrift Physical Review
Letters. Die Forschungen wurden unter anderem vom österreichischen
Wissenschaftsfonds FWF, der Europäischen Union und der Tiroler Industrie
finanziell unterstützt.


Publikation: Interference of single photons emitted by
entangled atoms in free space. Gabriel Araneda, Daniel B. Higginbottom,
Lukáš Slodička, Yves Colombe, Rainer Blatt. Phys. Rev. Lett. 120,
193603 

DOI: 10.1103/PhysRevLett.120.193603

Weitere Informationen:

https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.120.193603

https://quantumoptics.at/

Quantum Optics and Spectroscopy group

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution345

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Innsbruck, Dr. Christian Flatz, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1481: Schnellster Wasserkocher der Welt - 100.000 Grad in 75 billiardstel Sekunden (idw)


Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY - 14.05.2018

Schnellster Wasserkocher der Welt - 100.000 Grad in 75 billiardstel
Sekunden

Forscher erzeugen und untersuchen exotischen Zustand von Wasser per
Röntgenlaser.



Per Röntgenlaser haben Forscher Wasser in 75 Femtosekunden von
Zimmertemperatur auf 100.000 Grad Celsius aufgeheizt. Der
Experimentaufbau, der als schnellster Wasserkocher der Welt gelten kann,
erzeugte einen exotischen Zustand des Wassers, von dem sich die
Wissenschaftler neue Einblicke in die besonderen Eigenschaften der
wichtigsten Flüssigkeit der Erde erhoffen. Die Beobachtungen haben auch
praktische Bedeutung für die Untersuchung biologischer und zahlreicher
anderer Proben mit Röntgenlasern. Das Team von Carl Caleman vom Center
for Free-Electron Laser Science (CFEL) bei DESY und der Universität Uppsala
in Schweden stellt seine Arbeit in den "Proceedings" der US-Akademie der
Wissenschaften (PNAS) vor. Eine Femtosekunde ist der milliardste Teil
einer millionstel Sekunde.




[image: Bild: © Carl Caleman, CFEL/DESY/Universität Uppsala]

Wassermoleküle zu Beginn des Versuchs, Wasserstoff ist weiß dargestellt,
Sauerstoff rot.

Bild: © Carl Caleman, CFEL/DESY/Universität Uppsala



Die Forscher schossen mit dem Freie-Elektronen-Laser LCLS am
US-Forschungszentrum SLAC ultrakurze und hochintensive Röntgenblitze auf
einen feinen Wasserstrahl. "Das ist sicherlich nicht der übliche Weg,
Wasser zu kochen", erläutert Forschungsleiter Caleman. "Normalerweise
rüttelt man quasi immer stärker und stärker an den Wassermolekülen,
wenn man Wasser erhitzt." Auf der molekularen Ebene ist Hitze gleich
Bewegung. Je heißer, desto stärker bewegen sich die Moleküle eines Stoffs.
Das lässt sich beispielsweise durch Wärmeübertragung auf einer heißen
Herdplatte erreichen, oder im Fall von Wasser direkter mit einem
Mikrowellenofen, der die Wassermoleküle dazu anregt, im Takt der
Mikrowellen zu schwingen.

"Unsere Heizung ist ganz anders", betont Caleman. "Der energiereiche
Röntgenblitz schlägt die Elektronen aus den Wassermolekülen hinaus und
zerstört so die Balance der elektrischen Ladung. Die Atome spüren
plötzlich eine starke abstoßende Kraft und beginnen, sich heftig zu
bewegen." In weniger als 75 Femtosekunden - das sind 0,000 000 000 000
075 Sekunden - durchläuft das Wasser eine Phasenumwandlung von flüssig zu
einem Plasma. Plasma ist ein Aggregatzustand der Materie, bei dem die
Elektronen von den Atomen gelöst wurden, so dass eine Art elektrisch
geladenes Gas entsteht.

"Während aus dem flüssigen Wasser ein Plasma entsteht, behält es jedoch
die Dichte des flüssigen Wassers bei, da die Atome noch keine Zeit hatten,
sich nennenswert zu bewegen", erläutert Ko-Autor Olof Jönsson von der
Universität Uppsala. Dieser exotische Zustand kommt auf der Erde nirgends
natürlicherweise vor. "Er hat ähnliche Eigenschaften wie einige Plasmen
in der Sonne und im Gasriesen Jupiter, hat aber eine geringere Dichte",
sagt Jönsson. "Dabei ist er heißer als der Erdkern."

Die Forscher nutzten ihre Messungen, um Computersimulationen des Prozesses
zu validieren. Die Messungen und Simulationen zusammen erlauben eine
nähere Untersuchung dieses exotischen Zustands, um die allgemeinen
Eigenschaften von Wasser besser zu verstehen. "Wasser ist wirklich eine
merkwürdige Flüssigkeit, und ohne ihre besonderen Eigenschaften wären
viele Dinge auf der Erde nicht so, wie sie sind - insbesondere das Leben",
betont Jönsson. Wasser besitzt verschiedene Anomalien, etwa bei der
Dichte, der Wärmekapazität und der Wärmeleitfähigkeit. Unter anderem
diese Anomalien sollen im Rahmen des künftigen, bei DESY geplanten Centre
for Water Science (CWS; Zentrum für Wasserforschung) genauer untersucht
werden, und Beobachtungen wie die jetzt vorgestellte sind für diese
Vorhaben von großer Relevanz.

Abgesehen von ihrer grundlegenden Bedeutung haben die Ergebnisse auch
direkte Konsequenzen für die Forschung mit Röntgenlasern, mit denen
Wissenschaftler unter anderem die atomare Struktur winziger Proben
untersuchen. "Sie sind für jedes Röntgenlaserexperiment mit Flüssigkeiten
von Bedeutung", betont Ko-Autor Kenneth Beyerlein vom CFEL. "Tatsächlich
wird jede Probe, die man in den Röntgenstrahl hält, auf die von uns
beobachtete Art und Weise zerstört. Das muss bei der Untersuchung von
allen nicht-kristallinen Proben bedacht werden." Für Kristalle haben
Forscher gezeigt, dass sich ein nutzbares Signal gewinnen lässt, bevor
die Probe zerstört wird.




[image: Bild: © Carl Caleman, CFEL/DESY/Universität Uppsala]

Nach knapp 70 billardstel Sekunden (Femtosekunden) haben sich die
Wassermoleküle bereits weitgehend in Wasserstoff (weiß) und Sauerstoff
(rot) getrennt. bereits weitgehend in Wasserstoff (weiß) und Sauerstoff
(rot) getrennt.

Bild: © Carl Caleman, CFEL/DESY/Universität Uppsala



In dem Experiment gab es in den ersten 25 Femtosekunden nahezu keine
strukturellen Veränderungen im Wasser. Nach 75 Femtosekunden sind
Veränderungen dagegen bereits deutlich sichtbar. "Die Studie lässt uns
besser verstehen, was mit den verschiedenen Proben geschieht", erläutert
Ko-Autor Nicusor Timneanu von der Universität Uppsala, der die verwendete
Theorie zur Modellierung entscheidend miteintwickelt hat. "Die
Beobachtungen sind auch wichtig für die Entwicklung von Techniken zur
Untersuchung einzelner Moleküle oder anderer winziger Partikel mit
Röntgenlasern."

An der Studie waren die Universität Uppsala, SLAC, das Lawrence Livermore
National Laboratory, die Universität Hamburg, das Hamburg Center for
Ultrafast Imaging, das Center for Free-Electron Laser Science und DESY
beteiligt.

DESY zählt zu den weltweit führenden Beschleunigerzentren und erforscht
die Struktur und Funktion von Materie - vom Wechselspiel kleinster
Elementarteilchen, dem Verhalten neuartiger Nanowerkstoffe und
lebenswichtiger Biomoleküle bis hin zu den großen Rätseln des Universums.
Die Teilchenbeschleuniger und die Nachweisinstrumente, die DESY an seinen
Standorten in Hamburg und Zeuthen entwickelt und baut, sind einzigartige
Werkzeuge für die Forschung. DESY ist Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft
und wird zu 90 Prozent vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
und zu 10 Prozent von den Ländern Hamburg und Brandenburg finanziert.


Originalveröffentlichung:

Ultrafast non-thermal heating of water initiated by an X-ray Free-Electron
Laser; Kenneth R. Beyerlein, H. Olof Jönsson, Roberto Alonso-Mori ,
Andrew Aquila, Saša Bajt, Anton Barty, Richard Bean, Jason E. Koglin,
Marc Messerschmidt, Davide Ragazzon, Dimosthenis Sokaras, Garth J.
Williams, Stefan Hau-Riege, Sébastien Boutet, Henry N. Chapman, Nicusor
Tîmneanu, and Carl Caleman; "Proceedings of the National Academy of
Sciences" (PNAS), 2018; DOI: 10.1073/pnas.1711220115

Weitere Informationen unter:

http://www.pnas.org/cgi/doi/10.1073/pnas.1711220115

- Originalarbeit
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ENERGIE/1560: Vorbild Natur - Wissenschaftsakademien legen Stellungnahme zur Künstlichen Photosynthese vor (idw)


acatech - Deutsche Akademie der Technikwissenschaften - 15.05.2018

Vorbild Natur: 

Wissenschaftsakademien legen Stellungnahme zur Künstlichen Photosynthese
vor



Eine gemeinsame Stellungnahme der deutschen Wissenschaftsakademien
empfiehlt, die Künstliche Photosynthese stärker in Zukunftsszenarien der
Energiewende einzubeziehen. Die Künstliche Photosynthese eröffnet bislang
ungenutzte Ansätze für umwelt- und klimafreundliche Energiesysteme. Die
Grundlagenforschung soll der Stellungnahme zufolge stärker koordiniert und
mit industrieller Forschung verknüpft werden. Wichtig sei insbesondere ein
Fokus auf die Systemintegration, um effiziente und kostengünstige Anlagen
zu entwickeln.

Szenarien für die Energiewende werden dominiert von heute verfügbaren
erneuerbaren Energiequellen wie Windkraft oder Solarzellen. Eine große
Herausforderung ist dabei die Speicherung von überschüssigem Strom bei
Sonnenschein und starkem Wind. Noch wenig Beachtung findet die Künstliche
Photosynthese. Dabei ist die Vision, chemische Energieträger und
Wertstoffe unter Verwendung von Sonnenlicht als einziger Energiequelle zu
produzieren, mehr als einhundert Jahren alt. Erfolge in der
Grundlagenforschung machen aus dem Menschheitstraum Künstliche
Photosynthese eine wichtige, langfristige Option für die Energiewende. Es
entstehen in den verschiedenen Varianten der Künstlichen Photosynthese
Wasserstoff, Kohlenmonoxid, Methan, Methanol, Ammoniak - aber auch
komplexere Substanzen, die fossile Brenn- und Rohstoffe wie Kohle, Erdöl
und Erdgas ersetzen können.

Projektleiter Matthias Beller, Direktor des Leibniz-Instituts für
Katalyse, erläutert: "Die Künstliche Photosynthese kann eine wichtige
Ergänzung und Alternative zu herkömmlichen Solarzellen werden, die
Sonnenlicht in Strom umwandeln. Denn Strom lässt sich nicht einfach im
großen Maßstab lagern. Mittels Künstlicher Photosynthese lässt sich die
Energie des Sonnenlichts in chemischen Bindungen speichern. Ihre Produkte
lassen sich beliebig lagern und können als chemische Grundstoffe und
Brennstoffe verwendet werden."

So groß das Potential der Nutzung der Sonnenenergie ist, so groß sind laut
Matthias Beller bis heute die damit verbundenen
wissenschaftlich-technischen Herausforderungen. "Wesentliche Aspekte der
Künstlichen Photosynthese sind noch in der Grundlagenforschung. Es gibt
beachtliche Forschungserfolge in Teilschritten der Künstlichen
Photosynthese, die wir teilweise effizienter als die Natur beherrschen. Bis
zum Einsatz in großem Maßstab ist es jedoch noch ein weiter Weg. Was unter
anderem fehlt ist eine stärkere Integration der Grundlagenforschung und die
Verbindung mit industrieller Forschung."

Von der Vision zur Forschung und Entwicklung

Zahlreiche, zum Teil schon sehr leistungsfähige Einzelkomponenten der
Künstlichen Photosynthese haben Labore rund um den Globus entwickelt. Ein
vordringliches Forschungsthema ist nun die Verbindung dieser Teilschritte.
Darauf aufbauend sollte die Künstliche Photosynthese in großtechnischen
Pilot-Anlagen zur Marktreife gebracht werden. Universitäten und die
industrielle Forschung müssten dabei zusammenarbeiten. Nach dem Vorbild
der "Kopernikus-Projekte für die Energiewende" sollten diese Vorhaben
koordiniert werden. Die Akademien gehen davon aus, dass das Potenzial der
Künstlichen Photosynthese erst in einigen Jahren realistisch bewertet
werden kann.

Die Künstliche Photosynthese bewerten die Akademien als geeigneten, aber
keineswegs einzigen Weg, die Energie- und Rohstoffsysteme
klimafreundlicher zu gestalten. Künstliche photosynthetische Verfahren
sollten in den Bereichen bis zur großtechnischen Anwendung
weiterentwickelt werden, wo sie klare Vorteile gegenüber anderen
Alternativen versprechen. Angesichts der intensiven internationalen
Forschung und der hochrangigen Zielsetzung fordern die Akademien eine
annehmbare Risikobereitschaft. Matthias Beller: "Wir brauchen einen langen
Atem. Das Ziel, Sonnenlicht so nachhaltig zu nutzen wie wir es von der
Biologie her kennen, ist jedoch jede Mühe wert."




Weitere Informationen unter:

http://www.acatech.de/de/projekte/projekte/kuenstliche-fotosynthese-forschungsstand-wissenschaftlich-technische-herausforderungen-und-technikzukuenfte.html 

Akademienprojekt Künstliche Photosynthese

http://www.acatech.de/de/publikationen/position/kooperationspublikationen/detail/artikel/kuenstliche-photosynthese-forschungsstand-wissenschaftlich-technische-herausforderungen-und-perspe.html 

Download der Publikation

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution858

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

acatech - Deutsche Akademie der Technikwissenschaften, Marieke Schmidt, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/1139: Streit um befristete Teilzeit ist ein Armutszeugnis


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Mai 2018

Streit um befristete Teilzeit ist ein Armutszeugnis



Zum Streit zwischen den Koalitionspartnern SPD und Union über die befristete Teilzeit erklärt Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte und aktive Arbeitsmarktpolitik:

Wieder einmal verfallen die Koalitionspartner in Streitigkeiten um die Regelungen für eine befristete Teilzeit. Wenn auch der zweite Anlauf für dieses Gesetz scheitert, dann wäre das ein Armutszeugnis für die Große Koalition. Nach all den Ankündigungen müssen endlich Taten folgen. Das Taktieren der Union darf auf keinen Fall dazu führen, dass das Gesetz entweder gar nicht kommt oder noch weiter verwässert wird. Die geplanten Regelungen sind jetzt schon viel zu bürokratisch und zu wenige werden davon profitieren. Die Bundesregierung muss endlich Wort halten und die berufstätigen Frauen stärken. Denn sie sind es vor allem, die von einer befristeten Teilzeit profitieren. Immer noch arbeiten viele Frauen unfreiwillig in Teilzeit. Damit muss Schluss sein und daher brauchen wir klare und einfache Lösungen für ein Rückkehrrecht auf Vollzeit. Und zwar für alle.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52
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EUROPA/1709: Westbalkan-Gipfel - Europäisches Engagement für alle Westbalkan-Staaten stärken


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Mai 2018

Westbalkan-Gipfel: Europäisches Engagement für alle Westbalkan-Staaten stärken



Anlässlich des Westbalkan-Gipfels in Sofia erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Zu Recht rücken die Westbalkan-Staaten ganz oben auf die europäische Agenda. Noch immer befindet sich dieser kriegsgebeutelte Teil Europas in einem fragilen Friedens- und Transformationsprozess. Umso wichtiger, dass die EU ihr Engagement in der Region erneuert und es für alle sechs Staaten eine klare EU-Beitrittsperspektive gibt. Klar ist aber, dass nicht Jahreszahlen, sondern ausschließlich der politische Reformwille vor Ort und die Erfüllung der EU-Beitrittskriterien über das Tempo des Beitrittsprozesses und den EU-Beitritt selbst entscheiden. Gerade in den Bereichen Demokratie, Rechtstaatlichkeit, Umweltschutz sowie Bekämpfung von Korruption und organisierter Kriminalität gibt es noch viel zu tun.

Die EU-Beitrittsverhandlungen mit Albanien und Mazedonien sollten zügig eröffnet werden. Beide Länder haben in wesentlichen Bereichen erste Fortschritte erzielt. Der Beginn von Beitrittsverhandlungen ist kein Automatismus für einen EU-Beitritt. Es ist der Beginn eines langen und knallharten Reformprozesses. Die schrittweise Angleichung der Länder an EU-Recht würde vor allem diejenigen unterstützen, die sich schon heute für mehr Demokratie, Rechtstaatlichkeit, Menschenrechte und Umwelt einsetzen.

Bundeskanzlerin Merkel muss deutliche Worte für uneingeschränkte Pressefreiheit in der gesamten Region finden. Angriffe wie die auf die montenegrinische Journalistin Olivera Lakic sind absolut inakzeptabel. Die Regierungen der Westbalkan-Staaten müssen unter Beweis stellen, dass sie den Wert von Pressefreiheit verstanden haben.

Es ist zu bedauern, dass der spanische Regierungschef seine Gipfel-Teilnahme abgesagt hat und es trotz Zugeständnissen keine gemeinsame Gipfel-Erklärung aller teilnehmenden Staaten geben wird. Das Kosovo darf wegen Katalonien nicht in Geiselhaft genommen werden. Das Land braucht mehr und nicht weniger europäische Unterstützung, gerade auch im anstehenden Normalisierungsprozess mit Serbien.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de
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INNEN/3091: Erneut Qualitätsmängel beim Bundesamt für Migration und Flucht 


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Mai 2018

Und täglich grüßt das Murmeltier



Zu dem neuerlichen Bekanntwerden eines internen Berichts über Qualitätsmängel beim Bundesamt für Migration und Flucht (BAMF) erklärt Luise Amtsberg, Sprecherin für Flüchtlingspolitik:

Wie oft muss das BAMF denn noch Schlagzeilen machen, bis Minister Seehofer handelt? Selbst er muss doch erkennen, dass es eine unabhängige Expertenkommission braucht, die sich der Aufgabe einer umfassenden Organisations- und Strukturreform des Behördenaufbaus und der Asylverfahren annimmt. Es reicht nicht, auf die Prüfmitteilung des Rechnungshofs zu warten.

Es ist leidlich, jeden Tag aus der Presse zu erfahren, was wieder beim BAMF schief läuft. Das Parlament hat ein Recht auf Information. Daher hat die Grüne Fraktion über den Innenausschuss beantragt, dem Parlament die Dokumente durch das BMI zur Verfügung zu stellen und Minister Seehofer aufgefordert, in der nächsten Innenausschusssitzung Rede und Antwort zu stehen. Sollte die Bundesregierung das Kontrollrecht des Parlaments weiter mit Füßen treten, bleibt als letzter Schritt nur ein Untersuchungsausschuss. Soweit sollte es Minister Seehofer nicht kommen lassen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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SOZIALES/1899: IDAHOBIT - Gemeinsam für Selbstbestimmung und gleiche Rechte


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Mai 2018

IDAHOBIT: Gemeinsam für Selbstbestimmung und gleiche Rechte!



Zum Internationalen Tag gegen Homo-, Bi-, Inter- und Transphobie (IDAHOBIT) erklären Ulle Schauws, Sprecherin für Queerpolitik, und Sven Lehmann, Sprecher für Queerpolitik:

Politischer Druck hat in Deutschland dazu geführt, die Ehe für alle durchzusetzen. Doch weder hier noch in der EU oder weltweit sind Rechte für LGBTTIQ* eine Selbstverständlichkeit - im Gegenteil. Überall arbeiten Populist*innen, Nationalist*innen und Neokonservative mit vereinten Kräften daran, die Errungenschaften unserer freien und demokratischen Gesellschaft zurückzudrehen. Auch die Bundesregierung plant derzeit, die Länder Marokko, Tunesien und Algerien zu sogenannten "sicheren Herkunftsländer" zu erklären. Länder, in denen sexuelle Minderheiten diskriminiert und bedroht werden, sind aber nicht sicher. Wir werden nicht aufgeben, bis wir in einer gerechten, freien Welt leben, in der jeder Mensch so leben und lieben kann, wie sie oder er es will.

Hintergrund:

Seit 2005 findet am 17. Mai jährlich der Internationale Tag gegen Homo-, Bi-, Inter- und Transphobie (IDAHOBIT) statt. Am 17. Mai 1990 strich die Weltgesundheitsorganisation Homosexualität von ihrer Liste der psychischen Krankheiten, auf welcher Transidentität allerdings bis heute zu finden ist. Lesben, Schwule, Bisexuelle, Trans* und Intersexuelle sowie queere Personen (LGBTTIQ*) setzen am 17. Mai auf der ganzen Welt Zeichen gegen Homo-, Bi-, Trans*- und Interfeindlichkeit.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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SOZIALES/1898: Kinder müssen ihre Rechte kennen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Mai 2018

Kinder müssen ihre Rechte kennen



Anlässlich der heutigen Vorstellung aktueller Umfrageergebnisse zur Umsetzung der Kinderrechte in Deutschland durch das Deutsche Kinderhilfswerk erklärt Katja Dörner, Stellvertretende Fraktionsvorsitzende sowie Sprecherin für Kinder- und Familienpolitik:

In Sachen Kinderrechte muss in Deutschland dringend etwas passieren. Es ist erschreckend, dass weder unter Kindern und Jugendlichen noch unter Erwachsenen die Kinderrechte als eigenständige Rechte umfassend bekannt sind. Und das, obwohl die Bundesrepublik sich vor mehr als 25 Jahren mit der UN-Kinderrechtskonvention auf die Umsetzung der Kinderrechte in Deutschland verpflichtet hat.

Kinder können die ihnen zustehenden Rechte nur einfordern, wenn sie sie auch kennen. Wir fordern die Bundesregierung auf, für eine breit angelegte Aufklärung über die konkreten Kinderrechte und ihre Relevanz zu sorgen.

Es ist längst überfällig, die Kinderrechte ausdrücklich im Grundgesetz zu verankern. Hier müssen Union und SPD zeigen, ob sie es wirklich ernst meinen mit ihrer Ankündigung im Koalitionsvertrag. Die Kinderrechte müssen mit einer klaren Formulierung eindeutig genannt und gestärkt werden. Nur damit würden Kinder und Jugendliche endlich in allen sie betreffenden Angelegenheiten umfassend und angemessen beteiligt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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UMWELT/1746: Gewässer jetzt schützen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Mai 2018

Gewässer jetzt schützen



Zum vom BUND veröffentlichten Gewässerreport und Start ihrer Kampagne "Rette unser Wasser" erklären Steffi Lemke, parlamentarische Geschäftsführerin und naturschutzpolitische Sprecherin, und Bettina Hoffmann, umweltpolitische Sprecherin:

Studie um Studie zeigt, unseren Flüssen und Seen geht es schlecht, dabei ist Wasser die Quelle des Lebens und Flüsse sind die Lebensadern unserer Landschaft.

Dieser Report zeigt das Ausmaß der Probleme deutlich auf: Unsere Flüsse leiden unter der Vergüllung und Ackergiften aus der Landwirtschaft, sie leiden an Um- und Ausbauten. Frei fließende Flüsse in Deutschland sind eine große Seltenheit geworden.

Dabei steht ihre Bedeutung außer Frage: Flüsse und Seen sind Schwerpunkt des Artenreichtums, übernehmen wichtige Aufgaben für Hochwasserschutz und Wasserqualität und haben hohe Bedeutung für Erholung und Tourismus.

Deutschland hat sich verpflichtet, allerspätestens bis 2027 einen guten ökologischen Zustand für unsere Gewässer zu erreichen. Von der neuen Bundesregierung braucht es mehr Raum für Flüsse statt leerer Versprechen. Dafür braucht es endlich konkrete Schritte, wie eine Abkehr von der industriellen Landwirtschaft, die zu viel Gift und Dünger einsetzt und mehr Raum für natürliche Ufer und Auenwälder. Bund und Länder dürfen den Schutz des Wassers auf EU-Ebene nicht auf den Sankt Nimmerleinstag verschieben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Mai 2018
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WIRTSCHAFT/2797: EU-Datenschutzreform - Bundesregierung muss auf Sorgen reagieren, sie nicht verstärken


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Mai 2018

EU-Datenschutzreform: Bundesregierung muss auf Sorgen reagieren, sie nicht verstärken



Zum Agieren der Bundesregierung bei der EU-Datenschutzgrundverordnung erklären Konstantin von Notz, Stellvertretender Fraktionsvorsitzender und Kerstin Andreae, Sprecherin für Wirtschaftspolitik:

Das Agieren der Bundesregierung beim Datenschutz bleibt höchst widersprüchlich. In Bezug auf die EU-Datenschutzgrundverordnung schürt sie zusätzliche Ängste statt bestehende abzubauen.

Bereits bei den Verhandlungen um eines der zentralsten EU-Reformvorhaben der letzten Jahre, hat die Bundesregierung eine unrühmliche Rolle gespielt: Zunächst hat man die Reform immer wieder ausgebremst und verwässert.

Nach Verabschiedung hat die Bundesregierung die zweijährige Übergangsfrist trotz zahlreicher Aufforderungen von uns Grünen nicht genutzt, um für die nötige Rechtsklarheit zu sorgen. Statt sie durch Aufklärung und Hilfestellung an die Hand zu nehmen, hat sie diejenigen, die sich fragen, wie die Vorgaben konkret umzusetzen sind, allein gelassen.

Nun, nur wenige Tage vor Inkrafttreten der nach jahrelangen Verhandlungen mit einer breiten Mehrheit im Europäischen Parlament und im Ministerrat verabschiedeten Reform, schürt die Kanzlerin durch unbedachte, weder politisch noch juristisch durchsetzbare Äußerungen zusätzliche Ängste.

Die DSGVO bringt als einheitlicher europäischer Rechtsrahmen viele Vorteile, auch und gerade für die deutsche Wirtschaft. Die Umsetzung erfordert allerdings einen Aufwand sowie ein Grundwissen an Datenschutz. Hier dürfen gerade kleine und mittlere Unternehmen nicht alleine gelassen werden.

Statt für weitere Verunsicherung zu sorgen, muss die Bundesregierung Unternehmen und Privatpersonen bestmöglich dabei unterstützen, die notwendigen Anpassungen vorzunehmen, zum Beispiel durch die Bereitstellung von Informationen und eine angemessene Ausstattung der Aufsichtsstrukturen. Nur so ist garantiert, dass die Reform tatsächlich ein Erfolg und echter Standortvorteil für Europa wird.

Dass man bis heute von dem federführenden Bundesinnenminister kein Wort zur Grundverordnung vernommen hat, irritiert nachdrücklich. Es zeigt erneut, dass der in der digitalisierten Welt immer wichtiger werdende Daten- und Verbraucherschutz bei der GroKo in keinen guten Händen ist. Mit der E-Privacy-Verordnung steht das nächste Mammut-Vorhaben bereits vor der Tür.

 * 

Quelle:
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AUSSEN/1732: Brüsseler Treffen zum Iran-Abkommen zeigt Perspektiven auf


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Mai 2018

Brüsseler Treffen zum Iran-Abkommen zeigt Perspektiven auf

Ziel bleibt Erhalt des Atom-Abkommens - Enge transatlantische
Abstimmung weiterhin wichtig



Die Abstimmungen zur Wahrung des Iran-Atom-Abkommens nach dem Rückzug
der USA laufen auf Hochtouren. Hierzu erklärt der außenpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt:

"Die gestrigen Gespräche zwischen den E3 (Deutschland, Frankreich und
dem Vereinigten Königreich) und dem Iran zeigen: Wir wollen gemeinsam
das Atom-Abkommen aufrechterhalten. Wir Europäer sind davon
überzeugt, dass dieses Abkommen wichtig ist, dass es die regionale
Sicherheit erhöht und die Gefahr eines nuklearen Aufrüstens am
Persischen Golf senkt.

Der Iran hat klargemacht, dass auch er sich weiter an das Abkommen
halten wird. Die Inspekteure der Internationalen Atomenergiebehörde
werden dies auch kontinuierlich überprüfen müssen. An den Kriterien
wird es keine Abstriche geben.

Wir Europäer werden die Voraussetzungen schaffen, Iran die
wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten zu geben, die es als Teil
der Vereinbarung zugesagt bekommen hat. Es ist richtig, dass wir
hierzu das gesamte Instrumentarium prüfen, dass der EU zur Verfügung
steht. Insbesondere werden wir unsere Bemühungen darauf konzentrieren
müssen, den internationalen Zahlungsverkehr mit dem Iran
aufrechtzuerhalten. In dieser Frage haben die Verhandlungsführer die
volle Rückendeckung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion.

Gleichwohl werden wir den engen transatlantischen Austausch weiter
fortsetzen. Es ist nicht in unserem Interesse, über das Iran-Dossier
weitere handelspolitische Konflikte zwischen den USA und der EU
entstehen zu lassen.

Wir haben immer gesagt, dass das Nuklearabkommen nur einen Bereich
der iranischen Politik abdeckt, die wir auch an anderer Stelle sehr
kritisch sehen. Die fortgesetzte ballistische Aufrüstung sowie die
deutlich ausgeweiteten negativen regionalen Aktivitäten des Irans
erfüllen uns mit großer Sorge. Die anhaltende Vernichtungsrhetorik
gegenüber Israel ist nicht hinnehmbar.

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird die Bemühungen mit Nachdruck
unterstützen, auf diesen beiden drängenden Konfliktfeldern mit dem
Iran Lösungen zu finden. Dieses Interesse teilen wir mit den
Vereinigten Staaten. Deshalb werden wir auch hier die enge
transatlantische Zusammenarbeit fortsetzen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1731: Russland macht Schritt in die richtige Richtung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. Mai 2018

Russland macht Schritt in die richtige Richtung

Vereinbarung der FIFA zur freien Berichterstattung werden eingehalten



Die russische Regierung hat das Einreiseverbot für den
ARD-Dopingexperten Hajo Seppelt zur Fußball-Weltmeisterschaft
aufgehoben. Hierzu erklärt der sportpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Eberhard Gienger:

"Das ist ein gutes Zeichen der russischen Staatsführung, die
Verweigerung der Einreise für den deutschen Journalisten und
Doping-Experten Hajo Seppelt nach Russland zur Fußball-WM
zurückzunehmen.

Dies zeigt, dass Russland den Stellenwert der Presse- und
Meinungsfreiheit respektiert und die Vereinbarungen mit der FIFA zur
freien Berichterstattung einhält."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115
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BILDUNG/994: Humboldt Forum gut geführt


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 15. Mai 2018

Humboldt Forum gut geführt



Hartmut Dorgerloh ist heute einstimmig zum Generalintendanten des
Humboldt Forums im Berliner Schloss berufen worden. Dazu können Sie
die kultur- und medienpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Motschmann MdB, wie folgt
zitieren:

Wir begrüßen die Wahl von Hartmut Dorgerloh zum Generalintendanten
des Humboldt Forums durch den Stiftungsrat der Stiftung Humboldt
Forum im Berliner Schloss. Er ist für diese Position der richtige
Mann am richtigen Ort. Mit ausgewiesener fachlicher Kompetenz als
Kunsthistoriker und Kunstmanager wird er das größte und bedeutendste
Kulturprojekt Deutschlands in sicheres Fahrwasser steuern. Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird das Humboldtforum weiterhin mit
Priorität parlamentarisch unterstützen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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RECHT/849: BGH schafft Klarheit für Verkehrsteilnehmer


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 15. Mai 2018

BGH schafft Klarheit für Verkehrsteilnehmer



Der Bundesgerichtshof hat heute entschieden, dass Aufnahmen von
Auto-Minikameras, sogenannte Dashcams, bei Unfällen als Beweis vor
Gericht verwendet werden dürfen. Hierzu können Sie den
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich
Lange, wie folgt zitieren:

"Das Urteil aus Karlsruhe ist zu begrüßen, denn es sorgt für
Klarheit. Wenn Kamera-Aufnahmen vorhanden sind und zur Aufklärung von
Verkehrsunfällen beitragen können, sollten sie bei gewissenhafter
Abwägung der datenschutzrechtlichen Belange auch als Beweismittel
zugelassen werden können. Durch die Entscheidung der Verwertbarkeit
im Einzelfall und die hohen datenschutzrechtlichen Bestimmungen wird
zudem verhindert, dass Private die Mini-Kameras am Auto als
Kontroll-Instrument im Straßenverkehr missbrauchen, um wahllos
mögliche Verkehrsverstöße Dritter aufzuzeichnen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





ARBEIT/1785: Debatte über zu hohe Lohnkosten geht an den Fakten vorbei und gefährdet den sozialen Frieden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Mai 2018

Debatte über zu hohe Lohnkosten geht an den Fakten vorbei und gefährdet den sozialen Frieden



"Die Debatte über angeblich zu hohe Lohnkosten in Deutschland geht an den Fakten vorbei. Jeder, der über ein bisschen ökonomischen Sachverstand verfügt, weiß: Entscheidend sind nicht die reinen Arbeitskosten, sondern deren Verhältnis zur Produktivität. Und diese liegt in Deutschland über ein Viertel über dem EU-Durchschnitt", erklärt Pascal Meiser, gewerkschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die aktuellen Zahlen des Statistischen Bundesamts zu den Arbeitskosten im europäischen Vergleich. Meiser weiter:

"Wer einer Senkung der Löhne in Deutschland das Wort redet, der spielt mit dem Feuer. Damit wird nicht nur der soziale Frieden in unserem Land aufs Spiel gesetzt. Der anhaltende Exportüberschuss bedroht auch den wirtschaftlichen und politischen Zusammenhalt der Europäischen Union. Unsere Nachbarländer können nicht immer weiter Kredite aufnehmen, um den enormen Exportüberschuss zu finanzieren. Die europäische Integration kann nur dann funktionieren, wenn wir in Deutschland endlich umfassend die Binnennachfrage stärken. Und dazu gehören höhere Löhne statt Phantomdebatten über angeblich zu hohe Lohnkosten. Das sagt nicht nur DIE LINKE, das sagt sogar der Internationale Währungsfonds."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 16. Mai 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1723: US-Politik gefährdet mögliches Friedensabkommen auf koreanischer Halbinsel


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Mai 2018

US-Politik gefährdet mögliches Friedensabkommen auf koreanischer Halbinsel



"Das laufende US-südkoreanische Militärmanöver ist pure Provokation und eine unnötige Gefahr für einen möglichen Frieden auf der koreanischen Halbinsel. Wer, wie US-Präsident Donald Trump, Frieden und Annäherung verspricht und gleichzeitig für den Krieg üben lässt und in aktuellen Konflikten wie im Nahen Osten zündelt, ist eine Gefahr für die internationale Ordnung", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"Während die Armeen der USA und Südkoreas ein zweiwöchiges Manöver abhalten, verglich Trumps Sicherheitsberater John Bolton Nordkorea mit Libyen, einem Land also, das durch Regime Change-Politik verwüstet wurde und dessen Präsident Muammar Gaddafi die Annäherung an den Westen 2011 mit seinem Leben bezahlte. Diese Signale aus Washington zeigen, dass hier Provokateure und nicht Diplomaten am Werk sind.

Die Bundesregierung und die EU müssen jetzt die ersten hoffnungsvollen Schritte zwischen Nord- und Südkorea unterstützen und auf ein Ende der UN-Sanktionen gegen Nordkorea drängen, wenn Nordkorea, wie angekündigt, atomare Waffentests und weitere Aufrüstungspläne umgehend beendet."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 16. Mai 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BILDUNG/887: Schulbildung für Flüchtlingskinder bringt Integration


DIE LINKE - Presseerklärung vom 15. Mai 2018

Schulbildung für Flüchtlingskinder bringt Integration



Die aktulle Studie der Organisation "Save the children" zu den Bedingungen für Kinder in Flüchtlingsunterkünften kommentiert die Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Katja Kipping:

Es wundert mich nicht, dass "Save the children" die Konditionen in Sammelunterkünften für Flüchtlingskinder als unzureichend erachtet. Um das Trauma von Krieg und Flucht verarbeiten zu können, benötigen gerade diese Kinder kindgerechte Umfelder. Deshalb ist es umso wichtiger, abschliessbare Wohn- und Sanitätsbereiche für Kinder und Jugendliche in diesen Unterkünften einzurichten. Ich unterstütze zudem die Forderung von "Save the children" nach flächendeckender Schulbildung. Wer wie die Union nicht müde wird, Integrationswillen einzufordern, muss den sofortigen Zugang zu Bildungseinrichtungen wie Kitas und Schulen für Flüchtlingskinder ermöglichen. Das ist eine wichtige Vorraussetzung, um sofort und spielerisch die deutsche Sprache zu erlernen. Der Austausch und die Begegnung mit Gleichaltrigen ist das beste Mittel, um Integration zu ermöglichen. Was gerade zu Beginn bei Kindern und Jugendlichen an Integrationsmöglichkeiten versäumt wird, ist später kaum noch aufzuholen.

F.d.R.

Lia Petridou

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 15. Mai 2018 

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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EUROPA/1610: Plädoyer Für Eine Vereinte Europäische Linke


DIE LINKE - Presseerklärung vom 16. Mai 2018

Plädoyer Für Eine Vereinte Europäische Linke



Gregor Gysi, Präsident der Europäischen Linken (EL), traf sich heute in Madrid mit Pablo Iglesias, Generalsekretär der Partei Podemos, und Alberto Garzon, Generalkoordinator der politischen Koalition Izquierda Unida.

Bei diesem Treffen wurde übereinstimmend herausgearbeitet, dass eine breite, offene und einheitliche Linke in Europa erforderlich ist. Die jeweils unterschiedliche Geschichte und die verschiedenen politischen Ansätze der einzelnen Parteien, sollten diese Kooperation nicht behindern. Ferner wurden Fragen der Europawahlen und einer eventuellen Spitzenkandidatur erörtert.

Gregor Gysi informierte seine Gesprächspartner über sein Treffen mit dem früheren Regionalpräsidenten Kataloniens Carles Puigdemont, und nahm Informationen zur Lage in Spanien und Katalonien entgegen. Einigkeit bestand darin, dass eine politische Lösung angestrebt werden müsse, zumal sich die juristische Auseinandersetzung immer weiter zuspitze.

F.d.R.

Lia Petridou

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 16. Mai 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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FRAKTION/075: Gründung der Landesgruppe Ost in der Linksfraktion im Bundestag


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Mai 2018

Gründung der Landesgruppe Ost in der Linksfraktion im Bundestag



"Die erste Aufgabe der Landesgruppe besteht darin, die Perspektiven der ostdeutschen Länder zu bündeln und ihnen innerhalb der Fraktion und darüber hinaus Gewicht zu verleihen. DIE LINKE war und ist die einzige Fraktion, für die die Interessen der Ostdeutschen zentrales Anliegen sind", erklärt der Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, Dietmar Bartsch. Gestern Abend hat sich erstmals eine Landesgruppe Ost innerhalb der Linksfraktion konstituiert. Zum Sprecher wurde einmütig der Ostbeauftragte der Fraktion, Matthias Höhn, bestimmt. Die Landesgruppe besteht aus den 26 Abgeordneten, die über die ostdeutschen Landeslisten und Berlin beziehungsweise direkt in den Bundestag gewählt wurden.

Matthias Höhn erklärt zur Gründung: "Der Osten spielt für die Bundesregierung immer noch eine untergeordnete Rolle - zu wenig Bosse, zu wenig Unternehmen, zu wenig Wähler aus Sicht der westdeutschen Parteienlandschaft. Im Moment belässt es die Bundesregierung bei Aufrufen nach mehr Selbstbewusstsein der Ostdeutschen. Aber symbolische Aufrufe helfen im Osten niemandem und werden auch nicht verfangen. Es braucht eine nachhaltige Förderung, endlich Lohn- und Rentengerechtigkeit, Karrierewege und Identifikationsmöglichkeiten für Ostdeutsche und eine wirksame Sicherung vor Armut in Familien und im Alter. Selbstbewusstsein braucht eine reale Grundlage, sonst wird es grotesk oder im Zweifel gefährlich. Bleibt der Osten weiter abgehängt, wird er sich weiter von demokratischen Verfahren entfremden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 16. Mai 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INNEN/4933: Freistaat wird zum Polizeistaat - Big Söder is watching you, Seehofer is waiting


DIE LINKE - Presseerklärung vom 16. Mai 2018

Freistaat wird zum Polizeistaat - Big Söder is watching you, Seehofer is waiting



Die CSU hat mit ihrer Mehrheit im Bayerischen Landtag das neue Polizeiaufgabengesetz (PAG) verabschiedet und damit Bayern das schärfste Polizeigesetz Deutschlands verpasst. Dazu erklärt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Handgranateneinsatz, Verbannung und Gefängnis bis in alle Ewigkeit - der Freistaat wird zum Polizeistaat. Mäßigung war noch nie die Stärke der CSU, erst recht nicht vor Landtagswahlen in Bayern. Doch dieses Polizeiaufrüstungsgesetz ist der vorläufige Höhepunkt des rechtspopulistischen Amoklaufs der CSU-Führung gegen Bürgerrechte, Klimaschutz und Flüchtlinge auf Bundes- und Landesebene.

Diesen Schritt in den Polizeistaat als einen bayerischen Sonderweg abzutun, der für den Rest des Landes keinerlei Bedeutung hat, fällt mit Blick auf Horst Seehofer, der seine Altersteilzeit als Innenminister im Heimatmuseum absolviert, schwer. Er möchte als Minister mit Migrationshintergrund die Errungenschaften seiner bayerischen Heimat auch den Menschen in ganz Deutschland zugutekommen lassen.

Aber Bürgerrechte gehören nicht ins (Heimat)Museum. Weder eine militärische Aufrüstung noch eine geheimdienstliche Ausweitung der Befugnisse der Polizei machen das Leben der Menschen sicherer, sondern öffnen der Willkür gegenüber ihnen Tür und Tor und degradieren sie von Bürgern zu Untertanen, die den Anweisungen und Maßnahmen der Ordnungskräfte bedingungslos und ohne Widerworte Folge zu leisten haben.

Es ist zynisch, dass Bayern die erforderliche Anpassung an die neue Datenschutzrichtlinie der EU und an die Anforderungen aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum BKA-Gesetz dazu nutzt, das Polizeigesetz zu verschärfen.

Es zerstreut meine Bedenken nicht, wenn laut polizeiaufgabengesetz.bayern.de der Einsatz von Handgranaten schon vorher erlaubt war und ausschließlich in den kompetenten Händen der Spezialeinheiten liegt. Neu sei nur, dass diese nun auch ?andere Explosivmittel? einsetzen dürfen.

Die gute Nachricht ist: Die Menschen in Bayern können Söder Allmachtsfantasien schon am 14. Oktober bei der Landtagswahl eine klare Absage erteilen und mit der LINKEN eine engagierte Kraft für soziale Gerechtigkeit und Bürgerrechte in den Landtag wählen.

Eva Bulling-Schröter und Ates Gürpinar, Spitzenkandidaten DIE LINKE. Bayern für die Landtagswahl, erklären:

DIE LINKE. Bayern wird Verfassungsklage einreichen. Das haben wir bereits vor der Verabschiedung des Polizeiaufgabengesetzes angekündigt. Wir besprechen mit unseren Bündnispartnern, ob sie sich an der Klage beteiligen wollen. Zumindest DIE LINKE wird nicht zulassen, dass aus dem Freistaat ein Polizeistaat wird. Das ignorante Verhalten der Söder-Partei, die damit die zigtausend Menschen bei den bayernweiten Demonstrationen übergeht, werden wir vor Gericht stoppen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 16. Mai 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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SOZIALES/2521: Soziale Spaltung stoppen


DIE LINKE - Presseerklärung vom 16. Mai 2018

Soziale Spaltung stoppen



Im Augenblick findet der Bundesverbandstag des Sozialverbandes VdK Deutschland zum Thema "Soziale Spaltung stoppen" statt. Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE, kommentiert:

Finanzminister Scholz hat ja bereits während seiner gestrigen Antrittsrede vor EU-Kolleginnen und -Kollegen seinen offensichtlichen Empathiemangel eindrücklich unter Beweis gestellt. Ich unterstelle ihm auch innenpolitisch mangelndes Fingerspitzengefühl und fehlendes empathisches Geschick, um die drängendsten Probleme dieser Zeit anzugehen. Der VdK setzt dieser Tage mit seiner Themenwahl "Soziale Spaltung stoppen" das absolut richtige Zeichen. Der gesellschaftliche Diskurs der Verarmung sozial Schwacher in diesem Land ist viel zu lang zu kurz gekommen, mit fatalen, gesellschaftlichen Folgen. Jede/r fünfte 67-Jährige wird 2036 von Altersarmut bedroht sein. Das Armutsrisiko der Neurentner steigt von derzeit bundesweit 16,2 Prozent auf 20,2 Prozent. Alleinstehende Frauen, Menschen ohne Berufsausbildung und Langzeitarbeitslose sind mit am stärksten betroffen. Kinderarmut ist in Deutschland oft ein Dauerzustand: Rund 21 Prozent aller Kinder über fünf Jahre leben dauerhaft oder wiederkehrend in einer Armutslage. Oftmals sind sie vom gesellschaftlichen Leben abgekoppelt, wachsen in defizitären Verhältnissen auf, können nicht am gesellschaftlichen Leben teilnehmen. Wie ist das möglich in einer so reichen Gesellschaft wie dieser? Es ist möglich, weil Arbeit über Jahrzehnte präkarisiert wurde, Renten gedrückt, Alleinstehende nicht hinreichend in den Arbeitsmarkt eingebunden. Es ist das Ergebnis verfehlter Sozialpolitik der Bundesregierung, die auch weiterhin dafür Sorge trägt, dass die soziale Spaltung wächst. Sozialpolitik braucht Empathie und ein Gespür für Menschen. Diese Bundesregierung hat nichts davon.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 16. Mai 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin
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BUNDESTAG/7172: Heute im Bundestag Nr. 321 - 16.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 321

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Mai 2018, Redaktionsschluss: 14.24 Uhr

1. Zwangsadoptionen in der DDR

2. Nord Stream 2 und der Erdgasbedarf

3. Beitragserhöhung in der PKV

4. Linke fragt nach Kasernen-Umbenennung

5. Linke fragt nach Werbemaßnahmen

6. Linke fragt nach Jugendoffizieren



1. Zwangsadoptionen in der DDR

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss hat in seiner Sitzung am
Mittwoch einstimmig beschlossen, zu einer von der
"Interessengemeinschaft gestohlene Kinder der DDR" Anfang April
eingereichten Petition eine öffentliche Sachverständigenanhörung am
25. Juni 2018 durchzuführen. Die Petition fordert eine Aufarbeitung
des Themas Zwangsadoptionen in der DDR. Hintergrund ist, dass
seinerzeit Kinder - vielfach auch Säuglinge - von staatlichen Stellen
für tot erklärt wurden (plötzlicher Kindstod), tatsächlich aber zur
Adoption freigegeben wurden. In anderen Fällen wurden die Eltern durch
den Druck staatlicher Stellen der DDR zur Adoption gezwungen.

Nach Ansicht der Petenten ist die Aufarbeitung von Zwangsadoption und
ungeklärtem Säuglingstod in der ehemaligen DDR "bis heute nicht
umfassend und vollständig erfolgt". Die betroffenen leiblichen Eltern
würden noch immer nach Antworten suchen, schreiben die Petenten. Sie
fordern unter anderem die Schaffung von Rahmenbedingungen, die es
ermöglichen, eine "neutralen und rechtsstaatlichen Grundsätzen
folgende Aufklärung" zu betreiben. Dazu bedürfe es der Einrichtung
einer unabhängigen Clearingstelle mit umfassenden Ermittlungsrechten.

Außerdem müssten die Aufbewahrungsfristen aller relevanten
Informationen auf mindestens einhundert Jahre verlängert werden. Die
Digitalisierung sowie die zentrale Aufbewahrung dieser Dokumente müsse
bei einer zentralen noch festzulegenden Stelle erfolgen, fordern die
Petenten. Sie plädieren außerdem für die Einrichtung und Ausstattung
eines Fonds "Aufklärung Säuglingstod und Zwangsadoption DDR" zur
Sicherstellung der Finanzierung aller im Zusammenhang mit der
vollständigen Aufklärung entstehenden Aufwendungen und Kosten. In der
Petition wird des Weiteren die Einrichtung und Finanzierung von
regional zuständigen hauptamtlichen Familienbetreuungscentern zur
umfassenden Betreuung Betroffener insbesondere zur Unterstützung und
Begleitung beim Wiederherstellen familiärer Beziehungen zwischen
adoptierten Kindern und leiblichen Eltern sowie den Adoptions-Eltern
gefordert.

Wie die Abgeordneten während der Sitzung ebenfalls einstimmig
beschlossen, sollen zu der Anhörung auch Betroffene eingeladen werden.
Außerdem sollen Historiker und Rechtsexperten gehört werden.

 * 

2. Nord Stream 2 und der Erdgasbedarf

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die geplante Erdgaspipeline Nord Stream 2 ist
Gegenstand einer Antwort der Bundesregierung (19/1987) auf eine Kleine
Anfrage (19/1270) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Darin betont die
Bundesregierung, dass sie das Projekt im Hinblick auf eine
langfristige Wirtschaftlichkeit als Privatinvestition betrachtet: Sie
bekennt sich zum Ziel einer Steigerung der Energieeffizienz und dem
weiteren Ausbau Erneuerbaren Energien als wichtigem Beitrag, um die
Abhängigkeit auch von Erdgasimporten zu mindern. Auch die G7-Chefs
hätten sich für tiefe Einschnitte bei den weltweiten
Treibhausgasemissionen und für eine Dekarbonisierung der
Weltwirtschaft im Lauf dieses Jahrhunderts ausgesprochen. "Wie sich
vor diesem Hintergrund die Rentabilität von Nord Stream 2 entwickeln
würde, ist in erster Linie von den Investoren der Pipeline zu
beurteilen." Prognosen zur Entwicklung des Erdgasbedarfs oder des
Markts in Deutschland kommentiert die Bundesregierung in der Antwort
nicht.

Zur Auseinandersetzung zwischen Russland und der Ukraine wegen der
Gaslieferungen aus Russland und entsprechender Leitungen äußert sich
die Bundesregierung verhalten. Sie begrüße, dass Russland Bereitschaft
signalisiert, den Gastransit durch die Ukraine auch nach der
Inbetriebnahme von Nord Stream 2 in bedeutendem Umfang aufrecht zu
erhalten, was Neuverhandlungen der 2019 auslaufenden Transitverträge
zwischen den Energiekonzernen Gazprom und Naftogaz bedinge. Dies könne
auch die Versorgungssicherheit in Deutschland und Europa stärken.

 * 

3. Beitragserhöhung in der PKV

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) In welchem Umfang mit Betragserhöhungen beim
Standardtarif für Männer in der Privaten Krankenversicherung (PKV) zu
rechnen sein könnte, will die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/2066) erfahren. Hintergrund der kleinen Anfrage ist eine
zu erwartende Senkung des Rechnungszinses in dem Tarif, der älteren
Versicherten einen verhältnismäßig preiswerten Versicherungsschutz
bieten soll und dessen Beitragshöhe auf den Höchstbeitrag in der
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) beschränkt ist.

 * 

4. Linke fragt nach Kasernen-Umbenennung

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion verlangt Auskunft über eine
mögliche Umbenennung der Lent-Kaserne in Rotenburg. In einer Kleinen
Anfrage (19/1783) will sie unter anderem über den derzeitigen
Diskussions- und Entscheidungsstand informiert werden. Zudem will sie
wissen, inwiefern die Benennung der Kaserne nach dem ehemaligen
Wehrmachts-Oberst Helmut Lent der Vorgabe des neuen Traditionserlasses
der Bundeswehr, "vorbildlich oder sinnstiftend in die Gegenwart" zu
wirken, gerecht wird.

 * 

5. Linke fragt nach Werbemaßnahmen

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion verlangt Auskunft über
Werbemaßnahmen der Bundeswehr im Jahr 2017. In einer Kleinen Anfrage
(19/1627) will sie unter anderem wissen, welche Gesamtkosten im
vergangenen Jahr für die Nachwuchswerbung und für Öffentlichkeits- und
Informationsarbeit angefallen sind. Zudem möchte sie erfahren, an wie
vielen Messen, Ausstellungen und ähnlichen Veranstaltungen die
Bundeswehr zum Zweck der Personalwerbung und Öffentlichkeitsarbeit
teilgenommen hat.

 * 

6. Linke fragt nach Jugendoffizieren

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion fordert Informationen über den
Einsatz von Jugendoffizieren und Karriereberatern im Jahr 2017. In
einer Kleinen Anfrage (19/1670) will sie unter anderem erfahren, wie
viele Vorträge an Schulen und Hochschulen von Jugendoffizieren und
Karriereberatern gehalten wurden und wie viele Truppenbesuche von
Schülern durchgeführt wurden. Zudem möchte sie wissen, mit welchen
Bundesländern derzeit Kooperationen zum Einsatz von Jugendoffizieren
an Schulen und Hochschulen bestehen.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 321 - 16. Mai 2018 - 14.24 Uhr
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BUNDESTAG/7171: Heute im Bundestag Nr. 320 - 16.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 320

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Mai 2018, Redaktionsschluss: 13.28 Uhr

1. Längere Fristen im Sozialgesetzbuch

2. Berufseinstieg nach Reha-Maßnahmen

3. Treffen mit Immobilienwirtschaft

4. Stand zum Nationalen Bildungsrat

5. Stand der Inklusion in der Bildung

6. Ausgründungen aus Hochschulen



1. Längere Fristen im Sozialgesetzbuch

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung plant Änderungen im Dritten und
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB III, SGB XII) und im
Behindertengleichstellungsgesetz (BGG). Dazu hat sie einen
Gesetzentwurf (19/2072) vorgelegt, mit dem verschiedene Regelungen,
die in diesem Jahr auslaufen, verlängert werden sollen. So soll das
arbeitsmarktpolitische Instrument der Assistierten Ausbildung um zwei
Ausbildungsjahrgänge verlängert werden. Die Sonderregeln zur
Eingliederung von Ausländern mit Aufenthaltsgestattung und für die
Ausbildungsförderung von Ausländern sollen jeweils um ein Jahr
verlängert werden. Bis zum Jahr 2021 soll eine Sonderregel zum
Saison-Kurzarbeitergeld für das Gerüstbauerhandwerk verlängert werden.
Ebenfalls bis 2021 soll eine Sonderregel zur verkürzten
Anwartschaftszeit des Arbeitslosengeldes für überwiegend kurz
befristet Beschäftigte verlängert werden. Außerdem soll mit dem
Entwurf eine EU-Richtlinie (EU 2016/2102) im BGG umgesetzt werden, um
digitale Produkte und Dienstleistungen für Menschen mit Behinderungen
besser zugänglich zu machen.

 * 

2. Berufseinstieg nach Reha-Maßnahmen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Eine medizinische Rehabilitationsmaßnahme erhöht die
Chance der Teilnehmenden deutlich, im Anschluss wieder ins
Erwerbsleben einsteigen zu können. Das geht aus der Antwort (19/2041)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/1789) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen hervor. Demnach zeigen die Zahlen für die Jahre
2013 bis 2015 (die aktuellsten verfügbaren), dass nur 15 Prozent der
Personen nach einer medizinischen Rehabilitation aus dem Erwerbsleben
ausscheiden. 84 Prozent seien dagegen innerhalb der ersten 24 Monate
nach Ende der Reha-Maßnahme wieder erwerbstätig, heißt es in der
Antwort.

 * 

3. Treffen mit Immobilienwirtschaft

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat eine umfassende Liste von
Treffen und Anlässen vorgelegt, bei denen Regierungsvertreter mit
Vertretern der Immobilienwirtschaft zusammengekommen sind. In der
Antwort (19/1919) auf eine Kleine Anfrage (19/1389) der Fraktion Die
Linke dokumentiert die Bundesregierung sowohl Sitzungen des "Bündnis
für bezahlbares Wohnen und Bauen" als auch weitere Veranstaltungen der
abgelaufenen Legislaturperiode. Die Liste gründe auf Angaben der
betroffenen Ressorts, erklärt die Bundesregierung. Eine lückenlose
Aufstellung sei dabei nicht möglich.

 * 

4. Stand zum Nationalen Bildungsrat

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Im Koalitionsvertrag zwischen CDU, SPD und CSU ist
die Schaffung eines Nationalen Bildungsrates verabredet: "Wir wollen
die Bildungschancen in Deutschland im gemeinsamen Schulterschluss von
Bund und Ländern verbessern. Der Nationale Bildungsrat soll auf
Grundlage der empirischen Bildungs- und Wissenschaftsforschung
Vorschläge für mehr Transparenz, Qualität und Vergleichbarkeit im
Bildungswesen vorlegen und dazu beitragen, sich über die zukünftigen
Ziele und Entwicklungen im Bildungswesen zu verständigen und die
Zusammenarbeit der beteiligten politischen Ebenen bei der Gestaltung
der Bildungsangebote über die ganze Bildungsbiographie hinweg zu
fördern", zitieren Bündnis 90/Die Grünen den Beschluss der
Koalitionsfraktionen in ihrer Kleinen Anfrage (19/2081).

Die Grünen wollen wissen, wie weit die Planungen seitens der
Bundesregierung zur Einsetzung eines Nationalen Bildungsrates sind und
mit welchen Instanzen und Institutionen die Bundesregierung auf
welcher Ebene bereits Gespräche geführt hat.

 * 

5. Stand der Inklusion in der Bildung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Auch wenn Kinder und Jugendliche ein Recht auf
inklusive Bildung haben, muss noch viel getan werden, bis inklusive
Bildung auch in Deutschland für alle Schüler Realität geworden ist.
Das schreiben Bündnis 90/Die Grünen in ihrer Kleinen Anfrage
(19/2067).

Die Fraktion will wissen, wie sich die Zahl der Schüler mit
sonderpädagogischem Förderbedarf und deren Anteil an allen Schülern
(sogenannte Förderquote) nach Kenntnis der Bundesregierung seit
Inkrafttreten der UN-Behindertenrechtskonvention in Deutschland im
Jahr 2009 entwickelt hat. Auch interessiert die Fraktion, wie viele
Förderschulen es in Deutschland gibt.

 * 

6. Ausgründungen aus Hochschulen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL Der KfW-Gründungsmonitor vom Mai 2017 hat bezogen auf
Zahlen aus dem Jahr 2016 einen neuen Tiefstwert bei Gründungen
aufgezeigt. Mit 672.000 Personen haben 243.000 weniger eine neue
selbstständige Tätigkeit begonnen als im Jahr 2014. Das schreiben
Bündnis 90/Die Grünen in ihrer Kleinen Anfrage (19/2084).

Wichtige Gründungsquelle für forschungs- und entwicklungsintensive
Unternehmen seien die vier großen außeruniversitären
Forschungseinrichtungen (Helmholtz, Max Planck, Fraunhofer und
Leibniz). Ausgründungen (spin-offs aus Forschungseinrichtungen)
stellten einen höchsteffektiven Transferkanal dar, da hier die
wirtschaftliche Nutzung von Forschungsergebnissen von jenen Personen
genutzt werde, die an deren Entwicklung maßgeblich mitgewirkt hätten,
wissend, dass die Forschungseinrichtungen das geistige Eigentum
besitzen.

Die Fraktion der Grünen möchte wissen, wie hoch nach Kenntnis der
Bundesregierung die Zahl der Ausgründungen bei außeruniversitären
Forschungseinrichtungen seit 1995 ist und wie hoch die Zahl der
durchschnittlichen jährlichen Gründungen ist. Zudem interessiert die
Fraktion, wie sich die Bundesregierung trotz gestiegener Fördermittel
die Rückgänge (mit Ausnahme der Helmholtz-Gemeinschaft) bei den
Ausgründungen aus außeruniversitären Forschungseinrichtungen erklärt.

 * 
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BUNDESTAG/7170: Heute im Bundestag Nr. 319 - 16.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 319

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Mai 2018, Redaktionsschluss: 12.40 Uhr

1. Sonderausschreibungen für Windenergie

2. Netznutzung und Erneuerbare Energien

3. Ausfuhrgenehmigungen für Kriegswaffen

4. Finanzen der Agora Energiewende

5. Strukturwandel in der Lausitz

6. Attraktivität von Umweltbonus



1. Sonderausschreibungen für Windenergie

Wirtschaft und Energie/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PEZ) Der weitere Ausbau von Erneuerbaren Energien kann
nach Ansicht der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen nur mit
Sonderausschreibungen gesichert werden. Daher haben die Abgeordneten
einen Gesetzentwurf vorgelegt (19/2108), in dem noch für 2018 eine
Sonderausschreibung für 1.500 Megawatt Windenergieleistung an Land und
800 Megawatt Solarstromleistung festgeschrieben wird. Vom kommenden
Jahr an sollen die jährlichen Ausschreibungsmengen bei 5.000 Megawatt
(Wind) beziehungsweise 3.000 Megawatt (Solar) liegen. Die Ergebnisse
bisheriger Ausschreibungen, die auf einer Gesetzesänderung aus dem
Jahr 2016 fußten, seien verheerend, heißt es zur Begründung. "Der
Windernergie-Ausbau an Land droht in den nächsten beiden Jahren
zusammenzubrechen." Für die Branche und für den Klimaschutz wäre dies
eine Katastrophe.

 * 

2. Netznutzung und Erneuerbare Energien

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert die
Bundesregierung auf, die bestehenden Stromnetze optimaler als bisher
zu nutzen und so den Ausbau Erneuerbarer Energien zu beschleunigen.
"So werden die Kosten für Netzstabilisierungsmaßnahmen begrenzt",
schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/2109). Neben
technischen Verbesserungen plädieren sie für Marktmodelle, die vor Ort
Stromnutzung attraktiv machen, der wegen Netzengpässen nicht
transportiert werden kann. Darüber hinaus müsse strenger kontrolliert
werden, ob Strom aus Erneuerbaren Energien tatsächlich Vorrang vor
fossilem und importiertem im Netz erhält. Im Vorwort zu dem Antrag
erklären die Abgeordneten, der Ausbau Erneuerbarer Energien und
Probleme beim Ausbau der Stromnetze stünden nicht im Widerspruch und
dürften nicht gegeneinander ausgespielt werden.

 * 

3. Ausfuhrgenehmigungen für Kriegswaffen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat in der vorvergangenen
Legislaturperiode Einzelgenehmigungen für die Ausfuhr von Kriegswaffen
in Höhe von 4,36 Milliarden Euro erteilt. Die Genehmigungen für
Sammelausfuhren beliefen sich auf 2,95 Milliarden Euro. Dies geht aus
der Antwort der Bundesregierung (19/1986) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/1116) hervor. Die Regierung verweist dabei auf
die strukturellen Unterschiede zwischen Einzel- und
Sammelgenehmigungen, die einen Vergleich unmöglich machten - letztere
bezögen sich häufig auf Produktionsphasen und zögen daher teils
mehrfache Ein- und Ausfuhren von Teilen nach sich. Tatsächlich
ausgeführt wurden in dem Zeitraum Kriegswaffen im Wert von 6,66
Milliarden Euro.

In der vergangenen Legislaturperiode erteilte die Bundesregierung
Einzelgenehmigungen für die Ausfuhr von Kriegswaffen in einer
Gesamthöhe von 8,51 Milliarden Euro sowie Sammelgenehmigungen in Höhe
von 976 Millionen Euro. Der Wert der ausgeführten Kriegswaffen belief
sich auf 8,56 Milliarden Euro, wobei die Zahlen für 2017 vorläufig
sind. Der Wert für das Kalenderjahr 2013 ist der Legislaturperiode
vorher zugeordnet.

Analog dazu gibt die Bundesregierung in der Antwort Auskunft über
sonstige Rüstungsgüter.

 * 

4. Finanzen der Agora Energiewende

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Der finanzielle Hintergrund der Initiative Agora
Energiewende ist Gegenstand einer Kleinen Anfrage der Fraktion der FDP
(19/2028). Die Abgeordneten begründen ihr Interesse mit dem
"beträchtlichen Einfluss", den die 2012 gegründete Denkfabrik auf die
politische und gesellschaftiche Debatte zur Energiewende erlangt habe.
Die Agora Energiewende sei mittlerweile eine der führenden
Denkfabriken und Lobbyoranisationen im Bereich Erneuerbare Energien in
Deutschland. Nun möchten die Abgeordneten wissen, ob die
Bundesregierung von weiteren Geldmitteln an die gGmbH weiss - über die
auf der Webseite gelieferten Informationen hinaus. Vertreter der
Bundesregierung sitzen im Rat der Agora Energiewende. Die FDP-Fraktion
fragt auch, ob das Unternehmen Zuwendungen aus dem Bundeshaushalt
erhalten hat.

 * 

5. Strukturwandel in der Lausitz

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich
nach den konkreten Unterstützungsmaßnahmen der Bundesregierung für die
vom Strukturwandel betroffene Lausitz. Auf dem Weg einer Kleinen
Anfrage (19/2056) möchten die Abgeordneten wissen, welche Projekte
über welche Fördertöpfe in welcher Höhe gefördert wurden, um die
Folgen des Kohleausstiegs für die Menschen in der Region abzufedern.
Sie fragen auch, wie ein entsprechender Regionalfonds ausgestattet ist
und wer über die Mittelvergabe entscheidet. Die Menschen in der
Lausitz erwarteten von der Bundesregierung konkrete Antworten, heißt
es zur Begründung im Vorwort der Anfrage.

 * 

6. Attraktivität von Umweltbonus

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Nachfrage nach dem Umweltbonus beschäftigt die
Abgeordneten der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Sie möchten in einer
Kleinen Anfrage (19/2080) von der Bundesregierung erfahren, wie viele
Anträge für die Prämie seit 2017 gestellt und wie viele genehmigt
wurden. Der Umweltbonus soll für Autofahrer den Umstieg auf
Elektrofahrzeuge attraktiver machen. Die Abgeordneten erkundigen sich
zudem nach der Zahl der Autos, die verschrottet oder weiterverkauft
wurden. Ähnliche Kennziffern interessieren sie bei der von der
Automobilindustrie ausgelobten Umweltprämie.

 * 
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BUNDESTAG/7169: Heute im Bundestag Nr. 318 - 16.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 318

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Mai 2018, Redaktionsschluss: 12.10 Uhr

1. AfD fragt nach Folgen von Kerosinablass

2. AfD fragt nach Ausbau der B10

3. Linke fragt nach Ausbau der A49

4. Schienenverkehrsprojekte im BVWP

5. Engpässe im Bahnknoten Stuttgart

6. Grüne fragen nach Motorradlärm

7. Elektronischer Europäischer Mautdienst



1. AfD fragt nach Folgen von Kerosinablass

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie viele Fälle von Kerosinablass es über
Rheinland-Pfalz und dem Saarland, aber auch dem Rest Deutschlands im
Jahr 2017 und im bisherigen Jahr 2018 gegeben hat, möchte die
AfD-Fraktion wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/2011) verweisen die
Abgeordneten darauf, dass der Ablass von Kerosin aus Flugzeugen
hauptsächlich erfolge, um das Gewicht des Flugzeugs vor der Landung zu
verringern. Die Bundesregierung wird nun unter anderem gefragt, welche
belastbaren Gutachten ihr hinsichtlich der Folgen von Kerosinablass
für Mensch und Umwelt vorliegen und wie sich die "überproportionale
Zahl an Fällen von Kerosinablass über Rheinland-Pfalz" erklären lässt.

 * 

2. AfD fragt nach Ausbau der B10

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für den vierspuriger Ausbau der Bundesstraße B10
zwischen Pirmasens und Landau interessiert sich die AfD-Fraktion. In
einer Kleinen Anfrage (19/2042) erkundigen sich die Abgeordneten bei
der Bundesregierung unter anderem danach, wann der im Bau befindliche
Streckenabschnitt von Salzwoog bis Hinterweidenthal vierspurig für den
Verkehr zur Verfügung stehen wird, wie hoch die für diesen
Streckenabschnitt veranschlagten Kosten sind und mit welchen Kosten
tatsächlich zu rechnen sei.

 * 

3. Linke fragt nach Ausbau der A49

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für Planung und Bau der Bundesautobahn A49 von der
Anschlussstelle Neuental bis zur Bundesautobahn A5 interessiert sich
die Fraktion Die Linke. In einer Kleinen Anfrage (19/2045) schreiben
die Abgeordneten, das Projekt sei als "laufend und fest disponiert" im
Bundesverkehrswegeplan 2030 (BVWP) enthalten. Es lägen
Planfeststellungsbeschlüsse vor. Bau und Betrieb des Projektes sollen
der Vorlage nach als Öffentlich-Private-Partnerschaft (ÖPP) realisiert
werden. Vor dem Hintergrund inzwischen bekannt gewordener erheblicher
Kostensteigerungen will die Linksfraktion nun von der Bundesregierung
unter anderem wissen, auf welche Höhe sich die Baukosten auf der als
ÖPP ausgeschriebenen Strecke voraussichtlich insgesamt belaufen.

 * 

4. Schienenverkehrsprojekte im BVWP

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Bewertung von Schienenverkehrsprojekten im
Rahmen des Bundesverkehrswegeplans und des
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes thematisiert die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/2049). Die Abgeordneten schreiben
in der Vorlage, für die Aufnahme in den Bundesverkehrswegeplan (BVWP)
oder eine Förderung über das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz
(GVFG) müssten Projekte jeweils einer Nutzen-Kosten-Bewertung
unterzogen werden. Nur bei einem Nutzen-Kosten-Verhältnis (NKV) über
eins seien die Projekte förderfähig. Zudem dürften nur solche Projekte
in den BVWP aufgenommen werden, die zumindest anteilig einen Nutzen
für den Schienenpersonenfernverkehr (SPFV) oder Schienengüterverkehr
(SGV) haben. "Ein reiner Nutzen für den Schienenpersonennahverkehr
(SPNV) ist nach Auffassung der Bundesregierung nicht ausreichend",
heißt es in der Vorlage.

Vor diesem Hintergrund will die Linksfraktion nun wissen, warum der
"Knoten München" als zulässige Ausnahme von der nach Auffassung der
Bundesregierung bestehenden Regel angesehen worden sei, dass Projekte
mit reinem SPNV-Nutzen nicht über den BVWP finanzierbar seien. Weiter
wird gefragt, warum dann andere sinnvolle Projekte mit
ausschließlichem Nutzen für den SPNV nicht ebenfalls in den BVWP 2030
aufgenommen wurden.

 * 

5. Engpässe im Bahnknoten Stuttgart

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für "Engpässe im Bahnknoten Stuttgart" interessiert
sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In einer Kleinen Anfrage
(19/2050) wollen die Abgeordneten unter anderen wissen, warum in der
Region Stuttgart Engpässe im Rahmen der Aufstellung des
Bundesverkehrswegeplanes 2030 insbesondere im Straßenverkehr
identifiziert worden seien, nicht aber auf der Schiene. So sei für die
Strecke Stuttgart-Feuerbach - Stuttgart Hauptbahnhof kein Engpass
identifiziert worden. Die Grünen wollen nun wissen, ob es zutreffend
sei, dass die Gutachter des Bundes für den Bundesverkehrswegeplan 2030
für den Zeitraum 6 bis 22 Uhr eine Überlastung auf der Strecke 4800
für den Abschnitt Stuttgart-Zuffenhausen - Stuttgart Hauptbahnhof
ausweisen, während dies in den Bundestagsdrucksachen 18/9963 und
18/10925 bestritten wird.

 * 

6. Grüne fragen nach Motorradlärm

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie die Bundesregierung Lärmbelästigungen durch
Motorradverkehr einschätzt und welche Entwicklungen sie dabei sieht,
will die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wissen. In einer Kleinen
Anfrage (19/2051) erkundigen sich die Abgeordneten unter anderem nach
konkreten Maßnahmen, die die Bundesregierung zu ergreifen gedenkt, um
den von Motorrädern verursachten Lärm zu reduzieren.

 * 

7. Elektronischer Europäischer Mautdienst

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach den bislang angefallenen Kosten für die
Einführung des Elektronischen Europäischen Mautdienstes (EETS) in
Deutschland erkundigt sich die Fraktion Die Linke bei der
Bundesregierung. In einer Kleinen Anfrage (19/2054) schreiben die
Abgeordneten, 14 Jahre nach Verabschiedung der EU-Richtlinie über die
Interoperabilität elektronischer Mautsysteme in der Gemeinschaft
(EETS-Richtlinie) sei noch kein Anbieter in Deutschland zugelassen
worden. Gleiches gelte für die meisten Staaten in der Europäischen
Union. Die EU-Kommission habe daraufhin im Sommer letzten Jahres eine
Revision der Richtlinie vorgelegt, in der grundlegende Kritik an den
Mitgliedstaaten bei der Umsetzung des EETS geäußert werde, heißt es in
der Vorlage.

Die Linksfraktion fragt nun, welche EETS-Anbieter derzeit in
Deutschland registriert sind und welche Gesellschafter hinter den
registrierten EETS-Anbietern stehen. Außerdem wollen die Abgeordneten
wissen, ob es im Hinblick auf die Umsetzung der EETS-Richtlinie ein
Vertragsverletzungsverfahren gab.

 * 
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BUNDESTAG/7168: Heute im Bundestag Nr. 317 - 16.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 317

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Mai 2018, Redaktionsschluss: 11.30 Uhr

1. Grüne fordern EU-Reformen

2. Abgeordnete als Aufsichtsräte der Bahn

3. WM 2018: Keine Hinweise auf Anschläge

4. Regierung will Informationen nachreichen

5. Bahnprojekte in Mecklenburg-Vorpommern

6. 42.956 Zugausfälle im Jahr 2017



1. Grüne fordern EU-Reformen

Europa/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert die
Bundesregierung in einem Antrag (19/2111) auf, gemeinsam mit
Frankreich umfassende Vorschläge für eine Reform der Europäischen
Union (EU) vorzulegen. So müsse ein Zukunftsfonds im Rahmen des neuen
mittelfristigen Finanzrahmens geschaffen werden, um soll gezielt die
wirtschaftliche Entwicklung in den Mitgliedsländern ankurbeln zu
können. Ein Stabilisierungsbudget würde die Konjunkturzyklen innerhalb
der Eurozone abfedern und somit makroökonomische Stabilität sichern.

Des Weiteren sollten sich nach Ansicht der Grünen beide Länder für die
Einrichtung eines Europäischen Währungsfonds (EWF) und die Vollendung
der Bankenunion einsetzen. Die soziale Dimension der Wirtschafts- und
Währungsunion müsse zudem vertieft und die Demokratie in der EU
gestärkt werden.

"Obwohl insbesondere eine Reform der Wirtschafts- und Währungsunion
dringend nötig ist, wird seit Jahren ergebnislos debattiert und
blockiert", kritisieren die Grünen. Nun drohe sich das Fenster für
Reformen wieder zu schließen. Im Gegensatz zur deutschen
Bundesregierung streite Frankreichs Präsident Emmanuel Macron "mutig
für die Europäische Union und will einen Neuanfang". Deutschland müsse
darauf endlich antworten. "Es geht darum, die jahrelange Blockade
zwischen Deutschland und Frankreich bei der Reform der Wirtschafts-
und Währungsunion aufzubrechen. Deutschland muss in Partnerschaft mit
Frankreich und seinen anderen europäischen Partnern Europa endlich
krisenfester und demokratischer machen", heißt es im Antrag.

 * 

2. Abgeordnete als Aufsichtsräte der Bahn

Bundestagsnachrichten/Antrag

Berlin: (hib/PK) Nach Ansicht der AfD-Fraktion sollten Abgeordnete des
Bundestages nicht zugleich Aufsichtsratsmandate bei der Deutschen Bahn
übernehmen können. In einem Antrag (19/2125) der Fraktion heißt es zur
Begründung, Abgeordnete seien einzig ihrem Gewissen unterworfen,
Mitglieder des Aufsichtsrates von Aktiengesellschaften unterlägen
jedoch den Bestimmungen des Aktiengesetzes und seien zur
Verschwiegenheit verpflichtet.

Dies könne dazu führen, dass Mitglieder des Bundestages ihren
Kontrollauftrag gegenüber Regierung und Beteiligungen nicht in vollem
Umfang wahrnehmen könnten. Kontrollmöglichkeiten würden vom Bundestag
in den Aufsichtsrat der Bahn verlagert. Dort kämen
Oppositions-Abgeordnete nicht zu Wort, weil sie keine
Aufsichtsratsmitglieder seien.

Aufsichtsratsmitglieder, die von der Bundesregierung entsandt würden
und kein Abgeordnetenmandat hätten, wären von der Regelung nicht
betroffen. Ein starkes Engagement des Finanz- und Verkehrsministeriums
über deren beamtete Staatssekretäre bleibe erwünscht. Auch auf die von
der Arbeitnehmerseite entsandten Aufsichtsratsmitglieder habe der
Antrag keine Auswirkungen.

 * 

3. WM 2018: Keine Hinweise auf Anschläge

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Aussage der Bundesregierung liegen derzeit
keine Hinweise auf konkrete Anschlagsplanungen durch eine
internationale Terrororganisation im Zusammenhang mit der
Fußball-Weltmeisterschaft vom 14. Juni bis 15. Juli 2018 in Russland
vor. Das geht aus der Antwort (19/1995) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/1666) hervor. Grundsätzlich muss aber nach
Angaben der Regierung, wie bei allen internationalen sportlichen
Großereignissen, auch bei der Fußball-WM 2018 in Russland die Begehung
von Gewalttaten vor und während der WM in Betracht gezogen werden.
Veranstaltungen im Rahmen der WM stellten für religiös motivierte
Täter in Deutschland und in Russland sowohl symbolhafte als auch
sogenannte weiche Ziele dar, die ein Maximum an medialer
Aufmerksamkeit sowie einen hohen Schaden garantierten, heißt es in der
Antwort weiter.

Gefragt, ob Maßnahmen geplant sind, die Ausreise bekannter
gewalttätiger Fußballfans aus Deutschland nach Russland zu verhindern,
teilt die Regierung mit: Aufgrund der herausragenden internationalen
Bedeutung der Fußball-WM 2018 und in der Vergangenheit durch deutsche
Gewalttäter initiierte Sicherheitsstörungen bei Spielen der deutschen
Nationalmannschaft im Ausland würden die zuständigen Behörden die
Verhinderung der Ausreise bekannter Gewalttäter nach Russland prüfen.
Im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten würden dabei neben allen zur
Verfügung stehenden präventiv-polizeilichen Maßnahmen insbesondere die
Aussprache von passbeschränkenden Maßnahmen und Meldeauflagen geprüft.
In gleicher Weise gelte diese Prüfung für den Personenkreis der
Gefährder. Hierzu seien bereits in den letzten Jahren zahlreiche
Maßnahmen installiert worden, um grundsätzlich Ausreisen von
Gefährdern ins Ausland zu verhindern, schreibt die Bundesregierung.

 * 

4. Regierung will Informationen nachreichen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Beantwortung eines Großteils der in einer
Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/1587) gestellten Fragen zur
"Vegetationskontrolle auf bahnfremden, an Gleisanlagen der DB Netz AG
angrenzenden Grundstücken" war der Bundesregierung innerhalb der laut
Geschäftsordnung des Bundestages vorgesehenen 14-tägigen Frist nicht
möglich. Das geht aus der Antwort (19/1874) der Regierung hervor.
"Sobald die Informationen vorliegen, werden sie nachgereicht", heißt
es in der Vorlage.

 * 

5. Bahnprojekte in Mecklenburg-Vorpommern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Ab Dezember 2019 soll es eine neue Bahnverbindung
Warnemünde/Rostock - Berlin - Dresden im Zwei-Stunden-Takt geben. Das
geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/1983) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/1616) hervor. Wie die Regierung unter
Berufung auf Auskünfte der DB Fernverkehr AG schreibt, werde diese
IC-Linie im Land Mecklenburg-Vorpommern die Halte Warnemünde, Rostock,
Waren (Müritz) und Neustrelitz als zweistündliche Systemhalte
bedienen.

Weiter heißt es in der Antwort, das Bahnprojekt "Elektrifizierung der
Strecke Lübeck-Schwerin samt Bau einer Verbindungskurve Bad Kleinen"
sei von der Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern für den
Bundesverkehrswegeplan 2030 angemeldet und in den Potenziellen Bedarf
eingestuft worden. Nachträglich in den Potenziellen Bedarf eingestuft
worden seien zudem die Bahnprojekte "Ausbau Strecke
Stralsund-Greifswald-Pasewalk-Berlin" sowie "Ausbau Strecke
Stralsund-Neubrandenburg-Neustrelitz".

Fünf von der Landesregierung Mecklenburg-Vorpommerns eingereichte
Schienenprojekte sind der Vorlage nach nicht im Bundesverkehrswegeplan
2030 berücksichtigt worden. In zwei Fällen habe sich das Projekt als
nicht wirtschaftlich erwiesen, schreibt die Bundesregierung. In den
anderen drei Fällen sei der Projektvorschlag nicht in den
Bundesverkehrswegeplan 2030 aufgenommen worden, weil es sich um
Maßnahmen des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) gehandelt habe, für
die die Länder verantwortlich seien.

 * 

6. 42.956 Zugausfälle im Jahr 2017

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Aussage der Deutschen Bahn AG (DB AG) gab es im
Jahr 2017 insgesamt 42.956 Zugausfälle, was einem Anteil von 0,3
Prozent der in diesen Zeitraum gefahrenen Züge entspricht. Das geht
aus der Antwort der Bundesregierung (19/1999) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1791) hervor. Die Regierung
listet in der Antwort die Zahlen der Zugausfälle und der Teilausfälle
von Zügen für die Jahre 2013 bis 2017 auf.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 316

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Mai 2018, Redaktionsschluss: 11.00 Uhr

1. Regulierung bewaffneter Drohnen

2. Foltervorwürfe gegen ägyptischen Staat

3. Daten zum Working Holiday-Programm

4. Militärische EU-Zusammenarbeit

5. Hilfsleistungen für Palästina-Flüchtlinge

6. AfD thematisiert Luftschlag in Syrien

7. Kodizes bei Entsendeorganisationen

8. Linke thematisiert Situation im Kosovo



1. Regulierung bewaffneter Drohnen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung lehnt den Einsatz bewaffneter
unbemannter Luftfahrzeuge nicht grundsätzlich ab. In der Antwort
(19/1988) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/1406)
verweist sie unter anderem auf das Komitee der Ministerbeauftragten
des Europarats, das mit Zustimmung Deutschlands unter anderem
festgestellt habe, "dass ein weitgehendes Einverständnis darüber
bestehe, dass bewaffnete Drohnen als solche keine illegalen Waffen
seien und dass die relevanten Bestimmungen des Völkerrechts, die die
Anwendung von Gewalt und die Führung bewaffneter Auseinandersetzungen
regeln, sowie internationale Menschenrechtsbestimmungen auf die
Nutzung bewaffneter Drohnen anwendbar seien". Die Bundesregierung
betont, dass jeder Waffeneinsatz im Rahmen der einschlägigen Regeln
des Völkerrechts stattzufinden habe. "Dazu gehören das
völkerrechtliche Gewaltverbot und seine Ausnahmetatbestände, das
humanitäre Völkerrecht und die internationalen
Menschenrechtsbestimmungen." Die Bundesregierung trete überdies dafür
ein, bewaffnete unbemannte Luftfahrzeuge in internationale Abrüstungs-
und Rüstungskontrollregime einzubeziehen.

 * 

2. Foltervorwürfe gegen ägyptischen Staat

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der Bundesregierung sind Berichte über den Einsatz
von Folter in Ägypten bekannt. In der Antwort (19/2020) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1516) verweist
sie insbesondere auf einen Bericht von "Human Rights Watch", der
zahlreiche Fälle von Folter und Misshandlungen durch ägyptische
Sicherheitsbehörden dokumentiere. Die Bundesregierung fordere die
ägyptische Regierung regelmäßig zur Achtung der Menschenrechte und
Einhaltung internationaler Standards auf. "Sie tut dies in
hochrangigen bilateralen Gesprächen, in internationalen Gremien wie
dem Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen sowie in öffentlichen
Erklärungen."

 * 

3. Daten zum Working Holiday-Programm

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem "Working Holiday"-Programm erkundigt sich
die Fraktion der FDP in einer Kleinen Anfrage (19/2003). Die
Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, wie viele
Aufenthaltstitel für das Programm in Deutschland in den vergangenen
fünf Jahren beantragt und ausgestellt wurden und wie viele im gleichen
Zeitraum für deutsche Staatsbürger in anderen Ländern.

 * 

4. Militärische EU-Zusammenarbeit

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der "Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit"
(PESCO) und dem "Umbau der europäischen Militärpolitik" erkundigt sich
die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/2005). Die
Bundesregierung soll unter anderem Stellung nehmen, inwieweit PESCO
gegen den EU-Vertrag von Lissabon verstoßen könnte, nach dem "Ausgaben
aufgrund von Maßnahmen mit militärischen oder verteidigungspolitischen
Bezügen" nicht aus dem Haushalt der Union finanziert werden dürften.
Außerdem wollen die Abgeordneten wissen, inwieweit im PESCO-Format
über Militäreinsätze entscheiden werden kann.

 * 

5. Hilfsleistungen für Palästina-Flüchtlinge

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Für die Zahlungen an das Hilfswerk der Vereinten
Nationen für Palästinenser-Flüchtlinge (UNRWA) interessiert sich die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/2015). Die Abgeordneten
wollen wissen, wie die Bundesregierung den Anstieg der Zahlungen seit
2005 begründet und ob sie es für notwendig hält, "über die heutigen
Maßnahmen hinaus zu überprüfen, inwieweit in UNRWA-Schulen
islamistische, antijüdische, antisemitische und gewaltverherrlichende
Inhalte vermittelt werden".

 * 

6. AfD thematisiert Luftschlag in Syrien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem "Luftschlag des Westens in Syrien vom 14.
April 2018" als Reaktion auf einen vermuteten Giftgaseinsatz der
syrischen Regierung in Ost-Guta erkundigt sich die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/2027). Die Bundesregierung soll unter
anderem angeben, ob sie im Vorfeld des Militärschlages durch einen
oder mehrere der beteiligten Staaten zu einer Beteiligung mit
(Luftstreit-)Kräften der Bundeswehr eingeladen worden ist
beziehungsweise ob sie einem solchen Ansinnen zugestimmt hätte.
Außerdem soll sie mitteilen, ob sie direkt oder indirekt, etwa durch
Aufklärungsergebnisse oder logistische Unterstützung einen Beitrag zu
dem Militärschlag geleistet habe. Die Abgeordneten verweisen unter
anderem auf ein Gutachten der Wissenschaftlichen Dienste des
Bundestages, in dem der Militärschlag in Syrien als völkerrechtswidrig
beurteilt worden sei.

 * 

7. Kodizes bei Entsendeorganisationen

Berlin: (hib/AHE) Nach "sexualisierter Gewalt in der
Entwicklungszusammenarbeit, bei humanitären Hilfseinsätzen und anderen
internationalen Missionen" erkundigt sich die Fraktion Die Linke in
einer Kleinen Anfrage (19/2053). Die Abgeordneten fragen unter
anderem, ob es bei den von der Bundesregierung ins Ausland entsandten
staatlichen Institutionen wie GIZ, KfW, THW, Bundeswehr,
Diplomatischen Dienst und anderen eigene Verhaltenskodizes gibt und
wie über die Möglichkeiten zur Anzeige sexualisierter Gewalt
informiert wird.

 * 

8. Linke thematisiert Situation im Kosovo

Berlin: (hib/AHE) Nach der Situation im Kosovo erkundigt sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/2065). Die
Bundesregierung soll unter anderem Auskunft geben zu Erwerbslosigkeit
und Jugenderwerbslosigkeit, zur Lage im Bildungswesen und zur
Situation der serbischen Minderheit.

 * 
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BUNDESTAG/7166: Heute im Bundestag Nr. 315 - 16.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 315

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Mai 2018, Redaktionsschluss: 10.00 Uhr

1. Förderung von Kulturgut der Vertriebenen

2. Kirchenasyl thematisiert

3. Kooperation mit externen Interessenträgern

4. Cyberabteilungen bei Bundesministerien

5. Zahl der Aufgriffe illegal Eingereister

6. Antisemitische Straftaten erfragt

7. Politisch rechts motivierte Kriminalität



1. Förderung von Kulturgut der Vertriebenen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, welche Einrichtungen
von der Bundesregierung gefördert werden, "die sich der Förderung vom
Kulturgut der Vertriebenen, Aussiedler und deutscher Minderheiten
verpflichtet haben". Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/2013) danach, wie hoch die Fördermittel des
Bundesinnenministeriums für den Bund der Vertriebenen (BdV) seit 1990
waren. Ferner fragen die Abgeordneten unter anderem, ob und
gegebenenfalls in welcher Höhe der BdV von der Beauftragten der
Bundesregierung für Kultur und Medien gefördert wird.

 * 

2. Kirchenasyl thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Kirchenasyl in Deutschland" thematisiert die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/2014). Darin erkundigt sie
sich danach, wie vielen Menschen seit Anfang 2015 Kirchenasyl gewährt
worden ist. Auch will sie unter anderem wissen, in wie vielen Fällen
"nach Gewährung des Kirchenasyls den betroffenen Personen schließlich
Asyl in Deutschland gewährt" wurde.

 * 

3. Kooperation mit externen Interessenträgern

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Zusammenarbeit von Bundesregierung und externen
Interessenträgern" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/2029). Darin erkundigt sich die Fraktion, nach
welchen Kriterien die Bundesregierung entscheidet, für welche Vorhaben
externe Beratungsleistungen entgeltlich in Anspruch genommen werden
sollen. Auch möchte sie unter anderem wissen, welche sechs Unternehmen
im Zeitraum von 2012 bis 2018, gemessen an den Ausgaben des Bundes für
externe Beratungsleistungen, die größten Auftragnehmer waren.

 * 

4. Cyberabteilungen bei Bundesministerien

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach "Cyberabteilungen im Zuständigkeitsbereich der
Bundesministerien" erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/2032). Darin fragt sie, welche Abteilungen der
Bundesministerien und nachgeordneten Behörden sich mit Cyberabwehr
oder -Gegenangriffen befassen beziehungsweise daran arbeiten, diese
Fähigkeiten aufzubauen. Auch will sie unter anderem wissen, ob die
Bundesregierung den Aufbau weiterer Institutionen beziehungsweise
Abteilungen beabsichtigt, die sich mit Cyberabwehr oder
-Gegenangriffen befassen sollen.

 * 

5. Zahl der Aufgriffe illegal Eingereister

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "wie viele illegal eingereiste und/oder sich illegal in
Deutschland aufhaltende Personen" seit Anfang 2013 jeweils monatlich
durch die Bundespolizei in Thüringen sowie in ganz Deutschland
aufgegriffen worden sind. Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen
Anfrage (19/2043) unter anderem danach, wie viele Schleuser in
Thüringen jährlich seit 2013 festgenommen und wie viele davon
verurteilt wurden.

 * 

6. Antisemitische Straftaten erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um antisemitische Straftaten im ersten Quartal 2018
geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/2047).
Darin erkundigen sich die Abgeordneten unter anderem nach der Zahl der
von Anfang Januar bis Ende März dieses Jahres verübten antisemitischen
Straftaten.

 * 

7. Politisch rechts motivierte Kriminalität

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wie viele Fälle
politisch rechts motivierter Kriminalität es nach Kenntnis der
Bundesregierung im März 2018 in Deutschland gegeben hat. Ferner
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/2048) unter anderem
danach, wie viele Menschen dabei verletzt oder getötet wurden.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 314

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Mai 2018, Redaktionsschluss: 09.30 Uhr

1. Besserer Tierschutz auf Schlachthöfen

2. Anerkennungsleistung in 58.491 Fällen

3. Finanzanlagen sollen nachhaltiger werden

4. 1.755 Renten nach Portugal gezahlt

5. Geldwäsche im Immobiliensektor



1. Besserer Tierschutz auf Schlachthöfen

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Der Tierschutz auf Schlachthofanlangen muss
verbessert werden. Das fordert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in
einem entsprechenden Antrag (19/2112), um Nutztiere von jedem
vermeidbaren Schmerz, Stress und Leiden zu verschonen. Die
Bundesregierung soll unter anderem aufgefordert werden, in
Zusammenarbeit mit den Ländern die Kontrollstandards und
Kontrollintervalle für Schlachthöfe bundesweit zu vereinheitlichen und
das Vier-Augen Prinzip bei Tierschutzkontrollen einzuführen. Außerdem
müsse die Akkordarbeit bei den tierschutzrelevanten Arbeitsschritten
Treiben, Betäuben und Töten beendet werden. Die mobile Schlachtung
soll zudem über die Ausweitung der GAK-Fördertatbestände ermöglicht
werden.

 * 

2. Anerkennungsleistung in 58.491 Fällen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Seit Inkrafttreten der Anerkennungsrichtlinie im
Jahr 2007 sind 82.451 Anträge auf Zahlung dieser Leistung eingegangen,
von denen 58.491 Anträge bewilligt wurden. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/1998) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/1761) mit, die sich nach der Ghettoliste des
Bundesministeriums der Finanzen und den Problemen von Sinti und Roma
bei der Beantragung der Ghettorente erkundigt hatte. Gründe für die
Ablehnung von Anträgen von Antragstellern aus Rumänien seien
überwiegend mangelnde Mitwirkung im Verwaltungsverfahren und kein
feststellbarer Aufenthalt in einem Ghetto gewesen, heißt es in der
Antwort der Regierung.

 * 

3. Finanzanlagen sollen nachhaltiger werden

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung unterstützt den Aktionsplan der
EU für nachhaltige Finanzanlagen. In ihrer Antwort (19/2019) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/1487) bezeichnet sie den
Aktionsplan als "sehr ambitioniert hinsichtlich Inhalt, Umfang und
Zeitplan". Bisher gebe es keine einheitliche, zentrale festgelegte und
"klare" Definition für nachhaltige Finanzen im Finanzsystem. Das wolle
die EU-Kommission jetzt ändern.

Bei einigen Sondervermögen des Bundes werde geprüft, wie
Nachhaltigkeit als Kriterium bei der Anlage explizit berücksichtigt
werden könne. Der Vorstand der Stiftung "Fonds zur Finanzierung der
kerntechnischen Entsorgung" sei gehalten, ESG-Kriterien (Environmental
Social Governance, also Umwelt, Soziales und Unternehmensführung) in
die Anlagestrategie zu integrieren. Der Entsorgungsfonds habe zudem
entschieden, keine Investitionen in Kernkraft-Unternehmen vorzunehmen.
Die KfW-Bankengruppe habe aufgrund von Vorgaben der Bundesregierung
seit Ende 2014 keinen Kohlekraftwerksbau mehr finanziert.

Empfehlungen für oder gegen Investitionen in Branchen oder einzelne
Unternehmen will die Regierung nicht abgeben. Auch will die Regierung
keine Kriterien für "nachhaltige Finanzen" erstellen, die eine
schematische Auflistung von Anlagen und Investitionen ermöglichen
würden.

 * 

4. 1.755 Renten nach Portugal gezahlt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) An deutsche Versicherte mit Wohnsitz in Portugal
wurden im Jahr 2016 insgesamt 1.755 Renten gezahlt. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2025) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/1782) mit. Wie viele dieser Rentenbezieher die in
Portugal mögliche besondere Steuerbegünstigung für Empfänger von
Altersbezügen in Anspruch nehmen, kann die Bundesregierung nicht
angeben. Ein 2016 vom Bundesfinanzministerium gestelltes
Auskunftsersuchen an Portugal "ist noch nicht final abgeschlossen",
heißt es in der Antwort.

 * 

5. Geldwäsche im Immobiliensektor

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen interessiert sich
für Geldflüsse im Immobiliensektor. Das Bundeskriminalamt habe bereits
2012 auf die besondere Anfälligkeit der Branche für Geldwäsche
hingewiesen, begründen die Abgeordneten eine Kleine Anfrage (19/1956).
Obwohl die Probleme seit Jahren bekannt seien, habe die
Bundesregierung in den vergangen Jahren zu wenig getan, um Geldwäsche
im Immobiliensektor gezielt zu bekämpfen. Nun möchten die Abgeordneten
wissen, welche Umsätze im Immobiliensektor erzielt werden und welche
Kenntnis die Bundesregierung über das Volumen von Geldwäsche in der
Branche und über Dunkelziffern hat. Weitere Fragen drehen sich um
organisierte Kriminalität, Lücken im Grundbuch und Aufsichtsbehörden.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1666: Regierungspressekonferenz vom 15. Mai 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift Pressekonferenz - Dienstag, 15. Mai 2018

Regierungspressekonferenz vom 15. Mai 2018

Themen: Kabinettsitzung (Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung
des Bundesfernstraßenmautgesetzes, Bericht der Bundesregierung zum Stand
des Bürokratieabbaus und zur besseren Rechtsetzung für das Jahr 2017,
Einsetzung der Kommission "Verlässlicher Generationenvertrag"),
Parlamentswahlen im Irak, Festnahme eines Journalisten von RIA Novosti in
Kiew, gewaltsame Proteste in Gaza, Reise der Bundeskanzlerin nach Sotschi,
Erdgaspipeline Nord Stream 2, Bundeswehrtagung, Brief der ehemaligen
kommissarischen Leiterin der BAMF-Außenstelle in Bremen an den
Bundesinnenminister, Reise des Bundeswirtschaftsministers nach Kiew,
Musterpolizeigesetz, Rundflug des damaligen Bundesjustizministers in Israel
und möglicherweise über von Israel besetzte Gebiete, Kandidatur
Deutschlands für einen nicht ständigen Sitz im Sicherheitsrat der Vereinten
Nationen, Verweigerung der Einreise des deutschen Journalisten Hans-Joachim
Seppelt anlässlich der Fußball-Weltmeisterschaft in Russland, Jemen-Krieg,
gemeinsamer Auftritt der beiden Fußballnationalspieler Özil und Gündogan
mit dem türkischen Präsidenten, in der Türkei inhaftierte deutsche
Staatsangehörige, völkerrechtliche Bewertung der türkischen
Militäroffensive auf Afrin, Warnung des Bundeskriminalamtes vor
Betrugsanrufen angeblicher Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes


Sprecher: StS Seibert, Adebahr (AA), Flosdorff (BMVg), Fehling
(BMF), Neymanns (BMI), Jornitz (BMWi), Westhoff (BMAS)



Vorsitzende Maier eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Ein kurzer Bericht aus dem Kabinett für Sie:

Das erste Thema, über das ich sprechen möchte, ist der Entwurf eines
Fünften Gesetzes zur Änderung des Bundesfernstraßenmautgesetzes, vorgelegt
vom Bundesverkehrsminister. Was heißt das übersetzt? Das heißt, dass die
Lkw-Mautsätze zum 1. Januar 2019 angehoben werden und dass sie damit an die
Ergebnisse des neuen Wegekosten-Gutachtens angepasst werden.

Zum Wegekosten-Gutachten vielleicht nur noch diese Erklärung: Die
Wegekosten-Richtlinie sieht ja vor, dass die Höhe der Lkw-Maut an den
Kosten für Bau, Instandsetzung und Betrieb des Verkehrswegenetzes, um das
es dabei geht, ausgerichtet wird. Deswegen werden in regelmäßigen Abständen
wissenschaftlich fundiert sogenannte Wegekosten-Gutachten erstellt. Das
neue deckt nun den Zeitraum 2018 bis 2022 ab, und danach richten sich nun
also die Lkw-Mautsätze, die zum 1. Januar 2019 angehoben werden.

Zusätzlich wird jetzt nach Gewichtsklassen und nicht mehr nur nach Achsen
differenziert.

Es werden auch die Kosten der Lärmbelastung durch die Lkw als Faktoren bei
der Bestimmung und Festlegung der Maut eingeführt.

Es wird eine Mautbefreiung für Elektro-Lkw geben. So sieht es der
Gesetzentwurf mit dem Ziel vor, den Umstieg auf Elektro-Lkw zu
unterstützen.

Im Übrigen - das wussten Sie vielleicht schon - wird die Maut zum 1. Juli
2018 auf alle Bundesstraßen ausgeweitet.

Summa summarum führt das dann dazu, dass das Bundesverkehrsministerium für
den Zeitraum 2019 bis 2022 mit Mehreinnahmen aus der Maut in Höhe von rund
4,2 Milliarden Euro rechnet, die zweckgebunden in die Straßeninfrastruktur
zurückfließen.

Dann hat sich das Kabinett mit dem jährlich vorzulegenden Bericht zum Stand
des Bürokratieabbaus und zur besseren Rechtsetzung befasst. In diesem Fall
geht es um den Bericht für das Jahr 2017. Es ist der zehnte Bericht. Er
liegt in einer detaillierten Pressemitteilung vor und ist es wert,
nachgelesen zu werden.

Vielleicht nur einige wenige Punkte: Es ist natürlich das Ziel der
Bundesregierung, bürokratische Belastungen für Unternehmen in Deutschland
systematisch herunterzufahren und zu reduzieren. Wir haben 2015 die
sogenannte Bürokratiebremse eingeführt und haben damit bei nationalen
Vorhaben auch ein deutliches Umdenken erreicht, was die Folgekosten von
gesetzlichen Regelungen betrifft. Von 2015 bis 2017 hat die
Bürokratiebremse zu einer Entlastung der Wirtschaft um insgesamt 1,9
Milliarden Euro an jährlichem Aufwand beigetragen; insoweit ein großer
Erfolg. Wir wissen aber auch, und auch das zeigt dieser Jahresbericht, dass
wir die Folgekosten von europäischen Vorgaben stärker in den Blick nehmen
müssen. Insofern zeichnet der Bericht ein differenziertes Bild. Er zeigt
aber auch die Ansatzpunkte für den weiteren Abbau von Bürokratie, dem wir
uns widmen wollen.

Am Schluss hat der Minister für Arbeit und Soziales im Kabinett über die
Kommission "Verlässlicher Generationenvertrag" berichtet. Das Kabinett hat
den entsprechenden Beschluss gefasst, diese Kommission einzusetzen. Unsere
Aufgabe ist es, die Alterssicherung auch in Zukunft leistungsfähig und
tragfähig zu gestalten. Das System der Alterssicherung steht vor großen
Herausforderungen. Das sind zunächst einmal demografische
Herausforderungen; denn ab 2020 werden die geburtenstarken Jahrgänge der
1950er- und 1960er-Jahre in Rente gehen. Gleichzeitig steigt
erfreulicherweise die Lebenserwartung jedes Einzelnen weiter an. Der
digitale Wandel verändert die Welt der Arbeit. Das sind alles
Entwicklungen, die langfristige Auswirkungen auf die Grundlage der
Alterssicherung haben.

Die Kommission "Verlässlicher Generationenvertrag" wird sich deshalb damit
beschäftigen, das System der Alterssicherung ab dem Jahre 2025 nachhaltig
zu sichern und fortzuentwickeln. Wir wollen soziale Sicherheit für alle
Generationen, zukünftig verlässlich ausgestaltet. Dazu gehören dann auch
Fragen nach einer Mindestabsicherung und auch Fragen nach dem Zusammenspiel
mit der Grundsicherung im Alter. Die Kommission soll ihren Bericht bis zum
31. März 2020 vorlegen. Er wird natürlich auch veröffentlicht werden.

Zu dieser Kommission kann ich Ihnen noch berichten: Sie ist unabhängig. Sie
wird von zwei Vorsitzenden geleitet, und sie hat acht weitere Mitglieder:
zwei Vertreter der Sozialpartner, drei Vertreter der Politik und drei
Vertreter der Wissenschaft. Außerdem werden an den Sitzungen die
Präsidentin der Deutschen Rentenversicherung Bund sowie ein Vertreter des
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, also der zuständige
Staatssekretär, teilnehmen. Bundesminister Heil hat die Mitglieder bereits
Anfang dieses Monats vorgestellt. Unterstützt wird die Kommission von einem
Staatssekretärsausschuss, geleitet vom zuständigen Staatssekretär im
Bundesministerium für Arbeit und Soziales. - So viel erst einmal aus dem
Kabinett.

Adebahr: Ich möchte im Namen der Bundesregierung begrüßen, dass am Samstag
im Irak die Parlamentswahlen stattgefunden haben. Aus unserer Sicht ist das
eine wichtige Etappe für den Irak auf seinem Weg der weiteren
Stabilisierung und Demokratisierung. Wir möchten angesichts des Ablaufes,
den die Wahlen genommen haben, hervorheben und auch würdigen, dass sie
geordnet und friedlich abgelaufen sind, und zwar in allen Teilen des
Landes, was eine gute Entwicklung ist. Sie sind friedlich und geordnet
abgelaufen sowohl in der Region Kurdistan-Irak als auch in Gebieten, die
zum Beispiel vor Kurzem noch unter der Herrschaft des IS standen, wie in
Mossul, und gleichermaßen auch in allen Teilen des Landes, soweit unsere
bisherigen Erkenntnisse reichen. Aus unserer Sicht kann das dazu
beigetragen haben, dass die Einheit des Landes durch diese Wahlen gestärkt
wurde. Wir sehen es als einen Erfolg für jede Irakerin und jeden Iraker,
die beziehungsweise der von dem Wahlrecht am Wochenende Gebrauch gemacht
hat, auf dem Weg in eine friedliche und sichere Zukunft in einem
einheitlichen irakischen Staat.

Frage: Der irakische Geistliche Muktada al-Sadr scheint ja bei den Wahlen
vorn zu liegen. Wie schätzen Sie seine politische Plattform ein? Er ist ja
in der Vergangenheit nicht gerade prowestlich eingestellt gewesen.

Adebahr: Uns liegen noch keine abschließenden Wahlergebnisse vor, die
werden noch ausgezählt. Heute von hier aus würde ich gerne nur so weit
gehen, zu sagen, dass wir die irakischen Bürgerinnen und Bürger dazu
beglückwünschen, dass sie diese Wahl unternommen haben. Jetzt gilt es aus
unserer Sicht, die weiteren Entwicklungen erst einmal abzuwarten. Der
nächste Schritt ist jetzt, dass das neue irakische Parlament eine Regierung
bildet - und man muss dann sehen, wer dort drin ist - und im Übrigen auch
einen neuen Staatspräsidenten und einen neuen Parlamentspräsidenten wählt.
Dies wird dann ein Gesamttableau in einer neuen Regierung ergeben, und in
Koalitionsverhandlungen, an denen sicherlich unterschiedliche politische
Kräfte beteiligt sind, wird sich dieser weitere Regierungsbildungsprozess
vollziehen. Deshalb gebe ich heute hier an dieser Stelle noch keinen
vertieften Ausblick oder Kommentar darauf, vielmehr warten wir das jetzt
erst einmal ab.

Frage: Frau Adebahr, heute Morgen ist in Kiew der Journalist Kirill
Wyschinski der Nachrichtenagentur RIA Novosti Ukraine festgenommen worden.
Das geschah auf der Straße, und danach wurden die Büros von RIA Novosti
Ukraine durchsucht. Die Durchsuchung ist beendet, aber wir wissen nicht,
was dort gesucht wurde und was die Behörden wollen. Wissen Sie von diesem
Fall? Möchten Sie sich darüber informieren lassen?

Adebahr: Es tut mir leid, ich persönlich habe seit heute Morgen von diesem
Fall noch nichts gehört. Ich denke, wir haben hier grundsätzlich oft genug
die Bedeutung von Meinungs- und Pressefreiheit betont, und ich denke schon,
dass unsere Botschaft und auch das Auswärtige Amt interessiert daran sind,
solche Vorfälle und auch diesen Vorfall zur Kenntnis zu haben und zu
wissen, was dort passiert ist.

Zusatzfrage: Ich weiß, dass wir gestern schon darüber gesprochen haben,
aber ich möchte Sie bitten, noch einmal Ihre Position zur Frage der
Pressefreiheit und Arbeit der Journalisten im Ausland vorzutragen.

Adebahr: Wir haben ja gestern nicht im Zusammenhang mit der Ukraine darüber
gesprochen. Ich glaube, grundsätzlich gilt für die Bundesregierung, dass
wir uns weltweit, in jedem Land, für Presse- und Meinungsfreiheit einsetzen
und dass wir dafür sind, dass Bürgerrechte gewährleistet sind, dass es
weltweit eine freie Berichterstattung einer unabhängigen Presse zu allen
Themen und über alle Themen geben kann und dass die Presse und die
Journalisten diese Arbeit frei von Einmischung und eben ganz unabhängig
wahrnehmen können. Das ist, glaube ich, in allen Ländern ein
grundsätzliches Ziel, das diese Bundesregierung verfolgt.

Frage: Ich möchte zum Thema Gazastreifen kommen. Herr Seibert, was sagt
denn die Kanzlerin zu den vielen Toten gestern? Es gab 58 Tote und über
2700 Verletzte im Gazastreifen; viele Beobachter sprechen von einem
Massaker der israelischen Armee. Wie bewertet das Frau Merkel? War das
heute eigentlich ein Thema im Bundeskabinett?

StS Seibert: Ich kann Ihnen für die Bundeskanzlerin und für die
Bundesregierung dazu Folgendes sagen: Was da geschehen ist, die
schrecklichen Geschehnisse am Grenzzaun zwischen Israel und dem
Gazastreifen, besorgt uns sehr. Es ist entsetzlich, dass so viele Menschen
ihr Leben verloren haben, unter ihnen auch Minderjährige. Klar ist: Jeder
hat das Recht auf friedlichen Protest. Aber ganz genauso klar ist, dass
dieses Recht auf friedlichen Protest nicht missbraucht werden darf, um
Gewalt anzustacheln - und die Hamas legt es auf eine Eskalation der Gewalt
an. Das ist zynisch. Die israelische Regierung hat das Recht und sie hat
die Pflicht, sowohl die Sicherheit ihrer Bürger als auch die Sicherheit
ihrer Grenzen zu schützen. Dabei muss aber Verhältnismäßigkeit eingehalten
werden, und das gilt insbesondere für den Einsatz von scharfer Munition.
Wir sind besorgt, dass es in dieser jetzt sehr aufgeheizten Situation zu
weiteren Eskalationen kommen könnte und rufen daher alle Parteien auf, zu
einer Deeskalation der Lage beizutragen.

Zusatzfrage: Mich wundert, dass Sie das gestrige Vorgehen der israelischen
Armee nicht scharf verurteilen, wie viele Alliierte Deutschlands das tun.
Warum tun Sie das nicht? Ich höre da jetzt nur "Sorge" heraus.

Habe ich das richtig verstanden, dass einige der Toten und Verletzten
selbst schuld sind, weil sie ihr Recht auf freie Meinungsäußerung und auf
Proteste wahrgenommen haben? Können Sie das einmal erläutern?

StS Seibert: Ich würde Sie bitten, wirklich sehr genau hinzuhören, was ich
gesagt habe - ich kann mich nicht erinnern, von "selbst schuld" gesprochen
zu haben. Ich habe gesagt, dass es ein Recht auf friedlichen Protest gibt;
das gibt es nach unserer festen Überzeugung für jeden und überall in der
Welt. Dieses Recht darf aber nicht missbraucht werden, und die Hamas legt
es nach unserer Überzeugung genau auf die Eskalation der Gewalt an, die
leider auch gestern wieder erlebt wurde, und das ist zynisch. Ich kann
meine Erklärung jetzt nur noch einmal wiederholen. Ich denke, wenn Sie
genau hinhören beziehungsweise wenn Sie sie genau nachlesen, dann werden
Sie wissen, wie sie gemeint ist.

Zusatzfrage: Es gibt keine scharfe Verurteilung seitens der
Bundesregierung?

StS Seibert: Ich habe mich so geäußert.

Frage: Macron hat sich letzte Nacht ja auch geäußert, und er hat genau
diese Wortwahl gehabt: Er verurteilt die Gewalt der israelischen
Streitkräfte gegen die Demonstranten. Angesichts der Wichtigkeit und
Bedeutung der deutsch-französischen Zusammenarbeit in Europa: Warum kann
die Bundesregierung eine solche Verurteilung nicht in ähnlicher Schärfe zum
Ausdruck bringen?

StS Seibert: Wir stehen als Bundesregierung in sehr engem Kontakt mit den
französischen Freunden, gerade auch was die Politik im Nahen Osten, im
Mittleren Osten und mögliche Lösungswege betrifft. Ich habe mich hier für
die Bundeskanzlerin und für die Bundesregierung geäußert.

Zusatzfrage: Macron wird - ich glaube, heute noch - mit Netanjahu sprechen;
er hat gestern schon mit König Abdul und mit Abbas gesprochen. Werden
ähnliche Initiativen - das sind ja auch Aktionen, die zum Ausdruck bringen,
wie groß die Besorgnis ist - auch vonseiten der Regierungsspitze, vonseiten
der Bundeskanzlerin in Angriff genommen werden?

StS Seibert: Wie immer hören Sie von uns von Telefonaten, wenn sie
stattgefunden haben.

Zusatzfrage: Es ist also im Moment nichts geplant?

StS Seibert: Auch das habe ich nicht gesagt. Sie hören davon, wir berichten
über Telefonate, die stattgefunden haben.

Frage: Südafrika hat wegen der Proteste unter anderem seinen Botschafter
zurückbeordert. Frau Adebahr, gab es irgendeine diplomatische Aktion
seitens des Auswärtigen Amtes? Wurde der israelische Botschafter eventuell
wegen der Gewaltexzesse gestern einbestellt?

Herr Seibert, die USA haben gestern eine gemeinsame Erklärung des 
UN-Sicherheitsrats blockiert, in der unter anderem festgestellt wurde:

"Der Sicherheitsrat drückt seine Empörung und sein Bedauern über die Tötung
palästinensischer Zivilisten aus, die ihr Recht auf friedlichen Protest
ausübten."

Wie gesagt, die USA haben diese Erklärung verhindert. Unter anderem wurde
darin auch eine unabhängige Untersuchung der gestrigen Todesschüsse
gefordert. Wie bewerten Sie die Blockade der USA?

Adebahr: Für das Auswärtige Amt kann ich sagen: Wir sind auf verschiedenen
Ebenen über unsere Botschaften schon seit Längerem im Gespräch auch mit den
israelischen Partnern; das habe ich hier auch schon gesagt. Diese Gespräche
gehen fort, und die Position, die das Auswärtige Amt auch gestern in seiner
Sprechererklärung noch einmal deutlich gemacht hat, ist den israelischen
Partnern wohlbekannt. Über mehr kann ich hier im Moment nicht berichten.

StS Seibert: Ich kann für die Bundesregierung nur sagen, dass auch nach
unserer Auffassung eine unabhängige Untersuchungskommission die geschehene
Gewalt und die blutigen Zusammenstöße im Grenzraum aufklären könnte.

Zusatzfrage: Das ist neu, Herr Seibert, denn sonst haben Sie immer gesagt,
dass die israelische Armee das aufklären solle. Woher kommt jetzt der
Sinneswandel, dass es eine unabhängige Untersuchung geben soll? Das ist ja
interessant.

StS Seibert: Ihre Wertung meiner Sätze ist Ihnen vollkommen überlassen. Ich
habe die Auffassung der Bundesregierung zu diesem Thema zum Ausdruck
gebracht.

Frage: Vielleicht kann Frau Adebahr von diplomatischer Seite noch ein
bisschen erläutern, in welchem Format sich die Bundesregierung für eine
unabhängige Untersuchung einsetzt? Im Sicherheitsrat geht es ja nicht
weiter. Soll es jetzt im Menschenrechtsrat weitergehen, oder wo genau soll
das jetzt durchgesetzt werden?

Adebahr: Der Sicherheitsrat tagt heute um 18 Uhr Ortszeit, glaube ich, noch
einmal, und da gehen die Beratungen weiter. Es gibt jetzt diese Gespräche.
Wir sind im Moment nicht Mitglied des Sicherheitsrats, insofern kann ich
die dortigen Gespräche von hier jetzt nicht kommentieren. Ich glaube, wir
haben den israelischen Partnern in den letzten Tagen klar gemacht, wie wir
den Konflikt dort sehen.

Zusatzfrage: Setzt sich die Bundesregierung für eine Sondersitzung des
Menschenrechtsrats zu den Geschehnissen in Gaza ein?

Adebahr: Davon kann ich Ihnen hier im Moment nicht berichten. Wie gesagt,
das sind Gespräche, die angesichts der gestrigen Ereignisse jetzt erst in
New York und womöglich in Genf geführt werden.

Frage: Frau Adebahr, in der Sprechererklärung heißt es, dass der Einsatz
scharfer Munition seitens der israelischen Armee nur dann legitim sei, wenn
zuvor andere, mildere Mittel der Abwehr gescheitert seien. Die israelische
Armee argumentiert ja nun genauso. In früheren Erklärungen des Auswärtigen
Amtes an dieser Stelle hatte Ihr damaliger Sprecherkollege noch gesagt, der
Einsatz scharfer Munition gegen Demonstranten sei grundsätzlich abzulehnen.
Das ist jetzt eine Relativierung oder Verschärfung beziehungsweise - je
nachdem - Abmilderung der Position. Worauf basiert die?

Zweitens. Haben Sie konkrete aktuelle Zahlen über Opfer, Getötete,
Erschossene?

Adebahr: Die Interpretation unserer Erklärung überlasse ich Ihnen. Ich
glaube, was dieser Satz deutlich machen wollte und was wir hier im Laufe
der letzten Wochen auch schon immer deutlich gemacht haben, ist, dass es um
das Prinzip der Verhältnismäßigkeit geht, das man wahren muss. Auf der
einen Seite hat man eben das Recht auf einen friedlichen Protest, und auf
der anderen Seite hat Israel das Recht, den Zaun zu schützen, muss dabei
aber verhältnismäßig und in einer Art und Weise, die der Situation gerecht
wird, vorgehen. Auch das sollte dieser Satz in der Erklärung gestern,
glaube ich, zum Ausdruck bringen.

Die Zahlen, die uns vorliegen, sind: 59 Tote, darunter auch Kinder, und
2700 Verletzte.

Frage: Frau Adebahr, Sie hatten gestern, glaube ich, zum allerersten Mal -
das habe ich noch nie von der Bundesregierung gehört - das Wort "Nakba" in
den Raum gebracht. Was versteht die Bundesregierung darunter?

Adebahr: Ich habe damit einfach den Namen eines Feiertages oder eines
Tages, der in der arabischen Welt begangen wird, beschrieben. Ich wollte
keinerlei Wertung oder sonstige Interpretation in diesen Begriff gelegt
wissen und möchte ihn hier auch nicht weiter mit einer Ausdeutung versehen.
Es war der Name dieses Tages.

Frage: Herr Seibert, vielleicht habe ich das übersehen, aber gibt es
inzwischen einen Zeitplan oder ein Programm für die Reise der
Bundeskanzlerin zu Herrn Putin nach Sotschi?

StS Seibert: Ja, aber ich habe es gerade nicht dabei. Ich glaube, ich bin
ein bisschen durcheinandergekommen, weil wir uns heute unüblicherweise am
Dienstag treffen, und ich war irgendwie geistig auf Mittwoch vorbereitet.
Ich schaue mal, ob meine Kollegen mir im Laufe dieser Pressekonferenz ein
bisschen nachliefern können.

Zusatzfrage: In der Zwischenzeit würde ich gerne eine zweite Frage an Sie
stellen. Ich weiß, dass gestern - ich habe das Protokoll aufmerksam gelesen
- hier im Saal sehr viel über die Beziehungen zwischen Russland und
Deutschland geredet wurde, ein Thema des Besuches, das Sie angekündigt
haben, habe ich aber vermisst, und zwar das Thema Nord Stream 2. Ich weiß,
dass Herr Altmaier in diesem Gasstreit im Moment zwischen Kiew und Moskau
zu vermitteln versucht. Was denkt die Bundeskanzlerin in dieser Sache? Der
Gastransit über die Ukraine steht ja nicht zur Disposition, es geht
vielmehr um die Mengen des Gases und über die Vertragsverlässlichkeit von
Gazprom, an der Kiew zweifelt. Wie stellt sich die Kanzlerin die Lösung
dieses Problems vor?

StS Seibert: Das Thema Nord Stream 2 haben wir hier, ehrlich gesagt, nun
schon sehr oft besprochen. Jetzt ist gerade der Wirtschaftsminister - unter
anderem gerade auch wegen dieser Fragen - in Kiew und Moskau. Ich schlage
vor, dass wir ihn seine Reise dorthin erst einmal beenden lassen.

Wir haben immer gesagt: Wir brauchen Klarheit darüber, wie es mit der
ukrainischen Gastransitrolle nach 2019 weitergeht. Es ist in unserem
deutschen Interesse und im europäischen Interesse, dass die Ukraine als
Transitland für Gas weiterhin eine Rolle spielt. Das hat die
Bundeskanzlerin im Übrigen ja auch dem russischen Präsidenten mitgeteilt.
Wir begrüßen ausdrücklich, dass EU-Vizepräsident Sefcovic mit Russland und
der Ukraine darüber im Gespräch ist und nach Lösungen sucht. Natürlich wird
es am Ende - aber am Ende sind wir noch nicht - auch um das Volumen des
Gastransits gehen; natürlich macht es einen Unterschied, wie viele
Milliarden Kubikmeter das sind. Ich kann hier aber keine Zielzahl nennen.
Wir sind der Meinung, dass es in den Gesprächen gelöst werden muss, und wir
hoffen, dass das Stück für Stück vorankommen kann. Das ist ein wichtiger
politischer Aspekt dieses wirtschaftlichen Projektes Nord Stream 2.

Zusatzfrage: Könnten Sie sich vielleicht noch ganz kurz zur Transitrolle
der Ukraine äußern? Wie soll diese Rolle aussehen? Soll die Ukraine eine
Schlüsselrolle im Transit des russischen Gases nach Europa spielen oder
soll es eher eine Nebenrolle spielen?

StS Seibert: Damit wollen Sie mich natürlich auf irgendeine Größenordnung
festlegen, und das werde ich jetzt nicht tun. Wir sagen: Die Ukraine muss
weiterhin eine Rolle beim Gastransit spielen können. Dabei ist auch
wichtig, dass die Ukraine bei der Reform ihres Gastransitsystems vorankommt
und dass sie die geeigneten infrastrukturellen Rahmenbedingungen schafft,
damit das auch ein langfristiger Gastransit sein kann. Bei alledem werden
wir mit allen Betroffenen im engen Austausch sein.

Es ist wichtig, dass Naftogaz auf der ukrainischen Seite und Gazprom auf
der russischen Seite konstruktiv miteinander sprechen. Genau das versucht
ja auch Kommissionsvizepräsident Sefcovic mit seinen Bemühungen zu fördern:
die Suche nach einer tragfähigen und langfristigen Lösung.

Frage: Ich würde gerne nach den beiden Reden gestern vor der
Bundeswehrtagung fragen.

Zum einen weiß ich zwar, dass das gesprochene Wort gilt, Herr Flosdorff,
ich will nur sichergehen: Ich meine, es hätte da eine Differenz zwischen
Manuskript und O-Ton Ministerin gegeben, was das 1,5-Prozent-Ziel angeht.
Sie hat 2025 erwähnt, im Manuskript steht 2024.

Was heißt es, wenn die Bundesregierung das Ziel 1,5 Prozent beim 
Nato-Gipfel in Brüssel anzeigt? Ist das damit verbindlich?

Flosdorff: Vorweg: Es gilt 2025, so wie es gesagt worden ist - wie es
drüberstand: Es gilt das gesprochene Wort.

Was hat es mit den Nato-Planungen auf sich? Alle Nato-Mitglieder,
unabhängig von der jeweiligen Ausgangslage und ihren Quoten zum BIP, melden
in diesem Frühjahr ihre jeweiligen Aufwuchspläne nach Brüssel. Auch
Deutschland muss jetzt sagen, was es bis Mitte des nächsten Jahrzehnts an
Investitionen zur gemeinsamen Sicherheit umsetzen will, was es kann und
will.

Deutschland meldet jetzt 1,5 Prozent bis Mitte des nächsten Jahrzehnts an
die Nato. Warum sind es gerade 1,5 Prozent? Auch das möchte ich Ihnen gerne
erläutern: Die Bundeswehr kommt aus einem 25-jährigen Schrumpfungsprozess.
Am Tiefpunkt - das war das Jahr 2015 - hatte Deutschland 1,1 Prozent des
BIP für Verteidigung ausgegeben und eingesetzt. Die Investitionen sind
seitdem wieder gestiegen, und auch die Planungsprozesse sind jetzt wieder
auf Wachstum ausgerichtet worden - immer mit dem Ziel vor Augen, die
umfangreichen Lücken bei der Ausrüstung, bei Ersatzteilen, bei Munition,
aber auch beim Personal, die wir aus der langen Zeit haben, aufzufüllen und
auch wichtige neue Fähigkeiten wie zum Beispiel Cyber für die Bundeswehr zu
entwickeln und Schritt für Schritt aufzubauen. Im Jahr 2019 - so sehen das
die aktuellen Haushaltseckpunkte vor - werden wir voraussichtlich die Marke
von 1,3 Prozent erreichen. 1,5 Prozent an einem prognostiziert bis 2025
steigenden BIP sind in der Höhe für die Bundeswehr und für diesen Zeitraum
aus unserer Sicht eine sehr angemessene Größenordnung; sie ist ambitioniert
und sie ist auch in der praktischen Umsetzung erreichbar - "angemessen",
weil bei uns in den 25 Jahren gewaltige Lücken entstanden, die aufgefüllt
werden müssen; "ambitioniert", weil das einen Aufwuchs in die Region von
rund 60 Milliarden Euro bedeutet, die wir bis zum Jahr 2025 in moderne
Ausstattung umsetzen müssen; "in der praktischen Umsetzung erreichbar",
wenn wir auch das, was wir im Koalitionsvertrag an Beschleunigungsprozessen
für das Rüstungswesen geplant haben, auch umsetzen.

Zusatzfrage: Da ich nach der Verbindlichkeit gefragt habe: Herr Seibert,
die Bundeskanzlerin hat ja unmittelbar vor der Ministerin gesprochen und
diese Ziele nicht so konkret benannt. Fühlt sie sich diesem 
1,5-Prozent-Ziel bis 2025 verpflichtet?

An das Bundesfinanzministerium: Ist dieses Ziel in Absprache mit dem
Bundesfinanzminister formuliert worden?

Flosdorff: Vielleicht ergänze ich an dieser Stelle noch einmal, weil ich
jetzt merke, worauf Sie hinauswollen: Diese Planungsziffer brauchen wir,
weil wir bei uns in der Bundeswehr sehr langfristige Planungsprozesse
haben. Sie sind ja auch vom Fach, Sie wissen gut Bescheid: Die großen
Projekte, auch die multinationalen Projekte, haben Planungsstände von fünf,
zehn, 15 und mehr Jahren, bis sie geplant, bis sie entwickelt werden, bis
sie ausgerollt werden, auch in Abstimmung mit anderen. Das braucht eine
große Verlässlichkeit, das braucht eine Planungssicherheit, und das ist für
uns mit einer kurzfristigen Ein-, Zwei- oder Dreijahresvoraussicht schwer
umsetzbar.

Dass wir dieses Planungsziel jetzt der Nato melden, erspart uns nicht die
jährlichen Haushaltsverhandlungen, die wir innerhalb der Bundesregierung zu
führen haben. Selbstverständlich wird das Jahr für Jahr in den
Verhandlungen, die wir innerhalb der Regierung führen, untermauert werden
müssen.

StS Seibert: Die Antwort, die ich Ihnen geben kann, ist ein ganz klares Ja.
Ich denke, die Rede der Bundeskanzlerin hat das gestern auch sehr klar
gemacht.

Fehling: Ich kann noch ergänzen, dass sich der Minister heute in seiner
Haushaltsrede auch zu diesen Fragen geäußert hat. Dem habe ich von hier aus
jetzt auch nichts weiter hinzuzufügen.

Frage: An das Innenministerium: Herr Neymanns, es geht um das Thema BAMF in
Bremen. Die ehemalige kommissarische Leiterin hat ja einen Brief an den
Minister geschrieben und hat die Missstände geschildert und um ein
persönliches Gespräch gebeten. Wie wird der Minister darauf reagieren? Ist
er bereit zu einem persönlichen Gespräch?

Neymanns: Auf diese Frage kann man, ehrlich gesagt, nur angemessen
antworten. Das Schreiben ist ja erst vor Kurzem eingegangen. Es liegt dem
Minister jetzt vor und er wird entsprechend - aber sicherlich auch direkt
gegenüber der ehemaligen Leiterin - reagieren.

Zusatzfrage: Sie will auch im März schon über Missstände berichtet haben,
auch an das Innenministerium. Haben Sie das zur Kenntnis genommen? Wie wird
der Minister darauf reagieren?

Neymanns: Die ganzen Vorgänge in Bremen werden ja intensiv untersucht.
Frühere Hinweise, die dazu eingegangen sind, liegen ja schon ein, zwei
Jahre zurück. Es sind disziplinarrechtliche Maßnahmen ergriffen worden. Der
Minister hat klar angekündigt, dass er die Vorgänge strukturell untersucht
haben möchte und hat deswegen den Bundesrechnungshof gebeten, seine Prüfung
um diese Aspekte zu erweitern. Sie wissen, dass die Innenrevision des BAMF
auch dabei ist, die ganzen Vorgänge zu untersuchen. Man wird sich
sicherlich auch überlegen müssen, ob man mit allen Hinweisen, die über die
Jahre eingegangen sind, angemessen umgegangen ist.

In der Tat hat sich die zwischenzeitliche Leiterin der Außenstelle auch an
das BMI gewandt. Darauf folgte ein Telefonat vom Parlamentarischen
Staatssekretär, und sie hat ihre Punkte dann auch noch einmal schriftlich
an den Staatssekretär geschickt.

Flosdorff: Der Regierungssprecher hat mich dankenswerterweise darauf
aufmerksam gemacht, dass zum Thema Bundeswehrtagung noch ein Detail fehlte.
Sie fragten nach Abstimmungsprozessen und Gesprächen innerhalb der
Bundesregierung. Zu dieser beabsichtigten Meldung dieser Planungsgröße von
1,5 Prozent an die Nato hat es Gespräche in der Regierung gegeben. Noch
einmal, damit hier kein Missverständnis entsteht: Dieses genannte
Planungsziel nimmt nicht die Jahr für Jahr neu stattfindenden
Haushaltsverhandlungen innerhalb der Regierung vorweg.

Frage: Noch einmal zum Thema der BAMF-Leiterin in Bremen: Da gab es ja eine
Versetzung von Bremen nach Bayern. Herr Neymanns, beim letzten Mal, als das
hier Thema war, sagte Ihre Kollegin, diese Versetzung sei auch vorgenommen
worden, um die damalige Amtsinhaberin zu schützen, und sie hat das mit der
Begründung verbunden, dass es keine Anhaltspunkte dafür gäbe, dass ihre
Vorwürfe in dem selbst verfassten oder selbst initiierten Bericht an das
BMI und die BAMF-Zentrale sachlich gerechtfertigt seien. Nachdem nun
bekannt ist, dass auch andere Außenstellenleiter massive Vorwürfe sowohl im
Hinblick auf Bremen als auch nach Nürnberg geschickt haben: Können Sie noch
daran festhalten, dass es keine sachlichen Hinweise darauf gebe, dass an
den Vorwürfen der - untechnisch gesagt - Verschleppung, Unterdrückung,
Nichtkenntnisnahme der Vorfälle in Bremen nichts dran gewesen sei?

Neymanns: Ich kann sagen: Die Beamtin war ja nur für eine Übergangszeit von
Deggendorf nach Bremen abgeordnet worden. Aus Fürsorgegründen - und im
Beamtenverhältnis hat der Dienstherr nun einmal Fürsorgepflicht - ist diese
Abordnung beendet worden und sie ist jetzt wieder in Deggendorf tätig. Die
Hinweise, die sie verschiedentlich gegeben hat - in dem Schreiben, das
jetzt neu eingegangen ist, aber auch in dem Schreiben, das an den Herrn
Parlamentarischen Staatssekretär Mayer gegangen ist -, werden
selbstverständlich in die Aufklärung einbezogen. Nur, weil zum Teil der
Eindruck entstanden ist, dass die Rückversetzung dieser Beamtin nach
Deggendorf zu irgendeiner Verschleierung oder so etwas führen sollte: Dem
ist mitnichten so. Die Fälle werden intensiv untersucht und die Hinweise
werden selbstverständlich BAMF-intern aufgenommen und gegebenenfalls durch
die Innenrevision oder auch durch die Staatsanwaltschaft weiter bearbeitet.
Ich glaube, da muss man entschieden dem Verdacht entgegentreten, dass
irgendwie etwas verdeckt werden sollte. Der Minister hat in seiner
Stellungnahme mit Bezug auf den Bundesrechnungshof ja sehr klar und sehr
deutlich ausge
sprochen, dass er eine schnelle Aufklärung der Vorfälle wünscht, und zwar
auch mit Blick auf die Frage - das hatte ich gerade schon gesagt : Wann ist
mit welchen Hinweisen wie verantwortlich umgegangen worden?

Zusatzfrage: Damit ich es richtig verstehe: Sie gehen auch Hinweisen nach,
dass möglicherweise in der Nürnberger Zentrale früher eingegangenen
Hinweisen über Missstände in Bremen nicht verantwortlich nachgegangen
wurde?

Neymanns: Selbstverständlich muss geschaut werden, wann wo Hinweise
eingegangen sind. Gehen wir einmal einen halben Schritt zurück: Es gab ja
im letzten Jahr schon Disziplinarverfahren, weil die Vorwürfe
beziehungsweise die Hinweise, die damals bekannt waren, für ein
Disziplinarverfahren reichten. Die haben sich dann später verdichtet,
sodass sich eben die Staatsanwaltschaft eingeschaltet hat. Insofern: Klar
wird geprüft, welche Hinweise wir hatten, wie sie verarbeitet worden sind
und ob sie angemessen gewürdigt worden sind.

Frage: Wann genau wurde der Minister denn nun tatsächlich über die Vorfälle
in Bremen informiert? Bisher war vom 19. April die Rede; es gab jetzt aber
anderslautende Berichte.

In dem Schreiben von Frau Schmid an das BMI ist davon die Rede, dass laut
Medienberichten auch Terrorverdächtigen beziehungsweise einem Syrer, der
vom Verfassungsschutz beobachtet worden sei, Asyl gewährt wurde. Können Sie
das bestätigen?

Neymanns: Ich habe die Berichte auch zur Kenntnis genommen. Die Prüfung
läuft ja noch, und selbstverständlich werden alle in Frage kommenden Fälle,
die man zu überprüfen hat, auch auf Terrorverdacht hin geprüft - also auf
die "Gefährderliste". Einzelfälle kann ich hier aber nicht kommentieren.

Der Stand hat sich nach meiner Kenntnis nicht geändert: Am 19. April hat
der Minister aufgrund der polizeilichen Untersuchungen, die durchgeführt
wurden, davon erfahren, und er hat dann am 20. April aufgrund
Berichterstattung etc. detailliertere Informationen erhalten.

Vorsitzende Maier: Dann hat Herr Seibert noch einen Nachtrag zur Reise nach
Sotschi.

StS Seibert: Noch nicht mit der ganz präzisen Auskunft, die der Kollege
gerne hätte. Wir werden das nachreichen, sobald das wirklich final ist. Ich
kann Ihnen sagen: Es ist ein Arbeitsbesuch, der am Nachmittag - Ortszeit -
in Sotschi stattfinden wird und der sich im Wesentlichen um Gespräche der
Bundeskanzlerin mit Staatspräsident Putin in verschiedenen Formaten - vom
kleinen Kreis bis zu etwas größerer Delegation - drehen wird und bei dem
auch eine gemeinsame Pressekonferenz vorgesehen ist.

Zusatzfrage: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

StS Seibert: Nein, das ist ja der Teil, den ich dann noch nachreiche -
Nachmittag.

Zusatzfrage: An das Bundeswirtschaftsministerium: Erwarten Sie Ihren
Minister heute schon zurück, oder wird er auf dem Rückweg von Moskau
vielleicht noch einen Zwischenstopp in Kiew einlegen?

Jornitz: Vielen Dank für die Frage. Ich kann tatsächlich bestätigen, dass
der Minister heute in Kiew noch Präsident Poroschenko zu Gesprächen treffen
wird.

Frage: An das Arbeitsministerium: Die große Koalition hat sich in ihrem
Koalitionsvertrag ja vorgenommen, die Integration von Langzeitarbeitslosen
zu verbessern und dazu ein neues Regelinstrument "Teilhabe am Arbeitsmarkt
für alle" aufzulegen. Was ist da der Stand der Dinge? Ist ein Gesetzentwurf
schon in Arbeit? Wann ist damit zu rechnen?

Westhoff: Wir arbeiten daran. Da sind eine Menge Vorarbeiten nötig. Ein
Gesetzentwurf besteht da im Moment noch nicht. Ich kann Ihnen jetzt auch
nicht genau sagen, ob wir Richtung Sommer dann schon einen Gesetzentwurf
oder Eckpunkte vorlegen. Jedenfalls ist das ein prioritäres Vorhaben bei
uns im Haus; der Minister hat auch diverse Male deutlich gemacht, dass es
ihm ein großes Anliegen ist, dass sich diese sehr eng umgrenzte Gruppe von
rund 150 Menschen, die schon ganz lange ohne Arbeit sind und die auch
verschiedene Hindernisse bei der Eingliederung in Arbeit haben, wieder an
einen geregelten Tagesablauf gewöhnen kann. Allerdings ist das kein
einfaches Unterfangen, denn zum einen sollen ja spezifisch Menschen
gefördert werden, die es wirklich nötig haben und bei denen anderweitig
keine Chancen auf Vermittlung in den Arbeitsmarkt bestehen, und zum anderen
darf auch keine reguläre Arbeit verdrängt werden. Dazu müssen die
Strukturen in den Jobcentern geschaffen werden und die müssen sich darauf
vorbereiten - es geht ja auch darum, diese Menschen zu coachen, also
langfristig mit Beratung zu begleiten. Wir haben gerade heute wieder eine
Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung vorgelegt
bekommen, in der noch einmal deutlich wird, wie wichtig es ist, dass die
Arbeitgeber auch merken, was die können, dass Verlässlichkeit gezeigt
werden kann und dass in der Frage, wie offen die Arbeitgeber für die
Einstellung und auch Weiterbeschäftigung solcher Leute sind, Konstanz eine
Rolle spielt.

Kurzum: Das ist ein komplexes Unterfangen, das ist nicht mal irgendwie
schnell gemacht, und deshalb arbeiten wir intensiv auf verschiedenen Ebenen
- auch mit der Bundesagentur für Arbeit - daran. Ich würde jetzt einmal
sagen: Bis zum Sommer gibt es auf jeden Fall Prägnanteres dazu, also einen
Gesetzentwurf, Eckpunkte oder Ähnliches.

Zusatzfrage: Eine kurze Nachfrage zu dem Projekt, die Regeln für das
Schonvermögen zu überarbeiten: Wird auch daran schon gearbeitet?

Westhoff: Welche Berichte meinen Sie?

Zusatz: Das ist auch aus dem Koalitionsvertrag. Die Regelungen für das
Schonvermögen von Sozialhilfeempfängern und Empfängern von Grundsicherung
sollen überarbeitet werden.

Westhoff: Wir reden jetzt also nicht über die Grundsicherung für
Erwerbsfähige, sondern über Grundsicherung im Alter. Auch dazu kann ich nur
darauf verweisen, dass wir im Amt jetzt seit insgesamt fünf, sechs Wochen
"auf großer Fahrt" sind. Daran wird sicherlich überall gearbeitet. Ich kann
Ihnen auch dazu aber jetzt noch nichts Spezifisches berichten. Ja, das
steht auf der Tagesordnung, aber ich muss Sie leider noch ein wenig
vertrösten.

Frage: Der Bayerische Landtag verabschiedet heute aller Voraussicht nach
das neue Polizeiaufgabengesetz. Ich wüsste gern, inwiefern dieses als
Blaupause für ein Musterpolizeigesetz dienen wird.

Neymanns: Vielen Dank für die Frage. Das Musterpolizeigesetz wird zusammen
mit den Ländern erarbeitet. Ich kann versuchen, zu erfragen, inwieweit es
auch in Arbeitsgruppen der Innenministerkonferenz Thema sein wird.

Die Erfahrungen der einzelnen Bundesländer werden zusammengebracht, und
daraus wird dann das Musterpolizeigesetz erarbeitet. Zu dem PAG in Bayern
kann und möchte ich hier nicht detailliert Stellung nehmen.

Frage: Kurz zurück nach Israel. Der damalige Justizminister hat vor einem
Jahr Israel besucht und dabei einen Rundflug mit seiner israelischen
Kollegin gemacht. Damals berichteten deutsche Medien, dass der Flug
entgegen deutschen Wünschen auch über besetzte Gebiete führte. Das wurde
von deutscher Seite, meine ich, nie bestätigt. Besteht inzwischen beim
Auswärtigen Amt, wo der Minister ja jetzt ist, Klarheit darüber, ob der
Flug über besetzte Gebiete führte? Wenn ja, gab es eine Reaktion gegenüber
den Israelis?

Adebahr: Dazu gab es, meine ich, auch eine Anfrage aus dem
parlamentarischen Raum, die, weil es sich um eine Reise des damaligen
Justizministers handelte, vom Justizministerium beantwortet wurde. - Ich
weiß nicht, ob Ihnen der Text der Antwort im Moment vorliegt.

Krüger: Der Text der Antwort auf die parlamentarische Anfrage liegt mir
jetzt nicht vor. Ich kann mich aber insoweit daran erinnern, dass die
Antwort dahingehend lautete, dass wir selbstverständlich davon ausgehen und
ausgingen, dass die Grüne Linie beachtet wird.

Zusatzfrage: Ich habe die Antwort gelesen. Sie enthält keine Bestätigung,
ob die Bundesregierung weiß, wo dieser Hubschrauber flog.

Krüger: Ich habe dazu das gesagt, was ich von hier aus dazu sagen kann.

Frage: Ich habe eine Frage an den Regierungssprecher und an das Auswärtige
Amt zum Thema eines nicht ständigen deutschen Sitzes im UN-Sicherheitsrat.
Herr Seibert, die Kanzlerin hat gestern auf der Bundeswehrtagung gesagt,
Deutschland habe recht gute Chancen auf einen solchen nicht ständigen Sitz.
Fußt das auf einem Meinungsbild, das Sie mittlerweile bei anderen 
UN-Mitgliedern eingeholt haben? Sind Sie also nach dem Rückzug Israels relativ
sicher, dass Deutschland diesen Sitz bekommt?

Frau Adebahr, Sie hatten gestern UN-Botschafter zu Gast im Auswärtigen Amt.
War der Hauptgrund, diese Mitglieder einzuladen, der, ein bisschen Werbung
zu machen? Herr Heusgen ist auch in Berlin. Wie ist der Stand?

StS Seibert: Ich denke, dass Frau Adebahr das wirklich besser beantworten
kann. Ich möchte hier keine Chanceneinschätzung geben. Wir werden uns sehr
bemühen, möglichst viele Mitgliedsstaaten davon zu überzeugen, dass wir
diesen Sitz gut nutzen würden, dass wir ein Land und eine Regierung sind,
die mit Engagement und mit großem Einsatz die Ziele der Uno teilen und
voranzubringen versuchen. Ich denke, alles Weitere am besten vom
Auswärtigen Amt.

Adebahr: Ja, genau so ist es. Wir werben bis zur letzten Minute und
arbeiten für unsere Kandidatur. Die Wahl findet am 8. Juni statt, wie Sie
vielleicht schon wissen.

Wir tun das auch deshalb, weil wir die Partner und die anderen
Mitgliedsstaaten über die Themen informieren wollen, mit denen wir für
einen nicht ständigen Sitz antreten. Das sind zum Beispiel die großen
Themen Klimawandel und Sicherheit: Wie sieht der Nexus zwischen beidem aus;
wie hängt das zusammen? Das sind Prävention und Friedenssicherung. Wir
haben einen ganzen Katalog von Themen, aber diese zwei wollte ich
herausgreifen. Darüber reden wir mit verschiedenen Partnern auf
verschiedenen Ebenen. Unsere Staatssekretäre sind auf Reisen gewesen und
stellen das vor. Der Außenminister war zweimal in New York. Wir haben die
UN-Botschafter im Gespräch im Auswärtigen Amt. Wir sprechen natürlich auf
ganz verschiedenen Ebenen mit vielen Partnern darüber und erläutern, warum
wir uns auf diesen Sitz bewerben, warum wir wie alle acht Jahre dort
Verantwortung übernehmen wollen und was der Inhalt unserer Kandidatur ist.
Denn am Ende braucht man eine Zweidrittelmehrheit. Wir arbeiten daran bis
zum Tag der Wahl.

Zusatzfrage: Frau Adebahr, schwingt das Thema eines ständigen Sitzes im 
UN-Sicherheitsrat im Rahmen einer Reform eigentlich immer noch mit? Wird das
von Deutschland aktiv weiterbetrieben, oder ist das Thema im Moment tot?

Adebahr: Im Moment konzentrieren wir uns auf den nicht ständigen Sitz, den
wir alle acht Jahre anstreben. Es gilt, wie wir immer gesagt haben, dass
wir sehen - das ist auch eine Rückmeldung, die wir aus anderen Weltgegenden
bekommen -, dass der Sicherheitsrat natürlich reformbedürftig ist. Herr
Guterres hat in seinen gesamten Bemühungen für die UN eine große
Reformagenda angestoßen, die wir insgesamt unterstützen. Im Moment und in
den nächsten Wochen kämpfen wir um unseren nicht ständigen Sitz am 8. Juni.

Frage: Herr Seibert, Sie haben gerade die UN-Charta angesprochen. Glauben
Sie, dass die deutsche Unterstützung völkerrechtswidriger Angriffe
beziehungsweise die Duldung völkerrechtswidriger Drohneneinsätze via
Deutschland die Chancen Deutschlands für diese Kandidatur erhöhen?

StS Seibert: Ich denke, die allermeisten UN-Mitgliedsstaaten wissen, dass
wir ganz uneingeschränkt für den Multilateralismus und für das Völkerrecht
stehen.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert, zu unserem Kollegen Hajo Seppelt: Wird
die Bundeskanzlerin zur WM nach Russland reisen, auch wenn Hajo Seppelt
kein Visum bekommen sollte?

StS Seibert: Wir hatten dieses Thema ja schon gestern. Ich habe für die
Bundesregierung gesagt, dass wir die Entscheidung, das Visum Hajo Seppelts
für ungültig zu erklären, für falsch halten, dass wir - ich kann das, was
ich gestern gesagt habe, nur wiederholen - die russische Regierung
auffordern, diese Entscheidung zu revidieren, und dass wir ganz besonders
auch die FIFA in der Verantwortung sehen, sich dafür einzusetzen. Denn es
ist schwer vorstellbar, dass bei einem Weltsportereignis dieses Ranges vor
den Augen aller die freie Berichterstattung der Presse in dieser Weise
ausgehebelt wird. Deswegen ist das für uns ein Thema. Es sollte ganz
besonders auch ein Thema für die FIFA sein.

Zusatzfrage: Wird das auch Thema in Sotschi sein?

StS Seibert: Ich kann den Gesprächen von Sotschi hier nicht vorgreifen.
Aber Frau Adebahr hat gestern ja bereits gesagt, dass das Auswärtige Amt
Gespräche dazu geführt hat. Ich weiß nicht, ob Sie, Frau Adebahr, das noch
einmal aufgreifen wollen. Aber etwas Neues dazu hat es in den letzten 24
Stunden sicherlich nicht gegeben.

Adebahr: Nein. Die Gespräche gehen fort, und jetzt wollen wir schauen, wann
es eine Lösung dafür gibt.

Frage: Herr Seibert, Sie haben eben das Wortpaar "schwer vorstellbar"
verwendet. Ist es auch schwer vorstellbar, dass deutsche
Regierungsrepräsentanten unter den Bedingungen einer fortdauernden
Nichtakkreditierung Hajo Seppelts nach Sotschi fliegen würden?

StS Seibert: Sie haben diese Frage in mehreren Variationen gestern schon
gestellt. Über mögliche Reisen deutscher Regierungsmitgliede nach Russland
zur Fußball-WM wird zum gegebenen Zeitpunkt entschieden. Jetzt sind wir
ganz klar in unserer Haltung zum Fall Seppelt. Wir sind davon überzeugt,
dass es notwendig ist, dass er von dort wie alle anderen Journalisten frei
berichten kann. Dafür setzen wir uns ein. Dafür muss sich insbesondere auch
die FIFA, die der Veranstalter ist, einsetzen.

Zusatz: Ich muss das im Protokoll nachlesen. Ich wüsste gar nicht, dass ich
die Frage gestern in mehreren Variationen gestellt habe. Vielleicht ist
mein Gedächtnis zu schwach.

Frage: Ich möchte zum Thema des Jemen-Krieges kommen. Herr Seibert, gilt
der Satz im Koalitionsvertrag: "Wir werden ab sofort keine Ausfuhren an
Länder genehmigen, solange diese unmittelbar am Jemen-Krieg beteiligt sind"
noch?

StS Seibert: Der Koalitionsvertrag gilt.

Zusatzfrage: Gut. Wer ist denn von diesem Exportstopp betroffen?

StS Seibert: Dazu hat sich das Auswärtige Amt immer wieder auf Ihre
Anfragen hin und, meine ich, auch auf die Anfragen aus dem
parlamentarischen Raum hin geäußert. Wir haben heute in dieser
Regierungspressekonferenz keinen neuen Stand.

Zusatzfrage: Was ist denn der Stand, Frau Adebahr?

Adebahr: Den können Sie, denke ich, nachlesen. Wir haben auch hier oft
darüber gesprochen.

Zusatzfrage: Selbst die parlamentarischen Anfragen beantworten Sie ja nicht
oder nur unzureichend. Darum ja die Frage: Wer sind die Beteiligten am
Jemen-Krieg, die mittelbaren und die unmittelbaren?

Adebahr: Wir beantworten parlamentarische Anfragen so, wie wir sie
beantworten, wie es in diesem Moment in unserem Vermögen ist und wie wir es
für richtig halten.

Zusatzfrage: Aber jetzt habe ich die Frage gestellt. Bitte, können Sie uns
die Beteiligten am Jemen-Krieg nennen?

Adebahr: Ich kann Sie auf die parlamentarischen Antworten verweisen.

Zuruf: Da steht nichts drin!

Adebahr: Und ich kann Sie darauf verweisen, was zu diesem Thema von dieser
Bank verschiedentlich gesagt wurde.

Zuruf: Auch nichts!

Adebahr: Es gibt keinen neuen Stand.

Zusatzfrage: Wann können wir damit rechnen, dass Sie uns die Liste geben?
Sie wollten das vor zwei Monaten laut Herrn Maas im Bundestag prüfen.

Adebahr: Wie gesagt, wir haben heute keinen neuen Stand.

Frage: Weil die Bundeskanzlerin das Thema in Assisi angesprochen und gesagt
hat, dass sie sich die Thematik von Rheinmetall und der Fabrik in Sardinien
einmal anschauen wolle, möchte ich fragen, was das heißt. Beauftragt sie
jetzt jemanden, der das für sie recherchiert, oder hat sie das schon getan?
Hat sie einen Bericht in Auftrag gegeben? Was heißt es, sich das einmal
anzuschauen?

StS Seibert: Wenn die Bundeskanzlerin solch eine Aussage macht, dann ist
das keine leere Aussage, sondern dann wird sie Sachverhaltsaufklärung
betreiben.

Zusatzfrage: Da sie ja nicht unbedingt nach Assisi zurückgeht, ist meine
Frage: In welchem Rahmen wird die Bundeskanzlerin zukünftig über ihre
Erkenntnisse sprechen?

StS Seibert: Sie hat in Assisi die Frage eines jungen
Diskussionsteilnehmers beantwortet. Es war ja eine öffentliche
Veranstaltung, keineswegs nur auf Assisi beschränkt. Sie wird jetzt so, wie
sie gesagt hat, Sachverhaltsaufklärung betreiben. Das alles fließt
natürlich in unsere Politik ein.

Frage: Frau Adebahr, in der Antwort oder Nichtantwort auf die
parlamentarische Anfrage hieß es, dass die Bundesregierung keine
Erkenntnisse darüber habe, ob die USA, Frankreich oder Großbritannien
Akteure im Jemen-Krieg seien. Gilt nach wie vor, dass die Bundesregierung
keine Erkenntnisse darüber hat, ob die USA, Frankreich oder Großbritannien
Akteure im Jemen-Krieg sind?

Wenn es bei diesem Nichtwissen oder zumindest bei dieser Behauptung bleibt,
wie verträgt sich das damit, dass Herr Schäfer seinerzeit hier, so meine
ich, noch bestätigt hat, dass im Jemen-Krieg Drohnenangriffe seitens der
USA geflogen wurden?

Adebahr: Ich interpretiere die Beantwortung der parlamentarischen Anfrage
heute von hier aus nicht. Ich müsste auch den Gesamtkontext sehen. Aber die
Beantwortung ist so erfolgt, wie sie erfolgt ist.

Zusatz: Ich habe den Wortlaut zitiert. Mehrere Fragen wurden summarisch in
dem einen Satz beantwortet, die Bundesregierung habe keine eigenen
Erkenntnisse.

Adebahr: Dann ist das eine Antwort der Bundesregierung. Ich pflücke sie
heute hier nicht auseinander und stelle sie auch nicht infrage.

Zur Frage des Jemen-Krieges haben wir hier wirklich verschiedentlich
gesprochen. Es gibt heute eben einfach keinen neuen Stand, den wir Ihnen
mitteilen könnten. Die Beratungen gehen fort. Insofern haben wir heute
nicht Neues für Sie mitgebracht.

Frage: Herr Seibert, wie bewertet die Bundeskanzlerin den gemeinsamen
Auftritt der beiden Fußballnationalspieler Özil und Gündogan mit Herrn
Erdogan?

StS Seibert: Darüber ist in den letzten 24 Stunden viel diskutiert worden,
und zwar zu Recht, weil man die Spieler, die als Nationalspieler natürlich
auch Vorbildfunktion haben, in einer Situation sah, die Fragen aufwarf und
die auch zu Missverständnissen einlud. Deswegen ist es gut, dass Ilkay
Gündogan eine Erklärung abgegeben hat, in der er für sich und für Mesut
Özil klarmacht, wie sie ihre Rolle als DFB-Nationalspieler sehen und wie
sie zu den Werten stehen, die damit verbunden sind. Ich bin sicher, dass
der DFB das Thema mit seinen Spielern noch einmal besprechen wird.

Zusatzfrage: Wertet die Kanzlerin das als versteckte Wahlkampfhilfe? War
das für sie ein politisches Signal?

StS Seibert: Ich möchte meiner Erklärung hier jetzt nichts hinzufügen,
verweise aber auch auf die Erklärung von Ilkay Gündogan.

Frage: Frau Adebahr, was machen die deutschen Gefangenen in der Türkei?
Haben Sie einen neuen Stand? Wie viele sind es aktuell? Gibt es jemanden,
dem kein konsularischer Zugang gewährt wird?

Adebahr: Das müsste ich Ihnen in der Tat nachreichen. Mein letzter Stand
ist nicht ganz aktuell. Ich reiche das nach.

Zusatzfrage: Haben Sie eine völkerrechtliche Bewertung des türkischen
Angriffs auf Afrin mitgebracht?

Adebahr: Nein.

Vorsitzende Maier: Dann sind wir soweit durch, aber Sie wollten noch einmal
das Wort.

Adebahr: Vielen Dank. Ich nehme noch einmal das Wort. Wir sind mit den
politischen Fragen durch.

Ich möchte Sie für das Auswärtige Amt heute über einen Sachverhalt
informieren, der auch schon Gegenstand einer Pressemitteilung des
Bundeskriminalamtes vom 27. April war, die den Titel trug: "Unternehmen
aufgepasst: wieder neue Masche beim CEO-Betrug - BKA warnt vor Anrufen
angeblicher Mitarbeiter des Auswärtigen Amts".

Worum geht es? - Der Sachverhalt ist folgender: In den letzten Wochen haben
unbekannte Personen mehrfach und wiederholt bei deutschen Unternehmen
angerufen oder per E-Mail Kontakt mit deutschen Unternehmen aufgenommen.
Sie behaupten am Telefon oder in der E-Mail, es gebe eine Entführung
deutscher Staatsangehöriger etwa in Mali - dieses Land wurde genannt -, und
das Auswärtige Amt wende sich nun an das Unternehmen, um private Gelder und
Spenden einzusammeln, mit denen man die Entführten freikaufen wolle.

In einem wiederkehrenden Muster erfolgt zumeist ein Anruf. Danach wird eine
E-Mail hinterhergesandt, in der um ein vertrauliches Telefonat in dieser
Sache gebeten wird. Diese E-Mail gibt vor, von einem angeblichen
Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes und in diesem Falle entweder aus dem Büro
des Staatsministers Annen oder, neuerdings, vom persönlichen Assistenten
des Staatssekretärs Michaelis zu kommen. Durch die Verwendung einer
konstruierten E-Mail-Adresse, die aber das Kürzel des Auswärtigen Amtes
enthält, wird ein sehr offizieller Charakter in dieser E-Mail hergestellt.

Wir haben uns deshalb in Abstimmung mit dem Bundeskriminalamt und der
Staatsanwaltschaft Berlin, die in dieser Sache bereits ermitteln, dazu
entschlossen, diese Vorgänge heute öffentlich zu machen. Warum? - Weil die
fingierten E-Mails im Namen des Staatsministers und des Staatssekretärs
abgesendet und in ihrem Namen die Anbahnungsversuche gemacht werden, im
Namen der Personen, die im Auswärtigen Amt für das Krisenreaktionszentrum
und für die Krisenreaktion zuständig sind. Sie sind deshalb auch geeignet -
so empfinden wir es -, bei den betroffenen Unternehmen womöglich einen
Handlungsdruck zu erzeugen und zu suggerieren, dass der Absender
authentisch sei.

Wie Sie wissen, ist die Betreuung von Deutschen im Ausland, die in Notfälle
geraten oder gar Opfer einer Entführung werden, für das Auswärtige Amt ein
Kernbereich unserer Prioritäten und eine Aufgabe, der wir größte Bedeutung
beimessen und Priorität einräumen. Das Krisenreaktionszentrum der
Bundesregierung, angesiedelt im Auswärtigen Amt, bearbeitet derartige Fälle
mit Hochdruck. Manche gelangen an die Öffentlichkeit, andere werden im
Hintergrund gelöst.

Aber ich möchte für das Auswärtige Amt klarstellen - auch weil das mit der
E-Mail und den Anbahnungsversuchen suggeriert wurde -, dass das Auswärtige
Amt niemals Kontakt zu privaten Unternehmen sucht, um Gelder für angebliche
Entführungsfälle einzuwerben.

Ich möchte mich an dieser Stelle selbstverständlich einer rechtlichen
Bewertung enthalten. Die Pressemitteilung des Bundeskriminalamtes stellt
fest, dass es sich in diesen Fällen immer um einen Betrugsversuch handelt,
und rät den betroffenen Unternehmen, bei der nächstgelegenen
Polizeidienststelle Anzeige zu erstatten. Wir als Auswärtiges Amt hoffen,
dass wir durch diese Öffentlichmachung vielleicht einen kleinen Beitrag
dazu leisten können, dass dieses Vorgehen eingedämmt wird und nicht noch
mehr Unternehmer davon betroffen werden. - Vielen Dank.

Frage: Können Sie irgendwelche Spuren zurückverfolgen und sagen, von wo
diese Betrugsmanöver lanciert wurden? Geht das von deutschem Boden aus,
oder kommt das aus dem Ausland?

Adebahr: Ich kann zu den konkreten Ermittlungsverfahren, die, wie gesagt,
beim Bundeskriminalamt und bei der Staatsanwaltschaft Berlin laufen, von
hier aus nichts sagen.

Frage: Können Sie etwas zur Zahl der Betrugsversuche sagen, auch wenn Sie
keine genaue Zahl haben? Sind das eher wenige, gezielte Versuche, oder wird
eher spammäßig und ganz massenhaft versucht, zu betrügen?

Adebahr: Wir beobachten das Vorgehen seit mehreren Wochen. Uns sind mehrere
Fälle bekannt geworden. Aber wir müssen davon ausgehen, dass es eine
Dunkelziffer von Unternehmen gibt, die sich womöglich gar nicht an eine
Polizeidienststelle - was uns auch nicht unbedingt bekannt geworden sein
muss - gewandt und das schlicht ignoriert haben.

Frage: Ist Ihnen bekannt, ob irgendwelche Unternehmer auf diesen Trick
hereingefallen sind?

Adebahr: Auch dazu gibt es von mir an dieser Stelle keinen Kommentar.

Zusatz: Sie wissen es, möchten es aber nicht sagen.

Frage: Ich habe im "Stern" gerade gelesen, dass Hajo Seppelt doch ein Visum
für Russland bekommen hat. Als Quelle werden informierte Kreise in Berlin
angegeben. Die russische Botschaft bestätigt das nicht. Haben Sie jetzt
Informationen?

Adebahr: Ich habe eine allererste Nachricht über eine Lösung dieses
Vorgangs auf meinem Handy gesehen. Wir haben uns entschieden, das genau zu
verifizieren und nachzuprüfen und uns auch anzuschauen, wie dieses Visum,
wenn es denn vorliegt, gestaltet ist und welche genaue Ausgestaltung die
Lösung dieses Vorgangs hat. Deshalb habe ich hier noch keine Bewertung
einer möglichen Lösung des Falles abgegeben.

Dienstag, 15. Mai 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 15. Mai 2018
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1001: Rechtsterrorismus/NSU - Beugehaft und Ordnungsgeld gegen Zeugen (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 57/2018

Aufgrund verweigerten Zeugnisses in öffentlicher Beweisaufnahme

Untersuchungsausschuss beantragt Beugehaft und Ordnungsgeld gegen
Zeugen



Stuttgart. Der Untersuchungsausschuss "Rechtsterrorismus/NSU BW II"
wird gegen eine Zeugin und einen Zeugen, die in der öffentlichen
Sitzung am Montag, 14. Mai 2018, ohne rechtliche Grundlage das Zeugnis
verweigert haben, Zwangsmittel beantragen. Das Gremium beschloss in
nicht öffentlicher Sitzung, beim zuständigen Amtsgericht zu
beantragen, gegen die als Zeugin geladene Rechtsanwältin R. L.
Beugehaft in Höhe von mindestens zwei Monaten zu verhängen. Gegen den
Zeugen und Rechtsanwalt S. W. H. wird der Ausschuss beantragen, ein
Ordnungsgeld in Höhe von 1.000 Euro oder ersatzweise 20 Tage
Ordnungshaft festzusetzen. "Der Untersuchungsausschuss ist der klaren
Auffassung, dass die beiden Zeugen vor dem Gremium aussagen müssen und
kein Zeugnisverweigerungsrecht haben. Da sie sich jedoch geweigert
haben, wird der Ausschuss konsequent dagegen vorgehen und Zwangsmittel
beantragen", sagte der Ausschussvorsitzende Wolfgang Drexler (SPD) am
Dienstag, 15. Mai 2018.

Die Rechtsanwältin R. L. hatte sich im Januar 2017 aus eigener
Initiative an den Untersuchungsausschuss gewandt und wurde daraufhin
in der Sitzung am 20. März 2017 vernommen. Dabei bekundete sie, im
Zuge ihrer Tätigkeit als Strafverteidigerin Kontakt zu einer Person
gehabt zu haben, die sie mehrfach zu unterschiedlichen Themenkomplexen
getroffen habe. Anfang 2009 habe ihr diese Kontaktperson vom
"Polizistenmord in Heilbronn" berichtet. Die Nennung ihrer Quelle
verweigerte die Zeugin unter Berufung darauf, es handele sich um eine
Hilfsperson der Verteidigung, deren Sicherheit zudem gefährdet sei.
Nach Auffassung des Untersuchungsausschusses hatte die Zeugin dadurch
die Auskünfte ohne gesetzlichen Grund verweigert. Mangels Mandatsbezug
bestehe weder ein strafprozessuales Zeugnisverweigerungsrecht noch
seien Anhaltspunkte für eine Gefährdung der Kontaktperson ersichtlich.
Daraufhin beantragte der Ausschuss beim zuständigen Amtsgericht, gegen
die Zeugin ein Ordnungsgeld in Höhe von 1.000 Euro zu verhängen und
für den Fall, dass es nicht beigetrieben werden kann, Ordnungshaft von
20 Tagen festzusetzen. Sowohl das Amtsgericht Stuttgart in erster
Instanz und auch das Landgericht Stuttgart in zweiter Instanz
bestätigten die Ansicht des Ausschusses und gaben dem Antrag statt.
Die Zeugin R. L. wurde daher in die Sitzung am 14. Mai 2018 erneut
geladen. In Begleitung ihres Rechtsbeistands weigerte sich die Zeugin
jedoch erneut, dem Ausschuss den Namen ihrer Kontaktperson zu nennen,
und kündigte zudem an, keine einzige Frage des Ausschusses zu
beantworten, so Wolfgang Drexler. Zur Begründung verwies ihr Beistand
auf eine beim Landgericht Stuttgart erhobene Anhörungsrüge. Weil
dieser außerordentliche Rechtsbehelf nach Auffassung des
Untersuchungsausschusses keinen Einfluss auf die gesetzliche
Aussagepflicht der Zeugin hat, wird das Gremium beim zuständigen
Amtsgericht beantragen, gegen die Zeugin Beugehaft von mindestens zwei
Monaten festzusetzen. Die nochmalige Verhängung eines Ordnungsgeldes
war nicht möglich.

Im Falle des als Zeugen geladenen Rechtsanwalts S. W. H. wird der
Ausschuss beim zuständigen Amtsgericht beantragen, ein Ordnungsgeld in
Höhe von 1.000 Euro oder für den Fall, dass dieses nicht beigetrieben
werden kann, Ordnungshaft von 20 Tagen festzusetzen. Der Zeuge war von
1988 bis zur Auflösung im Jahre 2010 Kopf und Sänger der
Rechtsrockband "Noie Werte". Zwei Titel der Band ("Kraft für
Deutschland", 1991, und "Am Puls der Zeit", 2000) dienten der
musikalischen Untermalung einer frühen Version des NSU-Bekennervideos
aus dem Jahre 2001.

Der Zeuge erschien zwar zu seiner Vernehmung vor dem Ausschuss, ließ
jedoch über seinen Rechtsbeistand mitteilen, dass er aufgrund seiner
Funktion als Verteidiger im Münchner NSU-Prozess keine Fragen im
Zusammenhang mit NSU beantworte. Dies schließe unter anderem auch
Fragen zur Band "Noie Werte" ein. "Diese Auffassung teilt der
Untersuchungsausschuss nicht. Die Fragen, die der Ausschuss von dem
Zeugen beantwortet haben möchte, haben mit der Funktion des Zeugen als
Verteidiger im Prozess in München nichts zu tun", sagte Drexler. Die
Rolle der rechtsextremen Musikszene sei ein zentraler
Untersuchungsgegenstand des Gremiums. Aus diesem Grund sehe es der
Ausschuss als notwendig an, dass der Zeuge die Fragen des Ausschusses
beantwortet.

Was die beiden nun angestrebten Verfahren gegen die Zeugen für den
Zeitplan des Ausschusses bedeutet, kann derzeit nicht abschließend
beurteilt werden. "Es ist nicht auszuschließen, dass der Ausschuss
verlängert werden muss", sagte Wolfgang Drexler.

 * 
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BAYERN/4907: Konsequenzen aus Bayern-Ei-Untersuchungsausschuss - Verbraucherschutz vor Unternehmensschutz 



(SPD)
����������������������������������������������������������������������
Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 16. Mai 2018

Konsequenzen aus Bayern-Ei-Untersuchungsausschuss: Verbraucherschutz vor Unternehmensschutz



SPD, Freie Wähler und Grüne kritisieren Verantwortungschaos der Behörden, Personalmangel bei Kontrolleuren und Vertuschung von Untersuchungsergebnissen

Der Bayern-Ei-Untersuchungsausschuss hat - neben individuellem Versagen und dem Fehlverhalten von Verantwortlichen in Behörden und Politik - eine ganze Reihe von grundlegenden Problemen beim Verbraucherschutz zutage gefördert. In ihrem Abschlussbericht kommen SPD, Freie Wähler und Grüne zu dem Schluss, dass das System der Lebensmittelkontrollen in Bayern neu organisiert werden muss.

Der SPD-Verbraucherschützer Florian von Brunn betont: "Wir brauchen endlich auch in Bayern viel mehr Transparenz im Verbraucherschutz! Dazu gehört auch die Veröffentlichung von allen Kontrollergebnissen. Außerdem muss die Verantwortung klar geregelt werden. Bislang können sich unterschiedlichste beteiligte Behörden und die politische Führung im Ministerium wegducken. Statt um Verbraucherschutz geht es ihnen um den Schutz der wirtschaftlichen Interessen der Lebensmittelproduzenten. Das muss aufhören!"

Der stellvertretende Untersuchungsausschussvorsitzende Bernhard Pohl (Freie Wähler) mahnt ein Ende der kleinteiligen Eifersüchteleien an: "Bei Salmonellenausbrüchen wie bei Bayern-Ei ist die Expertise des Robert-Koch-Instituts (RKI) zwingend heranzuziehen. Es kann nicht sein, dass Bayern nach dem Motto 'mia san mia' Hilfsangebote der Experten vom RKI in den Wind schlägt. Es drängt sich der Verdacht auf, dass auf diese Expertise vorliegend absichtlich verzichtet wurde, damit der Ausbruch nicht vom RKI festgestellt wird."

Besonders verstörend ist aus Sicht der verbraucherpolitischen Sprecherin der Grünen, Rosi Steinberger, die langsame Auswertung von genommenen Proben: "Positive Proben blieben über Wochen unbearbeitet, die Behörde wurde über das Ergebnis erst weit nach Ablauf des Mindesthaltbarkeitsdatum informiert. Die Eier waren da schon lange gegessen oder verdorben. Aus Schlampigkeit wurden die Verbraucher massiv gefährdet."

 * 

Quelle:
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BAYERN/4906: Bessere Personalsituation bei der bayerischen Polizei gefordert (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 15. Mai 2018

SPD-Fraktionschef Markus Rinderspacher wirbt für bessere Personalsituation bei der bayerischen Polizei



Bayerische Grenzpolizei ist überflüssig - Söder will Personal dafür von den Polizeiinspektionen abziehen

SPD-Landtagsfraktionschef Markus Rinderspacher warnt vor einer Überlastung der bayerischen Polizei mit zusätzlichen Aufgaben beim Grenzschutz. "Wir brauchen keine bayerische Grenzpolizei, denn es gibt bereits eine deutsche Grenzpolizei. Wir brauchen mehr Polizisten auf den bayerischen Straße und Plätzen. Ministerpräsident Söders Doppelstruktur schafft nur zusätzliche Bürokratie statt zusätzlichen Bürgerschutz." Rinderspacher setzt hingegen auf eine Verstärkung der bereits existierenden bayerischen Schleierfahndung.

Bei der Errichtung einer sogenannten bayerischen Grenzpolizei handle es sich lediglich um ein Wahlkampfmanöver, das mehr Sicherheit vorgaukeln soll. "Das Personal wird nämlich nicht zusätzlich eingestellt, sondern von den Polizeiinspektionen überall in Bayern abgezogen. Und das, obwohl diese schon jetzt chronisch unterbesetzt sind und einen riesigen Berg von 2,1 Millionen Überstunden vor sich herschieben. Fast jede zehnte Stelle ist derzeit nicht besetzt."

Angesichts dieser schwierigen Arbeitsbedingungen dankt Rinderspacher den bayerischen Polizisten für ihren hervorragenden Einsatz. "Wir wollen, dass sie unter angemessenen und familienfreundlichen Bedingungen ihren enorm wichtigen Dienst leisten können. Denn nur ihrer Arbeit ist es zu verdanken, dass der Freistaat Bayern eines der sichersten Bundesländer ist. Die Staatsregierung muss endlich aufwachen und die Arbeit der bayerischen Polizei auch entsprechend honorieren."

 * 
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BAYERN/4905: Pakt für anständige Löhne in sozialen Berufe (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 15. Mai 2018

SPD will Pakt für anständige Löhne in sozialen Berufen



Natascha Kohnen in der Aktuellen Stunde: Wir müssen die hochqualifizierte Arbeit am Menschen endlich wertschätzen

Natascha Kohnen fordert mehr Anerkennung und bessere Bezahlung der sozialen Berufe in Bayern. In der Aktuellen Stunde des Landtags sagte Kohnen: "Es muss endlich die Stunde der sozialen Berufe schlagen! Wir müssen die hochqualifizierte Arbeit am Menschen endlich wirklich wertschätzen. Menschen, die in sozialen Berufen arbeiten, tragen mitunter die größte Verantwortung", rief die Abgeordnete in der Plenarsitzung des Bayerischen Landtags.

Kohnen will eine bessere Bezahlung in der Alten- und Krankenpflege sowie von Erzieherinnen und Erziehern. Dafür sollen auch Tarifverträge flächendeckend angewendet werden. Sie appellierte an die Staatsregierung, auf Landesebene zusammen mit Arbeitgebern, Arbeitnehmern und Gewerkschaften einen "Pakt für anständige Löhne" zu schließen. Weiter sei es unverzichtbar, unfreiwillige Teilzeitarbeit und Befristungen deutlich zu reduzieren. So arbeitet ein Drittel der Erzieherinnen unter 30 lediglich befristet. Und vor allem Pflegekräfte hätten oft unzuverlässige Dienstzeiten und zu wenig Erholungszeit. Die SPD initiiert daher in einem aktuellen Gesetzentwurf eine Mindestpersonalausstattung in der Pflege, die im Verhältnis von Fach-Pflegekräften zu Patienten gemessen wird und die rund um die Uhr gilt. "Diejenigen, die in sozialen Berufen arbeiten, müssen endlich sozial behandelt werden", rief Kohnen.

 * 
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HAMBURG/4365: Senat verzichtet bei Neuregelung auf besseren Datenschutz (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 16. Mai 2018

Senat verzichtet bei Neuregelung auf besseren Datenschutz



Die Hamburgische Bürgerschaft stimmt heute über Anpassungen an die neue Datenschutz-Grundverordnung der EU ab. "Mit seinem neuen Hamburgischen Datenschutzgesetz bleibt der Senat weit hinter den Möglichkeiten zurück, den Datenschutz auf seinem bisherigen Niveau zu halten und an entscheidenden Stellen zu verbessern oder auszudifferenzieren", kritisiert Martin Dolzer, justizpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE. "Wir stimmen dem nicht zu, unter anderem, weil damit Videoüberwachung und die Übermittlung von Daten an Drittstaaten in weit größerem Umfang ermöglicht werden als bisher. Das ist ein inakzeptabler Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung."

Zudem wurden wie schon auf Bundesebene auch in Hamburg keine weitergehenden Konkretisierungen der EU-Verordnung vorgenommen, obwohl diese dafür siebzig Öffnungsklauseln bereithält. "Beim Beschäftigtendatenschutz und im öffentlichen Bereich hätten bereichsspezifische oder technikspezifische Regelungen getroffen werden können", so Dolzer. "Auch die dazugehörige Videoüberwachung am Arbeitsplatz wurde nicht genauer geregelt, obwohl das problemlos möglich wäre."

Ein Grundproblem sei, dass dem neuen Hamburger Datenschutzgesetz sowohl eine klare Struktur als auch konkrete Hinweise fehlen - ohne ein Hinzuziehen der EU-Verordnung und/oder des Bundesdatenschutzgesetzes sei es nicht in seinem gesamten Regelungsgehalt nachvollziehbar oder sogar missverständlich, so der Europapolitiker: "Es wäre nun zumindest notwendig, den Menschen und den gesellschaftlichen Akteuren in Hamburg wie auch den Unternehmen Informationsmaterial zum Verständnis des neuen Gesetzes in synoptischer Form, mit entsprechenden Verweisen auf die Regelungen auf Europa und Bundesebene, zur Verfügung zu stellen."

Auch bei der damit verbundenen Neuregelung des Justiz- wie des Maßregelvollzugsgesetzes werden personenbezogene Daten besonderer Kategorien wie politische Ausrichtung, Gewerkschaftszugehörigkeit, Sexualität oder ethnischer Hintergrund zu wenig geschützt sowie die Möglichkeiten der Videoüberwachung zu wenig geregelt. Daher wird die Fraktion DIE LINKE auch diesen Gesetzentwürfen nicht zustimmen.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 15. Mai 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4364: Diebsteich - Ein Bahnhof für Reisende oder für Immobilienhaie? (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 15. Mai 2018

Diebsteich: Ein Bahnhof für Reisende oder für Immobilienhaie?



Hamburg hat das Grundstück für das neue Bahnhofsgebäude am Diebsteich möglicherweise rechtswidrig an ein Unternehmen verkauft, das zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe noch gar nicht existiert hatte. Das berichtet der Spiegel unter Berufung auf eine Anfrage der Linksfraktion im Europaparlament. Demnach prüft nun die EU wegen des Falls sogar ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland. "Der neue Fernbahnhof stellt sich immer mehr als Immobilien-Mauschelei dar", kritisiert Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Statt zu schauen, wie der Hamburger Westen am besten an den Eisenbahnverkehr angebunden wird, werden munter Grundstücke verschoben und Akten geschwärzt. Hamburgs Bahnreisende brauchen diesen neuen Bahnhof nicht, offensichtlich aber Hamburgs Immobilienhaie."

Laut Pressemitteilung des Senats vom 29. September 2017 ging der Zuschlag für das Bahnhofsempfangsgebäude an die ProHa Altona GmbH & Co. KG, ein Joint Venture von Procom und HASPA PeB. Dieses Joint Venture hat sich anscheinend erst nach dem Schlusstermin der Angebotseinreichung gegründet.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 15. Mai 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





NORDRHEIN-WESTFALEN/2330: Kontroverse Debatte über Start der Ruhr-Konferenz (Li)


Landtag intern 4/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

PLENUM

Zukunft Ruhr

Kontroverse Debatte über Start der Ruhr-Konferenz

von Dr. Stephan Malessa, Susanne Ellert und Michael Zabka



25. April 2018 - Im Ruhrgebiet endet eine Ära: Am 21. Dezember 2018
schließt mit Prosper-Haniel in Bottrop die letzte deutsche Zeche. Das
Revier, gut 200 Jahre vom Steinkohlebergbau geprägt und mit rund
5,1 Millionen Einwohnern und einer Fläche von mehr als 4.400
Quadratkilometern der größte Ballungsraum Deutschlands, steht vor
neuen Herausforderungen. Wie die Landesregierung sie meistern will,
teilte sie in ihrer Unterrichtung "Gemeinsam für Aufstieg, Sicherheit
und Zukunft der Arbeit - Start der Ruhr-Konferenz" mit. Eine
kontroverse Debatte schloss sich an.


"2018 ist das Jahr einer historischen Zäsur", sagte
Ministerpräsident Armin Laschet (CDU). Mit der Schließung der
letzten Zechen gehe eine 200-jährige Industriegeschichte zu Ende. Die
Ruhr-Konferenz gebe der Metropolregion Ruhr einen starken Impuls. Es
solle einen Dialog geben mit Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur und
Gesellschaft über laufende Projekte und Ideen. "Tandems" aus
Landesministern und Vertretern der Zivilgesellschaft bildeten die
Schnittstellen zwischen Region und Landesregierung. Als Ziele nannte
Laschet wirtschaftliche Impulse, Innere Sicherheit, Bildung und neue
Arbeitsplätze durch Innovationen aus den Hochschulen.

SPD-Fraktionschef Thomas Kutschaty kritisierte die Ausführungen
Laschets als "ziellos, ambitionslos und in weiten Teilen sogar
inhaltsleer". Für die Zukunft des Ruhrgebiets sei das zu wenig, es
fehle eine klare Strategie. "Wir dürfen es nicht dem Zufall
überlassen, ob Chancen genutzt oder liegengelassen werden." Nötig
seien Industrieplattformen, die zu neuer Wertschöpfung, neuen
Produkten und Arbeitsplätzen führten. Als Maßnahmen nannte Kutschaty
einen Altschuldenfonds für Kommunen und eine Sozialstaatsreform, die
insbesondere strukturschwache Kommunen entlasten solle. Zudem müsse
die kommunale Daseinsvorsorge eine Gemeinschaftsaufgabe werden.



"Stärken identifizieren"





"Was der Ministerpräsident beschrieben hat, das waren endlich Lösungen
für Probleme, die SPD und die Grünen in ihrer Regierungszeit nicht
angepackt haben", erwiderte CDU-Fraktionschef Bodo Löttgen.
Nordrhein-Westfalen stehe vor gewaltigen Herausforderungen, von denen
das Ruhrgebiet besonders betroffen sei. Eine ganze Region frage sich,
wie es weitergehe. Die Initiative zur Ruhr-Konferenz gebe eine
Antwort. Die Landesregierung wolle mit den Menschen im Ruhrgebiet an
Lösungen arbeiten, erklärte Löttgen. Aufgabe der Ruhr-Konferenz sei,
Strategien zu entwickeln, Stärken zu identifizieren und existierende
Ideen weiterzuentwickeln.

"Ihre Rede war eine einzige Enttäuschung für dieses Parlament und die
Menschen, die im Ruhrgebiet leben", sagte Mehrdad Mostofizadeh
(Grüne) mit Blick auf den Ministerpräsidenten. "Nur mit einer
konkreten Beteiligung der klugen und fleißigen Menschen im Ruhrgebiet
kann überhaupt etwas entstehen", erklärte Mostofizadeh. Er forderte
die Landesregierung auf, Geld in die Hand zunehmen. Es müsse z. B. in
die Mobilität im Ruhrgebiet investiert werden, insbesondere in
Fahrradwege und den Öffentlichen Nahverkehr. Auch für den sozialen
Arbeitsmarkt brauche es neue Konzepte und Initiativen, die dafür
sorgten, dass die Menschen in der Region blieben.

Die Schaffung neuer Perspektiven fürs Ruhrgebiet sei eine
Gemeinschaftsaufgabe, sagte FDP-Fraktionschef Christof Rasche.
Bund, Land und Kommunen müssten sich beteiligen. Er empfahl, die
Aufgabe "positiv und offen" anzugehen. "Wir müssen mit den Menschen
sprechen, nicht über sie", sagte Rasche. Keinesfalls dürfe das
Ruhrgebiet "schlechter dargestellt werden, als es ist". Bildung sei
der Schlüssel. Sämtliche Schulen und auch der Hochschulstandort
müssten gestärkt werden, ebenso der Wirtschaftsstandort. Das
Sicherheitsbedürfnis der Einwohnerinnen und Einwohner müsse ernst
genommen, neuer Wohnraum geschaffen werden.

Die Landesregierung wolle bei der Konferenz offenbar Ideen sammeln,
die sie selbst nicht habe, sagte Christian Loose (AfD). Mit
Schwarz-Gelb komme der "wirtschaftliche Tod nur schleichender" als
unter der Vorgängerregierung. Wer mit offenen Augen durch das
Ruhrgebiet laufe, brauche keine Ruhr-Konferenz. Loose sprach von
"Geldverschwendung" und "wirtschaftsfeindlicher Politik". Um das
Ruhrgebiet zu stärken, müsse die "Zuwanderung in unsere Sozialsysteme"
beendet werden. Dies gelte auch für die "feindliche Energiepolitik",
"Experimente an unseren Schulen" und die Subventionierung von Städten,
"die ihre Hausaufgaben nicht gemacht haben".

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/4814: Modellprojekt "Gemeindeschwester plus" löst Pflegeproblematik nicht (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
16.05.2018

Gemeindeschwester Plus

Michael Wäschenbach: Modellprojekt "Gemeindeschwester plus" löst
Pflegeproblematik nicht



Zur Vorstellung des Evaluationsberichts zum Modellprojekt
"Gemeindeschwester plus" erklärt der Beauftragte für Pflege der
CDU-Landtagsfraktion, Michael Wäschenbach:

"Der heute von der Landesregierung vorgelegte Evaluationsbericht zum
Modellprojekt 'Gemeindeschwester plus' darf nicht den Blick auf das
Kernproblem in der Pflege verstellen. Bei immer weiter steigender Zahl
der Pflegebedürftigen haben wir eine sich vergrößernde Fachkräftelücke
in der Pflege.

Wie dramatisch die Entwicklung ist, zeigen die Ergebnisse einer von
der CDU-Landtagsfraktion an die Landesregierung gerichteten Großen
Anfrage. Danach wird für 2020 von einem Fachkräftedefizit in Höhe von
2751 und für 2015 von 4338 Pflegerinnen und Pfleger ausgegangen.
Dieses Kernproblem kann das Modellprojekt 'Gemeindeschwester plus'
nicht lösen.

Um nicht falsch verstanden zu werden: Das auf einige Landkreise
begrenzte Beratungsprojekt im Rahmen der Prävention zur Vermeidung der
Pflege als solches und das damit verbundene Engagement der darin
Tätigen ist für die in diesem Rahmen zu Hause betreuten alten Menschen
ein Gewinn. Dieses Modellprojekt entbindet die Landesregierung aber
nicht von ihrer Verpflichtung, ein Konzept zur Beseitigung des
Fachkräftemangels in der Pflege vorzulegen.

Die Sicherstellung von genügend Pflegekräften ist eine der zentralen
Aufgaben in einer immer älter werdenden Gesellschaft. Leider geschieht
hier viel zu wenig."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Mai 2018
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RHEINLAND-PFALZ/4813: AKWs in Nachbarstaaten sind Sicherheitsrisiko (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
16.05.2018

SPD-Fraktion unterstützt Überlegungen zur Stilllegung von
Urananreicherungsanlagen - AKWs in Nachbarstaaten sind
Sicherheitsrisiko



Anlässlich aktueller Überlegungen des Bundesumweltministerium, die
Urananreicherungsanlagen in Gronau und Lingen stillzulegen, erklärt
der energiepolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion
Rheinland-Pfalz, Andreas Rahm: "In Nähe der rheinland-pfälzischen
Landesgrenze stehen die Atomkraftwerke Cattenom, Tihange und
Fessenheim. Diese alten AKWs stellen in verschiedener Hinsicht ein
Sicherheitsrisiko dar. Wie sich in den vergangenen Wochen gezeigt hat,
ist es rechtlich schwierig und zum Teil unmöglich, eine Stilllegung
der Meiler in Frankreich und Belgien zu erwirken. Eine Möglichkeit ist
aber, darauf hinzuwirken, dass aus Deutschland keine Brennelemente
mehr an die AKWs geliefert werden. Als SPD-Fraktion unterstützen wir
die Überlegungen des Bundesgesetzgebers, die Urananreicherungsanlagen
in Gronau und Lingen stillzulegen und die Fertigung der Brennelemente
so zu beenden. Es ist gut, dass der Bund hierzu ein Rechtsgutachten in
Auftrag gegeben hat. Eine Stilllegung könnte gegebenenfalls möglich
sein, wenn die innere und äußere Sicherheit der Bundesrepublik
Deutschland gefährdet ist."

Nina Klinkel, die Mitglied des Umweltausschusses ist, ergänzt: "Es ist
leider aus rechtlicher Sicht wenig erfolgversprechend, die
Brennelementefertigung in Deutschland weiter zu erlauben und die
Ausfuhr von Kernbrennstoffen an Atomkraftwerke im Ausland zu
verweigern. Andreas Rahm und ich haben im Namen der SPD-Fraktion
jüngst Gespräche mit der Parlamentarischen Staatssekretärin Rita
Schwarzelühr-Sutter im Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit geführt; bei dem Austausch waren auch Vertreter
der Städteregion Aachen dabei, deren Klage gegen Tihange 2 das Land
Rheinland-Pfalz beigetreten ist. Das gemeinsame Ziel von
Bundesregierung und der SPD-Fraktion ist die Schaffung von mehr
Sicherheit. Als SPD-Fraktion sprechen wir uns gegen die Nutzung der
Kernenergie aus. Der Betrieb der Atomkraftwerke führt zu
unkalkulierbaren Risiken, auch die dauerhafte Lagerung der
entstehenden radioaktiven Abfälle ist ungelöst."

 * 

Quelle:
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2201: Landtag ebnet den Weg für den "Führerschein ab 16" (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 01 / März 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Landtag ebnet den Weg für den "Führerschein ab 16"



Dürfen bald auch 16-Jährige hinters Steuer? Landtag und
Landesregierung machen sich für einen Modellversuch "Begleitetes
Fahren ab 16" stark. Das Parlament erhofft sich mehr Sicherheit auf
den Straßen, wenn Fahranfänger ein Jahr länger üben können. Bisher
dürfen 17-Jährige in Begleitung eines Erwachsenen einen Wagen lenken,
bevor sie mit 18 den vollwertigen Führerschein erhalten.


Dieser Schritt habe sich bewährt und solle nun auf 16-Jährige
ausgeweitet werden, betonten Abgeordnete aller Fraktionen im Januar.
Grundlage des Beschlusses war ein Antrag von Jamaika und SPD.
Schleswig-Holstein schließt sich damit einer niedersächsischen
Bundesratsinitiative an. Ziel: ein dreijähriger Modellversuch in den
beiden Nord-Ländern.

Das 2005 im Lande und 2011 bundesweit eingeführte Fahren mit 17 sei
"ein voller Erfolg", bemerkte Kay Richert (FDP). Es habe zu "weniger
Fehlern aus Unsicherheit, weniger Fehlern aus Unerfahrenheit, weniger
Fehlern aus Übermut, weniger Verletzten und weniger toten Menschen im
Straßenverkehr" geführt. "Absolut sinnvoll" lautete auch das Urteil
von Kai Vogel (SPD). 16-Jährige dürften bereits jetzt Kleinkrafträder
fahren, die bis zu 100 Kilometer pro Stunde erreichen: "Warum sie dann
nicht an der Seite eines erfahrenen Autofahrers ein Auto steuern
dürfen, leuchtet mir nicht ein."

Andreas Tietze (Grüne) warb für "Vertrauen in die Geschicklichkeit der
Jugendlichen". Wer mit 17 unter Anleitung des Vaters oder der Mutter
Autofahren übe, produziere 20 Prozent weniger Unfälle als Fahrer ohne
solche Praxis, unterstrich Claus Schaffer (AfD). Flemming Meyer (SSW)
wies darauf hin, dass auch der Deutsche Verkehrsgerichtstag und der
niedersächsische Fahrlehrerverband die Ausweitung empfählen. Und
Hans-Jörn Arp (CDU) betonte: "Alles das, was der Verkehrssicherheit
dient, nutzen wir."

Mehr als 20.000 Jugendliche beteiligen sich jedes Jahr am Begleiteten
Fahren mit 17, berichtete Verkehrsminister Bernd Buchholz (FDP). Das
sei fast die Hälfte aller Fahrschüler. Die größte Hürde für das
"Projekt 16" steht in Brüssel, denn die EU-Führerscheinrichtlinie
sieht derzeit ein Mindestalter von 17 Jahren für Fahranfänger vor. Das
Thema soll aber in nächster Zeit im entsprechenden EU-Ausschuss
erörtert werden. "Ich bin guter Hoffnung, dass es uns im Laufe dieses
Jahres über den EU-Führerscheinausschuss gelingen kann", so Minister
Buchholz.

 * 

Quelle:
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FINANZEN/1814: Mit diesem Haushalt können wir unserer Verantwortung in der Welt gerecht werden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. Mai 2018

Arbeitsgruppe: Haushalt

Mit diesem Haushalt können wir unserer Verantwortung in der Welt gerecht werden



Sonja Steffen, stellvertretende haushaltspolitische Sprecherin:

Der deutliche Anstieg der drei Etats (Auswärtiges Amt, Bundesministerium der Verteidigung, Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit) spiegelt unsere gewachsene Verantwortung in einer deutlich unübersichtlicher gewordenen Welt. Die im Koalitionsvertrag vereinbarten Aufwüchse verdeutlichen den Willen der Koalition, die gewachsenen Herausforderungen anzunehmen und zu bewältigen.

"Eine aktive Friedens- und Entwicklungspolitik steht dabei für uns im Vordergrund. Dafür brauchen wir die bestmögliche Ausrüstung für unsere Soldatinnen und Soldaten im Einsatz, die aufgabengerechte Ausstattungen unserer Auslandsvertretungen genauso wie die solide und nachhaltige Finanzierung der Projekte in der Entwicklungszusammenarbeit und im Bereich der humanitären Hilfe.

Bei der derzeitigen Debatte um Quoten und die Verteilung von Mitteln gerät mitunter Sinn und Zweck unserer Politik in den Hintergrund. Nicht Quoten, sondern die erzielten Ergebnisse vor Ort sollten im Vordergrund stehen. Im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit geht es um das Erreichen der nachhaltigen Entwicklungsziele weltweit. Die Menschen in Entwicklungsländern brauchen eine Perspektive und ihre Lebensverhältnisse müssen nachhaltig verbessert werden.

Keine NATO-Quote kann im Ergebnis die Qualität der Ausrüstung unserer Soldaten im Einsatz bestimmen. Dabei kommt es in den kommenden Monaten nicht darauf an, mehr Geld in marode Strukturen zu kippen. Die seit über vier Jahren zuständige Ministerin muss erst einmal ihren Bereich wieder handlungsfähig machen. Seit über neun Jahren werden die Streitkräfte kaputtgespart und zu Tode reformiert. Es ist an der Zeit, unseren Soldatinnen und Soldaten wieder die Möglichkeit zu geben, ihren Beruf auszuüben. Piloten, die mangels funktionierender Flugzeuge nicht fliegen können und Marinesoldaten, die an Land traurig auf ihre kaputten U-Boote schauen, sind für die betroffenen Soldaten ein Drama - und für uns alle eine Schande. Natürlich stellen wir der Ministerin bei der Bewältigung ihrer Aufgaben alle erdenkliche Hilfe zur Verfügung. Wir lassen uns jedoch nicht auf eine rückwärtsgewandte Debatte ein, die einem reinen Tonnage-Denken folgt.

Diplomatie, humanitäre Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit haben für uns einen hohen Stellenwert, ebenso wie die Kampfkraft unserer Streitkräfte. Um das in bestmöglicher Weise zu gewährleisten, haben wir die drei Etats des Auswärtigen Amtes, des BMVg und des BMZ optimal aufgestellt."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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HOCHSCHULE/2208: Nachhaltigkeit an Hochschulen - Netzwerk HOCH-N wächst weiter (idw)


Universität Hamburg - 15.05.2018

Nachhaltigkeit an Hochschulen: Netzwerk HOCH-N wächst weiter



Immer mehr deutsche Hochschulen setzen sich für eine nachhaltige
Entwicklung ihrer Institutionen ein. Das von der Universität Hamburg
koordinierte Verbundprojekt HOCH-N hat ein bundesweites Hochschulnetzwerk
aufgebaut, um diese Entwicklung zu befördern und ihren Fortschritt
transparent zu machen. Anlässlich der Vorstellung des Deutschen
Nachhaltigkeitskodex für Hochschulen gab das Netzwerk heute bekannt:
Aktuell sind Mitglieder aus mehr als 50 Hochschulen von Kiel bis Konstanz
im HOCH-N-Netzwerk vertreten.

Bis Ende 2018 sollen 100 Institutionen in der bundesweiten Initiative
repräsentiert sein - ein Viertel aller deutschen Hochschulen. 2016 ist
HOCH-N als Forschungsverbund mit elf deutschen Hochschulen gestartet.

Das Verbundprojekt "Nachhaltigkeit an Hochschulen: entwickeln - vernetzen
- berichten (HOCH-N)", wird vom Kompetenzzentrum Nachhaltige Universität
(KNU) der Universität Hamburg koordiniert und vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF) mit 2,5 Millionen Euro gefördert. Der
Projektverbund hat sich zum Ziel gesetzt, die nachhaltige Entwicklung an
deutschen Hochschulen zu fördern und ein gemeinsames Verständnis von
Nachhaltigkeit zu entwickeln. HOCH-N ist mit regionalen sowie
internationalen Netzwerken verbunden. Gegenseitige Lernprozesse und der
kollegiale Austausch auf Augenhöhe über verschiedene Veranstaltungsformate
zeichnen HOCH-N aus. Dabei geht es um Fragen wie: Wie können Lehre,
Forschung und Betrieb systematisch zu einer nachhaltigen Entwicklung und
damit lösungsorientiert zu den drängenden Zukunftsfragen beitragen? Welche
Rolle spielen dabei die Querschnittsbereiche der Hochschulsteuerung
(Governance) sowie der Nachhaltigkeitsberichterstattung? Wie kann der
Nachhaltigkeitstransfer aus den Hochschulen und aus der Gesellschaft in
die Hochschulen gelingen?

Das HOCH-N-Netzwerk richtet sich an alle Hochschultypen und -größen:
(Technische) Universitäten sowie Fachhochschulen staatlicher und privater
Träger. Neben Lehrenden und Mitarbeitenden sind Studierende im Projekt und
Netzwerk aktiv. Kontakt für die Erweiterung des HOCH-N-Netzwerks sind die
Universitäten Hamburg und Bremen. Die aktuelle Übersicht aller
HOCH-N-Partnerinnen und Partner gibt es unter

https://hoch-n.org/Landkarte


Weitere Informationen unter:

http://www.hoch-n.org

http://www.nachhaltige.uni-hamburg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg, Birgit Kruse, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBAND/2296: Bauernverband fordert Stärkung der Erzeuger in der Lebensmittellieferkette (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 16. Mai 2018

DBV fordert Stärkung der Erzeuger in der Lebensmittellieferkette

EU-Vorschlag ist erster Schritt, weitere müssen folgen



Der Deutsche Bauernverband (DBV) fordert zeitnah weitergehende
Regelungen, die die Position der Landwirte gegenüber dem
Lebensmitteleinzelhandel spürbar stärken. Der DBV warnt vor dem
Missbrauch von Nachfragemacht vor allem durch den hochkonzentrierten
Lebensmitteleinzelhandel. Das Präsidium des Deutschen Bauernverbandes
hat deshalb am 15. Mai 2018 eine Erklärung verabschiedet, mit der
Maßnahmen gegen unlautere Handelspraktiken und zur Stärkung der
Verhandlungspositionen der Erzeuger in der Lebensmittellieferkette
gefordert werden.

Über den von der EU-Kommission vorgelegten Entwurf einer Richtlinie
zur Bekämpfung unlauterer Handelspraktiken hinaus müssen auch die
kartellrechtlichen Möglichkeiten zur Bündelung auf Erzeugerebene auf
alle von Landwirten getragenen Vermarktungs- und
Verarbeitungsorganisationen - einschließlich der Genossenschaften -
erweitert werden. "Wir müssen noch deutlich weitergehen als die
EU-Kommission, um die landwirtschaftlichen Erzeuger in der
Lebensmittelkette zu stärken, mit dem Ziel, deren Anteil in der
Wertschöpfungskette zu erhöhen", betonte DBV-Präsident Joachim
Rukwied.


Zum Hintergrund:

Der Vorschlag der EU-Kommission für EU-weite Mindestregeln gegen
unfaire Handelspraktiken wird in den kommenden Monaten vom
EU-Ministerrat und vom Europäischen Parlament beraten. Mit einer
Verbotsliste sollen konkret definierte unlautere Handelspraktiken in
der Lebensmittellieferkette verhindert werden, z.B. Zahlungsfrist von
maximal 30 Tagen und Verbot nachträglicher einseitiger und
rückwirkender Änderungen von Liefervereinbarungen. Die Durchsetzung
der Mindeststandards soll für die Mitgliedstaaten verbindlich
vorgeschrieben werden. Nach Einschätzung des DBV muss im weiteren
Verfahren kritisch geprüft werden, ob die vorgenannte Verbotsliste für
unlautere Handelspraktiken ausreichend ist. Nicht nachvollziehbar ist
für den DBV die vorgesehene Beschränkung auf kleinere und mittlere
Unternehmen (bis 50 Mio. Euro Jahresumsatz und 250 Mitarbeiter). Nach
Einschätzung des DBV steht grundsätzlich die gesamte
Lebensmittelwirtschaft unter dem erheblichen Verhandlungsdruck der
hochkonzentrierten Handelsketten, der in die vorgelagerten Stufen
durchgereicht wird und letztendlich zu Lasten der Erzeuger geht. Der
DBV wird sich daher im Rahmen des europäischen Gesetzgebungsprozesses
nachdrücklich für entsprechende Korrekturen einsetzen.


DBV-Erklärung zu unlauteren Handelspraktiken

https://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=714896

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Mai 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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ASYL/1267: PRO ASYL und Flüchtlingsräte kritisieren Konzept der AnkER-Zentren als Absage an Willkommenskultur (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 16. Mai 2018

PRO ASYL und Flüchtlingsräte kritisieren Konzept der AnkER-Zentren als
Absage an Willkommenskultur



Mit Empörung reagieren PRO ASYL und die Flüchtlingsräte der Bundesländer
auf die jüngst bekannt gewordenen Pläne von Bundesinnenminister Horst
Seehofer, der ein Netz von Lagern zur Unterbringung und Ausgrenzung von
Asylsuchenden in ganz Deutschland etablieren will (siehe NOZ von heute
[1]). Damit wird das bayerische Modell einer landesweiten Isolation von
Geflüchteten zur staatlichen Norm erhoben. In Schnellverfahren soll mit
Asylanträgen im wahrsten Sinne des Wortes »kurzer Prozess« gemacht werden.
Nicht einmal die in der Koalitionsvereinbarung von CDU, CSU und SPD
verabredete Einführung einer unabhängigen Verfahrensberatung ist nach den
aktuellen Plänen der Bundesregierung noch vorgesehen. Dabei hatte das BAMF
noch im September 2017 in seinem Evaluationsbericht, der offenbar vom BMI
bewusst noch nicht veröffentlicht wurde, eine positive Bilanz gezogen und
eine flächendeckende Einführung der unabhängigen Asylverfahrensberatung
empfohlen (siehe Evaluationsbericht Asylverfahrensberatung [2]).

PRO ASYL und die Flüchtlingsräte fordern die Bundesländer auf, dem Beispiel
Schleswig-Holsteins [3] und einiger anderer Bundesländer zu folgen und dem
Lagerkonzept des Bundesinnenministers eine kategorische Absage zu erteilen.
Die langfristige Unterbringung in solchen - mit Stacheldraht gesicherten -
Massenunterkünften führt zu einer Stigmatisierung der Menschen, die in
ihnen leben. Sie werden vom Kontakt zur hier lebenden Bevölkerung quasi
ausgeschlossen. Deutschland entwickelt sich vom Integrations- zum
Ausgrenzungsland. Wer es ernst meint mit der Integration von Geflüchteten
von Anfang an, darf die Menschen nicht 18 Monate lang in Lagern isolieren
und so von Integrationsangeboten - Sprachkursen, Anerkennung von
Zeugnissen, Qualifikation und Arbeitsmarktintegration etc. - fernhalten,
warnen PRO ASYL und Flüchtlingsräte. Derzeit sehen PRO ASYL und die
Flüchtlingsräte die Gefahr, dass in Deutschland die Fehler der 80er und
90er Jahre wiederholt werden, als man schon einmal darauf gesetzt hat,
bestimmte Gruppen wie etwa die Bürgerkriegsflüchtlinge aus dem Libanon
durch eine möglichst schäbige Behandlung und Ausgrenzung in Lagern zu
zermürben und zur »freiwilligen Ausreise« zu drängen. Dieses Konzept ist
gescheitert, aber es hat vielen Flüchtlingen psychische Schäden zugefügt
und die Kosten einer nachträglichen Integration in die Höhe getrieben.

Für vollkommen indiskutabel halten PRO ASYL und die Flüchtlingsräte auch
das vom BMI angestrebte 48-Stunden-Schnellverfahren. Eine vernünftige
Vorbereitung und Beratung von Asylsuchenden ist in einer solchen kurzen
Frist nicht machbar. Um Asylsuchende auf das Asylverfahren und vor allem
die Anhörung vorzubereiten, braucht es zunächst Zeit! Eine qualifizierte
Beratung verlängert die Verfahren zwar um wenige Tage, trägt aber zu einer
erheblichen Steigerung der Effizienz und Qualität der Anhörungen bei. Diese
Zeit will das BMI den Betroffenen aber nicht einräumen. Die vom BMI
vorgesehene Information durch Mitarbeitende des BAMF gewährleistet kein
faires Asylverfahren und ist nur ein Feigenblatt.

Leidtragende des Lagerkonzepts des Bundesinnenministers sind insbesondere
geflüchtete Kinder und Jugendliche. 45 Prozent der Geflüchteten in
Deutschland sind minderjährig. Zugang zu elementaren Kinderrechten wie
Bildung, Teilhabe und Schutz bleiben verwehrt. Schon jetzt werden
Flüchtlingskinder aus so genannten »sicheren Herkunftsländern« oftmals
nicht mehr auf die Kommunen verteilt und bleiben in Einzelfällen ein Jahr
und länger ohne Schulunterricht in Deutschland. Auch die Erstunterbringung
und Alterseinschätzung von unbegleiteten minderjährigen Geflüchteten soll
in diesen Lagern für Erwachsene - statt wie bisher im Rahmen und in den
Standards der Kinder- und Jugendhilfe - stattfinden. Dies stellt eine
staatlich verantwortete Gefährdung des Kindeswohls dar. Der Vorrang der
Kinder- und Jugendhilfe für junge Flüchtlinge würde damit faktisch
abgeschafft.


Hintergrund:

Nach Informationen von PRO ASYL und Flüchtlingsräten will der
Bundesinnenminister Ende Mai sein Konzept vorstellen. Informationen hierzu
wurden aber informell schon mitgeteilt. Zunächst sollen fünf Pilotprojekte
implementiert werden, im Gespräch sind Standorte in Bayern (Bamberg),
Nordrhein-Westfalen (Münster), Hessen (Gießen) und Niedersachsen
(Fallingbostel und Bramsche). Sachsen und Sachsen-Anhalt haben sich um
Aufnahme in die Liste der fünf Modellprojekte beworben. Dem Konzept zufolge
sollen die Zentren jeweils 1000 bis 1500 Personen aufnehmen können.
Voraussetzung sei ein »integriertes Rückführungsmanagement« vor Ort. Durch
Chipkarten, über die jedes Verlassen des Lagers registriert werde, soll
eine Kontrolle der Geflüchteten erfolgen. Da die Anhörung innerhalb von 48
Stunden erfolgen soll, ist eine unabhängige Verfahrensberatung im Konzept
bislang nicht vorgesehen. Das BMI denkt derzeit allenfalls über eine
Beratung »über BAMF-MitarbeiterInnen« nach. Flüchtlinge, die unter die
Dublin-Verordnung fallen könnten, sollen separiert und in speziellen
Aufnahmeeinrichtungen untergebracht werden. Mittelfristiges Ziel des BMI
ist es, 40 AnkER-Zentren bundesweit zu errichten.

Das Konzept funktioniert nach Auffassung von Fachleuten nicht, weil es den
Behörden nicht gelingt, die Asylverfahren innerhalb von drei Monaten
rechtsstaatlich abzuschließen. Dies erklärt wohl die haltlosen Angriffe von
Alexander Dobrindt gegen die Rechtsschutzgarantie des Grundgesetzes.Nur
dank der Justiz und der Arbeit von Rechtsanwält*innen und
Unterstützer*innen gelingt es, in rund der Hälfte aller Fälle erfolgreich
gegen fehlerhafte Asylbescheide zu klagen. Offenkundig verfolgt die
Bundesregierung deshalb die Zielsetzung, ein faires Asylverfahren und eine
unabhängige Asylverfahrensberatung in den geplanten Aufnahmelagern gar
nicht zuzulassen.


Anmerkungen:

[1] https://www.noz.de/deutschland-welt/niedersachsen/artikel/1211828/ankerzentren-fuer-bramsche-und-fallingbostel

[2] https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2018/05/FB_Asylverfahrensberatung_Entwurf170925.pdf

[3] https://www.frsh.de/artikel/innenminister-grote-keine-beteiligung-schleswig-holsteins-an-anker-zentren/

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 16. Mai 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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DEMOGRAPHIE/348: 2050 werden zwei Drittel der Weltbevölkerung in Städten leben (DSW)


Deutsche Stiftung Weltbevölkerung - 16. Mai 2018

2050 werden zwei Drittel der Weltbevölkerung in Städten leben

DSW: "Zunehmende Urbanisierung bietet Chancen"



Hannover, 16. Mai 2018. Weltweit leben immer mehr Menschen in Städten.
Während heute 55 Prozent der 7,62 Milliarden Erdenbürger Stadtbewohner
sind, werden es im Jahr 2050 voraussichtlich zwei Drittel (68 Prozent)
sein. Besonders stark nimmt die Urbanisierung in Entwicklungs- und
Schwellenländern zu, wie die heute veröffentlichten World Urbanization
Prospects der Vereinten Nationen zeigen. Weltweit wird die Zahl der
Stadtbewohner den Projektionen zufolge bis zum Jahr 2050 um 2,5 Milliarden
Menschen zunehmen, fast ausschließlich in Asien und Afrika. In Deutschland
leben schon heute drei von vier Bewohnern (77 Prozent) in Städten, im Jahr
2050 werden es voraussichtlich 84,3 Prozent sein.

Bessere Versorgung in Städten möglich

"Die Verstädterung bietet Menschen in armen Ländern die Chance auf einen
höheren Lebensstandard - wenn eine geplante Stadtentwicklung erfolgt", sagt
Renate Bähr, Geschäftsführerin der Deutschen Stiftung Weltbevölkerung
(DSW). "In den Metropolen lassen sich medizinische Versorgung, Schulen und
andere öffentliche Dienstleistungen mit niedrigeren Pro-Kopf-Kosten als in
ländlichen Gebieten bereitstellen. Voraussetzung für eine geplante
Stadtentwicklung ist jedoch, dass gezielt in solche Angebote investiert
wird. Dabei müssen vor allem die Bedürfnisse von benachteiligten Gruppen
berücksichtigt werden. Nur so können sich die Lebensperspektiven der
Stadtbewohner in armen Ländern verbessern."


Über die DSW

Die DSW ist eine international tätige Entwicklungsorganisation. Ziel
unserer Arbeit ist es, zur Umsetzung des Menschenrechts auf Familienplanung
und zu einer zukunftsfähigen Bevölkerungsentwicklung beizutragen.
Jugendliche sind daher die wichtigste Zielgruppe unserer Projekte. Auf
nationaler und internationaler Ebene nehmen wir Einfluss auf politische
Entscheidungsprozesse in den Bereichen Gesundheit, Familienplanung und
Gleichstellung der Geschlechter.


Weitere Informationen:

Internetseite der Vereinten Nationen:

https://esa.un.org/unpd/wup/

Infoblatt mit Highlights der World Urbanization Prospects:

http://bit.ly/WUP-Highlights

 * 

Quelle:

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW)

Hindenburgstr. 25, 30175 Hannover

Telefon: 0511 94373-31, Fax: 0511 94373-73

E-Mail: hannover@dsw.org

Internet: www.dsw.org
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REDE/031: Olaf Scholz zum Haushaltsgesetz 2018, 15.05.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Rede des Bundesministers der Finanzen, Olaf Scholz, zum Haushaltsgesetz
2018 und zum Finanzplan des Bundes 2017 bis 2021 vor dem Deutschen
Bundestag am 15. Mai 2018 in Berlin: 



Herr Präsident!

Meine Damen und Herren!

Als vor knapp zehn Jahren mein damaliger Amtsvorgänger vor diesem Hause zum
Haushalt 2009 sprach, war die Weltwirtschaft in einer Krise und stand vor
großen Ungewissheiten. Wir wussten nicht, wie tief diese werden würde. Nun,
ein Jahrzehnt später, blicken wir auf eine Entwicklung zurück, in der es
gelungen ist, aus dieser Krise herauszuwachsen - eine gemeinsame Leistung
unserer Wirtschaft, der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und auch der
Politik.

Manche Ökonomen behaupteten seinerzeit, eine antizyklische
Wirtschaftspolitik, wie sie Deutschland richtigerweise in der Wachstums-
und Beschäftigungskrise 2009 verfolgt hat, sei riskant, weil der Staat auch
in guten Zeiten Begehrlichkeiten stets nachgebe und Schulden mache. Wir
sehen, sie hatten unrecht.

Nicht recht haben aber auch jene, die nun davon reden, in Deutschland würde
eine zu strenge Sparpolitik verfolgt, denn wir nutzen unsere finanziellen
Spielräume. Sowohl der Haushaltsentwurf 2018 als auch die Finanzplanung
sehen, verglichen mit den Plänen des vergangenen Jahres, zusätzliche
Aufwendungen in dieser Legislaturperiode in der Größenordnung von 46
Milliarden Euro vor. Seit der Steuerschätzung der vergangenen Woche wissen
wir, dass wir noch einen weiteren Spielraum von etwa elf Milliarden Euro
haben. Auch den wollen wir gezielt für Investitionen in die digitale
Infrastruktur und für Erleichterungen für die Bürgerinnen und Bürger bei
den Steuern nutzen, insbesondere im Hinblick auf die kalte Progression. Das
hilft insbesondere den Steuerpflichtigen mit kleinen und mittleren
Einkommen. In kurzer Zeit haben wir mehr als 50 Milliarden Euro zusätzlich
mobilisiert. Wir handeln da pragmatisch und sachgerecht, und wir verehren
keinen Fetisch.

Das Vorgehen der Regierung ist richtig, weil es in eine von klaren
Prinzipien geleitete Haushaltspolitik eingebettet ist: Sie ist erstens
solide, zweitens sozial gerecht und drittens zukunftsorientiert.

Sie ist - erstens - solide, weil wir zum einen beharrlich planen, jedes
Jahr ohne neue Schulden auszukommen. Wir gehen damit sehr sorgfältig mit
dem Geld der Bürgerinnen und Bürger um. Zum anderen haben wir in den guten
Jahren die Vorkehrungen für den Fall geschaffen, dass sich die
wirtschaftliche Lage verändert und das Klima eintrübt. Ein Resultat dieser
Vorgehensweise: Erstmals seit 17 Jahren wird nächstes Jahr die
gesamtstaatliche Schuldenquote wieder unter einen Anteil von 60 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts fallen. Auch das ist solide.

Unsere Finanzpolitik ist - zweitens - sozial gerecht, weil wir den sozialen
Zusammenhalt stärken und auf der Einnahmeseite darauf achten, dass Steuern
dem Prinzip der Leistungsfähigkeit folgen.

Zugleich ist unsere Finanz- und Haushaltspolitik - drittens -
zukunftsorientiert, weil sie mit zusätzlichen zielgerichteten Investitionen
die Grundlage für den Wachstumspfad der Zukunft schafft.

Bis 2022 planen wir mit Ausgaben für Investitionen von rund 180 Milliarden
Euro. Das sind rund 23 Prozent mehr als in der Periode 2013 bis 2017.
Allein der Haushaltsentwurf für dieses Jahr sieht eine Steigerung der
investiven Ausgaben um drei Milliarden Euro auf 37 Milliarden Euro vor. Das
sind fast zehn Prozent mehr als im letzten Jahr.

Manche haben aufgeregt kommentiert, dass sich aus der Haushaltsplanung ein
Rückgang der Investitionen ab dem Jahr 2020 ausmachen ließe. Das Gegenteil
ist richtig; denn nicht alle Investitionen, die die Bundesregierung konkret
plant, sind als solche im Haushalt oder im Finanzplan schon titelscharf
abgebildet, und das ist auch völlig korrekt so. Die Mittel, die noch nicht
mit konkreten Projekten unterlegt sind, sind, wie auch in früheren Jahren,
noch im allgemeinen Finanzhaushalt berücksichtigt. Immer dann, wenn die
Voraussetzungen dafür vorliegen, werden diese Ausgaben konkretisiert und
als Investitionen auch in den späteren Jahren des jetzigen
Finanzplanungszeitraums eingestellt. Ich sage Ihnen deshalb zu: Wir werden
alle Spielräume dazu nutzen, das so schnell wie möglich sichtbar zu machen.
Dann werden alle sehen, dass die Investitionen in der Finanzplanung Jahr
für Jahr steigen.

Neben diesem jedem bekannten Vorgehen kommt dieses Mal ein Sondereffekt
hinzu. Vor einem Jahr wurde hier im Hause nach intensiven Diskussionen die
Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen beschlossen. Ab 2020 werden
die bisher etwas über drei Milliarden Euro Entflechtungsmittel für den
sozialen Wohnungsbau, den Verkehr und den Hochschulbau über
Umsatzsteueranteile an die Länder gegeben. Dann werden sie dort für
Investitionen ausgegeben.

Wir sehen also: Es ist sehr wohl möglich, in Zeiten wirtschaftlicher
Prosperität die Investitionen deutlich zu erhöhen und gleichzeitig den
Haushalt nicht mit zusätzlichen Schulden zu belasten. Deshalb macht es
wenig Sinn, abstrakte Debatten darüber zu führen, ob mehr Investitionen
oder mehr Schulden sinnvoll sind. Beides geht: mehr Investitionen ohne neue
Schulden.

Die Debatte über den richtigen Umgang mit Staatsschulden und den
Finanzmärkten hat auch die Europapolitik der letzten Jahre bestimmt. Nie
wieder sollen Steuerzahler über Staatshaushalte für Fehler der Banken
geradestehen müssen. Da gibt es auch heute noch viel zu besprechen und zu
lösen. Bevor wir das tun, sollten wir uns hier aber über die
grundsätzlichen Fragen klar werden.

Europa ist für Deutschland das wichtigste nationale Anliegen. Ein starkes
Europa ist im Urinteresse Deutschlands. In einer Welt, die zur Mitte des
Jahrhunderts zehn Milliarden Einwohner haben wird, wird unsere Stimme nur
gehört werden, wenn wir sie im Chor Europas mit seinen etwa 500 Millionen
Bewohnerinnen und Bewohnern anstimmen.

Als bevölkerungsreichstes Land und leistungsstarke, exportorientierte
Wirtschaft in der Mitte des Kontinents sind wir auf eine erfolgreiche
Europäische Union angewiesen. Alles, was in Europa geschieht, ist für uns
bedeutsam, und alles, was wir in Deutschland tun oder was wir nicht tun,
hat Auswirkungen auf unsere europäischen Partner. Mit dieser Verantwortung
müssen wir klug und vernünftig umgehen.

Die Herausforderungen für Europa werden nicht kleiner, sondern eher größer:
Kriege vor unserer Haustür und die Folgen solcher Kriege, mit denen wir
umgehen müssen - Millionen von Männern, Frauen und Kindern sind auf der
Flucht, suchen nach sicheren Häfen, auch in Europa -, Terrorismus und
Fragen der inneren Sicherheit, die niemand ignorieren kann, der Aufstieg
von Demagogen und Nationalisten, von neuen Weltmächten und
Fundamentalisten, der Klimawandel - die Liste der Herausforderungen in
Europa und für Europa ist lang.

Das Problem, das viele Bürgerinnen und Bürger mit Europa haben, ist nicht,
dass es zu stark oder dominant ist, im Gegenteil: Das Problem für viele
ist, dass die EU zu schwach erscheint, zu fragmentiert. Dass Europa zu
wenig Antworten auf die fundamentalen Herausforderungen anzubieten hat.

In den vergangenen Jahren haben wir in der Diskussion um die EU vielleicht
ein bisschen zu viel über den Binnenmarkt geredet und ein bisschen zu wenig
über die politischen Herausforderungen, die nicht den Binnenmarkt berühren.
Die großen politischen Fragen, die uns beschäftigen werden, haben wir
vernachlässigt.

Es geht um die Souveränität Europas, wie der französische Präsident Macron
zu Recht sagt. Um es mit seinen Worten zu präzisieren: Es geht um "eine
europäische Souveränität, die es uns ermöglichen wird, uns zu verteidigen
und zu existieren", und zwar "mit unseren eigenen Regeln und Präferenzen".

Wir brauchen die Europäische Union, um im Verhältnis zu wirtschaftlichen
Mächten wie China oder den USA auf Augenhöhe agieren zu können. Wer mag das
bestreiten angesichts der Wiederkehr einer Schutzzollpolitik aus einem
längst vergangenen Jahrhundert? Angesichts der Aufkündigung von
internationalen Vereinbarungen wie dem für den Frieden so wichtigen
Nuklearvertrag mit dem Iran? Es ist ein gutes Zeichen, dass die EU sowohl
im Handelskonflikt als auch beim Umgang mit dem Iran-Abkommen
zusammenbleibt.

Wir brauchen die EU aber ebenso, um unsere Werte und Interessen gegen
illiberale und autoritäre Regime zu verteidigen, um vor unserer
europäischen Haustür handlungsfähig zu sein, um für die nötige Entwicklung
Afrikas zu sorgen und für eine Deeskalation im Nahen Osten.

Ich stimme deshalb mit Präsident Macron überein: Wir dürfen die
Souveränität nicht denen überlassen, die Abschottung wollen. Er hat nämlich
recht, wenn er sagt, die tödliche Illusion des Nationalismus mache nicht
stark, sondern schwach - und wir dürfen nicht schwach sein. Das hat er
gerade in Aachen gesagt und damit vielen von uns aus dem Herzen gesprochen.

"Wir dürfen nicht warten", sagt er auch. Und auch das ist richtig. Dabei
steht fest: Vertrauen in Europa wird nicht durch Absprachen in
Hinterzimmern gewonnen, sondern indem wir klar sagen, was wir vorhaben, um
eine Mehrheit werben und dann tun, was wir sagen. Vertrauen in Europa
entsteht in den Herzen und Köpfen seiner Bürgerinnen und Bürger, und dafür
tragen wir die Verantwortung.

Im Bereich der Wirtschafts- und Währungsunion und zur Regulierung der
Banken stehen ganz konkrete Schritte an. Das eine, was wir jetzt tun
werden, ist der Ausbau des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM). Wir
als Regierung haben festgehalten, dass wir ihn in Richtung eines
Europäischen Währungsfonds weiterentwickeln wollen. Das ist für die
künftige Stabilität der Euro-Zone wichtig. Vielleicht kann der ESM auch der
Ankerplatz für die letzte Sicherungslinie hinter dem einheitlichen
europäischen Bankenabwicklungsmechanismus sein, dem sogenannten Common
Backstop, der bis spätestens 2024 einzuführen ist.

Mit diesem Mechanismus, der ja schon bereitsteht, soll im Falle von
Schieflagen der Banken der Rückgriff auf das Geld der Steuerzahler
vermieden werden. Es soll außerdem das europäische Bankensystem
widerstandsfähiger gemacht werden. Wichtig ist, dass sowohl der europäische
Bankenabwicklungsmechanismus als auch ein künftiger Backstop europäische
Institutionen sind und einzelfallbezogene Entscheidungen treffen.
Wahrscheinlich macht es Sinn, diesen Weg in zwei Schritten zu gehen: Im
ersten Schritt können wir den neuen ESM formen und dann in einem zweiten
Schritt den veränderten ESM in das Unionsrecht überführen, parlamentarisch
kontrolliert.

Das andere, was nötig ist, ist die Erhöhung der Stabilität des
Bankensektors, indem die Zahl der ausfallgefährdeten, der notleidenden
Kredite der Banken, der Non-performing Loans, endlich reduziert wird. Wir
wollen sicherstellen, dass sich solche Kredite nicht wieder in solchen
Größenordnungen in den Bilanzen europäischer Banken finden. Wir wollen
dabei pragmatisch vorgehen, damit alle Euro-Länder mitgehen können. Gelingt
eine Verständigung in diesen Fragen bis zum Sommer, könnte die
Letztsicherung, könnte der Backstop vielleicht schon früher als 2024
eingerichtet werden.

Solche Fortschritte braucht Europa jetzt. Wir werden schauen, dass wir zu
klugen Lösungen kommen, die für alle funktionieren. Wir werden
Lösungsansätze nicht aus der nationalen, sondern aus der europäischen
Perspektive denken. Das ist genau der richtige Weg. Das betrifft natürlich
das Gespräch mit Frankreich. Es betrifft ebenso das Gespräch mit allen
anderen europäischen Partnern. Alles, was wir tun, muss auch die
Unterstützung unserer Partner und eine Mehrheit finden.

Europa kommt voran. Die Europäische Union hat sich geändert. Unerfreulich
allerdings ist die Entscheidung Großbritanniens, aus der Europäischen Union
auszuscheiden. Noch wissen wir nicht, was der Austritt konkret für uns in
der EU bedeutet. Klar ist allerdings: Wenn der Austritt besiegelt und
vollzogen ist, werden wir einen Nettoeinzahler in den EU-Haushalt
verlieren. Wir haben im Koalitionsvertrag erklärt, dass Deutschland bereit
ist, nach dem Brexit mehr für den EU-Haushalt aufzuwenden. Auch Frankreich
hat seine Bereitschaft erkennen lassen, das zu tun, und das ist richtig so.

Vor zwei Wochen hat die Europäische Kommission ihren Vorschlag für den
ersten mehrjährigen Finanzrahmen für die Zeit nach dem Brexit vorgelegt.
Nun geht es darum, in den Verhandlungen zu einem vernünftigen Ergebnis zu
kommen. Dabei dürfte klar sein, dass nicht alle Erwartungen, die
mancherorts gehegt werden, erfüllt werden können. Ich habe den Eindruck,
dass wir auch mit ein Prozent der Wirtschaftsleistung des größten
Handelsblocks der Welt einiges bewegen können.

Wichtig dafür ist ein EU-Haushalt, der klar auf einen größeren europäischen
Mehrwert, auf die gemeinsamen Aufgaben Europas ausgerichtet ist. Wir wollen
Europa dort stark machen, wo die Nationalstaaten alleine keine guten
Lösungen mehr finden können, und ganz konkret auch dort, wo es den
Bürgerinnen und Bürgern dient. Es wird stärker als bisher darum gehen,
öffentliche Güter Europas zu finanzieren, zum Beispiel für den gemeinsamen
Schutz unserer Außengrenzen, für unsere Verteidigung und zum Schutz gegen
den Terrorismus.

In den vergangenen Jahren gab es eine Phase der Konsolidierung, die für
manche Staaten des Euro-Raums auch schmerzhaft war. Jetzt brauchen wir eine
Phase der Investitionen, übrigens auch im deutschen Interesse. Einige
Investitionen für mehr Wachstum sind bereits auf den Weg gebracht worden.
Das europäische Investitionsprogramm EFSI zum Beispiel hat sich hier
bewährt. Ich halte es auch für richtig, Haushaltsmittel zu bestimmen, die
gezielt für wirtschaftliche Stabilisierung und Konvergenz und zur
Unterstützung von Strukturreformen im Euro-Raum verwendet werden sollen.

Eines ist klar: Deutschland braucht eine starke EU. Die Stärkung der
Bankenunion und der mehrjährige Finanzrahmen sind wichtige Bausteine, die
wir jetzt angehen müssen. Damit aber dürfen wir natürlich nicht stehen
bleiben. Weitere mutige Schritte sind nötig.

So wie Deutschland ein starkes Europa braucht, braucht Europa ein starkes,
engagiertes und solidarisches Deutschland. Im Bundeshaushalt und in der
Finanzplanung spiegeln sich unsere Schwerpunkte. Wir wollen mit dem
Haushalt 2018, aber auch den künftigen Haushalten auf vier grundlegende
Entwicklungen in unserer Gesellschaft reagieren und die Weichen für die
Zukunft stellen.

Erstens: Wir müssen dafür sorgen, dass der wachsende Wohlstand auch bei
allen ankommt. Seit Jahren erleben wir kontinuierlich gute Wachstumszahlen.
Wir haben eine Wirtschaft, um die wir von vielen beneidet werden. Die
Arbeitslosigkeit nimmt stetig ab - wir haben die niedrigste Quote seit der
Wiedervereinigung. Die Zahl der Erwerbstätigen, auch derjenigen, die einer
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nachgehen, nimmt
kontinuierlich zu. Löhne und Gehälter steigen für viele, aber nicht für
alle, auch real. Das spiegelt sich in der Konjunktur und in den
öffentlichen Kassen wider. Unsere Staatsfinanzen befinden sich in einer
gesunden Verfassung. Das sind alles gute Nachrichten und gute Gründe, mit
Hoffnung und Zuversicht in die Zukunft zu blicken. Doch zugleich wissen
wir, dass die Stimmung im Lande vielerorts eine andere ist und auch einige,
die den ganzen Tag einer qualifizierten Arbeit nachgehen, nicht hinreichend
teilhaben.

Die zweite Entwicklung ist der demografische Wandel. Wir wissen, dass wir
es in Deutschland mit einer immer älter werdenden Gesellschaft zu tun
haben. Es ist sehr erfreulich, dass wir immer länger leben, doch bleibt das
nicht ohne Herausforderungen. In diesem Zusammenhang wird die Dynamik bei
den Sozialausgaben noch steigen, und vor allem kommende Bundeshaushalte
werden das schultern müssen. Der demografische Wandel zeigt sich aber auch
im Wohnungsmangel in den Metropolen und der Schwierigkeit, gleichwertige
Lebensverhältnisse in manchen ländlichen Regionen zu gewährleisten.

Drittens befinden wir uns in der Frühphase einer technologischen Revolution
ins digitale Zeitalter. Es geht hier um den Anschluss an den
internationalen Wettbewerb, aber auch um die menschlichen Fähigkeiten, mit
neuen Technologien emanzipiert umzugehen und einem Beruf nachzugehen.

Und viertens sind wir Teil einer Welt, die leider unsicherer ist, als wir
uns das wünschen.

Es ist im Übrigen das Zusammenwirken aller dieser Entwicklungen, das dazu
führt, dass ein Teil der Bürgerinnen und Bürger so verunsichert ist, die
Welt nicht mehr versteht und den Eindruck hat, dass ihre Interessen und
ihre Erfahrungen keine Rolle mehr spielen. Die Entscheidung der Briten, die
EU zu verlassen, der überraschende Sieg von Donald Trump in den Vereinigten
Staaten, das Erstarken von Nationalisten in manchen EU-Staaten, die
politischen Ansichten und Äußerungen mancher in unserer eigenen
Gesellschaft: Das sind auch Reaktionen auf eine Welt der Unordnung, eine
Welt, in der viele fürchten, auf Dauer keinen Platz mehr für sich zu haben.

Nicht wenige Bürgerinnen und Bürger haben das Gefühl, nicht mehr über ihr
eigenes Leben bestimmen zu können. Das ist eine in dieser Form relativ neue
Entwicklung in der Nachkriegszeit, zumindest in den wohlhabenden
Gesellschaften des Westens. In den ersten Jahrzehnten unserer Republik gab
es das Versprechen: Wer zur Schule geht, eine Ausbildung absolviert oder
studiert, wer seiner Arbeit nachgeht, wird ein gutes Leben führen können,
mit einer Beschäftigung, von der man selbst und auch die Familie leben
kann. Zu viele Bürgerinnen und Bürger glauben nicht mehr an dieses
Versprechen, und das trotz der guten Situation in Deutschland. Sie glauben
nicht mehr, dass ihr Leben besser sein wird als das ihrer Eltern. Und das
Leben ihrer Kinder besser als das eigene.

Ich sehe einen maßgeblichen Grund für die Anziehungskraft von Populisten
und mancherorts die Gefahr für die Demokratie: In einer Gesellschaft, in
der es keinen Respekt mehr gibt vor ganz realer, physischer Arbeit, ist der
Zusammenhalt gefährdet. In einer Gesellschaft, in der Arbeit an Dingen und
mit Menschen weniger wert erscheint als die Arbeit an immateriellen
Symbolen, gerät etwas in Schieflage.

In Deutschland sind wir noch nicht so weit. Wir sind noch sehr gut im
Dingemachen und stolz auf Handwerk und Industrie. Wir werden jedoch ein
großes Problem bekommen, wenn eine wachsende Zahl der Bürgerinnen und
Bürger das Gefühl hat, eine Arbeit auszuüben, die nicht wertgeschätzt wird.
Wir können die Zeit nicht zurückdrehen, den technologischen und
gesellschaftlichen Fortschritt anhalten. Das wollen wir auch nicht; denn er
hat viel Gutes gebracht und wird das auch in Zukunft tun. Doch wir müssen
unseren Bürgerinnen und Bürgern ermöglichen, ein gutes Leben zu führen,
ohne dass sie dafür Jura, Betriebswirtschaft oder Medizin studiert haben
müssen oder Apps programmieren können. Wir sollten uns vergegenwärtigen,
dass wir eine hoch arbeitsteilige Gesellschaft sind, in der alle
aufeinander angewiesen sind und die Leistung aller honoriert werden muss.
Weil wir alle Teil unserer Gemeinschaft sind und niemand auf andere
herabblicken darf.

Es geht darum, dass die Bürgerinnen und Bürger sicher leben können in
Deutschland. Es geht um Sicherheit in dreifacher Hinsicht: um soziale
Sicherheit im Wandel von Wirtschaft, Gesellschaft und Arbeitswelt, um
öffentliche Sicherheit und Schutz sowie auch um emotionale Sicherheit, also
um das Gefühl, Halt und Stabilität zu haben in Zeiten der Veränderung. Das
Wichtigste ist Arbeit und auch, dass jede Arbeit respektiert wird und dass
man von ihr leben kann. Nur wenn das gesichert ist, wird unsere
Gesellschaft Zusammenhalt nach innen und zugleich die Akzeptanz für die auf
uns zukommenden Veränderungen haben. Ich zum Beispiel bin der Überzeugung,
dass man bei Vollzeitarbeit einen Lohn von mindestens 2.000 Euro brutto
monatlich bekommen sollte; das halte ich für möglich.

Die Finanzpolitik kann die Einkommenslage von Arbeitnehmern und ihren
Familien unterstützen. Darum haben wir beschlossen, den
Solidaritätszuschlag Schritt für Schritt abzuschaffen. Damit werden wir in
einem ersten Schritt neun von zehn Personen, die heute den
Solidaritätszuschlag zahlen, vollständig von ihm befreien. Wir haben dafür
ab 2021 in der Finanzplanung eine Vorsorge von rund zehn Milliarden Euro
jährlich getroffen. Weitere Schritte sind denkbar. Aber aktuell hat
Vorrang, den Solidaritätszuschlag für kleine und mittlere Einkommen
abzuschaffen und für diejenigen, die mehr leisten können, vorerst noch
nicht. Das haben wir vereinbart. Das entsprechende Gesetz werde ich
frühzeitig auf den Weg bringen.

Mit dem nach der Steuerschätzung hinzugekommenen Spielraum werden wir, wie
bereits erwähnt, dafür sorgen, dass diejenigen, deren Lohn und Gehalt sich
erhöht haben, ab Anfang 2019 davon mehr behalten dürfen, weil sie nicht
mehr in einen höheren Steuertarif rutschen. Über die Auswirkung der kalten
Progression werden wir im Herbst dieses Jahres einen Bericht vorlegen;
daran werden wir uns orientieren. Davon werden dann gerade die Bezieher
kleiner und mittlerer Einkommen profitieren.

Wir werden auch das Kindergeld und den Kinderfreibetrag erhöhen. Wir wollen
Kinderarmut reduzieren und erhöhen deshalb den Kinderzuschlag. Wir erhöhen
des Weiteren das BAföG. Gerade was kleine und mittlere Einkommen angeht,
müssen wir über steuerliche Maßnahmen hinausdenken. Wir werden daher auch
die Beiträge in den Sozialversicherungen in den Blick nehmen. Einerseits
werden wir die paritätische Finanzierung des Beitrags zur gesetzlichen
Krankenversicherung wiederherstellen. Sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte müssen dann weniger Beitrag zahlen. Andererseits werden wir
den Beitrag zur Arbeitslosenversicherung senken. Wir wollen zudem unser
Vorhaben umsetzen, die Gleitzone der sogenannten Midijobs auszuweiten, ohne
dass dies jedoch geringere Rentenleistungen zur Folge hat.

Zur Sicherheit gehört auch, sein Leben planen zu können. Darum werden wir
das Recht auf befristete Teilzeit beziehungsweise die Brückenteilzeit
einführen. Leider hat die Zunahme der Fälle von sachgrundloser Befristung
dazu beigetragen, dass immer weniger und vor allem junge Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer ihr Leben planen können. Ich sage ausdrücklich: Diese
Praxis gibt es nicht nur in der Wirtschaft, sondern auch im öffentlichen
Dienst. Wir wollen das Thema gesetzlich angehen. Aber es ist auch ein Thema
für den Haushalt. Ich habe den Auftrag erteilt, prüfen zu lassen, wie es um
sachgrundlose Befristung in der Bundesverwaltung bestellt ist, und möchte
mit mehr unbefristeten Stellen dazu beitragen, dass der Anteil an Stellen
mit sachgrundloser Befristung deutlich reduziert wird. Wenn wir das Gesetz
ändern, muss der Staat selbst vorbildlich handeln.

Schließlich wollen wir die Perspektive für Langzeitarbeitslose in
Deutschland verbessern. Dazu schaffen wir einen sozialen Arbeitsmarkt für
diejenigen, die schon länger ohne Erfolg einen Arbeitsplatz suchen.

Wenn es etwas gibt, das alle Bürgerinnen und Bürger unseres Landes - so
verschieden sie sind - verbindet, dann ist das die Erwartung, dass der
Staat elementare Güter wie Bildung, Sicherheit, Gesundheitsversorgung und
Infrastruktur bereitstellt. Mehr Netto vom Brutto ist zwar wichtig. Aber
ebenso wichtig sind die Qualität und der Zugang zu gemeinsamen Gütern und
Dienstleistungen. Auch diese leisten einen wichtigen Beitrag dazu, dass das
Leben planbar und bezahlbar bleibt.

Für das Ziel einer guten Kita stellen wir mehr Geld bereit. Damit
entsprechen wir der Erwartung von Eltern an eine gute Kita. Sie soll
ordentlich ausgestattet sein und möglichst auch gebührenfrei.

Unsere Bürgerinnen und Bürger müssen dort, wo sie arbeiten, auch leben
können. Dazu gehört bezahlbarer Wohnraum. Wir erleben, dass immer mehr
Menschen in die Städte ziehen. Eine natürliche Folge der Bewegung in die
Metropolen ist ein wachsender Druck auf die Wohnungs- und Mietkosten. Wir
wollen aber keine Situation wie in London, Paris oder New York, wo sich nur
Reichere ein Leben in angemessenem Wohnraum in den Städten leisten können.
Darum investieren wir in den kommenden Jahren zwei Milliarden Euro in den
sozialen Wohnungsbau und nutzen die gleiche Summe für weitere
Förderinstrumente wie das Baukindergeld.

Es geht schließlich auch um eine langfristige Verlässlichkeit des
Sozialstaats. Niemand bestreitet, dass die demografische Entwicklung eine
Herausforderung ist. Sie ist es. Und doch helfen uns abstrakte Diskussionen
über eine vermeintliche demografische Zeitbombe nicht weiter. Entscheidend
ist, dass wir eine hochproduktive Ökonomie mit hoher Erwerbsbeteiligung
haben. Das ist die wichtigste Basis dafür, dass sich die Lebensleistung
auch in der Alterssicherung widerspiegeln kann.

Mit den Verbesserungen bei der Erwerbsminderungsrente, der Mütterrente und
der Stabilisierung der Beitragssätze und des Rentenniveaus leisten wir dazu
einen Beitrag. Das Weitere für die Zukunft werden wir in der verabredeten
Rentenkommission besprechen. Das ist keineswegs nur eine Sache der fernen
Zukunft: Noch in dieser Legislaturperiode wird die Finanzplanung ja auch
die Jahre 2025 und 2026 umfassen. Da wird man die Entscheidung, die wir zu
treffen haben, wiederfinden.

All dies werden wir uns nur leisten können, wenn wir gleichzeitig in die
Innovation, die Infrastruktur und somit das Wachstum von morgen
investieren. Die Marke "Made in Germany" steht weltweit für Qualität und
Verlässlichkeit. Damit das so bleibt und Deutschland weiterhin zu den
Spitzenreitern der Volkswirtschaften zählt, stellt der Bund bis 2022
zusätzliche 2,8 Milliarden Euro für Forschung und Entwicklung zur
Verfügung.

Wir wollen auch die digitale Infrastruktur verbessern und ausbauen.
Schnelles Internet soll nicht davon abhängen, ob man in den Städten oder
auf dem Land wohnt. Wir werden einen Digitalfonds einrichten, mit dem wir
den Breitbandausbau fördern: Zum Beispiel ist das Projekt "Digitale Schule"
zu nennen. Unsere Schülerinnen und Schüler können somit von einem
verbesserten IT-Ausstattungsniveau profitieren. Der Fonds wird künftig über
die Erlöse aus der Versteigerung von 5G-Lizenzen finanziert werden. Bis es
so weit ist, werden wir den zusätzlichen Spielraum aus der aktuellen
Steuerschätzung nutzen und bereits in diesem Jahr 2,4 Milliarden Euro als
Anschubfinanzierung in den Fonds investieren.

Unsere Wirtschaft braucht eine solide, moderne Infrastruktur - Straßen,
Wasserstraßen und Logistik. Darum erhöhen wir auch die Investitionen in die
Infrastruktur unseres Landes.

Um es noch einmal zu sagen: Die Investitionen des Bundes steigen in der
Zukunft. Aber zugleich möchte ich darauf hinweisen, dass nicht alles, was
nicht als Investition ausgewiesen wird, einfach nur konsumtiv ist. Wenn wir
Familien unterstützen, kann dies auch ein Beitrag zur Steigerung der
Erwerbsbeteiligung von Frauen sein. Und alles, was wir jetzt tun, um
Flüchtlinge in den Arbeitsmarkt zu integrieren, ist nicht nur sozial
geboten, sondern auch Teil einer Antwort auf den Mangel an Fachkräften.

Wir investieren also in den sozialen Zusammenhalt und in die Zukunft
unseres Landes. Wir wollen insbesondere die Länder und Kommunen finanziell
stärker unterstützen, damit sie ihren Beitrag hierzu ebenfalls leisten
können. Dazu haben wir zusammen mit dem Bundeshaushalt im Kabinett
Änderungen des Grundgesetzes auf den Weg gebracht. Diese
Grundgesetzänderungen sind die Vorboten einer Trendwende. Bund, Länder und
Gemeinden packen zentrale Zukunftsaufgaben zukünftig gemeinsam an. Damit
ermöglichen wir mehr Investitionen in Schulen, in Wohnungen und in den
Bereich des öffentlichen Personennahverkehrs. So kann sich der Bund direkt
an der Digitalisierung und Sanierung von Schulen, am Ausbau der
Ganztagsbetreuung in Schulen sowie am Bau und an der Sanierung von Schienen
für U- und S-Bahn beteiligen. Wir brauchen für diese Änderung des
Grundgesetzes eine Zweidrittelmehrheit. Ich bitte daher alle Fraktionen
dieses Hauses um Unterstützung.

Ein sozial gerechtes Deutschland ist auch ein Deutschland, in dem
Sicherheit für alle gewährleistet ist, gerade für die Bürgerinnen und
Bürger, die besonders darauf angewiesen sind. Deswegen erhöhen wir auch
hier die Mittel, und wir stellen mehr Polizisten ein. Die Ausgaben für die
innere Sicherheit haben wir im zweiten Entwurf für den Haushalt 2018
gegenüber dem ersten Entwurf noch einmal erhöht.

Deutschland steht auch zu seiner internationalen Verantwortung. Für die
Jahre 2019 bis 2022 planen wir mit Verteidigungsausgaben in Höhe von 173
Milliarden Euro. Auch die direkten Aufwendungen für die
Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe werden angehoben. Die 
ODA-anrechenbaren Ausgaben für die humanitäre Hilfe im Auswärtigen Amt wurden
auf rund 1,5 Milliarden Euro erhöht. Damit wird die ODA-Quote 2018
voraussichtlich auf dem Niveau von 2017 gehalten, wie das von der Regierung
auch beabsichtigt ist.

Unsere Verpflichtungen für Sicherheit und Verteidigung bilden sich nicht
nur in der Höhe finanzieller Mittel, sondern auch in den Zielen und in den
Ergebnissen ab, die wir damit erreichen. Ein verteidigungspolitisches
Konzept wird nicht schon dadurch gut, dass es teuer ist. Die internationale
Sicherheitspolitik ist nicht dann erfolgreich, wenn sie ständig mehr
kostet, sondern dann, wenn sie Sicherheit garantiert und Verlässlichkeit
schafft. Nur dann können wir auch die Bürgerinnen und Bürger überzeugen.
Klar ist, dass damit aber natürlich auch verbunden ist, dass die
Aufwendungen steigen werden, wie wir es ja auch vorgesehen haben.

Eine wesentliche Säule unserer Sicherheitspolitik ist eine aktive Friedens-
und Entwicklungspolitik. Sie wird nicht allein mit Verteidigungsausgaben
erreicht, sondern auch durch Diplomatie, Gespräche, humanitäre Hilfe und
Entwicklungshilfe und auf der Basis des Rechts. Dazu gehören auch
verlässliche und verbindliche Abkommen. Ich habe es schon gesagt: Die
Kündigung des Atomabkommens mit dem Iran durch Präsident Trump gefährdet
das Vertrauen in vereinbartes Recht. Sie gefährdet auch den Frieden im
Nahen Osten, den wir erreichen wollen. Die Sicherheitslage wird noch
angespannter, wenn Sanktionen einseitig wieder in Kraft gesetzt werden. Das
hat auch Folgen für die wirtschaftliche Entwicklung und die Sicherheitslage
in der Region.

Ich habe bisher vor allem über Ausgaben geredet. Wir wollen aber auch eine
gerechte Gestaltung auf der Einnahmeseite. Neben der gezielten
Einkommensverbesserung für Arbeitnehmer und Familien gehört zu einer sozial
gerechten Finanzpolitik, dass die gemeinsamen Aufgaben gemeinsam finanziert
werden und Steuern dem Prinzip der Leistungsfähigkeit folgen, natürlich
ohne dabei den internationalen Wettbewerb aus dem Auge zu verlieren. Wir
werden darum die steuerpolitischen Entwicklungen anderswo auf der Welt
genau beobachten und zusammen mit unseren Partnern in Europa, allen voran
Frankreich, die richtigen Antworten finden. Dabei schauen wir, wie wir eine
gemeinsame Bemessungsgrundlage und Mindestsätze bei der
Unternehmensbesteuerung hinbekommen können. Wir wollen auch, dass es bei
der Besteuerung fair zugeht. International setzen wir uns dafür ein, dass
wir zu einer modernen und funktionierenden Besteuerung des digitalen
Marktes kommen. Hier sind kluge Lösungen gefragt, die allerdings nicht alle
auf der Hand liegen.

Wir wollen die Arbeiten gegen Steuerhinterziehung und Steuervermeidung
weiter vorantreiben, international wie national. Auch das leistet einen
Beitrag zum Zusammenhalt. Wie wollen wir den Bürgerinnen und Bürgern dieses
Landes und der großen Mehrheit der Unternehmen glaubhaft vermitteln, dass
sie regelmäßig ihre Steuern zahlen sollen, wenn manche Wohlhabendere und
manche Unternehmen ihren fairen Anteil nicht bezahlen, wenn jedes Jahr in
Deutschland Milliardenbeträge am Fiskus vorbeigeschleust werden, Geld, das
in eine Verbesserung des täglichen Lebens von Bürgerinnen und Bürgern hätte
investiert werden können? Bei alldem geht es nicht nur um eine Frage der
Fairness; es ist auch eine Frage der Gerechtigkeit.

Wir haben in den letzten Wochen und Monaten lange über die Zukunft unseres
Landes debattiert. Jetzt ist es die Aufgabe, konkret zu handeln. Wenn wir
den von mir vorgeschlagenen Dreiklang aus Solidität, sozialer Gerechtigkeit
und Zukunftsorientierung ernst nehmen, müssen wir diese drei Prinzipien in
Einklang bringen; dann helfen uns immer neue Forderungen, sei es aus
Ideologie, sei es aus Partikularinteresse, nicht viel weiter. Wir müssen
das, was wir tun, vor allem daran prüfen: Verbessert es die Lebenslage der
Bürgerinnen und Bürger jetzt und auch in der Zukunft?

Wir müssen und werden in die digitale Zukunft investieren. Dann müssen wir
aber auch die Gewinner der digitalen Wirtschaft dazu bewegen, einen Beitrag
zu leisten. Und wir brauchen neue Sicherheiten für die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer im digitalen Wandel.

Wir wollen und werden die Nettoeinkommen verbessern, vor allem der Bezieher
unterer und mittlerer Einkommen. Aber wir brauchen ebenso Investitionen und
Mittel, um wichtige Güter wie Bildung, Wohnraum und Infrastruktur
bereitzustellen.

Wir wollen und werden unsere Verantwortung in Europa und der Welt
wahrnehmen. Aber wenn wir dies ernst meinen, geht das nicht zum Nulltarif.
Ich bin der Überzeugung, dass die neue Bundesregierung mit diesem Haushalt
und der Finanzplanung einen Weg geht, der klug und ausgewogen ist. Er ist
solide, gerecht und zukunftsorientiert.

 * 

Quelle:

Bulletin 50-1 vom 15. Mai 2018

Rede des Bundesministers der Finanzen, Olaf Scholz,

zum Haushaltsgesetz 2018 und zum Finanzplan des Bundes 2017

bis 2021 vor dem Deutschen Bundestag am 15. Mai 2018 in Berlin

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





GENDER/052: White Ladies auf Turtle Island - Ansätze trans*feministischer Kritik (frauen*solidarität)


frauen*solidarität - Nr. 143, 1/18

White Ladies auf Turtle Island

Ansätze trans*feministischer Kritik

von Hanna Hacker



Chamindra Weerawardhana, engagierte trans*feministische
Aktivistin(1), srilankesische Politikwissenschaftlerin, derzeit
Universität Belfast, stellte am 25. Jänner 2018 Analysen und Thesen
zur Politik eines "transfeminism of colour" zur Diskussion. Eine
Veranstaltung des Referats Genderforschung der Universität Wien in
Kooperation mit der Frauen*solidarität.


Vor rund 80 Zuhörer*innen und moderiert von Sushila Mesquita
(Uni Wien) umriss Chamindra Weerawardhana vieles von dem, was nicht
oft genug gesagt werden kann; was umkämpftes Terrain geblieben ist und
sich nur sehr langsam ändert: In globaler Perspektive dominieren die
Frauen*bewegungen des Nordens, deren Selbstverständnis oft ungebrochen
west-zentristisch erscheint; Feminismus ist weiterhin imperial.
LGBTQIA-Aktivismus zeigt sich als in starkem Maße cis-normativ(2),
männlich und weiß strukturiert, und auch viele Trans*Gender-Kontexte
schließen Schwarze und andere minoritäre Positionierungen eher aus
denn ein.


Was bedeutet Trans*Feminismus?

Trans*Feminismus kann als trans*inklusiver Feminismus definiert werden
und zugleich als Kritik an cis-feministischer Bewegungsgeschichte und
-gegenwart. Chamindra Weerawardhana geht von einer nicht-weißen
Perspektive aus und begreift, wie ihr Vortrag verdeutlichte,
Trans-Women-of-Colour-Feminismus gleichsam als dezentrierende,
herrschaftskritische, mobilisierende Kraft. Diese baut auf dem Wissen
um Überlebensstrategien auf, wie es Grassroots-Communities entfaltet
haben, versteht sich selbstverständlich als intersektionell, verbündet
sich also mit Kämpfen gegen verschiedenste Diskriminierungen und
stützt sich stark auf indigene Erfahrungen mit Widerstand und
dekolonialem Denken. Black Feminism mit Protagonist*innen wie Audre
Lorde und Angela Davis spielt hier eine bedeutende Rolle; umgekehrt
ist die Black-Lives-Matter-Bewegung ohne trans*feministische
Beteiligung nicht denkbar. Insbesondere anhand zweier politischer
Themen präsentierte die Vortragende ihre trans*feministische
Women-of-Colour-Kritik, nämlich am Beispiel der reproduktiven Rechte
und am Beispiel der Strukturen inter- bzw. trans- und multinationaler
Organisationen.


Reproduktionspolitik und Trans*Personen

Das Feld der reproduktiven Rechte und der "reproductive justice"
umfasst ja vor allem Rechte bezüglich Verhütung, Abtreibung und
selbstbestimmter Elternschaft und ist damit bekanntlich stark von
Kirchen und Religionen reglementiert. Trans*Personen sind hier
spezifisch betroffen, eingeschränkt oder ausgegrenzt. Bis vor sehr
kurzem wurden in vielen europäischen Ländern Trans*Personen gleichsam
zwangssterilisiert, ehe sie offiziell transitionieren konnten.
Reproduktive Rechte von Trans*Männern stehen ebenso selten zur Debatte
wie das gesamte Thema der Trans-Elternschaft.

Indigene Personen aus Gesellschaften mit alternativen Genderpositionen
- dritte, vierte oder ganz "andere" Geschlechter, etwa die samoischen
Fa'afafine auf Samoa, die Hijras in Indien, die Two-Spirits der Native
Americans - erscheinen aus reproduktiven Ordnungen und deren
politischen und rechtlichen Fragen als gänzlich ausgeschlossen.
Cis-normative Reproduktionspolitik verbindet sich vielfach mit
imperialen, kolonialistischen Strategien. So sind die meisten
Personen, die bei Geburten sterben, "ethnisch" minorisiert, nämlich
Migrant*innen in westlichen Industrieländern und indigene Frauen*,
beispielsweise Adivasi in Indien.


Kein Ende der globalen Ausbeutung?

Transnationale NGOs ebenso wie multinationale Institutionen im Umfeld
der UNO sind ein sehr plastisches Beispiel für Verquickungen von
weißer Dominanz, Cis-Normativität, männlicher Dominanz und globaler
Hegemonie und damit notwendige Ansatzpunkte für trans*feministische
Kritik. Organisationen der internationalen Politik setzen binäre
Genderverständnisse fort oder durch und lassen wenig bis keinen Raum
für indigene alternative Genderidentifikationen oder -transgressionen.
Chamindra Weerawardhana sieht diesen Zugang auch nicht aufgebrochen
durch die vor kurzem erfolgte, international breit akklamierte
Einsetzung eines*einer SOGIESC-Experte*n der UNO. SOGIESC steht für
"Sexual Orientation, Gender Identity and Expression, and Sex
Characteristics".

Die großen Verbände des LGBT-Aktivismus ihrerseits müssen als weiß,
westlich und cis-dominiert gelten, und auch sie reproduzieren
Verhältnisse einer kolonial respektive neokolonial produzierten
globalen Ausbeutung. Bei internationalen Konferenzen versammeln
Delegierte sich in luxuriösem Ambiente und reden über die Armut auf
der Welt - und von solchen Inszenierungen sind auch
Großveranstaltungen etwa der ILGA, also der großen, gut etablierten
"International Lesbian, Gay, Bisexual, Trans and Intersex
Association", nicht ausgenommen. Hierarchische Strukturen gehen
unausweichlich damit einher.

Auch dies veranschaulichte Chamindra Weerawardhana anhand der ILGA und
ihrer Transgender-Sektion sowie am Beispiel der neoliberalen und von
"Westernizing" durchzogenen Ausrichtung von LGBTQIA-Verbänden in Sri
Lanka. Solidarisierungsprozesse und der Aufbau einer solidarischen
Bewegung würden auf diese Weise verhindert oder doch massiv erschwert.
In der Diskussion warf Sushila Mesquita, Moderator*in der
Veranstaltung, die Frage auf, ob Universitäten und generell der
Wissenschaftsbetrieb denn überhaupt dekolonialisiert werden könnten,
seien sie doch zutiefst eingelassen in globale Herrschaftsbeziehungen.
Chamindra Weerawardhanas Resümee war eher positiv: Trans*- und
queerfeministische Unterstützungsnetzwerke und eine radikale
Veränderung der Produktion und Verbreitung von Wissen seien nicht nur
notwendig, sondern auch machbar. Ich persönlich nehme von diesem Abend
die Freude mit, eine eindrucksvolle Vortragende erlebt zu haben, und
voll Entzücken die von ihr durchgängig verwendete, aus indigener
Tradition stammende Bezeichnung "Turtle Island" für die USA und
Kanada: auch dies ein spannender Zugang zum Potenzial eines
nicht-weißen, trans*feministischen, dezentrierenden und
dekolonialisierenden Perspektivenwechsels.


ANMERKUNGEN:

(1) Da die Vortragende selbst "trans" und auch, soweit sie von sich
selbst spricht, "woman" ohne Asterisk (das Sternchen) schreibt,
übernehme ich das, wenn ich sie direkt - und aus dem Englischen
- zitiere. In anderen Passagen dieses Artikels schreibe ich "trans*",
"trans*feministisch" etc. mit Sternchen, weil sich das jedenfalls in
deutschsprachigen Texten so durchzusetzen begonnen hat.

(2) Mit "Cis-Normativität" ist die Bestärkung der gesellschaftlich
vorherrschenden Norm des Nicht-Trans*-Seins gemeint und die
Unsichtbarmachung von Trans*Identifikationen, Trans*Politiken etc.


LESETIPP:

Ch. Weerawardhana (2018): Profoundly Decolonizing? Reflections on a
Transfeminist Perspective of International Relations. In: Meridians.
Feminisms, Race, Transnationalism, 16, 1, S. 184-213 (in der
C3-Bibliothek erhältlich)


ZUR AUTORIN:

Hanna Hacker ist Soziologin, Historikerin und
Entwicklungswissenschaftlerin mit Arbeitsschwerpunkten in
feministischer, postkolonialer und queerer Theorie.
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ARBEIT/2816: 44 Prozent der Betriebe würden auch Langzeitarbeitslose einstellen (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 15.05.2018

44 Prozent der Betriebe würden auch Langzeitarbeitslose einstellen



44 Prozent der Betriebe sind prinzipiell dazu bereit,
langzeitarbeitslosen Bewerbern im Einstellungsprozess eine Chance zu geben.
34 Prozent der Betriebe würden nur Bewerber in Betracht ziehen, die weniger
als ein Jahr arbeitslos waren. 14 Prozent der Betriebe würden arbeitslose
Bewerber gar nicht berücksichtigen, geht aus einer Arbeitgeberbefragung des
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) hervor. Knapp zehn
Prozent der Betriebe machten dazu bei der Befragung keine Angaben.

Aus Sicht der Personalverantwortlichen ist Zuverlässigkeit der wichtigste
Faktor für die Neueinstellung Langzeitarbeitsloser. Die fachliche
Qualifikation kommt erst danach.

Insgesamt werden die arbeitsrelevanten Eigenschaften Langzeitarbeitsloser
von den Betrieben schlechter eingeschätzt als bei anderen Arbeitslosen.
Die Teamfähigkeit und die soziale Kompetenz bewerten die Betriebe zwar
auch bei Langzeitarbeitslosen mehrheitlich positiv. Bei der
Zuverlässigkeit, der Motivation und der fachlichen Qualifikation
Langzeitarbeitsloser gilt dies jedoch nur für rund vier von zehn
Betrieben, bei der Belastbarkeit für knapp drei von zehn. Die
entsprechenden Einschätzungen der Betriebe für Arbeitslose, deren
Arbeitslosigkeit weniger als ein Jahr andauert, fallen dagegen zu rund 80
bis 90 Prozent positiv aus. Durch Qualifizierungsmaßnahmen sowie durch das
Training arbeitsrelevanter Soft Skills ließen sich aus Sicht der
Arbeitgeber die Beschäftigungschancen Langzeitarbeitsloser verbessern.

In Betrieben, die Schwierigkeiten haben, ihre freien Stellen zu besetzen,
sind die Beschäftigungschancen Langzeitarbeitsloser höher als in anderen
Betrieben. "Daher könnte es sich bei der Stellenvermittlung lohnen, diese
Betriebe noch stärker zu adressieren", schreiben die IAB-Forscher Martina
Rebien und Thomas Rothe. Die Studie zeigt zudem, dass die Bereitschaft der
Betriebe, Langzeitarbeitslose bei den Bewerbungen zu berücksichtigen, seit
2011 um elf Prozentpunkte zugenommen hat. Damals waren erst 33 Prozent der
Betriebe dazu bereit.

Die IAB-Studie beruht auf der IAB-Stellenerhebung, einer regelmäßigen
Befragung von mehr als 10.000 Betrieben.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2018/kb1218.pdf

https://twitter.com/iab_news

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 

Wolfgang Braun, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1662: Tarifrunde T-Systems - Kein Angebot, kein Fortschritt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
16. Mai 2018

Tarifrunde T-Systems: Kein Angebot, kein Fortschritt - ver.di
kritisiert Mauertaktik der Arbeitgeber



Berlin - Im Tarifkonflikt zwischen der T-systems und der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) ist die dritte Verhandlungsrunde
für die rund 11.000 Tarifbeschäftigten am Dienstagabend vorzeitig
beendet worden. "Solange die Arbeitgeberseite mauert, macht es für
uns keinen Sinn, die Verhandlungen fortzusetzen", sagte
ver.di-Verhandlungsführer Michael Jäkel. Daher sei auch die für
nächste Woche geplante vierte Tarifverhandlungsrunde abgesagt worden.
Diese sei nun für Anfang Juni in Aussicht gestellt worden.

Die Arbeitgeber weigerten sich in der dritten Verhandlungsrunde, ein
Angebot vorzulegen. Statt dessen versuchten sie, Themen der
Tarifrunde mit der geplanten "Neuausrichtung" der T-Systems zu
verknüpfen. Parallel zur Tarifrunde finden derzeit
Erörterungsgespräche zwischen den Arbeitgebern, den
Arbeitnehmervertretern in den Aufsichtsräten, den Betriebsratsgremien
und ver.di über die von den Arbeitgebern geplante "Neuausrichtung"
der T-Systems statt. Ausgangspunkt der Gespräche war, dass ver.di die
arbeitgeberseitig geplante Zerschlagung der T-Systems ablehnt. Der
Ausgang der Gespräche ist ungewiss.

"Das aktuelle Arbeitgeberverhalten provoziert und lässt vollkommen
offen, wie eine Einigung in der laufenden Tarifrunde aussehen kann",
kritisierte ver.di-Verhandlungsführer Jäkel. "Wir erwarten endlich
ein einigungsfähiges Angebot. Die arbeitgeberseitigen Versuche, eine
Neuausrichtung der T-Systems zu Lasten der Kollegen und Kolleginnen
durchzuführen, lehnen wir entschieden ab."

Die nun entstandene Verhandlungssituation wird ver.di in den
zuständigen Gremien bewerten und das weitere Vorgehen festlegen. Die
Gewerkschaft ver.di fordert für die tarifgebundenen Beschäftigten
eine Entgelterhöhung von 5,5 Prozent bei einer Laufzeit von zwölf
Monaten.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 16.05.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/801: Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im Mai 2018 (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 15. Mai 2018

Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im Mai 2018




	Der Aufschwung der deutschen Wirtschaft setzte sich im ersten Quartal 2018 fort. Die Konjunktur schwächte sich zwar etwas ab, hierbei waren aber auch Sondereffekte maßgeblich. Der Aufschwung bleibt intakt.

	Das Produzierende Gewerbe legt im ersten Quartal eine Verschnaufpause ein. Die industriellen Auftragseingänge waren sogar rückläufig. Das Geschäftsklima bleibt aber überdurchschnittlich gut.

	Die Konsumnachfrage der privaten Haushalte bleibt rege. Der Handel zeigt sich angesichts guter Rahmenbedingungen zuversichtlich.

	Die weiterhin hohe Nachfrage nach Arbeitskräften in weiten Teilen der Wirtschaft sorgt für eine stetig steigende Beschäftigung. Die Herausforderungen für Arbeitgeber bei der Mitarbeitersuche bleiben groß. Die Verringerung der höheren Arbeitslosigkeit in strukturschwachen Gebieten und die Langzeitarbeitslosigkeit bleiben Aufgaben.



Die deutsche Wirtschaft ist auch im ersten Quartal des Jahres 2018
gewachsen. [1] Das Bruttoinlandsprodukt erhöhte sich preisbereinigt um
0,3 Prozent gegenüber dem Vorquartal. [2] Die Rate liegt
erwartungsgemäß unter dem für die deutsche Wirtschaft recht hohen
durchschnittlichen Quartalswachstum von 0,7 Prozent im Jahr 2017. Die
Nachfrage nach industriellen Produkten sowohl aus dem Inland als auch
aus Ländern außerhalb des Euroraums fiel geringer aus als im
Vorquartal und senkte die Exporte. Hinzu kamen einige Sondereffekte,
die vorübergehend dämpfend wirkten. Neben der Grippewelle, den
vermehrten Streiks und der frühen Lage der Osterferien dürfte sich die
vorläufige Haushaltsführung des Bundes spürbar ausgewirkt haben. Die
Gründe für die schwächere Auslandsnachfrage sind sicherlich
vielfältig. Inwieweit hierzu eine mögliche Verunsicherung durch die
seit Beginn des Jahres schärferen außen- und handelspolitischen Töne
der Regierung der Vereinigten Staaten beitrug, ist derzeit noch schwer
zu beurteilen. Insgesamt bleibt der Aufschwung der deutschen
Wirtschaft aber intakt. Die Weltwirtschaft ist weiterhin grundsätzlich
in guter Verfassung und die deutsche Wirtschaft bleibt, wenn man zum
Beispiel ihre Nachfrage nach Arbeitskräften zugrunde legt, auf
Wachstum ausgerichtet. Die einschlägigen Geschäftsklimaindikatoren
sind zwar nicht mehr ganz so positiv wie zum Jahreswechsel, ihr
überdurchschnittliches Niveau spricht aber deutlich für die
Fortsetzung des Aufschwungs, wenn vielleicht auch mit etwas
angepasster Dynamik.

Die Weltwirtschaft expandiert trendmäßig mit hohem Tempo. Die
Weltindustrieproduktion startete allerdings mit wenig Dynamik in das
neue Jahr, lag im Februar dennoch um 3,9 Prozent über dem Niveau des
Vorjahres. Die stärksten Impulse kommen über ein Jahr gesehen von den
asiatischen Schwellenländern, die Produktion der entwickelten
Volkswirtschaften wurde aber ebenfalls spürbar ausgeweitet. Die
weiteren Aussichten für den regional breit angelegten globalen
Aufschwung bleiben positiv, auch wenn sich sein Wachstumstempo kaum
mehr steigern dürfte. Der globale Markit Einkaufsmanagerindex erhöhte
sich im April und lag deutlich in seiner Wachstumszone. Das ifo
Weltwirtschaftsklima indes schwächte sich im zweiten Quartal,
insbesondere hinsichtlich der Geschäftserwartungen, ab. IWF und OECD
rechnen für die Weltwirtschaft für die Jahre 2018 und 2019 mit einem
Wachstum von jeweils 3,9 Prozent.

Die deutschen Ausfuhren von Waren und Dienstleistungen haben sich
angesichts des weniger dynamischen außenwirtschaftlichen Umfelds
zuletzt schwächer entwickelt. Sie gingen im ersten Quartal 2018
gegenüber dem Vorquartal in jeweiligen Preisen um 0,3 Prozent zurück.
Auch die ifo Exporterwartungen im Verarbeitenden Gewerbe sind im April
weiter gesunken. Dabei könnte die aktuelle Handelspolitik der USA eine
Rolle gespielt haben. Die nominalen Importe von Waren und
Dienstleistungen haben sich im ersten Quartal gegenüber dem Vorquartal
nicht verändert. Sie dürften angesichts der steigenden Binnennachfrage
im weiteren Verlauf aufwärtsgerichtet bleiben.

Die Industrie startete verhalten in das neue Jahr. Ihre Produktion
nahm im gesamten ersten Quartal lediglich um 0,1 Prozent gegenüber dem
Vorquartal zu, trotz Anstieg um 1,0 Prozent im März. Die Produktion im
Baugewerbe stieg im März um 0,6 Prozent und im gesamten ersten Quartal
ebenfalls nur um 0,1 Prozent. Während innerhalb der Industrie die
Investitionsgüter im ersten Quartal um 0,2 Prozent und die Konsumgüter
um 2,0 Prozent zulegten, wurde die Produktion von Vorleistungsgütern
um 0,9 Prozent zurückgenommen. Die Auftragseingänge im Verarbeitenden
Gewerbe verzeichneten im März ein Minus von 0,9 Prozent, was vor allem
auf einen geringeren Anteil von Großaufträgen zurückging. Im gesamten
ersten Quartal wurden sogar 2,4 Prozent weniger Aufträge registriert.
Sowohl die Nachfrage aus dem Inland (-2,1 Prozent) als auch vor allem
die aus Staaten außerhalb des Euroraums (-3,6 Prozent) war rückläufig.
Der Aufschwung in der Industrie bleibt aber intakt, zumal im ersten
Quartal Sondereffekte wie vermehrte Streiks, die Grippewelle sowie die
Lage der Osterfeiertage die Produktion gedämpft haben dürften. Das
außenwirtschaftliche Umfeld ist insgesamt positiv, der Auftragsbestand
auf Rekordniveau und das Geschäftsklima überdurchschnittlich gut. Auch
vom Bauhauptgewerbe kommen eher positive Nachrichten. Nach einer
ruhigeren Phase wird die Erzeugung im Produzierenden Gewerbe daher
wieder Fahrt aufnehmen.

Die Indikatoren für den privaten Konsum sind zwar gemischt, zeichnen
insgesamt aber ein leicht positives Bild. Die Umsätze im Einzelhandel
gingen im März zwar nochmal um 0,6 Prozent zurück. Damit ergab sich
für das erste Quartal ein Minus zum Vorquartal von 0,8 Prozent. Die
Zahl der Neuzulassungen von Kraftfahrzeugen insbesondere bei den
privaten Haltergruppen entwickelt sich im ersten Quartal demgegenüber
sehr günstig. Das ifo Geschäftsklima für den Einzelhandel hat sich im
April wieder etwas aufgehellt, der prognostizierte GfK-
Konsumklimaindex für Mai ging dagegen leicht zurück. Beide Indikatoren
bewegen sich auf überdurchschnittlichem Niveau. Angesichts der
günstigen Einkommens- und Beschäftigungsentwicklung dürfte der private
Konsum daher weiter zum Wachstum beitragen.

Die positiven Entwicklungen am Arbeitsmarkt setzen sich mit der
üblichen Frühjahrsbelebung fort. Die Frühindikatoren signalisieren
auch nach dem jüngsten leichten Dämpfer eine weiterhin hohe Nachfrage
der Unternehmen nach Arbeitskräften. Im März nahm die Erwerbstätigkeit
saisonbereinigt um 32.000 Personen zu und auch auf Jahressicht blieb
der Beschäftigungszuwachs (+1,4 Prozent) sehr hoch. Der Zuwachs bei
der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung war im Februar nicht
mehr so hoch wie in den Vormonaten, aber nach wie vor sehr kräftig
(+53.000 Personen). Die Zahl der Arbeitslosen sank im April weiter und
unterschritt nach den Ursprungszahlen die Marke von 2,4 Mio. Personen.
Gegenüber März ging sie um 7.000 Personen zurück. Die
Unterbeschäftigung, die zudem Personen in entlastenden
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und in kurzfristiger
Arbeitsunfähigkeit berücksichtigt, nahm stärker ab. Die Eindämmung der
Langzeitarbeitslosigkeit und die höhere Arbeitslosigkeit in
strukturschwachen Gebieten bleiben als Herausforderungen bestehen.

Hinweis:

Eine ausführliche Darstellung und Kommentierung der wirtschaftlichen
Lage und Entwicklung wird in der Juni-Ausgabe des Monatsberichts
"Schlaglichter der Wirtschaftspolitik" veröffentlicht. Diese Ausgabe
wird voraussichtlich in der 22. Kalenderwoche 2018 auf der
Internetseite des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie zu
finden sein.

[1] In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 15. Mai 2018
vorlagen. Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um
Veränderungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis
preisbereinigter und kalender- und saisonbereinigter Daten.

[2] Pressemitteilung des Statistischen Bundesamts vom 15. Mai 2018.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 15. Mai 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de 
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UNTERNEHMEN/2715: Einsatzbereitschaft deutscher Unternehmen groß, aber Potenzial nicht ausgeschöpft (idw)


Bertelsmann Stiftung - 15.05.2018

Einsatzbereitschaft deutscher Unternehmen groß, aber Potenzial nicht
ausgeschöpft



Zwei von drei deutschen Unternehmen engagieren sich für gesellschaftliche
Belange. Nur Arbeitsplätze zu schaffen und Steuern zu zahlen, reicht ihnen
nicht aus: Sie engagieren sich über gesetzliche Vorgaben hinaus -
beispielsweise für ihre Region oder eine gelungene Integration. Die
sogenannten "Corporate Citizens" könnten noch effektiver dabei
mitarbeiten, gesellschaftliche Herausforderungen zu bewältigen.Das
Problem: Ihr Engagement ist nicht professionalisiert und wird oft nicht
anerkannt.


Gütersloh, 15. Mai 2018. Für knapp zwei Drittel der Unternehmen in
Deutschland ist regelmäßiges gesellschaftliches Engagement gelebte Praxis.
Neun von zehn Unternehmensvertretern sind der Meinung, Unternehmen sollten
als Vorbilder wieder stärkere Verantwortung für die Gesellschaft
übernehmen. Doch die meisten Firmen professionalisieren ihren sozialen
Einsatz nicht. Ein Grund könnte die fehlende Anerkennung von Gesellschaft
und Politik sein. Das ist ein Ergebnis einer repräsentativen Umfrage in
der deutschen Wirtschaft, die der Stifterverband in Zusammenarbeit mit der
Bertelsmann Stiftung und weiteren Partnern durchgeführt hat. In der Studie
wurden erstmals mehr als 100.000 zufällig ausgewählte Unternehmen zu ihrem
gesellschaftlichen Engagement befragt. Mehr als 7.000 von ihnen haben
geantwortet.


Großes Engagement in der Deutschen Wirtschaft - aber Ziele und
Strategien fehlen

Als wichtige gesellschaftliche Herausforderungen vor Ort benennen die
Unternehmen eine ganze Reihe von Themen: die Gestaltung einer lebenswerten
Region (18 Prozent), die Folgen des demografischen Wandels (15 Prozent),
gelungene Integration (14 Prozent), die Reduzierung von Armut (zwölf
Prozent) sowie der Schutz von Klima und Umwelt (zehn Prozent).

Die am weitesten verbreitete Form, sich gesellschaftlich zu engagieren,
ist die Geldspende (80 Prozent). Auf Platz zwei rangieren Sachspenden (70
Prozent), gefolgt von Mitarbeiterfreistellungen (56 Prozent). Doch die
Daten zeigen: Die meisten Werte halbieren sich bei der Frage: Was davon
passiert regelmäßig? Großunternehmen nutzen diese und weitere
Engagementformen wie eine nachhaltige Geldanlage oder eigene
gesellschaftliche Projekte unter Einbindung der eigenen Mitarbeiter. Sie
engagieren sich somit zielorientierter als kleinere Unternehmen, und das
vor allem im Bildungs- oder Wissenschaftsbereich. Bei kleineren
Mittelständlern ist die Entscheidung für den gesellschaftlichen Einsatz
dagegen oftmals abhängig vom Engagement der Mitarbeiter. Sie sind vor
allem im Sport (z.B. Spende für den lokalen Fussballverein) oder im
Bereich Freizeit und Geselligkeit (z.B. Mitarbeitereinsatz auf
Bürgerfesten) aktiv.

Die Ergebnisse der Befragung zeigen, dass das Engagement der meisten
Unternehmen nicht strategisch verankert ist. Selten gibt es eine
unternehmerische Zielsetzung mit Blick auf gesellschaftliches Engagement.
Nur wenige Unternehmen wissen zudem, wie ihr Engagement wirkt: Selbst
unter großen Unternehmen mit mehr als 10.000 Mitarbeitern geben nur 16
Prozent an, dass sie ihr gesellschaftliches Engagement evaluieren.
In vielen Fällen findet Engagement außerdem in nicht kooperativen
Strukturen statt, sondern als einzelne Entscheidung des Unternehmers. Wer
regelmäßig kooperiert, tut dies mit lokalen Vereinen (48 Prozent). Die
systematische Zusammenarbeit mit anderen Unternehmen findet in den
seltensten Fällen statt (sieben Prozent).

Keine Anerkennung, bürokratische Hürden und ein fehlendes
Netzwerk

Unabhängig von der Organisationsgröße gibt die Mehrheit der befragten
Unternehmen an (76 Prozent), dass die Politik ihr Engagement nicht
anerkennt. Gerade kleinere Mittelständler würden Steuererleichterungen und
Bürokratieabbau begrüßen, damit sie ihr Unternehmensengagement stärken
können. Doch neben diesen Rahmenbedingungen appellieren die Unternehmen
auch an die Kunden, Kaufentscheidungen stärker vom gesellschaftlichen
Verhalten der Unternehmen abhängig zu machen.

Wer kann etwas ändern?

"Erfolgreiches gesellschaftliches Engagement von Unternehmern lebt von
deren intensiver Vernetzung mit der Region und seinen Bürgern sowie dem
sachbezogenen, fairen Dialog zwischen den Interessensvertretungen.
Voraussetzungen dafür sind Vertrauen und Verantwortung, Respekt und
Wertschätzung. Dann kann ein Schatz gehoben werden, mit dem die
gesellschaftlichen Herausforderungen unserer Zeit gemeistert werden und
das Unternehmen erhält ein Gesicht in der eigenen Region", so Liz Mohn,
die stellvertretende Vorstandsvorsitzende der Bertelsmann Stiftung.
Um das Potenzial des unternehmerischen Engagements stärker für die Lösung
gesellschaftlicher Herausforderungen zu nutzen, müssen unterschiedliche
Akteure handeln und Verantwortung übernehmen. Gefragt sind hier zuerst die
Unternehmen selbst, aber auch Vertreter der Politik und Zivilgesellschaft:

• Unternehmen sollten ihre Ziele auch beim Thema
Unternehmensengagement festlegen und definieren, wie diese erreicht werden
können. Im Idealfall geschieht das nicht alleine, sondern in Netzwerken.
Neben selbstorganisierten Kooperationen sollten auch die kommunalen
Wirtschaftsförderungen Maßnahmen entwickeln, um die Zusammenarbeit mit
gemeinnützigen Organisationen zu erleichtern.

• Die Bundes- und Landespolitik sollte bürokratische und fiskalische
Hürden beim gesellschaftlichen Engagement systematisch überprüfen.
Steuererleichterungen für einzelne Projekte oder der Abbau von allgemeinen
Belastungen wie aufwendige Dokumentationspflichten, schnell wechselnde
Rechtslagen, Komplexität und Besteuerung des innergemeinschaftlichen
Handels könnten erste Maßnahmen sein.

• Kunden könnten ihre Kaufentscheidungen vom gesellschaftlichen
Verhalten eines Unternehmens abhängig machen, dann würden Unternehmen auch
anders agieren.

Unter diesen Voraussetzungen können Firmen wichtige Akteure einer
vielfältigen Zivilgesellschaft werden, die weder abhängig vom Staat, noch
von der Wirtschaft ist: "Ohne die Unternehmen geht es eben nicht. Eine
starke Zivilgesellschaft braucht engagierte Unternehmen. Dabei kommt es zu
Kooperationen und auch mal zu Konfrontationen und beides ist für unser
Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell wichtig, Zusammenarbeit und
Kritikfähigkeit", so Andreas Schlüter, Generalsekretär des
Stifterverbandes.


Zusatzinformationen

Der "Corporate Citizenship Survey 2018" ist die größte bundesweit
repräsentative Befragung zum gesellschaftlichen Engagement von in
Deutschland ansässigen Unternehmen. Die Studie ist ein gemeinsames Projekt
des Stifterverbands und der Bertelsmann Stiftung. Die Befragung in Form
einer Kombination aus postalischen Anschreiben mit Online-Fragebögen wurde
im Zeitraum von September 2017 bis Januar 2018 umgesetzt. Angeschrieben
wurden rund 120.000 Unternehmen. 7368 Fragebögen konnten ausgewertet
werden. Die auf diese Weise entstandenen Daten machen Aussagen über das
Unternehmensengagement in unterschiedlichen Bundesländern,
Unternehmensgrößen, Branchen, Engagementbereichen und -themen möglich. Bei
dieser Veröffentlichung handelt es sich um eine erste Auswertung des
entstandenen Datensatzes.

Über die Bertelsmann Stiftung: Menschen bewegen. Zukunft gestalten.

Die Bertelsmann Stiftung setzt sich für eine gerechte Teilhabe aller am
gesellschaftlichen Leben ein. Sie will Bildung verbessern, Demokratie
gestalten, Gesellschaft entwickeln, Gesundheit aktivieren, Kultur leben
und Wirtschaft stärken. Durch ihr Engagement möchte sie alle Bürgerinnen
und Bürger ermutigen, sich für das Gemeinwohl einzusetzen. Die
gemeinnützige Stiftung wurde 1977 von Reinhard Mohn gegründet.

Über den Stifterverband: Bildung. Wissenschaft. Innovation.

Im Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft haben sich rund 3.000
Unternehmen, Unternehmensverbände, Stiftungen und Privatpersonen
zusammengeschlossen, um Wissenschaft und Bildung gemeinsam voranzubringen.
Mit Förderprogrammen, Analysen und Handlungsempfehlungen sichert der
Stifterverband die Infrastruktur der Innovation. Der Stifterverband ist
darüber hinaus einer der wichtigsten Förderer des Stiftungswesens in
Deutschland. Er setzt sich für eine starke und lebendige Zivilgesellschaft
ein und ermutigt und unterstützt Menschen, die sich für das Gemeinwohl
engagieren wollen.


Weitere Informationen unter:

http://www.bertelsmann-stiftung.de

http://www.stifterverband.de

http://www.cc-survey.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/news695665

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, Kristine Erdmeier, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LATEINAMERIKA/088: Brasilien - Radikale Christen versus Goethe-Institut in Porto Alegre (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

Porto Alegre: Radikale Christen versus Goethe-Institut

Von Andreas Behn



(Rio de Janeiro, 11. Mai 2018, taz) - Religiöser Groll macht dem
Goethe-Institut im südbrasilianischen Porto Alegre zu schaffen. Statt
Kulturschaffenden seien dort "Satanisten" am Werk, sie sollten ihre
"Ideologie der Hölle" weit weg aber nicht in Brasilien verbreiten, ist
im Netz zu lesen. Jede Menge Hasstiraden per Facebook und die Warnung,
dass gute Christ*innen beim Goethe-Institut nicht mehr deutsch lernen
wollen. Der sichtbare Stein des Anstoßes wurde Anfang Mai unkenntlich
gemacht: Ein Graffito auf der Außenmauer des deutschen Kulturinstituts
wurde übertüncht, samt dem Hinweis "Er ist auferstanden".

Nach Meinung der religiösen Eiferer war es ein Abbild von Jesus, das
der Graffiti-Künstler Rafael Augustaitiz an die Wand pinselte. Zu
sehen war nur ein abgeschnittener Kopf, der waagerecht auf einem
Teller liegt. Augustaitiz ist für seine provokativen Arbeiten mit
religiösen Symbolen bekannt, er will damit "spirituelle Versklavung"
und Puritanismus thematisieren. "Solche Darstellungen eines
abgeschnittenen Kopfes kommen in der westlichen Kunstgeschichte
hundertfach vor", sagt Marina Ludemann, Leiterin des Instituts in
Porto Alegre.

Das Graffito ist Teil einer Ausstellung, mit der das Goethe-Institut
just in die Debatte über Kunst oder Vandalismus eingreifen will. Bei
"Pixo/Graffiti: Parallele Realitäten" geht es um Street-Art und die
Frage, ob solche ästhetischen Interventionen den öffentlichen Raum
verunstalten. Letzteres meint beispielsweise der Bürgermeister von
São Paulo, João Doria, der gleich nach seinem
Amtsantritt Anfang 2017 unzählige Graffiti in der Stadt mit grauer
Farbe überstreichen ließ.


Grau statt bunt

Die Ausstellung, die neben den Sprüharbeiten von Augustaitiz auch
gesprayte Traumwelten des Künstlers Amaro Abreu zeigt, ist seit März
zu sehen. Doch erst ein Video auf Youtube [1] löste jetzt den
Shitstorm aus. Die Kunst wird darin als Verfolgung von Christ*innen
bezeichnet und mit Bildern aus dem Nahen Osten verglichen. Wegen
dieses "Verbrechens" solle juristisch gegen das Goethe-Institut
vorgegangen werden. Der Autor des Videos war bereits im September
vergangenen Jahres an einer Kampagne gegen eine Queer-Ausstellung
ebenfalls in Porto Alegre beteiligt. Damals war die Kampagne
erfolgreich: Die Bank Santander schloss die Ausstellung in ihrem
Kulturzentrum und der evangelikale Bürgermeister von Rio de Janeiro
verbot, die Werke in städtischen Räumen zu zeigen.

Nicht die immer stärkeren evangelikalen Pfingstkirchen, sondern
radikale katholische Gruppen stehen hinter der Hetzkampagne, unter
anderem das 'Centro Dom Bosco' in Rio de Janeiro. Mit dabei ist laut
Recherchen des Instituts auch die erzkonservative Gruppe MBL
(Movimento Brasil Livre), die eine wichtige Rolle im Rechtsruck hat
und 2016 Massenproteste gegen die damalige Mitte-Links-Regierung von
Dilma Rousseff mit initiierte. "Offenbar wird hier Religion für den
bevorstehenden Wahlkampf missbraucht", sagt Ludemann.

Die Institutsleiterin freut sich, dass es zumindest im Kulturbereich
viel Solidarität gibt. "Einige sagen, dass dank des Goethe-Instituts
jetzt überall über diesen Konflikt geredet wird." Marina Ludemann
weiß, dass die Hetze weitergehen wird. Sie setzt auf Dialog, will
"aber nicht klein beigeben wie damals Santander".


Anmerkung:

[1] https://www.youtube.com/watch?v=yaJvJnLUWDg


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/porto-alegre-radikale-christen-versus-goethe-institut/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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MELDUNG/226: Ratsvorsitzender sendet Grüße zum Fastenmonat Ramadan 2018 (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 16.05.2018

EKD-Ratsvorsitzender sendet Grüße zum Fastenmonat Ramadan 2018

Mit religiösem Sachverstand und aller Glaubenskraft den Herausforderungen
unserer Zeit begegnen



In einem Brief an die muslimischen Mitbürgerinnen und Mitbürger zum
Fastenmonat Ramadan und zum abschließenden Fest des Fastenbrechens hat der
Vorsitzende des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD),
Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm, heute (16.05.2018) seine herzlichen
Grüße und Wünsche für eine friedliche und versöhnliche Zeit übermittelt:
"Leider keine Selbstverständlichkeit, wie wir täglich in der Welt und auch
in unserem Land erleben müssen. Menschen misstrauen einander, respektieren
sich nicht in ihrer religiösen Unterschiedlichkeit, grenzen einander aus.
Auch innerhalb von Religionsgemeinschaften gibt es manchmal Spannungen und
Verletzungen, die nur schwer zu heilen sind", so der Ratsvorsitzende.

Im Blick auf die gegenwärtige Situation in Deutschland fragte er: "Wie kann
es sein, dass in einem Land, in dem das Recht auf Religionsfreiheit
besteht, Menschen, die sich in der Öffentlichkeit als Juden, Muslime oder
Christen zu erkennen geben, deshalb diskriminiert, beleidigt oder
angegriffen werden? Wie kann es sein, dass religiöse Stätten wie Moscheen
zum Ziel von Anschlägen werden oder - wie im Falle jüdischer Einrichtungen -
 in diesem Land seit Jahrzehnten unter Polizeischutz stehen müssen? Wie
kann es sein, dass Menschen der Meinung sind, ihren eigenen Glauben dadurch
glaubhafter zu leben, dass sie den Glauben anderer herabsetzen oder
verachten?"

Aus der andauernden Zwiesprache mit Gott könnten Glaubende neue Zuversicht
und neue Hoffnung schöpfen. "Religiös geprägte Zeiten sind dabei wichtig.
Und ich bin mir sicher, dass wir allen religiösen Sachverstand und alle
Glaubenskraft benötigen, um den Herausforderungen unserer Zeit zu begegnen.
 Ob es um die Herstellung von Frieden in der Welt oder um die Überwindung
scheinbar unüberbrückbarer gesellschaftlicher Gegensätze geht, ob um die
Einübung in religiöse Pluralität oder um religionsübergreifende
Kooperationen zum Wohle der Gemeinschaft, immer braucht es dazu hoffende
Menschen, die miteinander im Gespräch bleiben, die ihre religiöse Pflicht
tun und auf andere zugehen und sie an einen Tisch einladen."

Hannover, 16. Mai 2018

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 52/2018 vom 16.05.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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MELDUNG/225: Grußbotschaft zum muslimischen Fastenmonat Ramadan 2018 (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 15.05.2018

Grußbotschaft zum muslimischen Fastenmonat Ramadan 2018

"Es darf keinen Ort geben, an dem die menschliche Würde nicht respektiert
wird"



Zum diesjährigen Ramadan und zum Fest des Fastenbrechens hat der
Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz, Kardinal Reinhard Marx, heute
(15. Mai 2018) in einer Grußbotschaft an die Muslime in Deutschland
Segenswünsche übermittelt. In seiner Botschaft schreibt Kardinal Marx:
"Möge der barmherzige Gott Sie durch die Fastenzeit begleiten und Ihre
Gebete erhören!"

Der fastende Mensch stelle sich mit Ernsthaftigkeit und Demut vor Gott.
Durch bewussten Verzicht suche er sich aus dem Alltag zu lösen und mache
sich bereit, den Willen Gottes zu hören, schreibt Kardinal Marx. In einer
schnelllebigen Zeit gebe die Fastenzeit Gelegenheit, die Sinne zu schärfen
und achtsamer zu sein. "Durch die modernen Medien und die sozialen
Netzwerke stehen wir heute mit vielen Teilen der Erde in Verbindung. ...
Für die Angehörigen der weltweit tätigen und vernetzten
Religionsgemeinschaften wird damit der globale Raum zum Feld unserer
Verantwortung", so Kardinal Marx.

Ausdrücklich betont der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz, dass
es keinen Ort geben dürfe, an dem die menschliche Würde nicht respektiert
werde: "Dabei spielt es keine Rolle, ob ein Mensch zur gleichen
Religionsgemeinschaft gehört. Denn es sind zwar nicht alle Religionen
gleich, aber allen Menschen, ob sie an Gott glauben oder nicht, hat Er die
gleiche Würde zuerkannt." Daher sei es die Aufgabe der Gläubigen sich dafür
einzusetzen, "dass die Menschheit sich als eine Familie von Gottes
Geschöpfen begreift und wir einander gegenseitig achten und ehren. Das ist
der Weg des Friedens, nach dem sich die Menschen weltweit heute vielleicht
mehr denn je sehnen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 082 vom 15. Mai 2018

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de
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SCHACH-SPHINX/06566: Keine Entwicklung ohne Auseinandersetzung (SB)


Papier ist geduldig, und nicht alles, was darauf gedruckt wird,
entspricht immer der Wahrheit. Manchmal können solche Halbwahrheiten
oder schlichtweg Irrtümer gar ganze Jahrzehnte überdauern, ehe sich
ein kritischer Geist findet, der der Sache auf den Grund geht. Die
Schachliteratur ist ein weites Feld. Empfehlungen werden gegeben und
vorübergehende Analyseergebnisse stehen zu Buche. Die Verfasser warnen
zwar eindringlich davor, nichts ungeprüft anzunehmen, aber das Gro der
Laienspieler hat meistens nicht die nötige Zeit, um jedes Urteil bis
aufs Skelett zu durchleuchten. Bessere Voraussetzungen haben da
Fernschachspieler. Eine kritische Variante kann wochenlang analysiert
werden, und so kommen aus diesem Bereich viele wertvolle Partien und
geben Aufschluß über den tatsächlichen Wert bzw. Unwert von Abspielen.
Im heutigen Rätsel der Sphinx wurde eine Variante der Spanischen
Partie von zwei Fernschachfreunden auf Herz und Nieren geprüft, die
seit vielen Jahren für Weiß gewonnen galt. Das Gegenteil scheint nun
der Fall war. Aber wer will schon die Hand ins Feuer legen und dies
beschwören. Die Schachtheorie befindet sich wie ein Fluß im stetigen
Wandel. Papier hingegen ist tot, starr, unbeweglich. Ihm fehlt das
wesentliche Kriterium für Entwicklung, nämlich die Auseinandersetzung.
Jedenfalls konnte Schwarz nun mit seinem nächsten Zug ein lange
bestehendes Urteil erheblich in Zweifel ziehen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06566: Keine Entwicklung ohne Auseinandersetzung (SB)]



Szczepanski - Malinin

Fernpartie 1992


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die schwarze Dame stand völlig fehlplaciert auf b5 und konnte so zum
Eckstein für den weißen Sieg zwangsverpflichtet werden: 1.a3-a4! Db5-
a5 - was sonst, denn 1...Db5xa4? 2.Td1xd7+! oder 1...Db5xe2? 2.Dh4-d4
Sb6-d5 3.Td1-e1 kosten die Dame - 2.Dh4-d4 Tf8-d8 3.b2-b4 und Schwarz
gab auf, da er entweder eine Figur verliert 3...Da5xa4 4.Dd4xb6 oder
in einen unwiderstehlichen Angriff gerät, zum Beispiel 3...Ld7xa4
4.Tc1-c7+



Erstveröffentlichung am 19. Mai 2005

16. Mai 2018
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MELDUNG/226: Das Politbarometer - Seit 40 Jahren eine herausragende Datenquelle für Wissenschaft und Medien (idw)


GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften - 15.05.2018

Das Politbarometer: Seit 40 Jahren eine herausragende Datenquelle für
Wissenschaft und Medien



Welche Entwicklungen hat das deutsche Parteiensystem durchgemacht?
Welchen Veränderungen ist das Verhältnis zwischen Politik und Wählerschaft
über die Zeit unterworfen? Diese und ähnliche Fragen, die Aufschluss über
den Kern unseres politischen Systems geben, sind mit dem reichen Datenschatz
der Politbarometer beantwortbar. Dies belegt die Sonderausgabe des
Informationsdiensts Sozialwissenschaften ISI 60 mit der Publikation von
fünf einschlägigen Beiträgen, die auf Vorträgen basieren, die auf einem
Symposium anlässlich des 40. Geburtstags des Politbarometers gehalten
wurden.

Das Politbarometer, das im Jahr 1977 zum ersten Mal erhoben wurde, feierte
2017 seinen 40. Geburtstag. Wie keine andere Datenquelle, erlauben es die
monatlichen Erhebungen des Politbarometers den politischen Wandel in
Deutschland zu untersuchen. Die Forschungsgruppe Wahlen und GESIS -
Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften veranstalteten daher anlässlich
des Jubiläums ein Symposium an der Universität Mannheim, bei dem die
wissenschaftliche Relevanz der Politbarometerbefragungen im Fokus stand.
Die Beiträge des ISI 60 zeigen die große Bandbreite an Fragestellungen
auf, die - gerade auch über die Zeit - mit dem Politbarometer bearbeitet
werden können.

Im ersten Beitrag stellt Matthias Jung (Forschungsgruppe Wahlen) die
Geschichte des Politbarometers kurz dar und verdeutlicht die enge
Verbindung zwischen dem Politbarometer und der Wissenschaft. Der Autor
weist dabei u.a. auf das Problem sinkender Teilnahmebereitschaft bei
Umfragen hin. Anschließend beschäftigen sich Tassilo Heinrich und
Ann-Kathrin Reinl (Universität Regensburg und GESIS) mit dem Wandel der CDU
und den Wählerwanderungen unter der Kanzlerschaft Angela Merkels. Pascal
Siegers und Christina Eder (beide GESIS) setzen sich mit Konfession,
Kirchgang und politischen Einstellungen auseinander und analysieren den
Wandel religiöser Einflüsse auf Parteipräferenzen über den Zeitraum von
1977 bis 2016. Franz Urban Pappi, Anna-Sophie Kurella und Thomas
Bräuninger (MZES bzw. Universität Mannheim) lenken den Blick auf die
Beurteilung von Parteien und Kanzlerkandidaten seit 1961 und stellen die
Frage nach der Stabilität der Konfliktstruktur bei wechselnder
Attraktivität der Parteien und Kanzlerkandidaten. Markus Tausendpfund
(FernUniversität Hagen) untersucht die Zufriedenheit mit der Demokratie im
Wandel der Zeit, vor dem abschließenden Beitrag von Helmut Klages
(Universität Speyer) über die Parteiendemokratie im Umbruch.

Die Beiträge des ISI 60 können Sie über isi@gesis org als Printversion
bestellen oder hier kostenfrei herunterladen:

https://www.gesis.org/fileadmin/upload/forschung/publikationen/zeitschriften/isi/isi-60.pdf

Die archivierten Daten des Politbarometers können Sie über das Datenarchiv
bei GESIS einsehen:

https://dbk.gesis.org/dbksearch/index.asp?db=d


Als die größte europäische Infrastruktureinrichtung für die
Sozialwissenschaften steht GESIS Forscherinnen und Forschern auf allen
Ebenen ihres Projekts mit Expertise und Dienstleistungen beratend zur
Seite. Mit dieser Unterstützung lassen sich gesellschaftlich relevante
Fragen auf der Basis neuester wissenschaftlicher Methoden, qualitativ
hochwertiger Daten und Forschungsinformationen beantworten. GESIS
kooperiert mit diversen Partner-Universitäten und ist an wichtigen
europäischen und internationalen Projekten beteiligt, wie u.a. dem
International Social Survey Programme (ISSP), dem European Social Survey
(ESS), der European Value Study (EVS), dem europäischen Archivverbund
CESSDA und dem OECD-Projekt Programme for the International Assessment of
Adult Competencies (PIAAC). Als Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft
unterhält GESIS institutionelle und projektbezogene Kooperationen zu
anderen Instituten der Leibniz-Gemeinschaft.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.gesis.org/angebot/publikationen/isi/

http://www.gesis.org

http://www.facebook.com/gesis.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution479

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften, Sophie Zervos, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





SCHULE/538: Kompetenzorientierung fördert politisches Wissen schwacher Grundschüler (idw)


Pädagogische Hochschule Karlsruhe - 15.05.2018

Kompetenzorientierung fördert politisches Wissen schwacher Grundschüler

Deutlicher Wissenszuwachs durch neu entwickelte Unterrichtsreihe /
"Erasmus+"-Success Story



Neue Forschungsergebnisse der Politikdidaktik der Pädagogischen
Hochschule Karlsruhe zeigen einen deutlichen Zuwachs von politischem Wissen
bei Grundschülern, wenn sie Unterricht nach einem kompetenzorientierten
Konzept erhalten. Das Institut für Politikwissenschaft und ihre Didaktik
hat in einem von der Europäischen Kommission geförderten Projekt eine
Unterrichtsreihe zur Europäischen Union für den politischen Sachunterricht
der vierten Klassenstufe konzipiert und deren Wirksamkeit überprüft. Mit
dem Ergebnis, dass die Schülerinnen und Schüler nach der Unterrichtsreihe
um 33 Prozent besser abschnitten als vorher. Dies spricht für einen
deutlichen Wissenszuwachs durch das kompetenzorientierte
Unterrichtskonzept.


Soziale Benachteiligungen ausgleichen

Dabei konnten besonders schwache Schülerinnen und Schüler sowie
Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund profitieren.
Kompetenzorientierter Sachunterricht, der mit ausgewählten
fachsprachlichen Begrifflichkeiten arbeitet, sei somit in der Lage,
schwache Schüler explizit zu fördern und soziale Benachteiligungen
auszugleichen, resümieren die Wissenschaftler der Pädagogischen Hochschule
Karlsruhe. Das Jean-Monnet-Projekt im Rahmen des "Erasmus+"-Programms hat
die Wertungen "Success Story" und "Good Practice Example" erhalten.

Neue Materialien und Lernaufgaben entwickelt

Die Unterrichtsreihe behandelt einen realen und aktuellen
Gesetzgebungsprozess der EU zur Einheitlichkeit von Handyladekabeln. Der
Gesetzgebungsprozess mit den beteiligten EU-Organen wird in einzelnen
Schritten altersgemäß nachgezeichnet. Dazu wurden neue Materialien und
Lernaufgaben entwickelt, in denen der Aufbau von konzeptuellem Fachwissen
der Politik durch die Anwendung von politischen Fachbegriffen gezielt
gefördert wird. Dabei gehe es aber nicht um Wörterlernen, sondern um die
verstehende Anwendung der Fachsprache in immer neuen Kontexten, so die
Initiatoren des Projekts. Die Unterrichtsreihe wurde in 25 vierten Klassen
in Baden-Württemberg, dem Saarland und Hessen erprobt. Um die Wirksamkeit
zu überprüfen, wurde vor und nach der Unterrichtsintervention das
politische Fachwissen mit schriftlichen Tests im Multiple-Choice-Format
erhoben.

Weitere Infos zum Projekt sowie alle Materialien inklusive Lösungsblätter
und Lehrerausgaben sind online frei verfügbar unter

http://politik.ph-karlsruhe.de/jmp2.


Pädagogische Hochschule Karlsruhe

Die Pädagogische Hochschule Karlsruhe ist eine bildungswissenschaftliche
Hochschule mit Promotions- und Habilitationsrecht. Die Hochschule
kombiniert in besonderer Weise eine fundierte Grundbildung für Lehrerinnen
und Lehrer verschiedener Schulstufen, Basisqualifikationen für Menschen,
die in anderen Bildungsbereichen tätig sein möchten, sowie professionelle
Weiterbildungs- und Dienstleistungsangebote mit Forschung und Entwicklung
auf hohem Niveau. Ihre thematischen Schwerpunkte sind "MINT in einer
Kultur der Nachhaltigkeit", "Mehr sprachliche Bildung und Bilinguales
Lehren und Lernen/CLIL" und "Bildungsgerechtigkeit im Kontext von
gesellschaftlicher Vielfalt und Ungleichheit". Diese Profilfelder werden
durch die zwei Querschnittsthemen "digitale Bildung" und
"Professionalisierung" komplementiert. Mit rund 3700 Studierenden und 180
in der Wissenschaft tätigen Mitarbeitenden zeichnet die Hochschule ein
hohes Niveau in Forschung und Lehre aus.

http://www.ph-karlsruhe.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution330

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Pädagogische Hochschule Karlsruhe, Regina Schneider, 15.05.2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/465: Weniger vernetzte Gehirne sind intelligenter (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 15.05.2018

Weniger vernetzte Gehirne sind intelligenter



Je intelligenter ein Mensch ist, desto weniger vernetzt sind die
Nervenzellen in seiner Großhirnrinde. Zu diesem Ergebnis kommen
Neurowissenschaftler um Dr. Erhan Genç und Christoph Fraenz von der
Ruhr-Universität Bochum nach einer Studie mit einer besonderen Form der
Magnetresonanztomografie, die Einblicke in die mikrostrukturelle
Verschaltung des Gehirns erlaubt. Das Team der Bochumer Arbeitseinheit
Biopsychologie berichtet über die Ergebnisse gemeinsam mit Kollegen der
University of New Mexico in Albuquerque, der Humboldt-Universität Berlin
und des Lovelace Biomedical and Environmental Research Institute in
Albuquerque in der Zeitschrift "Nature Communications" vom 15. Mai 2018.


Intelligenz hängt mit Anzahl der Zellfortsätze zusammen

Die Wissenschaftler untersuchten die Gehirne von 259 Männern und Frauen
mittels Neurite Orientation Dispersion and Density Imaging. Mit der
Methode konnten sie in der Großhirnrinde die Menge an Zellfortsätzen,
sogenannten Dendriten, messen, mit denen eine Nervenzelle Kontakt zu
anderen Nervenzellen aufnimmt. Alle Probandinnen und Probanden
absolvierten außerdem einen Intelligenztest. Dann setzten die Forscher die
Daten in Beziehung zueinander und fanden heraus: Je intelligenter ein
Mensch ist, desto weniger Dendriten besitzt er in der Großhirnrinde.

Anhand eines unabhängigen öffentlich zugänglichen Datensatzes, der im
Human-Connectome-Projekt erhoben worden war, bestätigte das Team das
Ergebnis. Der Zusammenhang zwischen Dendritenmenge und Intelligenz trat
auch in dieser Stichprobe auf, die rund 500 Leute umfasste.

Zuvor widersprüchliche Ergebnisse lassen sich erklären

Mit den neuen Erkenntnissen lassen sich zuvor widersprüchliche Ergebnisse
aus der Intelligenzforschung erklären. Diese hatten zum einen ergeben,
dass intelligentere Menschen tendenziell größere Gehirne besitzen. "Man
ging davon aus, dass größere Gehirne mehr Nervenzellen enthalten und somit
eine höhere Rechenleistung erzielen könnten", sagt Erhan Genç. Andere
Studien ergaben allerdings, dass intelligentere Menschen, trotz ihrer
vergleichsweise hohen Anzahl an Nervenzellen, weniger neuronale Aktivität
beim Bearbeiten eines Intelligenztests zeigen als die Gehirne von weniger
intelligenten Menschen.

"Intelligente Gehirne zeichnen sich durch eine schlanke, aber effiziente
Vernetzung ihrer Neurone aus", resümiert Erhan Genç. "Dadurch gelingt es,
eine hohe Denkleistung bei möglichst geringer neuronaler Aktivität zu
erzielen."


Förderung

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft förderte die Arbeiten im Rahmen des
Sonderforschungsbereichs 1280 sowie der Projekte mit den Grantnummern
Gu227/16-1 und GE2777/2-1. Weitere Förderung kam von Mercur im Rahmen des
Projekts An-2015-0044.

Originalveröffentlichung

Erhan Genç, Christoph Fraenz, Caroline Schlüter, Patrick Friedrich,
Rüdiger Hossiep, Manuel C. Voelkle, Josef M. Ling, Onur Güntürkün,
Rex E. Jung:

Diffusion markers of dendritic density and arborization in gray
matter predict differences in intelligence,

in: Nature Communications,

2018, DOI: 10.1038/s41467-018-04268-8

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2
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Ruhr-Universität Bochum, Dr. Julia Weiler, 15.05.2018
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2265: Schwergewicht - auf hohem Roß ... (SB)




Promoter Eddie Hearn verbündet sich mit Streamingdienst DAZN

Der britische Promoter Eddie Hearn will das Boxgeschäft im Vereinigten
Königreich und insbesondere in den USA mit einem innovativen
Vermarktungskonzept aufmischen. Er hat einen Vertrag mit dem rasant
expandierenden Streamingdienst DAZN abgeschlossen, der bei einer
Laufzeit von acht Jahren mit insgesamt einer Milliarde Dollar dotiert
ist. Matchroom Boxing arbeitet mit der Perform Group zusammen und will
von September an je 16 Veranstaltungen auf der Insel und in den USA
pro Jahr präsentieren. Die Kämpfe werden nicht im Pay-TV, sondern den
Kunden gegen eine monatliche Gebühr angeboten. Wie gut dieses Konzept
beim US-Publikum ankommt, hängt neben der Höhe der Unkosten vor allem
davon ab, ob Hearn namhafte einheimische Boxer aufbieten kann.

Nach seinen Worten ist dies ein historischer Augenblick für Matchroom
und den Boxsport. Im Zuge seines wachsenden Engagements in den USA
habe er einen gleichermaßen visionären Partner gesucht, der die
finanziellen Voraussetzungen mitbringt und genügend
Veranstaltungstermine vorhalten kann, die erforderlich sind, um den
weltweit führenden Boxstall aufzubauen und auf eine höhere Ebene zu
heben. Das Budget sei größer als jenes von HBO und Showtime,
möglicherweise sogar der beiden Sender zusammengenommen.

Mit Hilfe der üppigen Finanzierung sollte es dem führenden britischen
Promoter möglich sein, eine Reihe prominenter US-amerikanischer
Akteure zu verpflichten. Hearn erklärt denn auch die Jagdsaison für
eröffnet und ruft alle hochklassigen Boxer, die an keinen Promoter
gebunden sind und regelmäßig in den Ring steigen wollen, auf, sich ihm
anzuschließen. Auf seinem langen Wunschzettel stehen Deontay Wilder,
die Zwillingsbrüder Jermall und Jermell Charlo, Errol Spence, Keith
Thurman, Danny Garcia, Adrien Broner, Mikey Garcia, Jarret Hurd, Shawn
Porter, Leo Santa Cruz und Abner Mares. Viele von ihnen sind mit dem
einflußreichen Berater Al Haymon vertraglich verbunden, so daß Hearn
ihnen mehr als dieser bieten muß, um sie an sich zu binden.

Haymon, der weder Manager noch Promoter im herkömmlichen Sinn ist,
sondern mit einer Investorengruppe im Rücken eine Vielzahl prominenter
Akteure unter Vertrag genommen hat, steht seinerseits seit etlichen
Jahren für ein Geschäftskonzept, das von den traditionellen Pfaden
abweicht. Kontert er Hearns Offensive mit höheren Summen für seine
Leute, liefe das auf eine Art Preiskrieg mit unabsehbarem Ausgang
hinaus. Zudem gilt es für die Boxer abzuwägen, wer ihnen auf Dauer die
besseren Kämpfe verschaffen und die Karriere mit passenden Gegnern
befördern kann. Und nicht zuletzt kann Matchroom Boxing zwar in UK auf
eine anhaltende Erfolgsgeschichte verweisen und in bestimmten
Segmenten wesentlich höhere Umsätze als in den USA generieren, doch
läßt sich das nicht ohne weiteres auf den US-Markt übertragen, da dort
andere Sportarten weitaus populärer sind.

Noch ist Hearns Personaldecke viel zu dünn, um die vereinbarte Zahl an
Kampfabenden mit attraktiven Inhalten zu füllen. Er braucht vor allem
Deontay Wilder im Schwergewicht und den Weltergewichtler Errol Spence,
die Brüder Charlo im Halbmittel- und Mittelgewicht, auch der ins
Leichtgewicht zurückgekehrte Mikey Garcia wäre ein erstklassiger Fang.
Hingegen haben Danny Garcia und insbesondere Adrien Broner schon
weitaus bessere Tage gesehen, Keith Thurman ist häufig verletzt. Die
naheliegenden Optionen, um die herum sich komplette Veranstaltungen
organisieren ließen, halten sich also in Grenzen. Sollte es dem
britischen Promoter nicht gelingen, diese namhaften Akteure unter
Vertrag zu nehmen, dürfte es schwer werden, in den USA Fuß zu fassen.

Mit dem Schwergewichtler Jarrell Miller und Daniel Jacobs im
Mittelgewicht hat er bislang erst zwei US-Boxer in seinen Reihen.
Miller hat zuletzt beim Sieg über Johann Duhaupas nicht gerade Bäume
ausgerissen, und Jacobs macht seit der Niederlage gegen Gennadi
Golowkin Anfang 2017 einen schwächeren Eindruck als zuvor. Zudem ist
der New Yorker noch vertraglich an den Sender Showtime gebunden,
weshalb er vorerst für DAZN nicht zur Verfügung stehen könnte. So
attraktiv ein Kampf gegen Jermall Charlo für das Publikum wäre, wird
es Jacobs doch sicher vorziehen, diese Gefahr zu meiden, zumal er
durch den Sieg über Maciej Sulecki neuer Pflichtherausforderer bei der
WBA geworden ist. [1]

Vermutlich würden die Zuschauer in den USA nichts dagegen haben, sich
Anthony Joshua, Amir Khan oder Kell Brook anzusehen. Eddie Hearn
nannte ad hoc zwei Kämpfe, die seines Erachtens per DAZN für das
US-Publikum übertragen werden könnten: Adrien Broner gegen Amir Khan
und Andre Ward gegen Tony Bellew. Bellew ist jedoch den amerikanischen
Boxfans weitgehend unbekannt, und Ward verzeichnete selbst bei den
beiden Duellen mit Sergej Kowaljow nur magere Quoten im Pay-TV. Daher
ließ sich dieser Kampf allenfalls in England gut vermarkten. Zudem hat
Andre Ward bereits zum Ausdruck gebracht, daß er seit Ende seiner
aktiven Karriere im vergangenen Jahr genug zu tun hat und Bellew alles
Gute auf seinem weiteren Weg wünscht.

Wenn es denn ein hochklassiger Gegner aus dem Halbschwergewicht sein
soll, kämen schon eher Adonis Stevenson, Artur Beterbijew oder Sergej
Kowaljow in Frage. Stevenson, der seit Jahren WBC-Weltmeister ist, hat
Bellew erst kürzlich eine Revanche angeboten, für die er sogar nach
England reisen würde. Er wundere sich sowieso, warum der Brite nie
versucht habe, die Scharte seiner damaligen Niederlage auszuwetzen,
und sei gern bereit, ihm abermals eine Lektion zu erteilen. Da Bellew
derzeit im Schwergewicht antritt, für das er jedoch im Grunde zu klein
und zu leicht ist, könnte er sich auch im Cruisergewicht umsehen, in
dem er noch immer WBC-Champion im Wartestand ist. Da die Weltmeister
Oleksandr Ussyk und Murat Gassijew im Finale der World Boxing Super
Series aufeinandertreffen und deswegen vorerst gebunden sind, kämen
Mairis Briedis, Krzystof Glowacki oder Yunier Dorticos zumindest für
das britische Publikum in Frage.

Adrien Broner ist gegen Jessie Vargas und Mikey Garcia nahezu leer
ausgegangen und definitiv auf den absteigenden Ast. Dennoch erfreut er
sich in den USA nach wie vor einer gewissen Popularität, so daß sich
ein Kampf gegen Amir Khan im Sommer vermutlich recht gut vermarkten
ließe. Natürlich gibt es wesentlich stärkere Weltergewichtler wie
insbesondere Errol Spence, der Khan jedoch überfordern würde. Der
Brite könnte sich auch im Halbweltergewicht mit Regis Prograis oder
Jose Ramirez messen, ginge es denn um einen anspruchsvollen Auftritt
auf der Höhe der Zeit. [2]

Eddie Hearn steht jedenfalls unter enormem Druck, seinen angekündigten
Aufstieg zum bedeutendsten Promoter diesseits und jenseits des
Atlantiks nicht in einer Bruchlandung enden zu lassen. Wenngleich er
künftig noch sehr viel mehr Geld als bislang in der Tasche hat, kann
er keine hochklassigen Boxer aus derselben zaubern, die nicht schon
auf die eine oder andere Weise geschäftlich eingebunden sind. Der
Streamingdienst DAZN schafft keine neuen und zusätzlichen Ressourcen,
er ist vielmehr ein Investitionsmodell, das auf vorhandene Bestände in
diversen Sportarten zugreift und sich in Konkurrenz mit anderen Medien
durchzusetzen versucht. Der britische Promoter ist gewissermaßen auf
ein gewaltiges Kriegsroß gestiegen, das drohend vor den Rivalen
aufragt. Damit bietet er ihren Pfeilen zugleich ein kaum zu
verfehlendes Ziel.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/05/hearn-announces-8-year-1-billion-streaming-deal-on-dazn/#more-262784

[2] www.boxingnews24.com/2018/05/hearn-wants-khan-broner-and-ward-bellew-on-dazn/#more-262818
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





GASTSPIEL/332: Hannover - Europeana. Kurze Geschichte Europas im zwanzigsten Jahrhundert, 18. und 19.06.


SCHAUSPIEL HANNOVER - GASTSPIEL

EUROPEANA

VON PATRIK OUEDN�K

DIVADLO NA Z�BRADL�, THEATER AM GELÄNDER, PRAG

IN TSCHECHISCHER SPRACHE

MIT DEUTSCHEN ÜBERTITELN

18.06.18 UND 19.06.18, JEWEILS 20:00 UHR, CUMBERLAND



2001 veröffentlichte Patrik Ouedník mit Europeana eine »kurze
Geschichte Europas im zwanzigsten Jahrhundert«. Mitnichten versucht er
darin, einen gelehrten Überblick über die historischen Ereignisse des
Jahrhunderts zu geben - für Ouedník wird das 20. Jahrhundert in Europa
zu einer literarischen Figur, für deren umfassende Wesensbestimmung
die historischen Schlüsselereignisse ebenso bedeutsam sind wie die
banalen Dinge des Alltags: Wie in einem einzigen großen Atemzug werden
der Holocaust, die Erfindung des Büstenhalters, der Dadaismus, die
Atombombe oder das Radfahren gleichwertig nebeneinandergestellt.
Dadurch eröffnen sich nicht nur ganz neue Perspektiven, sondern auch
absurde und ungeahnte, geradezu tragikomische Zusammenhänge, zumal die
Chronologie der Ereignisse völlig durchbrochen wird.

REGIE Jan Mikulasek

BÜHNE UND KOSTÜME MarekCpin

DRAMATURGIE Dora Vicenikova

DRAMATISIERUNG Dora Vicenikova, Jan Mikulasek

MIT Magdalena Sidonova, Dita Kaplanova, Johana Matouskova, Vaclav
Vasak, Miloslav Konig, Jiri Vyoralek, Honza Hajek, Jiri Kniha

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse Juni 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





GASTSPIEL/331: Hannover - "Der tolle Tag oder Figaros Hochzeit", 19. und 20.06.2018


SCHAUSPIEL HANNOVER - GASTSPIEL

DER TOLLE TAG ODER FIGAROS HOCHZEIT

VON PIERRE AUGUSTIN CARON DE BEAUMARCHAIS

KOMÖDIE MIT MUSIK IN ZWEI AKTEN

KATSCHALOW THEATER KASAN, RUSSLAND

IN RUSSISCHER SPRACHE MIT DEUTSCHEN ÜBERTITELN

19.06.18 UND 20.06.18, JEWEILS 19:00 UHR, SCHAUSPIELHAUS



Der tolle Tag oder Figaros Hochzeit von Beaumarchais, eine der
berühmtesten Komödien in der Geschichte dramatischer Kunst, wird seit
über zwei Jahrhunderten mit großem Erfolg weltweit auf die
Theaterbühnen gebracht. Authentische Charaktere und Situationen,
virtuose Intrigen, scharfe Dialoge und das sich blitzschnell
entwickelnde Sujet, schaffen eine fesselnde Handlung voller Humor und
Ironie. Auf dem Weg zu seinem Glück erlebt der Hauptheld Figaro einen
irrwitzigen Tag, an dem nichts ausbleibt: In froher Erwartung ob der
bevorstehenden Hochzeit, werden Zweifel an der Treue seiner Geliebten
geweckt. Ein Kampf gegen den Verrat seines Gönners und um das Recht
auf Lieben und Geliebtwerden beginnt. Listig, lebensfroh und liebevoll
gelingt es Figaro, das Netz aus Intrigen zu entwirren und alle
Hindernisse zu überwinden. Der Handlungsort - ein Schloss, dessen
transparente Wände Geheimnisse gleichsam verhüllen und entblößen -
wechselt seine Spielorte in schwindelerregendem Tempo. Ein Stück über
die tragikomische Notwendigkeit des Menschen, sein Recht auf Glück in
einer absurd schönen Welt zu verteidigen und auch ein Stück über den
Triumph des höchsten aller Güter: der Liebe.

REGIE Alexander Slavutskiy

BÜHNE Alexander Patrakov

KOSTÜME Rustam Iskhakov

MUSIKAL. LEITUNG Swetlana Romanova, Elena Rjaschina

CHOREOGRAFIE Sergej Sentjabov

LICHT Evgenij Gansburg

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse Juni 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/834: Wiesbaden - Christine Prayon - Die Diplom-Animatöse, Theater im Pariser Hof 24.05.


Theater im Pariser Hof

Die Kleinkunstbühne in Wiesbaden

Christine Prayon - Die Diplom-Animatöse

Datum: Do 24. Mai 2018

Beginn: 19:30 Uhr - Einlass: 19:00 Uhr

Karten: 19 / erm. 14 Euro



Die Diplom-Animatöse ist keine gemeine Animatöse. Sie ist eine
Animatöse mit Diplom. Und das gibt es selten. Auf dem Höhepunkt ihrer
Animatösenkarriere wendet sich Christine Prayon am 24. Mai 2018 im
Theater im Pariser Hof nun den Enthüllungen zu, auf die wir lange
gewartet haben. Sie verrät uns endlich, wer sie wirklich ist und welche
seltene Krankheit sie hat.

Christine Prayon, dem Fernsehpublikum besonders als Birte Schneider
aus der ZDF heute-show bekannt, hat sich das Ulknudel-Diplom auf die
Netzhaut tätowieren lassen. So können Sie Qualität schon von weitem
erkennen.

Dieser Abend passt in keine Schublade, denn er ist zwei Stunden lang
und mindestens genauso breit. Es wird noch mehr schlechte Witze geben.
Außerdem wird Frau Prayon einige Präsidenten imitieren, schön singen,
den ein oder anderen bewegenden Moment zerstören und möglichst viel
Haut zeigen.

Sie wird sich mal wieder nicht festlegen, ob es sich hier um Kabarett,
Comedy oder eine Heizdeckenverkaufsveranstaltung handelt. Hauptsache
absurd und ohne Chansons.

Wir erfahren die ganze Wahrheit über Jack Michaelson und die Große
Deutsche Revolution. Wie Madame Sarkozy bei einem Lachanfall aussieht,
wie das Wetter gestern wird und was Prayons Eltern und ihre Katze zu
all dem sagen.

Es geht um Vieles. Eigentlich geht es um alles. Es geht um Schein und
Sein in der realkapitalistischen Gesellschaft, einer zunehmend
brutalisierten, anonymen Nahrungskette mithin, in der das gnadenlose
Rollenspiel Überlebensstrategie, ja quasi systemimmanent ist.

Es geht also um das Nicht-Sein im Sein, da alles Sein als Schein ein
scheinbares Nicht-Sein im Schein des realen Seins zu sein scheint. Wer
Antworten auf diese Fragen sucht, wird sie hier finden.

Die Diplom-Animatöse ist mutig und unkonventionell, von Redakteuren
gefürchtet, von Therapeuten empfohlen, denn, so Prayon, "ich muß halt
auch bleiben, wo ich gucke".

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Vorverkauf- und Bürozeiten

Montag und Mittwoch, 15:00 bis 18:00 Uhr

Tel: +49 (0)611/44 76 46 44

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TREFF/437: Hannover - 10 Jahre Junges Schauspiel Hannover, 02.06.2018


VIEL SCHÖNES DABEI

10 JAHRE JUNGES SCHAUSPIEL HANNOVER

Samstag, 02.06.18 ab 15 Uhr

IM GANZEN BALLHOF UND AUF DEM BALLHOFPLATZ



»Rastlos, taktlos ungestüm« - so startete das Junge Schauspiel
Hannover vor zehn Jahren in seine erste Spielzeit. Mit seiner Gründung
erhielt Hannover und die Region ein »Laboratorium der sozialen
Fantasie« - einen Ort für Anregungen und Auseinandersetzungen, für den
Diskurs über gesellschaftliche Prozesse, in dem den Ansichten,
Erfahrungen und Interessen junger Menschen breiten Raum gegeben wird.
Viel ist seither im Jungen Schauspiel passiert. Nach ersten
vorsichtigen Gehversuchen ist es weit ausgeschritten. Sein Angebot ist
größer und diverser geworden. Die Anzahl der Produktionen und Projekte
ist gestiegen, das Bedürfnis, in den Balljugend-Clubs und den großen
partizipativen Projekten mitzuspielen, ungebrochen. Das Junge
Schauspiel Hannover hat sich eingemischt in die Belange der Stadt und
sich mit ihr vernetzt in zahlreichen Kooperationen und
Kollaborationen. Es hat Stellung bezogen zu Themen der Gegenwart und
sich mit Formaten und Projekten den neuen Aufgaben eines Theaters in
einer diversifizierten Gesellschaft gestellt. Seit seiner Gründung in
der Spielzeit 2007/08 hat sich das Junge Schauspiel zur ersten Adresse
für junges Theater in Hannover entwickelt. Das gilt es zu feiern!

Wir laden alle Unterstützer*innen, Wegbegleiter*innen und Fans ein,
mit uns zurückzuschauen, die Gegenwart zu genießen und hoffnungsvolle
Blicke in die Zukunft zu werfen. Wir zeigen aktuelle Stücke wie
Mädchen wie die und lassen vergangene Bühnenlieblinge wie Mickybo und
ich wieder aufleben. Die Open-Air-Bühne auf dem Ballhofplatz wird ein
großer Geburtstagstisch mit Tortenschlacht und jeder Menge Geschenken.
Szenen aus Die Zukunft der Liebe, Geschenkeständchen der Oper und die
Band aus Zusammen! lässt die Sonne rein. In der Wendland-Bude werden
Protestschilder gebastelt, im Tandem-Café auf dem Ballhofplatz
präsentiert sich das YALLA_Ensemble. Drinnen erwarten die Gäste Szenen
aus Acts of Goodness, die Trailer-Hall-of-Fame, Balljugend-Clubs und
Karaoke-Bar. Für kleine Gäste gibt es Märchenerzähler*innen,
Bastelstraßen und Spiele sowie für alle Speis und Trank.

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse Juni 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERVERSUCH/755: Nachtigallen - Brandenburg genehmigt Fang von Wildvögeln (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 15. Mai 2018

Tierversuche an Nachtigallen:

Brandenburg genehmigt Fang von Wildvögeln



Der Tierschutzverein für Berlin, der Deutsche Tierschutzbund und sein
Landesverband Brandenburg kritisieren die Brandenburger Behörden, die den
Fang von Nachtigallen für einen Tierversuch genehmigt haben. Nachdem die
Berliner Umweltbehörde die Entnahme von Nachtigallen zu Zuchtzwecken für
die geplanten Versuche der FU-Wissenschaftlerin Dr. Daniela Vallentin
zunächst abgelehnt hatte, ist die Antragstellerin der Versuchsreihe nun in
Brandenburg erfolgreich. Zwar hatten sich alle Brandenburger
Naturschutzverbände, wie zuvor auch die Berliner Landesarbeitsgemeinschaft
Naturschutz, einheitlich gegen die Tierversuche ausgesprochen, das
Landesamt für Umwelt gab dennoch seine Zustimmung für die Entnahme dreier
Nachtigallen-Männchen aus der Natur. Sie sollen mit drei in Gefangenschaft
aufgezogenen Weibchen im Labor Nachwuchs zeugen, der dann für invasive
Tierversuche eingesetzt werden wird.

Die Vorgeschichte: Die Verhaltensbiologin Dr. Daniela V. plant einen
Tierversuch, bei dem Nachtigallen der Schädel aufgebohrt werden soll, um
ihnen Sonden ins Gehirn zu implantieren. Am Versuchsende werden die Tiere
getötet. Die Biologin interessiert sich für die neuronalen Grundlagen der
gesanglichen Kommunikation der Vögel. Sie hofft, aus den Ergebnissen des
Versuchs Erkenntnisse über menschlichen Autismus zu gewinnen. Dafür soll es
Fördergelder der EU in Höhe von 1,5 Millionen Euro geben.

Der Tierschutzverein für Berlin (TVB), der Deutsche Tierschutzbund und sein
Landesverband Brandenburg lehnen derartige Tierversuche strikt ab. Die
Tierschützer machen klar, dass die Übertragbarkeit der Erkenntnisse von
Nachtigall-Gesängen auf eine komplexe neurologische Entwicklungsstörung wie
Autismus höchst fragwürdig ist. "Wir fordern das Land Brandenburg
eindringlich auf, die Genehmigung für den Fang der Nachtigallen
zurückzunehmen. Wildtiere, auch deren Nachzuchten, sollten nicht für
Tierversuche verwendet werden. Man sollte stattdessen stärker auf
tierversuchsfreie Forschungsmethoden setzen, die näher am Menschen liegen",
erklärt Ellen Schütze, Vorsitzende des Landesverbandes Brandenburg. Ines
Krüger, 1. Vorsitzende des TVB, ergänzt: "Wir sind entsetzt, dass
Brandenburg es erlaubt, Tiere einzufangen, um ihren Nachwuchs für diesen
absurden Versuch zu züchten. Wir appellieren an die Landesregierung, das
Vorhaben doch noch zu stoppen." Für Thomas Schröder, Präsident des
Deutschen Tierschutzbundes, belegt dieser Vorgang: "Die Bundesregierung
muss endlich das Tierschutzgesetz anpassen. Die Behörden, die
Tierversuchsanträge genehmigen, müssen unabhängig von der Einschätzung des
Antragstellers beurteilen können, ob der Tierversuch wirklich unerlässlich
und ethisch vertretbar ist." Aktuell schreibt das Tierschutzgesetz vor,
dass ein Antrag von der Behörde zu genehmigen ist, sofern dieser formell
richtig gestellt ist und der Antragsteller den wissenschaftlichen Nutzen
und die ethische Vertretbarkeit begründet. Es genügt also, wenn der
Antragsteller den Tierversuch für ethisch gerechtfertigt hält. Eine
wirkliche Beurteilung durch die Behörde findet somit nicht statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 15. Mai 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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AKTION/333: Niedrigste Vogelzahl pro Garten seit Beginn der "Stunde der Gartenvögel" (NABU NRW, NABU SH


Naturschutzbund Deutschland / Landesverbände Nordrhein-Westfalen und
Schleswig-Holstein

Fast nur Verlierer unter den Gartenvögeln



NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 16. Mai 2018

NABU: Fast nur Verlierer unter den Gartenvögeln

Zwischenergebnis zeigt die niedrigste Vogelzahl pro Garten seit Beginn
der Aktion Stunde der Gartenvögel

Berlin/Düsseldorf- Der NABU und sein bayerischer Partner LBV freuen
sich über eine rege Beteiligung bei der 14. Stunde der Gartenvögel,
die von Vatertag bis Muttertag stattfand. Bis zum Dienstagabend hatten
bereits über 41.000 Vogelfreunde aus mehr als 27.000 Gärten und Parks
fast 930.000 Vögel gemeldet. In Nordrhein-Westfalen zählten bis zu
diesem Zeitpunkt über 8.100 Menschen aus rund 5600 Gärten und Parks
mehr als 165.000 Vögel. Noch bis zum 21. Mai können die Vogelzählungen
per Internet oder per Post an den NABU übermittelt werden

Weniger erfreulich sind allerdings die bisherigen Ergebnisse. "Pro
Garten wurden im Schnitt nur 33,3 Vögel gemeldet. Das ist die
niedrigste Vogelzahl seit Beginn der Aktion und ein Minus von über
fünf Prozent gegenüber dem Vorjahr und dem langjährigen Mittel", so
Heinz Kowalski, Sprecher des Landesfachausschusses Ornithologie im
NABU NRW. Besonders bei den häufigsten Gartenvögeln deuteten sich auch
landesweit reihenweise Negativ-Rekorde an. "Unter den Top 15 unserer
Gartenvögel weisen unter anderem auch Amsel, Kohlmeise, Blaumeise,
Elster und Buchfink die bisher geringsten Zahlen seit Zählbeginn auf.

Während die zweitplatzierte Amsel trotz rückläufiger Zahlen, dennoch
in fast allen gezählten Gärten vorkommt, stellt sich die Situation
beim aktuellen Vogel des Jahres in Nordrhein-Westfalen deutlich anders
dar. Der Star wurde hier nur noch in jedem vierten Garten gesichtet.
"Man wird abwarten müssen, ob der langfristige Abwärtstrend des Stars
nach zwischenzeitlich leichter Bestandserholung in den kommenden
Jahren anhalten wird", so der NABU-Vogelexperte weiter. Fakt sei
jedenfalls, im bundesweiten Vergleich sei Nordrhein-Westfalen das
Bundesland, in dem es besonders schlecht um den Star bestellt sei.

Auf der Suche nach Lichtblicken muss man in der Rangliste der
häufigsten Gartenvögel weit nach unten blicken: So setzen die beiden
samenfressenden Finkenarten Stieglitz und Kernbeißer ihre
Bestandszunahmen fort. "Auffällig ist, dass dagegen fast alle
Vogelarten, die ihre Jungen mit Insekten füttern wie Singdrossel,
Bachstelze, Hausrotschwanz oder Goldammer, besonders niedrige Zahlen
aufweisen", so Kowalski. "Auch bei den langjährigen Sorgenkindern, den
Luftinsektenjägern Mehlschwalbe und Mauersegler, haben sich die
erfreulich guten Zahlen des Vorjahres buchstäblich als Eintagsfliege
erwiesen: Ihre Zahlen sind wieder so schlecht wie in den Jahren davor
und entsprechen nur noch 60 Prozent der Ausgangsbestände im Jahr 2006.
Die Ursache dafür liegt offenbar im massiven Insektenschwund."

Die besorgniserregenden Zwischenergebnisse zeigen, dass mehr zum
Schutz der Vögel getan werden muss. "Jeder kann damit beginnen, seinen
Garten als Mini-Naturschutzgebiet zu gestalten", schlägt Kowalski vor.
"Zudem muss das anhaltende Insektensterben umgehend gestoppt werden."

Alle Informationen zur Aktion unter

www.stundedergartenvoegel.de, die Zählergebnisse

aus Nordrhein-Westfalen sind direkt unter

www.nabu-nrw.de/gartenvoegelnrw/ zu finden.

Pressemitteilung Nr. 29/2018, 16.05.2018

NABU Nordrhein-Westfalen
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NABU Landesverband Schleswig-Holstein - 16. Mai 2018


Durchwachsenes Bild bei den Gartenvögeln in Schleswig-Holstein

Fast nur Verlierer unter den Gartenvögeln

Zwischenergebnis zeigt bundesweit die niedrigste Vogelzahl pro Garten
seit Beginn der Aktion

Berlin/Neumünster - Der NABU freut sich über eine rege Beteiligung bei
der 14. Stunde der Gartenvögel, die von Vatertag bis Muttertag
stattfand. Bis zum Mittwochmorgen hatten bereits rd. 43.000
Vogelfreunde aus mehr als 28.000 Gärten und Parks über 950.000 Vögel
gemeldet. In Schleswig-Holstein zählten bis zu diesem Zeitpunkt über
2.100 Menschen aus rund 1.400 Gärten und Parks mehr als 52.000 Vögel.
Noch bis zum 21. Mai können die Vogelzählungen per Internet oder per
Post an den NABU übermittelt werden.

Weniger erfreulich sind allerdings die bisherigen Ergebnisse. "Pro
Garten wurden bundesweit im Schnitt nur noch 33,3 Vögel gemeldet. Das
ist die niedrigste Vogelzahl seit Beginn der Aktion und ein Minus von
über fünf Prozent gegenüber dem Vorjahr und dem langjährigen Mittel",
so Ingo Ludwichowski, Ornithologe im NABU Schleswig-Holstein.
Besonders bei den häufigsten Gartenvögeln deuteten sich auch
landesweit manche Negativ-Rekorde an. "Unter den Top 15 unserer
Gartenvögel weisen Kohlmeise, Blaumeise, Buchfink und Grünfink
geringere Zahlen auf, für einigen Arten fallen die Rückgänge bei uns
allerdings nicht so drastisch aus wie bundesweit betrachtet, oder
laufen dem sogar wie der Mehlschwalbe entgegen, auch wenn nicht die
Bestände zu Beginn der Zählungen erreicht werden". Amsel und der Vogel
des Jahres 2018, der Star, halten in Schleswig-Holstein etwa die
gezählten Bestandsgrößen. Beim Haussperling ist in diesem Jahr bislang
die Zahl der Beobachtungen erstmals seit Jahren wieder angestiegen,
statt weiter abzufallen. Saat- und Rabenkrähe nehmen gegenläufig ab
bzw. zu. Der Bestand von Feldsperling und Ringeltaube hat sich
gegenüber den Vorjahren auf höherem Niveau nun eingependelt.

Auf der Suche nach Lichtblicken muss man zumindest bundesweit in der
Rangliste der häufigsten Gartenvögel weit nach unten blicken: So
setzen die beiden samenfressenden Finkenarten Stieglitz und Kernbeißer
ihre Bestandszunahmen fort. "Auffällig ist, dass dagegen fast alle
Vogelarten, die ihre Jungen mit Insekten füttern wie Singdrossel,
Bachstelze, Hausrotschwanz oder Goldammer, besonders niedrige Zahlen
aufweisen", so Kowalski. "Auch bei den langjährigen Sorgenkindern, den
Luftinsektenjägern Mehlschwalbe und Mauersegler, haben sich die
erfreulich guten Zahlen des Vorjahres buchstäblich als Eintagsfliege
erwiesen: Ihre Zahlen sind wieder so schlecht wie in den Jahren davor
und entsprechen nur noch 60 Prozent der Ausgangsbestände im Jahr 2006.
Die Ursache dafür liegt offenbar im massiven Insektenschwund."

Die besorgniserregenden Zwischenergebnisse zeigen, dass mehr zum
Schutz der Vögel getan werden muss. "Jeder kann damit beginnen, seinen
Garten als Mini-Naturschutzgebiet zu gestalten", schlägt Ludwichowski
vor. "Vor allem muss aber das anhaltende Insektensterben umgehend
gestoppt werden. Dazu ist auch die EU-Agrarpolitik zu ändern, denn
einige Vogelarten des Siedlungsbereichs nutzen mindestens zeitweise im
Jahr oder als flügge Jungvögel auch landwirtschaftliche Nutzflächen.
Vögel der Agrarlandschaft nehmen überproportional ab."

Alle Informationen zur Aktion unter

www.stundedergartenvoegel.de, die Zählergebnisse

aus Schleswig-Holstein sind direkt unter

www.gartenvoegel-sh.de zu finden.

Im Juni findet erstmals die NABU-Mitmach-Aktion Insektensommer statt,
bei der Insekten gezählt werden. 

Mehr Information unter www.insektensommer.de

NABU Schleswig-Holstein

Presseinformation, 16.05.2018

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 29/2018, 16.05.2018

NABU Nordrhein-Westfalen

Völklinger Straße 7-9, 40219 Düsseldorf

Tel.: 0211/15 92 51-14, Fax: 0211/15 92 51-15

E-Mail: Presse@NABU-nrw.de

Internet: www.nabu-nrw.de

Presseinformation, 16.05.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Schleswig-Holstein

Färberstr. 51, 24534 Neumünster

Tel.: 04321/53734, Fax: 04321/59 81

E-mail: info@NABU-SH.de

Internet: www.NABU-SH.de
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AKTION/332: NABU Projekt für schwalbenfreundliche Häuser startet in die neue Saison (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 15. Mai 2018

Das NABU Projekt für schwalbenfreundliche Häuser startet in die
neue Saison

Elxleben im Landkreis Sömmerda wird als schwalbenfreundliche Gemeinde
ausgezeichnet



Jena - Die erste Plakette für eine schwalbenfreundliche Gemeinde
erhält in diesem Jahr Elxleben im Landkreis Sömmerda. Mit der heutigen
Auszeichnung startet der NABU Thüringen in die Schwalbensaison 2018.
Bürgerinnen und Bürger, sowie Gemeinden die sich für den
Schwalbenschutz einsetzen, können sich ab sofort wieder für die
Plakette "Hier sind Schwalben willkommen!" bewerben.




[image: Drei Mehlschwalben in einer Schlammpfütze - Foto: © H. Biedermann]

Foto: © H. Biedermann



Die Gemeinde Elxleben ist ein vorbildliches Beispiel für den
Schwalbenschutz. An einigen Wohnblocks der Gemeinde wurden in
Zusammenarbeit mit Heiko Koch dem Bürgermeister und dem NABU über 40
neue Kunstnester für die Frühlingsboten angebracht. Aber auch die
alten Nester dürfen hängen bleiben und wurden mit Kotbrettern
versehen. "Früher gehörten Schwalben in unseren Dörfern zum normalen
Ortsbild", erinnerte sich Heiko Koch. "In Elxleben wollen wir das auch
weiterhin fördern, zugleich aber dafür sorgen das die Tier auch
akzeptiert werden." Die neuen Kunstnester und die Kotbretter werden
dazu beitragen, dass keine Probleme durch den Kot entstehen. Tino
Sauer der Schwalbenbeauftragte des NABU Thüringen erklärt warum das so
ist: "Normalerweise bauen Mehlschwalben ihre Nester mit einem
Einflugloch zur Seite. Beim Ausfliegen koten die Schwalben dann ab und
die Fassade wird verschmutz. Bei unseren Kunstnestern haben wir das
Loch nach vorne angebracht. Das "tägliche Geschäft" kann somit etwas
weiter von der Wand weg erledigt werden." Kotbretter sind wiederum
eine gute Lösung das Schmutzaufkommen bei alten Nestern zu minimieren.
Die Bretter sind einfach gebaut und schützen ebenfalls die Fassade.
"Elxleben ist ein Vorreiter in punkto Schwalbenschutz. Die Vögel
scheinen sich hier wohlzufühlen. Gefördert wird dies auch durch die
bis jetzt noch strukurreiche Landschaft im näheren Umfeld der
Gemeinde. Dort finden die Schwalben genug Insekten als Nahrung", sagt
Detelev Schneider der Kreisvorsitzende des NABU Sömmerda.

Mit der Verleihung der Plakette möchte sich der NABU bei Menschen
bedanken, die Schwalben an ihrem Haus dulden. Denn trotz der hohen
Anpassungsfähigkeit von Schwalben gehen die Bestände seit Jahren
zurück. Intensive Landwirtschaft, fortschreitende Versiegelung der
Landschaft, schwalbenunfreundliche Sanierungsmaßnahmen an Gebäuden und
Beseitigung von Nestern machen ihnen das Leben schwer. Mangel an
geeignetem Nestbaumaterial, fehlende Nistplätze und unzureichendes
Nahrungsangebot sind die Folgen. In den letzten Jahren hat der NABU
über 1.150 Plaketten in Thüringen verliehen.

Nähere Infos zum Projekt finden Sie unter:

www.NABU-Thueringen.de

Das Schwalbenprojekt wird unterstützt von der

Sparkassen-Finanzgruppe Hessen-Thüringen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 15.05.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

Tel. 0 36 41/60 57 04, Fax 0 36 41/21 54 11

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de
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MELDUNG/452: Am Sonntag ist Weltbienentag (DeWiSt)


Deutsche Wildtier Stiftung - 16. Mai 2018

Am Sonntag ist Weltbienentag

Die Deutsche Wildtier Stiftung erklärt 5 wichtige Unterschiede
zwischen Wildbienen und der Honigbiene



Großer Bahnhof für "Biene Maja": Am kommenden Sonntag ist der erste
Weltbienentag! Die Vereinten Nationen haben den 20. Mai als
Weltbienentag ausgerufen, um der breiten Öffentlichkeit die Leistungen
von allen Bienen vor Augen zu führen. Ihre Bestäubungsarbeit ist von
unschätzbarem Wert. So beziffert der Weltrat für Biologische Vielfalt
den wirtschaftlichen Wert von fliegenden Bestäubern auf über 577
Milliarden US-Dollar. Wenn von Bienen die Rede ist, steht das Haustier
der Imker - die Honigbiene Apis mellifera - im Vordergrund der
öffentlichen Debatte. Auf die "wilden Verwandten" fällt viel weniger
Rampenlicht. "Bei den Wildbienen stehen in Deutschland bereits über 50
% auf der Roten Liste", betont Hilmar Freiherr von Münchhausen,
Geschäftsführer der Deutschen Wildtier Stiftung. "Die Gefahr, dass
langfristig immer mehr Wildbienenarten von der Erde verschwinden, ist
groß!"

Die oft hoch spezialisierten Wildbienenarten haben zwei massive
Probleme: Knappe Nahrung und unzureichende Nistmöglichkeiten.
"Wildbienen leiden unter Städte- und Straßenbau, der intensiven und
auf wenige Kulturarten spezialisierten Landwirtschaft und dem
Verschwinden von Feldrainen, Heiden und Magerrasen sowie anderen
warmen und sandigen Lebensräumen", erklärt von Münchhausen. Die
Deutsche Wildtier Stiftung weist im Zuge des Weltbienentages darauf
hin, dass vor allem Wildbienen im Gegensatz zur domestizierten
Honigbiene Schutz und Hilfe brauchen. "Viele Bienenfreunde, die den
Insekten etwas Gutes tun wollen, wissen nicht, dass Honigbienen und
Wildbienen völlig unterschiedliche Arten mit stark verschiedenen
Ansprüchen sind", so von Münchhausen.


Deutsche Wildtier Stiftung: 5 wichtige Unterschiede zwischen
 Honig- und Wildbienen:


1/ Honigbienen gehören alle zu einer Art: der Apis mellifera! Bei den
Wildbienen gibt es alleine in Deutschland über 600 verschiedenen
Arten. Weltweit sind es über 20.000 Arten. Ihre Namen sind
unverwechselbar. Sie heißen Schneckenhausbiene (Osmiabicolor),
Sandbiene (Andrena), Mörtelbiene (Megachile) oder Seidenbiene
(Colletes).

2/ Honigbienen werden gezüchtet und leben als soziale Art in einem
Volk mit mehreren Tausend anderen Individuen in Stöcken. Wildbienen
sind meist Einzelgänger mit individuellen Ansprüchen an ihren
Lebensraum: Einige legen Niströhren im Erdboden an, andere bevorzugen
Mauerritzen zum Nestbau, wieder andere Pflanzenstängel.

3/ Honigbienen fliegen viele Pflanzen an, Wildbienen sammeln Nektar an
sehr wenigen, manchmal sogar nur einer einzigen Pflanzenart.

4/ Honigbienen produzieren Honig, aus den Nestern europäischer
Wildbienen kann kein Honig gewonnen werden.

5/ Der Stich der Wildbiene ist für den Menschen wesentlich harmloser
als der einer Honigbiene und meist kaum spürbar.

 * 

Quelle:

Deutsche Wildtier Stiftung

Pressemitteilung, 16.05.2018

Christoph-Probst-Weg 4, 20251 Hamburg

Telefon: 040/9707869-0, Fax: 040/9707869-99

E-Mail: Info@DeWiSt.de

Internet: www.DeutscheWildtierStiftung.de
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PFLANZEN/171: Der Langblättrige Ehrenpreis ist Blume des Jahres 2018 (DER RABE RALF)


DER RABE RALF

Nr. 203 - April/Mai 2018

Die Berliner Umweltzeitung

Zu Unrecht mit Ehre überhäuft?

Der Langblättrige Ehrenpreis ist Blume des Jahres 2018

von Leonhard Lenz



Die Namen der Pflanzen erzählen häufig uralte Geschichten. Der Name
des Langblättrigen Ehrenpreises erzählt jedoch nicht seine eigene
Geschichte, sondern die des auch als Wald-Ehrenpreis bekannten Echten
Ehrenpreises. Dieser soll seinen Namen von einem fränkischen König
haben, der an einer Hautkrankheit litt. Ein Jäger beobachtete im Wald
einen verwundeten Hirsch, der sich auf das Kraut legte und es auch
verzehrte - und innerhalb kürzester Zeit geheilt wurde. Der Jäger
brachte es seinem König, der ebenfalls genas und dem Kraut aus
Dankbarkeit diesen Namen gab. So heißt heute die ganze Gattung mit
ihren mehreren hundert Arten Ehrenpreis.

Auch der wissenschaftliche Name Veronica verweist auf die
medizinische Nutzung der Gattung. Die Anrufung der heiligen Veronika
sollte bei schlechter Wundheilung helfen, die vor allem durch den
Echten Ehrenpreis tatsächlich gefördert wird. Einer anderen Erzählung
nach kommt der Name vom lateinischen "veraunica medicina", was auf
Deutsch "die einzig wahre Medizin" bedeutet. Der Langblättrige
Ehrenpreis hat zudem gerade eine Umbenennung hinter sich. Neuere
molekulare Untersuchungen kamen zu dem Schluss, dass es sich bei
mehreren Unterarten der Veronica longifolia doch um eine Art handelt,
die nun als Veronica maritima bezeichnet wird.

Für alte und neue Auwälder

Die ganze Gattung des zur Familie der Wegerichgewächse gehörenden
Ehrenpreises wurde bereits 2007 zur Staude des Jahres gekürt. Dieses
Jahr jedoch hat die Loki-Schmidt-Stiftung den Langblättrigen
Ehrenpreis allein als Blume des Jahres geehrt. Damit will sie auf den
stark bedrohten Lebensraum der Staude aufmerksam machen, denn neben
den zahlreichen Ziergärten lebt der Langblättrige Ehrenpreis in
Flussauen, die in Deutschland durch die Begradigung und Uferbebauung
von Flüssen in der Vergangenheit auf nur noch ein Drittel ihrer
ursprünglichen Fläche geschrumpft sind. Die Loki-Schmidt-Stiftung
setzt sich sehr für den Erhalt und die Schaffung neuer Auwälder ein,
denn diese bieten nicht nur vielen seltenen Pflanzen ein Zuhause,
sondern stellen durch die Aufnahme großer Mengen an Wasser einen
wichtigen Hochwasserschutz dar. Doch gerade an den großen Flüssen in
Deutschland gibt es fast keine Auwälder mehr.

Wie der Name vermuten lässt, hat der Langblättrige Ehrenpreis lange,
dünne und fein gezackte Blätter, die am Spross oder unterhalb
verzweigter Blütentrauben sitzen. Die vielen sich nacheinander
öffnenden blau-lila gefärbten Blüten, die auch zu dem
umgangssprachlichen Namen Langblättriger Blauweiderich führten, bieten
Bienen und anderen Bestäubern über längere Zeit eine Nahrungsquelle.
Bei guten Bedingungen mit einem feuchten, zeitweise überfluteten und
leicht basischen Boden kann die Blume so über einen Meter hoch werden.

Zur Vermehrung ist der Langblättrige Ehrenpreis auf den Fluss, an dem
er wächst, angewiesen. Die Samen werden vom Fluss mitgenommen und an
anderer Stelle ans seichte Ufer gespült. Dort kann dann eine neue
Pflanze heranwachsen. Dieser Standort an den flachen Flussufern hat
der Art auch den Namen Strand-Ehrenpreis eingebracht.

 * 

Quelle:

DER RABE RALF
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FORSCHUNG/1446: Weniger Medikamenten-Rückstände in der Umwelt (idw)


Universität Stuttgart - 15.05.2018

Weniger Medikamenten-Rückstände in der Umwelt

Forscher der Universität Stuttgart weisen erstmals den Abbau von
Diclofenac in Bodenproben nach.



Rückstände des weitverbreiteten Schmerzmittels Diclofenac belasten
bisher in großen Mengen die Umwelt. Ein Forscherteam um Prof. Bernhard
Hauer vom Institut für Biochemie und Technische Biochemie der
Universität Stuttgart konnte nun erstmals zeigen, wie Diclofenac im
Boden abgebaut werden kann und was den Abbau behindert.

Ob bei Prellungen oder Rheuma: Diclofenac wird als
entzündungshemmendes und schmerzstillendes Medikament alleine in
Deutschland jährlich mehr als 14 Millionen Mal verordnet; mehr als 90
Tonnen des Wirkstoffs werden so vermarktet. Doch das beliebte Mittel
ist Fluch und Segen zugleich, denn Diclofenac wird vom Körper nur zu
einem gewissen Grad aufgenommen. Rund 60 Prozent des Wirkstoffs
gelangen durch natürliche Ausscheidungen ins Abwasser, und trotz
moderner Klärtechnik ist es bis dato nicht möglich, diese Rückstände
zu entfernen. Am Ende sammeln sich die Rückstände in der Natur, wo der
Stoff bereits in unterschiedlichen Lebensräumen zu finden ist und auch
Bestandteil der Nahrungskette wird. Bisher blieb nur die Möglichkeit,
den Verbleib des Medikaments in der Umwelt zu verfolgen. Techniken, um
Diclofenac-Moleküle abzubauen und aus unserem Lebensraum zu
eliminieren, gab es nicht.

In Laborexperimenten gelang es Wissenschaftlern an der Universität
Stuttgart nun erstmalig, den Abbau von Diclofenac in Bodenproben
nachzuweisen. Ausschlaggebend für das Gelingen dieses Abbauprozesses
ist das Zusammenspiel bestimmter Mikroorganismen. Eingeleitet wird der
Zerfall der Verbindung durch eine sogenannte Carboxylierung, eine
außergewöhnliche Reaktion in der Natur. Erst durch eine
hochempfindliche Analytik gelang es, das Stoffwechselprodukt der
Mikroben zu entdecken. Ebenso fand das Forscherteam heraus, was den
Abbau von Diclofenac behindert: Hierzu gehören insbesondere Karbonate
oder auch Phosphate, was besonders problematisch ist, da diese
ebenfalls in beachtlichen Mengen in Abwässern zu finden sind.

Die Stuttgarter Forschenden hoffen nun, dass ihre Erkenntnisse dazu
beitragen, die Umwelt von einem der zahlreichen anthropogen Stoffen zu
befreien. In weiteren Arbeiten wollen sie versuchen, die neue Reaktion
biochemisch zu verstehen und untersuchen, ob sie auch auf andere
Arzneistoffe anwendbar ist.

Originalpublikation:

Rapid and complete degradation of diclofenac by native soil
microorganisms. Environmental Technology & Innovation, 10: 55 (2018).

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news695670

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution80

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Stuttgart, Andrea Mayer-Grenu, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ÖKOSYSTEME/113: Biogeografinnen testen Theorien über Biodiversität (idw)


Philipps-Universität Marburg - 15.05.2018

Biogeografinnen testen Theorien über Biodiversität



Marburger Biogeografinnen erforschen in einem aktuellen Projekt, wie
es zur großen Artenvielfalt in den Tropen kommt. Das Team um
Juniorprofessorin Dr. Maaike Bader von der Philipps-Universität
Marburg verwendet Methoden wie die Analyse räumlicher Muster, um die
Biodiversität von Flechten und anderen Pflanzen zu erklären, die auf
den Blättern anderer Arten leben. Die Europäische Union fördert das
Vorhaben unter dem Titel "EPIDYN" durch ihr "Marie Curie"-Programm mit
mehr als 190.000 Euro.

In den vergangenen Jahrzehnten entwickelten die Lebenswissenschaften
unterschiedliche Theorien, um Biodiversität zu erklären. "Viele
theoretischen Modelle schreiben der Wechselwirkung zwischen den Arten
eine herausragende Bedeutung zu, aber die vorhergesagten Ergebnisse
sind unterschiedlich", erklärt die Biologin und Geoinformatikerin
Maaike Bader, die eine Arbeitsgruppe zum Thema "Ökologische
Pflanzengeographie" leitet. "Diese Theorien mit empirischen Daten aus
den tropischen Regenwäldern zu testen, ist schwierig, weil sich
Baumgemeinschaften nur langsam verändern."

Mit dem Projekt verfolgt Baders Arbeitsgruppe in Zusammenarbeit mit
Dr. Noris Salazar vom Smithsonian Tropical Research Institute das
Ziel, die Biodiversitätstheorien in einem Ökosystem zu erproben, das
eine viel schnellere Dynamik aufweist als die Bäume tropischer
Regenwälder, aber gleichzeitig über eine ähnlich hohe Artenvielfalt
verfügt: Flechten und andere so genannte Epiphylle, das sind Pflanzen,
die auf den Blättern anderer Pflanzen leben.

"Wir möchten herausfinden, welche theoretischen Modelle sich am besten
eignen, um zu beschreiben, wie die Arten in Lebensgemeinschaften auf
Blättern interagieren, wie die Besiedelung verläuft und wie all das
von den Umweltbedingungen abhängt", führt Projektmitarbeiterin Dr.
Anna Mezaka aus. Das Team beobachtet Blätter in einem tropischen
Regenwald in Panama unter verschiedenen Licht- und
Feuchtigkeitsbedingungen, die für das Wachstum von Flechten und Moose
besonders wichtig sind.

"'EPIDYN' ist die erste Studie, die sich räumlich-explizit mit den
Wechselwirkungen zwischen den Arten und der Gemeinschaftsdynamik der
Epiphylle befasst", hebt die Projektleiterin hervor. "Mit unserem
Ansatz erproben wir grundlegende ökologische Theorien in einem wenig
bekannten Ökosystem im Miniaturmaßstab."

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news695659

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution376

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Philipps-Universität Marburg, Johannes Scholten, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ATOM/1352: Das Chaos um die Kugelcastoren (Strahlentelex)


Strahlentelex mit ElektrosmogReport 

Unabhängiger Informationsdienst zu Radioaktivität, Strahlung und
Gesundheit

Nr. 748-749 / 32. Jahrgang, 1. März 2018 - ISSN 0931-4288

Atommüll

Das Chaos um die Kugelcastoren

Hintergründe und Lösungsansätze

Von Dr. Rainer Moormann, Aachen



Seit mehr als 40 Jahren, als die Einlagerung von Jülicher
AVR-Kugelbrennelementen in die Asse genehmigt war, geraten die
Brennelemente (BE) der Kugelhaufenreaktoren in Jülich und Hamm immer
wieder in die Schlagzeilen. Kugelhaufenreaktoren erzeugen mehr als das
30-fache Volumen an wärmeentwickelndem Abfall als
Leichtwasserreaktoren (LWR), was zu außerordentlich hohen
Entsorgungskosten führt. Die wechselvolle Geschichte der
Kugelbrennelemente und Kugelcastoren (Typ THTR/AVR) wird in diesem
Artikel dargelegt. Aktuell werden Optionen wie Verlagerung der
Jülicher BE nach Ahaus und Export der 152 Jülicher oder aller 455
Kugelcastoren in die USA favorisiert - vor dem Hintergrund, dass für
das aktuelle Jülicher Castorenlager seit 2014 eine Anordnung zur
unverzüglichen Räumung gilt. Es wird aufgezeigt, dass die derzeit
durch Entwicklungsarbeiten vorangetriebene, sehr teure Verlagerung der
Castoren zur sicherheitstechnisch problematischen Aufarbeitung in die
USA langfristig von enormem Vorteil für die
Kugelhaufenreaktor-Vermarktung wäre, da sie das Volumen des
weiterentwickelnden Abfalls deutlich verringert; möglicherweise wurde
diese Option von der Jülicher HTR-Lobby in den Vordergrund gedrängt,
um unter dem Deckmantel der Entsorgung eine Finanzierung von
HTR-Weiterentwicklung trotz Atomausstiegs zu erreichen. In jedem Fall
darf es als Bankrotterklärung der Jülicher Nukleartechnik gewertet
werden, mehr als 50 Jahre nach Inbetriebnahme ihres ersten
Kugelhaufenreaktors zu dessen BE-Entsorgung faktisch nichts anderes
als einen BE-Export vorweisen zu können - und das mit ähnlich
fadenscheinigen Argumenten zu untermauern, wie den früheren
gescheiterten Versuch, diese Kugeln in der Asse zu entsorgen. Weniger
belastende Entsorgungsalternativen für diesen definitiv besonders
schwierigen Atommüll werden vorgeschlagen. Dazu gehört die Errichtung
eines besseren Zwischenlagers für alle Kugel-BE in Jülich
einschließlich einer Konditionierungsanlage.


Kugelbrennelemente und ihre Castoren 

In Jülich befinden sich 152 Castoren mit Kugel-BE aus dem kleinen
Jülicher Kugelhaufenreaktor AVR (betrieben 1967-88, 46 MWth) in einem
mittlerweile genehmigungslosen Zwischenlager, für das seit 2014 eine
Räumungsanordnung gilt. Es handelt sich um insgesamt 288.161 Kugeln;
es ist allerdings laut Genehmigung damit zu rechnen, dass bis zu 1.000
der Kugeln keine BE, sondern kernbrennstofffreie Kugeln sind: In
Jülich ist während des AVR-Betriebs nämlich der vollständige Überblick
über die Kugeln verlorengegangen.[9] In Ahaus werden in 303
Castoren(1) BE des Kugelhaufenreaktors THTR-300 (Hamm, betrieben
1985-88, 750 MWth) aufbewahrt. Es handelt sich um circa 605.000
BE-Kugeln, darunter mehr als 20.000 beschädigte. Die Jülicher Kugeln
befanden sich bis 2015 im Besitz des Forschungszentrums Jülich (FZJ);
jetziger Besitzer ist die bundeseigene Jülicher
Entsorgungsgesellschaft für Nuklearanlagen (JEN), die aus den
entsprechenden Bereichen des FZJ und der AVR/EWN gebildet wurde. Die
privatwirtschaftliche AVR GmbH musste bereits 2003 vom Bund (EWN)
übernommen werden, da die Eigentümer über 15 Jahre keine nennenswerten
Fortschritte in Rückbau/Entsorgung vorweisen konnten und finanziell am
Tropf der öffentlichen Hand hingen. JEN gehört zum EWN-Konzern. Die
Castoren in Ahaus sind im Besitz der THTR-Betreibergesellschaft HKG.

Alle THTR-Kugeln und circa 80 Prozent der AVR-Kugeln enthalten als
Spaltstoff hochangereichertes (93%) Uran (HEU, 1 g/Kugel) sowie als
Brutstoff Thorium (5 bis 10 g/Kugel); 20 Prozent der AVR-Kugeln
nutzten demgegenüber LEU-Brennstoff, allerdings mit höherer
Anreicherung als im LWR. Der Brennstoff befindet sich in der Kugel (6
cm Durchmesser) in Form von 10.000 bis 40.000 Partikeln (ca. 0,5 mm
Durchmesser), die mit diversen dünnen Beschichtungen umgeben sind.
Während im THTR nur ein BE-Typ Verwendung fand, waren es im AVR circa
20.

Die Waffenfähigkeit des Kugelmülls ist gut untersucht [1]: Über alle
AVR-Castoren gemittelt, handelt es sich beim Uran nicht mehr um HEU.
Entfernt man die LEUKugeln, ließe sich aus den verbleibenden Kugeln
HEU von schlechter Waffenqualität isolieren, allerdings nicht in einer
Menge, die zum leichten Bau eines nuklearen Sprengsatzes ausreichen
würde. Nach Einschätzung der US-Proliferationsbehörde NNSA ist die
Waffenfähigkeit so gering, dass es keine Notwendigkeit für die USA
gibt, die AVRKugeln zurückzuholen. Da der THTR nur kurz in Betrieb
gehalten werden konnte, ist in seinem Atommüll noch wesentlich mehr
Spaltstoff enthalten und das Proliferationsrisiko ist entsprechend
höher. Vor einer Endlagerung des THTR-Brennstoffs muss das HEU durch
Zumischen von Uran-238 abgereichert werden, ähnlich wie
beim FRM-II-Atommüll.

Mit Ausnahme der ersten 30.000 AVR-BE-Kugeln (Herkunft: USA) wurden
alle BE-Kugeln in Hanau hergestellt. Das zur Fertigung des größten
Teils der Kugeln erforderliche HEU (0,5 Gewichts-Prozent einer Kugel)
wurde aus den USA geliefert.



Spezifische Probleme der Kugelcastoren - mangelhafte Buchführung


Zum Verständnis der Problematik von Kugelcastoren ist es wesentlich,
sich die Kugel-BE genauer anzuschauen: Der entscheidende Unterschied
zu LWR-BE liegt darin, dass sie nicht nur aus den Brennstoffpellets,
Hüllrohren und Haltekonstruktion bestehen, sondern auch noch den
gesamten Moderator (LWR: Wasser) enthalten, nämlich den
Moderatorgraphit. Da Graphit schlechter moderiert als Wasser, wird im
Kugelhaufen-HTR viel mehr Moderator/Brennstoff benötigt als in LWR.
Konkret bedeutet das, dass nur weniger als 2 Volumenprozent eines
KugelBE aus Uran/Thoriumoxid besteht. Ganz überwiegend handelt es sich
um Moderatorgraphit. Da der Moderator sich in geordneter Weise nicht
leicht vom Kernbrennstoff trennen lässt, bedeutet das, dass bei
Kugelhaufenreaktoren vergleichsweise riesige Volumina an
wärmeentwickelndem Abfall anfallen, deren Entsorgung mit gigantischen
Kosten verbunden ist. Daraus erklärt sich auch die große Zahl von
Castoren mit Kugel-BE in Deutschland (455), obwohl der Anteil der
Kugelhaufenreaktoren an der deutschen Gesamt-Atomstromerzeugung nur im
Promillebereich liegt. Zu den Entsorgungskosten ein Detail: Ein
Kugelcastor(2) kostet schätzungsweise 400.000 bis 500.000 Euro
(extrapoliert aus den bekannten Kosten von LWR-Castoren von 2,2
Millionen Euro, die ein um den Faktor 4 bis 5 größeres Gesamtgewicht
haben); Abbildungen zum Kugelcastor finden sich in [15]. Die
Nettostromerzeugung aus dem AVR betrug 1,51 Milliarden Kilowattstunden
(kWh), was zu 152 Kugelcastoren mit BE-Abfall führte. Nehmen wir
Stromgestehungskosten von 4 bis 5 Cent pro kWh (Ct/kWh) an, resultiert
daraus ein Wert der AVR-Stromerzeugung, der nur etwa den
Anschaffungskosten der Kugelcastoren entspricht. Bei LWR liegt das
Verhältnis um etwa den Faktor 50 günstiger, und das gilt nicht nur für
die Zwischenlagerung, sondern nochmals für die Endlagerung. Daraus
wird klar, dass ein Kugelhaufenreaktor auch nicht ansatzweise
kostendeckend arbeiten konnte und kann: Mit Stromgestehungskosten von
mehr als 25 Ct/kWh ist für zukünftige HTR bei halbwegs geregelter
Entsorgung zu rechnen. Solche Kosten sind nicht einmal eingefleischten
AKW-Befürwortern zu vermitteln und haben zum faktischen Ende der
Kugelhaufen-HTR-Entwicklung im Westen beigetragen. Der Leiter der
Reaktorentwicklung am FZJ versuchte noch 2005, die interne Diskussion
über die Achillesferse "Kosten der Kugelentsorgung" harsch zu
unterdrücken.

In China allerdings, wo ein Kugelhaufen-HTR (HTR-PM) 2018 in Betrieb
gehen soll, hat man einen kostengünstigeren Weg gewählt: Dort sollen
die Kugeln in großen, dünnwandigen Stahlgefäßen zwischengelagert
werden (40.000 Kugeln pro Gefäß statt 2.000 in deutschen Castoren, 2
cm Wandstärke in China statt 35 cm in Deutschland).[3] Ähnlich
unzulänglich soll die Endlagerung gestaltet werden. Es dürfte klar
sein, dass der chinesische Entsorgungsweg zwar deutlich
kostengünstiger ist, aber dem in den westlichen Industrieländern
herrschenden Sicherheitsstandard nicht einmal ansatzweise entspricht.
Eine Übertragung des chinesischen Billig-Entsorgungsweges auf
entwickelte Staaten ist damit als unseriös auszuschließen. Um das
skizzierte Showstopper-Kostenproblem auch für entwickelte Staaten zu
lösen, verbleibt also nur der Weg der Aufarbeitung der Kugeln mit
Abtrennung des Graphits (Vergasung als CO2 und Freisetzung in die
Atmosphäre, oder Rückhaltung bei der Aufarbeitung und Endlagerung als
mittelaktiven Abfall). Dieser Aspekt muss in der aktuellen Diskussion
um die Entsorgung der deutschen Kugel-BE und ihrer Hintergründe
unbedingt berücksichtigt werden.

Hinzuweisen ist darauf, dass Kugel-BE brennbar sind, allerdings nicht
leicht entzündlich. Leicht entzündliche/explosible Gemische in Luft
bildet der Graphitstaub, der sich im Reaktorbetrieb gebildet hat und
sich zumindest teilweise in den Castoren befinden dürfte. Das stellt
neuartige Sicherheitsanforderungen an die Entsorgung. Einige tausend
AVRBE enthalten zudem eine nicht spezifizierte Restfeuchte - entweder
aufgrund des schweren Wassereinbruchstörfalls 1978 oder aufgrund einer
unsachgemäßen Lagerung der vereinzelt undichten Stahlgefässe in
Wasserbecken um 1980. Diese Feuchte dürfte mittlerweile durch
Radiolysereaktionen vergast worden sein, wobei das Gas verstärkt
radioaktive Bestandteile (C-14, Tritium) enthält, die beim Öffnen der
Castoren entweichen würden. Ein weiteres Problem der AVR-Castoren
besteht darin, dass der genaue Inhalt von circa 60 Castoren nicht
bekannt ist [4] - ein eigentlich untragbarer Zustand bei
endzulagerndem Atommüll: Man hat den AVR lange Zeit trotz einer
unbrauchbaren Charakterisierungseinrichtung abgebrannter Kugeln
betrieben. Dieses Manko durch mangelhafte Messtechnik/Buchführung
betrifft sowohl den Abbrandzustand der BE, als auch die Zuordnung von
einigen 1.000 bis 10.000 durch störfallbedingt viel zu hohe
Temperaturen oder Abbrände schwer geschädigte BE zu konkreten
Castoren; aus Brennstoffpartikeln der letztgenannten havarierten BE
ist ein Großteil der Spaltprodukte entwichen (an einzelnen Stichproben
gemessen: vollständige Freisetzung von Silber (Ag) und Europium (Eu),
was auf vollständige Strontium-Freisetzung hindeutet). Da Graphit mit
seiner großen inneren Oberfläche aufgrund seiner Porosität gut
adsorbiert, werden radioaktive Spaltproduke dort festgehalten worden
sein (an Stichproben gemessen: bis 25 Prozent Cäsium).[5] Sie könnten
durch Wassereinwirkung im Endlager leicht desorbiert werden. Für eine
geregelte Entsorgung sind also noch erhebliche Probleme zu lösen. Es
ist bisher nicht erkennbar, dass diese von JEN oder FZJ ausreichend
angegangen werden.



Historie des deutschen Atommülls aus Kugelhaufenreaktoren

Ohne sich mit der Historie des Atommülls aus Kugelhaufenreaktoren zu
befassen, ist kaum verständlich, wie es zu der heutigen verfahrenen
Situation kommen konnte. Die nachfolgende Darstellung basiert zum Teil
auf umfangreichen Recherchen in internen Dokumenten, die zum Beispiel
über das Umweltinformationsgesetz eingesehen werden konnten. Eine
ausführlichere Darstellung in Buchform mit einer Vielzahl von Belegen
steht vor dem Abschluss.

Von 1967 bis zur Abschaltung von AVR und THTR 1988

Die ersten abgebrannten Brennelemente der heutigen Kugelcastoren
fielen im AVR Jülich vor 45 Jahren an. Dem Trend der Zeit entsprechend
war damals zur Entsorgung die Wiederaufarbeitung vorgesehen, mit
anschließender Endlagerung der verbleibenden Abfälle. Bei der
Wiederaufarbeitung hatte die Gewinnung von Brennstoff damals
allerdings Vorrang vor dem Entsorgungsaspekt. Wie kaum noch bekannt
ist, befand sich eine Wiederaufarbeitungsanlage JUPITER seit 1969 in
Jülich im Bau: Im sogenannten Headendprozess von JUPITER sollten die
Kugeln in Hammermühlen zerkleinert und der Kugelgraphit verbrannt
werden. Die verbleibende Brennstoff/-Spaltproduktmischung sollte im
nasschemischen Teil über den THOREX-Prozess aufgearbeitet werden. In
der Endphase des JUPITER-Baus (1974) stellte man aber einen
gravierenden Fehler im Aufarbeitungskonzept fest: Man hatte übersehen,
dass Uran-235 bei Neutroneneinfang nicht nur gespalten wird, sondern
mit einer Wahrscheinlichkeit von 18 Prozent in langlebiges, nicht
spaltbares Uran-236 übergeht. Da die AVR-BE ein Thorium/Uran-Mischoxid
enthielten, hätte man durch die Wiederaufarbeitung ein Urangemisch
erhalten, welches etwa zu gleichen Teilen aus spaltbarem Uran-233
(erbrütet aus Thorium [6]) und Uran-235 (verbliebene Reste), sowie
nicht spaltbarem Uran-236 und Uran238 bestanden hätte. Wegen des hohen
Uran-236-Gehalts hätte dieses Gemisch als Spaltstoff im HTR zusammen
mit dem damals ausschließlich verwendeten Thoriumbrutstoff nicht
wieder eingesetzt werden können und auch in LWR ergab sich dafür keine
marktfähige Anwendung. Man versuchte zwar noch, BE zu entwickeln, die
Thorium und Uran getrennt enthielten, bei denen also wenigstens aus
Thorium erbrütetes Uran-233 in fast reiner Form hätte isoliert werden
können, aber diese Entwicklung scheiterte; etwa 20.000 dieser
feed/breed-Testkugeln befinden sich in den Jülicher Castoren. Wohl aus
Angst vor einer wissenschaftlichen Blamage wurde die
Wiederaufarbeitung aufgegeben (endgültig circa 1980), wobei die wahren
Gründe verschleiert wurden und stattdessen behauptet wurde, die Kugeln
hätten sich als so extrem stabil erwiesen, dass sie für eine direkte
Endlagerung besser geeignet seien als für die Wiederaufarbeitung. Das
Problem der verbleibenden enormen Müllvolumina, das zu drastischen
Maßnahmen in Jülich führte (s.u.), wurde Politik und Öffentlichkeit
weiter verschwiegen. JUPITER wurde zwar fertiggestellt, mit nicht
bestrahlten Kugelbrennelementen getestet, aber dann bis circa 1990 in
aller Stille zurückgebaut.

Da man in Jülich nur geringe Zwischenlagerkapazitäten für die
abgebrannten Kugeln besaß, wurden viele halbwegs geeignet erscheinende
Bereiche zur provisorischen Zwischenlagerung genutzt, zum Beispiel der
Pool der Technikumshalle der Heißen Zellen oder das BE-Lagerbecken der
beiden Forschungsreaktoren. Vor allem aber wurde die schnelle
Endlagerung in der Asse vorangetrieben. Die Kugeln sollten in
Edelstahlfässern (keine Castoren oder Ähnliches) in 4 jeweils 36 Meter
tiefen Bohrungen versenkt werden. Es wurde ein einzelner Castor-ähnlicher 
sogenannter Asse-Transportbehälter gebaut, in dem jeweils 2
Fässer auf einem Tieflader zur Asse transportiert werden sollten. Die
Endlagerung von 100.000 Kugeln (circa 110 Fässer) in der Asse wurde am
04. März 1976 genehmigt, die Asse war schon kurz danach technisch
gesehen annahmebereit. Bilder der damaligen Asse-Anlagen zur
Kugeleinlagerung sind im Internet verfügbar.[7] Die Asse durfte
übrigens nur mittelaktiven Abfall (MAW) annehmen. Wegen des hohen
Graphitanteils der Kugelbrennelemente ist die spezifische Aktivität
(Radioaktivität pro Volumen) geringer als in LWR-Brennelementen; damit
gelang es Jülich in einem aus heutiger Sicht wenig
vertrauenerweckenden Verfahren, die Kugelfässer als "an der oberen
Grenze von mittelaktivem Abfall" zu deklarieren und so die Genehmigung
zu erwirken. Es ist dem Engagement des Wolfenbütteler Lokalpolitikers
Reinhold Stoevesandt [14] und Mitstreitern aus der Umweltbewegung zu
verdanken, dass es nicht dazu kam - obwohl es Jülich gelang, die
Mehrheit des Wolfenbütteler Kreistages mit aus heutiger Sicht
hanebüchenen Argumenten zu einer Zustimmung zur Einlagerung zu
bewegen. Die Gruppe um Stoevesandt erreichte ein Urteil mit
aufschiebender Wirkung, sodass die Einlagerung im dafür genehmigten
Zeitraum bis Mitte 1978 nicht zustande kam und aufgegeben wurde.

In Jülich musste 1977 die Entnahme von Brennelementen aus dem AVR für
6 Monate unterbrochen werden, da alle Lagerkapazitäten gefüllt waren -
es wurden nur frische Kugeln zugegeben und Moderator/Absorberkugeln
ohne Brennstoff entfernt. Eine längere Betriebsunterbrechung des AVR
wäre wohl notwendig geworden, wenn der Reaktor durch seinen schweren
Störfall im Mai 1978 nicht ohnehin für Jahre ausgefallen wäre. Bis
1981 wurde dann eine zusätzliche Lagerkapazität in Jülich errichtet,
in der die Edelstahlfässer allerdings ohne besonderen Schutz
aufbewahrt werden konnten, was die Lagersituation entspannte.

Angemerkt sei, dass 50.000 bis 55.000 Graphitmoderatorkugeln (nur die
Zahl der Behälter wurde dokumentiert, nicht die Anzahl der Kugeln,
daher die Unsicherheitsbandbreite) aus dem AVR bis 1978 in der Asse
eingelagert wurden. Die Einlagerung war illegal, weil die Kugeln zwar
keinen Brennstoff, aber sehr große, die zulässigen weit
überschreitende Mengen an Tritium und Kohlenstoff-14 (C-14)
enthielten. Diese Inventare wurden bei der Einlagerung nicht
deklariert. Als große Tritiumemissionen aus der Asse ab 2007 den
Verdacht auf Jülich lenkten, behauptete man von dort 2010, man habe
bei der Einlagerung noch keine Kenntnis von den hohen Inventaren
dieser Kugeln gehabt - was nachweislich falsch ist.[8] Außerdem wurden
in der Asse circa einige hundert Testbrennelemente für den AVR
eingelagert, die in Forschungsreaktoren unter zum Teil extremen
Bedingungen (zeitraffend) bis hin zum Versagen bestrahlt worden waren
und die zum problematischsten Inventar in der Asse gehören dürften.
Dass auch vereinzelt Brennelemente aus dem AVR in die Asse gelangt
sein könnten, ist zumindest nicht auszuschließen, da eine
vollumfassende Bilanz über die AVR-Brennelemente nicht vorhanden ist,
wie die "Atomkugel-Affaire" 2011 bestätigte.[9]

Bemerkenswert ist ein weiterer Aspekt: Die Carter-Regierung (USA)
hatte 1977 angekündigt, dass aus Proliferationsgründen die Lieferung
von HEU für deutsche HTR beendet würde. Damit musste die
Thoriumnutzung mittelfristig eingestellt werden. In mit niedrig
angereichertem (LEU) betriebenen HTR hätte aber über JUPITER
zurückgewonnener Brennstoff eingesetzt werden können. Dass JUPITER
dennoch nicht mehr zum Zuge kam, lag hauptsächlich daran, dass eine
Betriebsgenehmigung ohne vollständige Rückhaltung des bei der
Verbrennung des Kugelgraphits entstehenden CO2 aufgrund (1980) neuer
Erkenntnisse sehr fraglich geworden war. Das CO2 enthält nämlich viel
radioaktives langlebiges (5.730 Jahre) C-14, das nicht ausgefiltert
werden kann. Eine Aufrüstung von JUPITER zur CO2-Rückhaltung erschien
damals jedoch zu teuer, zumal sich das Müllvolumen mit CO2-Rückhaltung
selbst im Vergleich zur direkten Endlagerung nochmals vergrößert
hätte.

Das Konzept der Endlagerung von Kugeln in Edelstahlfässern in
Salzstöcken wurde in Jülich bis Anfang der 1990er Jahre weiter
verfolgt und Jülich wehrte sich lange gegen Castoren als
Zwischenlagerbehälter, was angesichts der eingangs skizzierten
ökonomischen Randbedingungen folgerichtig, aber aus Sicherheitssicht
natürlich völlig inakzeptabel war. Erst um 1986 wurde Jülich das
Castorkonzept zur Zwischenlagerung behördlicherseits aufgezwungen und
die von Jülich beantragte testweise temporäre Einlagerung von
einzelnen mit Messinstrumenten versehenen Kugelfässern in die Asse
wurde 1992 nicht mehr genehmigt. In Jülich führte das zu einem Sturm
der Entrüstung ("politisch motiviert...").[10] Danach wurden Arbeiten
zur HTR-Entsorgung in Jülich nur noch halbherzig betrieben.

Ab circa 1976 wurde das Zwischenlager in Ahaus geplant, welches ab
circa 1986 zur Annahme der THTR-Castoren aus Hamm vorgesehen war.
Vonseiten der Politik wurde verlangt, dass auch die Jülicher Castoren
dorthin verbracht würden. Dagegen gab es vehemente Opposition aus
Jülich, und Jülich setzte sich schließlich durch, indem es eine
Lagerung zum halben Preis von Ahaus versprach (40 DM pro Kugel für 15
Jahre Lagerung in Jülich gegenüber 75 DM in Ahaus). Was hinter diesem
damaligen verbissenen Jülicher Kampf um den Verbleib der Castoren in
Jülich steckte, ist den verfügbaren Dokumenten nicht klar zu
entnehmen. Einerseits hätten einige Brennelementtypen in den Castoren
für die HTR-Weiterentwicklung von Bedeutung sein können: Wären sie
einmal in Ahaus gewesen, wären sie faktisch verloren gewesen, da eine
Brennelemententnahme den Rücktransport von einzelnen Castoren nach
Jülich und später wieder nach Ahaus erfordert hätte. Andererseits gibt
es bezüglich des Inventars der Jülicher Castoren so viele
Ungereimtheiten (s.o.), dass es plausibel erscheint, dass man sie mit
Rücksicht auf die Erfolgschancen des HTR damals nicht in fremde Hände
übergeben wollte.

Von 1989 bis heute

Die von Jülich versprochene kostengünstige Lagerung resultierte in
einem Billiglager, das oberhalb von 5 Meter über Grund ohne Beton
auskommt (nur Wärmedämmung) und damit selbst dem damaligen üblichen
Sicherheitskonzept nicht mehr voll entsprach. Das spiegelt sich darin
wider, dass das Lager 1993 zwar genehmigt wurde, aber nicht für 40
Jahre wie üblich, sondern nur für 20 Jahre. 2007 stellte Jülich den
Antrag auf Verlängerung der Genehmigung. Die Diskussionen mit der
Behörde ergaben schnell, dass eine längerfristige Genehmigung faktisch
aussichtslos ist. Daher wurde eine Genehmigungsverlängerung um 3 Jahre
beantragt und 2008 ein Antrag auf Verbringung der Kugelcastoren nach
Ahaus gestellt. 2011 begann Jülich Verhandlungen mit den USA, um die
Kugeln auf dem Militärgelände SRS aufarbeiten zu lassen (Gesamtkosten
für Deutschland nach US-Presseangaben: Mehr als 1 Milliarde
US-Dollar). 2012 wurde Letzteres zur zentralen Option und der Antrag
auf Verlagerung nach Ahaus wurde zeitweise zurückgestellt, aber wieder
aufgenommen, nachdem sich herausgestellt hatte, dass die US-Option -
wenn überhaupt - dann nur langfristig verwirklicht werden kann. Nach
Ablauf der 20 Jahre erlosch 2013 die Genehmigung des Jülicher
Castorenlagers, es folgte eine einjährige Duldung. Im Juli 2014 wurde
die Duldung beendet und behördlicherseits eine Räumungsanordnung
erlassen, da ein Nachweis ausreichender Sicherheit in absehbaren
Zeiträumen angesichts des schleppenden Fortgangs des Verfahrens nicht
möglich erschien - ein bisher einmaliger Vorgang bei deutschen
Zwischenlagern. Bisher konnte das Lager nicht geräumt werden: Es gibt
zwar mittlerweile eine Aufbewahrungsgenehmigung für die Jülicher
Castoren in Ahaus, aber noch keine Transportgenehmigung. Die sofortige
Vollziehbarkeit der Aufbewahrungsgenehmigung in Ahaus wurde zudem im
Januar 2018 vom BfE zurückgenommen - als Folge von rechtlichen
Schritten der Stadt Ahaus. Im Oktober 2017 wurde von Jülich/JEN
erstmals offen eingeräumt, was Kritiker lange vermutet hatten: Es wird
angestrebt, nicht nur die 152 AVR, sondern auch die 303 THTRCastoren
(derzeit Ahaus) zur Aufarbeitung in die USA zu verbringen. Als von
Jülich favorisierte Option ergibt sich damit offensichtlich ein
abgestuftes Vorgehen: Kurzfristig Verbringung der AVR-Castoren nach
Ahaus und mittelfristig (in circa 10 Jahren) Verbringung von AVR- und
THTR-Castoren in die USA. Die THTR-BE wurden um 1995 nach Ahaus
verbracht; allerdings befinden sich noch mindestens einige hundert im
Reaktor, da sie nicht entfernt werden konnten. Letzteres gilt auch für
den AVR.

In Jülich, wo Kerntechnik heute nur noch eine Nebenrolle spielt, hat
sich bei der FZJ-Leitung die Einstellung gegenüber den Castoren im
Vergleich zu 1985 geändert: Sie werden jetzt als Last und als dem Ruf
von Jülich abträglich empfunden; konkret wird damit argumentiert, dass
eine Forschungseinrichtung von internationalem Rang wie das FZJ nicht
mit Lagern für Kernbrennstoff belastet werden dürfe. Dass in Jülich
mit dem hochverstrahlten Reaktorbehälter des havarierten AVR, der in
diesem Jahrhundert nicht zurückgebaut werden kann, eine
außerordentlich problematische nukleare Altlast verbleibt, wird dabei
offenbar ausgeblendet. Meinem Eindruck nach werden daher naheliegende
Lösungen, wie zum Beispiel der Neubau eines besseren Lagers in Jülich,
das nach Auslaufen der Genehmigungen in Ahaus in gut 15 Jahren auch
die THTR-Castoren aufnehmen könnte, zwar formal untersucht, de facto
aber hintertrieben. Die rechtlichen Randbedingungen, nämlich die
Räumungsanordnung, lassen sich gut in die Jülicher Absichten zum
Verschieben des Atommülls einpassen: Man muss nur abwarten, das heißt
die Alternativen zu einer Atommüllverlagerung hintertreiben, dann gibt
es nämlich rechtlich keine Alternative mehr zu einer Verlagerung,
sobald diese technisch möglich und genehmigt ist. Konkret: Würde eine
genehmigte Räumung nicht umgesetzt, wäre das ein strafrechtlich
relevanter Vorgang. Vonseiten der Atomaufsicht und der Politik verhält
man sich diesbezüglich ausgesprochen passiv und lässt Jülich gewähren.
Vonseiten des Bundesforschungsministeriums erfährt Jülich sogar fast
uneingeschränkte Unterstützung, was damit zusammenhängen könnte, dass
der für Jülich direkt gewählte MdB parlamentarischer Staatssekretär im
Forschungsministerium ist und in diversen Jülicher Gremien zum
Forschungs- und Atommüllstandort wirkt. Diese Passivität/Unterstützung
betrifft nicht nur den skizzierten ständigen Jülicher Konzeptwechsel
hinsichtlich seines Atommülls seit 2007, sondern sogar ausgesprochene
Schlampereien im Umgang mit dem Atommüll: Genannt seien die nicht
ausreichende Wartung des Verladekrans für die Castoren, was dazu
führte, dass der Kran in einem mehrjährigen Vorgang aufwändig saniert
werden musste und in dieser Zeit nicht benutzbar war, oder die von der
Genehmigungsbehörde BfS als qualitativ fragwürdig eingestuften
Unterlagen zur Genehmigungsverlängerung des bestehenden Jülicher
Castorlagers sowie die qualitativ mangelhaften Jülicher Dokumente zum
BE-Export in die USA.

In Jülich gab es bis 2009 immerhin eine kleine Arbeitsgruppe, die sich
mit den spezifischen Entsorgungsproblemen von Kugelhaufen-HTR und
BE-Kugeln befasste, und zwar orientiert an gesetzlichen
Erfordernissen. Diese Gruppe arbeitete fachlich durchaus erfolgreich,
blieb aber auf einer Außenseiterposition, da sie die von der Jülicher
Nuklearlobby gewünschte gute Endlagerfähigkeit der BE nicht stützte.
Als 2006 ein industriefinanzierter Lehrstuhl zum nuklearen
Brennstoffkreislauf an RWTH Aachen/FZJ eingerichtet wurde, bewarb sich
der Arbeitsgruppenleiter um diesen Lehrstuhl mit dem Ziel, die
HTR-Entsorgungsarbeiten auszuweiten. Das Berufungsverfahren wurde
Anfang 2008 überraschend abgebrochen; nach einer Neuausschreibung
wurde sehr schnell Bruno Thomauske [2] berufen: Thomauske war 2007
wegen Unregelmäßigkeiten beim Brand in Krümmel als Leiter der
Vattenfall-Nuklearsparte entlassen worden. Der Jülicher
Arbeitsgruppenleiter verließ das FZJ und seine Gruppe zur
HTR-Entsorgung zerfiel weitgehend, während HTR-Entwicklungsarbeiten
noch lange weiterliefen. Thomauske bearbeitete in Jülich
Transmutationsfragen, brachte aber die HTR-Entsorgung nicht weiter. Es
muss als weiteres eklatantes Versagen des FZJ-Managements gewertet
werden, diesen technologischen Fadenriss zur HTR-Entsorgung unter so
zweifelhaften Randbedingungen zugelassen zu haben.


Wie sicher ist das bestehende Castorlager in Jülich?

Das bestehende Castorlager in Jülich ist unstreitig das baulich
schwächste und damit wohl unsicherste Lager in Deutschland.[4] Das
wurde auch beim Sicherheitscheck durch die ESK nach Fukushima
deutlich. Die Sicherheitsdefizite betreffen einerseits den Schutz vor
SEWD.[4] Bereits vor einigen Jahren wurde das Lager deshalb mit einer
Mauer umgeben, die das Eindringen von Terroristen erschweren soll;
wegen der schlechten baulichen Qualität des Lagers musste Jülich diese
Mauer viel früher errichten als die anderen Zwischenlager. Außerdem
wurde die Wachmannschaft bewaffnet und erhielt ein gepanzertes
Fahrzeug. Ob hier eine Rolle gespielt hat, dass nach (unbestätigten)
Pressemeldungen eine islamistische belgische Terrorzelle sich für das
Jülicher Lager interessiert haben soll, kann nicht geklärt werden;
plausibel wäre ein solches Interesse zumindest für die Zeit vor der
Aufrüstung schon. Eine deutliche Verbesserung bezüglich des Schutzes
gegen Eindringen von Terroristen vom Boden aus wurde so zwar erreicht,
aber am praktisch nicht vorhandenen baulichen Schutz gegen
Flugzeugabsturz ändern diese Maßnahmen nichts: Verglichen mit den
zentralen Zwischenlagern wie zum Beispiel Ahaus, die nur über einen
unwesentlich besseren Schutz im Deckenbereich verfügen, sind
allerdings keine größeren Sicherheitsdefizite zum Beispiel bei
gezieltem Flugzeugabsturz festzustellen. In beiden Lagertypen liegt
die Schutzwirkung fast allein bei den Castoren.

Schwieriger zu bewerten ist das zweite Sicherheitsdefizit, das für
Jülich spezifisch ist, nämlich das Erdbebenrisiko. Es ist seit circa
dem Jahr 2000 bekannt, dass im Rheinland stärkere Erdbeben vorkommen
können, als früher angenommen. Neuere Prüfkriterien der ESK für
Erdbeben fordern zudem den Nachweis für Zwischenlager, dass die
sogenannte Bodenverflüssigung beherrscht wird. Bodenverflüssigung
durch Erdbeben kann bei stärker wasserhaltigem Untergrund dann
auftreten, wenn die Bodenpartikelgröße in einer bestimmten Bandbreite
liegt. Teile des Bauwerks und eventuell der Castoren könnten dann im
Boden versinken. Für den Standort Jülich gibt es zwei Gutachten zu
diesem Problem. Während das eine Bodenverflüssigung nicht ausschließt,
hält das andere den Nachweis, dass Bodenverflüssigung nicht auftritt,
für aussichtsreich. Eine vollständige Nachweisführung würde
umfängliche Bohrungen usw. erfordern und wäre damit aufwändig, zumal
es in Deutschland dazu bisher nur wenig Erfahrungen gibt.

Neben dem Nachweis, dass Bodenverflüssigung nicht auftritt, gäbe es
für Jülich auch die Möglichkeit einer Nachweisführung, dass die
Konsequenzen von Erdbeben/Bodenverflüssigung unter den Grenzwerten
bleiben. Analog wird beim Flugzeugabsturz verfahren. Hier scheinen mir
die Erfolgsaussichten relativ gut zu sein. Die Folgen eines Erdbebens
jedenfalls dürften weit unter denjenigen eines gezielten
Flugzeugabsturzes bleiben. Dass es aus Jülich dazu bisher keine
brauchbaren Ansätze gibt, könnte damit zusammenhängen, dass ein Lager
in Jülich nicht wirklich gewünscht wird. Ohne ausreichenden Druck
vonseiten Aufsichtsbehörden und Politik wird es aus Jülich keine
echten Anstrengungen geben, die offenen Probleme zu lösen. Mir scheint
es sinnvoll, die Jülicher Arbeiten durch eine unabhängige
Expertengruppe zu beaufsichtigen, um zu verhindern, dass eine
interessengeleitete statt eine objektive Bearbeitung stattfindet.

Unabhängig von dieser technischen Bewertung ist festzuhalten, dass
rechtlich betrachtet das Jülicher Lager nicht dem Stand von
Wissenschaft und Technik entspricht. Damit ist eine langfristige
Neugenehmigung rechtlich gesehen nicht möglich. Ob dieses
formalrechtliche Argument aber den Transport in ein anderes Lager wie
Ahaus rechtfertigt, welches zwar vermutlich kaum sicherer ist, aber
noch über eine gültige Genehmigung verfügt, ist politisch gesehen eine
andere Frage. Die große Zahl zusätzlicher Castortransporte jedenfalls
spricht dagegen. Um so dringender erscheint mir, dass eine
nachvollziehbare Sicherheitsbewertung des aktuellen Castorenlagers
erstellt wird, um zu verhindern, dass durch Jülicher Untätigkeit und
Ausnutzung formalrechtlicher Aspekte eine möglicherweise
schwerwiegende Fehlentscheidung getroffen wird.



Bringt eine Verlagerung der AVR-Castoren nach Ahaus Vorteile?

Ahaus verfügt über eine Genehmigung bis 2036, die Jülicher Castoren
aber zum Teil nur bis 2032. In Ahaus ist das Erdbebenrisiko sehr
gering. Ahaus verfügt über genügend freie Plätze für die Jülicher
Castoren. Letzteres hängt auch damit zusammen, dass der THTR-300 in
Hamm sich als Fehlschlag entpuppte und nur 432 Volllasttage in Betrieb
war. Ironischerweise hat der gleiche Personenkreis den THTR-Fehlschlag
zu verantworten, welcher das Jülicher Castorlager erzwang und die
anderen im vorherigen Historienkapitel aufgezählten Fehlschläge
verursachte: Die Federführung für die THTRPlanung lag nämlich in
Jülich bei den dortigen Kugelhaufenreaktorentwicklern.

Da - wie schon ausgeführt - die Sicherheitsbedingungen in Ahaus gegen
SEWD nicht besser sind als im aktuellen Jülicher Lager, bleiben die
Vorteile einer Verlagerung nach Ahaus begrenzt. Über 2036 hinaus ist
eine Castorlagerung in Ahaus wegen der dann auslaufenden Genehmigung
ohne Lagerneubau kaum vorstellbar. Ob eine Verlängerung der
Castorgenehmigung ab 2032 ohne eine (in Ahaus prinzipiell unzulässige)
Inspektion einzelner Castoren erfolgen kann, ist fraglich.

Bisher fehlt offensichtlich der Nachweis, dass eine Verbringung der
Jülicher Castoren nach Ahaus Sicherheitsverbesserungen bringt, die
einen problematischen Transport rechtfertigen. Die Argumentation für
einen Transport nach Ahaus fußt ausschließlich auf formalrechtlichen
Argumenten, die wohl gemäß der aktuellen Jülicher Interessenlage
ausgenutzt werden. Solange nicht überzeugend nachgewiesen ist, dass
die Verlagerung nach Ahaus entscheidende Sicherheitsverbesserungen
bringt, sollte die Umweltbewegung die Stadt Ahaus in ihrem
juristischen Kampf gegen die Aufnahme der Jülicher Castoren
unterstützen.


Was steckt hinter den Plänen zum Castorexport in die USA?


Die ersten bekannten Vorverhandlungen USA/Jülich zu einem Kugelexport
gab es Anfang und Mitte 2011, angetrieben wohl von dem sich immer
klarer abzeichnenden Entsorgungsdebakel um die Kugeln und das Jülicher
Castorlager. Eine offizielle Anfrage des Bundesforschungsministeriums
beim US-DOE erfolgte im Februar 2012.[11] Diese Anfrage umfasste schon
alle Castoren von AVR und THTR, obwohl im Juli 2012 (als die deutschen
Exportpläne öffentlich wurden) von deutscher Seite nur Exportpläne für
den AVR-Müll eingeräumt und anderslautende Informationen aus den USA
regierungsseitig als Missverständnis eingestuft wurden. Ein Antrag auf
Einsicht in diesen Schriftwechsel wurde vom BMBF damals mit der
Begründung abgelehnt, es handle sich um Kernbereiche des
Regierungshandelns, von den USA wurde das deutsche Schriftstück aber
kurz danach veröffentlicht. Es ging von Seiten des
Bundesforschungsministeriums also offenbar um gezielte Irreführung der
Öffentlichkeit hinsichtlich der Pläne zu den THTR-Castoren. Die USA
sagten eine Prüfung des deutschen Wunsches zu und initiierten eine
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP), die sich bis Ende 2017 hinzog,
aber dem Export nicht entgegensteht.[15] Zwischenzeitliche Jülicher
Pläne zum Export der 152 AVR-Castoren innerhalb von 9 Monaten mit etwa
9 Schiffstransporten bis Herbst 2016 erwiesen sich als technisch und
genehmigungsrechtlich undurchdacht und damit als unrealistisch.
Mittlerweile wurde der THTR/AVR-Castorbehältertyp in den USA
zugelassen. Die USA haben zusätzlich zur positiven UVP weitere Hürden
für einen Import der Castoren formuliert: Neben einer vollständigen
Kostenübernahme durch Deutschland sind das die technische Reife des am
SRS geplanten Aufarbeitungsprozesses einschließlich Errichtung einer
Pilotanlage.[15] Es wird noch einige Jahre Arbeit erfordern, und vor
allem erhebliche Geldflüsse aus Deutschland, bis US-seitig eine
Genehmigung ausgesprochen werden kann.

Im einzelnen sollen der Kugelgraphit in der militärischen
Wiederaufarbeitungsanlage H-Canyon in Savannah River bei hohen
Temperaturen mit Wasserdampf (oder alternativ in einer
Nitrat-Salzschmelze, hochriskant) vergast werden und der verbleibende
Rückstand für eine Endlagerung abgereichert und konditioniert werden.
Aus Umweltschutzsicht hochproblematisch ist der Umstand, dass das
gesamte radioaktive Kohlenstoff-14 der Kugeln in die Atmosphäre
abgegeben werden soll - eine Entsorgung durch Verteilung in der
Atmosphäre. Das wäre in der EU in zivilen Anlagen nicht möglich, und
in den USA auch nur deshalb, weil SRS als militärische Anlage keiner
Kontrolle durch zivile Institutionen unterliegt.(3) Dass eine solche
Vorgehensweise den von Deutschland propagierten Kriterien eines
verantwortungsvollen Umgangs mit Atommüll entspricht, muss bezweifelt
werden. Hinzu kommt, dass die Hochtemperatur-Wasserdampfvergasung von
Graphit-BE ein sicherheitstechnisch problematischer, riskanter Vorgang
ist. Ähnliches gilt für die anschließenden Prozesse. Der verbleibende
Abfall soll nicht nach Deutschland zurückgeführt werden.

Nach deutscher Rechtslage stünde ein Export auf wackligen Füssen: Bei
AVR und THTR handelt es sich eindeutig nicht um Forschungsreaktoren,
für die ein EU-Exportverbot nicht gilt: Unter Forschungsreaktoren
(research reactors) werden ausnahmslos technische Konzepte verstanden,
die zur Neutronenerzeugung dienen und ganz anders aufgebaut sind als
Leistungsreaktoren zur Stromerzeugung, auch experimentelle
Leistungsreaktoren (Versuchsreaktoren) wie der AVR. Wie das Beispiel
FRM-II zeigt, ist bei abgebrannten BE aus Forschungsreaktoren oft ein
sehr hohes Proliferationsrisiko gegeben, denn Neutronenquellen
erlauben - anders als Leistungsreaktoren - nur geringe Abbrände und
erfordern höhere Anreicherung. Die Ausnahme für ForschungsreaktorBE
gilt nur für Export in Länder, die solche BE herstellen; die USA haben
die Herstellung von Kugel-BE aber vor 50 Jahren beendet. Mehrere
Gutachten kamen 2014/15 zu dem Ergebnis, dass ein Castorexport
rechtlich nicht möglich ist. Das im Sommer 2017 novellierte Atomrecht
enthält seitdem zwar eine auf die Kugeln zurechtgeschnittene Ausnahme,
ob damit alle rechtlichen Hürden beseitigt sind, muss durch weitere
juristische Prüfungen geklärt werden. Rechtlich äußerst bedenklich
erscheint, dass für die Entsorgung dieses Atommülls durch Export in
Deutschland keine Mitwirkung der Öffentlichkeit gegeben ist, wie sie
für anderen Atommüll aus Leistungsreaktoren nach dem
Standortsuchgesetz selbstverständlich ist; diese Mitwirkung müsste
auch die US-Öffentlichkeit betreffen: In den USA gibt es eine
engagierte Initiative gegen die Übernahme des deutschen Atommülls
[12]. Vielmehr wird hier auf eine offensichtlich nicht mehr zeitgemäße
rechtliche Basis gesetzt, die es dem Besitzer des Atommülls zugesteht,
über die Entsorgung im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen völlig
frei zu entscheiden - das heißt weitgehend dem Eigeninteresse folgen
zu dürfen ohne auf Gemeinwohl, Umweltschäden in Drittländern usw.
Rücksicht nehmen zu müssen.

Die Proliferationsrelevanz der HEU-Kugeln muss, wie bereits im
Eingangskapitel angedeutet, als vorgeschobenes Argument bezeichnet
werden. Die US-Proliferationsbehörde schrieb zu den AVR-Castoren 2013,
dass ein entwickeltes Land wie Deutschland mit dieser Art von Atommüll
auch aus Proliferationssicht leicht selbst fertig werden könne, und
keine Verpflichtung zur Rücknahme des aus den USA gelieferten HEU
bestehe. Lediglich dann, wenn eine Entsorgung in Deutschland nicht
gelinge, könne es so etwas wie eine moralische (nicht rechtlich
begründbare) US-Pflicht zur Rücknahme geben. Würden
Proliferationsgesichtspunkte im Vordergrund stehen, wäre es aus
deutscher Sicht naheliegend gewesen, die circa 55.000 AVR-LEU-Kugeln
von den Exportabsichten auszuschließen, denn bei diesen Kugeln gibt es
unstrittig keine nennenswerte Proliferationsrelevanz - aber daran ist
nicht gedacht. Das aktuelle Interesse der USA an einer Übernahme der
Kugelcastoren dürfte im Wesentlichen darin begründet sein, dass durch
die beabsichtigten hohen Mittelflüsse aus Deutschland die schwierige
finanzielle Situation der SRS-Anlage (die mit zukünftigen
Sanierungskosten von über 70 Milliarden US-Dollar aus der
Atomwaffenproduktion zu kämpfen hat) etwas gemildert wird. Ob solche
deutschen Investitionen letztlich in die US-Atomwaffentechnik sinnvoll
sind, sollte intensiver diskutiert werden.

Bei Betrachtung der bisherigen deutschen Vorgehensweise zur
Kugelentsorgung fällt auf, dass andere, näherliegende Lösungen nicht
betrachtet wurden (s.u.). FZJ hat sich seit etwa 25 Jahren, als es zu
einer geregelten Entsorgung (Castoren usw., s.o.) gezwungen wurde,
einer aktiven Rolle bei der Kugelentsorgung weitestgehend verweigert,
vermutlich weil die aufgezwungenen Konzepte den Kugelhaufen-HTR - wie
eingangs erläutert - ökonomisch völlig unattraktiv machten. Erst 2011
mit dem Aufkommen der US-Aufarbeitungsoption änderte sich das. Daher
ist die Vermutung naheliegend, dass der FZJ-Nuklearbereich bzw. JEN in
dieser US-Option die Möglichkeit sehen, für den HTR doch noch eine
ökonomisch akzeptable Entsorgungsstrategie zu entwickeln, da der
Anfall an endzulagerndem wärmeentwickelndem Abfallvolumen drastisch
vermindert wird, und daher diese Option bevorzugt behandeln. Für diese
nicht beweisbare Vermutung spricht, dass die Initiative aus dem
FZJ-Nuklearbereich kam, und dass SRS für das zu entwickelnde
Entsorgungsverfahren weitere Anwendungsmöglichkeiten sieht. Das
Entsorgungsverfahren ließe sich nicht nur auf BE zukünftiger HTR
anwenden, sondern auch auf die kostentreibenden großen Volumina an
hochkontaminiertem HTR-Strukturgraphit, der sich nicht als MAW
endlagern lässt, sondern wie HAW zu behandeln ist. Es würde sich damit
weitgehend um verdeckte Nuklear-Entwicklungsarbeiten handeln, mit dem
Nebenaspekt der Entsorgung der schon vorhandenen Kugeln. Dass Täuschen
und Verschweigen bis in die jüngste Vergangenheit zum
selbstverständlichen Repertoire der Jülicher HTR-Lobby gehört, und
damit auch hier angenommen werden darf, legt der Bericht einer
unabhängigen Expertengruppe von 2014 zu Vorfällen im AVR nahe.[13] Es
soll damit nicht unterstellt werden, dass die deutschen Ministerien
bzw. die FZJ-Leitung diesen skizzierten HTR-Entwicklungsaspekt beim
Export im Vordergrund sehen, aber es wäre in der HTR-Geschichte nicht
das erste Mal, dass die politische Seite von der HTR-Lobby durch
Verschweigen von Problemen und Halbwahrheiten getäuscht und zu
erkennbar unrealistischen, zum Teil extrem kostenintensiven, angeblich
alternativlosen Projekten gedrängt wurde (nukleare Kohlevergasung zur
Rettung des Bergbaus, Asse-Einlagerung der BE, THTR-300, ...), die
letztlich nur dem Erhalt der HTR-Reaktorentwicklung dienten. Vielmehr
ist zu vermuten, dass die HTR-Lobby die Politik mit dem Versprechen
des leichten Freikaufs von gewaltigen Entsorgungsproblemen, die sich
anders nicht lösen lassen, in dieses US-Abenteuer locken will. Von
daher erscheint es wichtig, nach besseren Alternativen zur US-Option
zu suchen, und das soll im nächsten Kapitel beschrieben werden.

Angemerkt sei, dass bereits Entwicklung und Test des
US-Aufarbeitungsverfahrens einen bedeutenden Beitrag zur
HTR-Weiterentwicklung darstellen würden, auch ohne Aufarbeitung aller
deutscher Kugeln. Daher sollten die Geldflüsse aus Deutschland zur
Verfahrensentwicklung baldmöglichst gestoppt werden.


Wie sähe eine sachgerechte Lösung aus?

Lässt man die Bedingung fallen, dass ein Entsorgungsweg auch für
zukünftige HTR Vorteile bringen muss und beschränkt sich nur auf die
Entsorgung der deutschen Kugel-BE, gibt es leichter zu
verwirklichende, nachhaltigere und kostenmäßig nicht ausufernde
Lösungen: allerdings erfordern auch diese noch erhebliche
Entwicklungsarbeit. Ein in Deutschland machbares und vergleichsweise
sicheres Verfahren (MMM-Prozess) sei kurz skizziert:

• Mahlen der BE bei Raumtemperatur (ggf. nach Verringerung der
Graphitfestigkeit durch Interkalationsreaktionen oder
Niedertemperaturoxidation).

• Mischen des Mahlguts mit abgereichertem Uran zur Denaturierung.

• Einbinden der Graphit/Uranmasse in eine endlagergeeignete
Matrix, die noch zu definieren ist.

Als Vorteile sind zu nennen:

• An schwierig rückhaltbaren Nukliden wird nur Krypton-85
teilweise beim Mahlprozess freigesetzt; es ist als Edelgas allerdings
relativ wenig radiotoxisch und wegen seiner Halbwertszeit von gut 10
Jahren sowie seiner vergleichsweise kleinen Spaltausbeute (5 Prozent
von der des Cäsium-137) auch von der Größe der Aktivität zum Zeitpunkt
des Konditionierungsprozesses kein entscheidendes Sicherheitsproblem
mehr. Die zu erwartende Dosis unter ähnlichen Emissionsbedingungen
bliebe jedenfalls um Größenordnungen unter der durch Kohlenstoff-14
beim US-Verfahren. Krypton-85-Rückhaltetechniken (jedoch aufwändig und
teuer) sind bereits entwickelt worden und könnten zum Einsatz kommen.

• Raumtemperaturprozesse wie das MMM-Verfahren sind
sicherheitstechnisch viel leichter zu beherrschen als die
Hochtemperaturprozesse des US-Verfahrens und daher auch leichter zu
genehmigen.

• Es können viele Castortransporte (455 Castoren: Landtransporte
zum/vom Hafen sowie vor allem circa 30 Transatlantik-Schiffstransporte
auf bewaffnetem Spezialschiff) vermieden werden. Es fallen allerdings
Transporte zum Beispiel aus Ahaus zur Konditionierungsanlage zum
Beispiel in Jülich an, sowie (wie bei allem anderen deutschen Abfall)
Transporte zum Endlager.

Nachteilig wäre:

• Das große endzulagernde Volumen an wärmeentwickelndem Abfall
würde nicht verkleinert, und die extrem hohen Endlagerkosten des
aktuell vorhandenen Kugelabfalls würden damit nicht verringert (als
Entwicklungsschritt für zukünftige HTR kann das MMM-Verfahren damit
nicht angesehen werden, was aber angesichts des deutschen
Atomausstiegs kein Nachteil wäre). Da es aber um ein Abfallvolumen von
nur weniger als 10 Prozent des gesamten deutschen wärmeentwickelnden
Abfalls geht, erscheint das akzeptabel, auch angesichts der geringeren
Umweltauswirkungen und der Kosteneinsparungen bei Transporten und
Behandlung.

Auch das MMM-Verfahren stellt harte Nukleartechnik dar und erfordert
damit eine Heiße Zelle; die sicherheitstechnischen Vorteile sind also
relativ zum US-Verfahren zu sehen. Die Bereitschaft einer deutschen
Region, für ein solches Verfahren zur Verfügung zu stehen, dürfte
daher (ähnlich wie bei der Endlager-Eingangskonditionierungsanlage für
LWR-Abfälle) begrenzt sein, aber das allein darf keinen Export
rechtfertigen. Summieren wir Entwicklungsaufwand, Durchführung der
Aufbereitungsprozesse, Transporte und Endlagerkosten, sollte der
MMM-Prozess kostenmäßig jedenfalls nicht über der US-Option liegen,
eher darunter.

Als Standort für eine solche Konditionierungsanlage bietet sich der
Jülicher Forschungscampus an: Das mit Strontium-90 verseuchte
AVR-Gelände wird auch nach der beabsichtigten Sanierung realistisch
betrachtet nicht für nor male Nutzungen infrage kommen und wäre daher
als Standort für Nukleararbeiten ideal, zumal das Zwischenlager des
havarierten AVRReaktorbehälters in der Nähe liegt und die nicht
geringe Infrastruktur der JEN genutzt werden könnte. Unter günstigen
Bedingungen könnte das AVR-Gelände ab circa 2025 zur Verfügung stehen.
Andere Gelände zum Beispiel für ein besseres Zwischenlager für die
AVR- plus THTR-Castoren stehen in unmittelbarer Nähe zur Verfügung,
etwa im inneren FZJ-Sicherheitsbereich, wo der Merlin-Reaktor abgebaut
wurde und der DIDO-Reaktor derzeit abgebaut wird. Von Vorteil am
Jülicher Campus ist, dass er eingeklemmt zwischen zwei großen
Braunkohletagebauen liegt und daher weniger Menschen im unmittelbaren
Umfeld leben. Dabei darf natürlich nicht verkannt werden, dass für
diese Menschen mit einem Kugelentsorgungszentrum eine zusätzliche
Belastung zum Tagebau geschaffen würde, was in geeigneter Weise
kompensiert werden sollte.

Angemerkt sei, dass das gelegentlich geäußerte Argument, Jülich sei
wegen seines erhöhten Erdbebenrisikos als Nuklearstandort nicht
geeignet, so nicht zutrifft: Eine Berücksichtigung der in Jülich
denkbaren Erdbeben in der Auslegung der Nuklearanlagen würde diese
nicht entscheidend verteuern; das gilt auch für das vorher skizzierte
Problem von eventueller Bodenverflüssigung. Die Nachweisprobleme des
aktuellen Jülicher Lagers liegen darin begründet, dass die Auslegung
nur für zu schwache Erdbeben ohne Bodenverflüssigung erfolgte, und
eine nachträgliche Ertüchtigung faktisch nicht machbar ist. Das
Erdbebenrisiko in Jülich ist - verglichen zum Beispiel mit Japan -
sehr klein.

Fazit

Die aktuellen Jülicher Bemühungen um einen Export von Kugelcastoren in
die USA erinnern hinsichtlich des fragwürdigen Hintergrundes und der
unsauberen Methoden zur Durchsetzung an den vor 40 Jahren auf Druck
der Umweltbewegung gescheiterten Jülicher Versuch, diese Kugeln in die
Asse einzulagern. Es ist jetzt eine wichtige Aufgabe der
Umweltbewegung, auch dieses Exportprojekt zu verhindern.

Dazu müssen glaubhafte Alternativen angeboten werden. Als
Vorgehensweise für eine adäquate, das heißt mit möglichst geringen
Belastungen verbundene Kugelentsorgung sei empfohlen:

• Unterbrechung aller Mittelflüsse zur Entwicklung des nicht
nachhaltigen Kugelaufbereitungsverfahrens in den USA.

• Schneller Bau eines besseren Zwischenlagers in Jülich für die
AVR- und ab circa 2030 für die THTR-Castoren. Sowie später für die
konditionierten Kugelabfälle. Ein solches Lager könnte, wie die
STEAG-Lager zeigen, bei entsprechendem Willen innerhalb von weniger
als 5 Jahren genehmigt und errichtet werden.

• Schaffung von politischen Rahmenbedingungen, die den
Räumungszwang des aktuellen Jülicher Castorenlagers vor Fertigstellung
des neuen Lagers aufheben. Das darf natürlich nur dann gelten, wenn
der Räumungszwang - wie aktuell - durch offensichtliche Untätigkeit
des Lagerbetreibers verursacht ist und nicht auf konkreten
Gefährdungsanalysen beruht.

• Vorstudien und Entwicklungsarbeiten für das MMM-Verfahren und
ab 2030 Bau einer entsprechenden Konditionierungsanlage in Jülich,
Betriebsbeginn ab circa 2035, Betriebsdauer circa 10 Jahre.


 * 


Abkürzungsverzeichnis

AVR = Arbeitsgemeinschaft Versuchsreaktor in Jülich

BE = Brennelemente

BfE = (deutsches) Bundesamt für kerntechnische
Entsorgungssicherheit 

BfS = (deutsches) Bundesamt für Strahlenschutz

DIDO-Reaktor = Der Forschungsreaktor Jülich 2 (FRJ-2), dessen
Grundsteinlegung gemeinsam mit dem Merlin-Reaktor im Jahr 1958
stattfand. Stillgelegt 2006. Ein Reaktor vom Typ DIDO ist ein mit
schwerem Wasser moderierter und gekühlter Forschungsreaktor. Der Name
DIDO ist von D2O, der chemischen Formel für schweres Wasser,
abgeleitet.

ESK = Entsorgungskommission beim Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB)

EWN = Entsorgungswerk für Nuklearanlagen GmbH, bis 2. Februar
2017 Energiewerke Nord GmbH

FRM = Forschungsreaktor München

FZJ = Forschungszentrum Jülich

HAW = hochradioaktiver, wärmeentwickelnder Abfall (engl. High
Active Waste)

HEU = engl. highly enriched uranium = hochangereichertes Uran


HKG = Hochtemperatur-Kernkraftwerk GmbH,
THTR-Betreiberkonsortium 

HTR = Hochtemperaturreaktor

JEN = Jülicher Entsorgungsgesellschaft für Nuklearanlagen,
Tochter der EWN

JUPITER = Juelich Pilot Plant for Thorium Element Reprocessing,
Wiederaufarbeitungsanlage Jülich, Pilotanlage zur Wiederaufarbeitung
der abgebrannten Brennelementkugeln des Versuchskernkraftwerks AVR
(Jülich) und des Thorium-Hochtemperaturreaktors in Hamm

LEU = engl. low enriched uranium = bis zu einem Anteil von 20
Prozent Uran-235 spricht man von niedrig angereichertem Uran

LWR = Leichtwasserreaktor

MAW = mittelaktiver Abfall (engl. Medium Active Waste)

Merlin-Reaktor = Der Forschungsreaktor Jülich 1 (FRJ-1) war ein
Kernreaktor, der von 1962 bis 1985 auf dem Gelände des
Forschungszentrums Jülich (früher Kernforschungsanlage Jülich)
betrieben wurde. Er wurde als Neutronenquelle benutzt.

MMM = Mahlen, Mischen, in Matrix einbinden: Weniger belastender
Konditionierungsprozess für Kugel-BE

MWth = Megawatt thermische Leistung

SEWD = Störmaßnahmen oder sonstige Einwirkungen Dritter; dieser
Terminus ist ein Begriff aus der Anlagensicherung. SEWD beschreibt
dabei den Versuch, radioaktive Stoffe zu entwenden bzw. eine
Freisetzung radioaktiver Stoffe herbeizuführen. Mit Dritte sind dabei
die jeweiligen Täter gemeint.

SRS = Savannah River Site, Militärgelände in den USA (South
Carolina)

STEAG = Ursprünglich 1937 als Steinkohlen-Elektrizität AG
gegründetes Energieversorgungsunternehmen, heute Energiedienstleister
STEAG GmbH

THOREX = Für Kernreaktoren, die Uran-233 aus Thorium-232
erbrüten, wurde der THOREX-Prozess entwickelt (analog dem
PUREX-Prozess beim Erbrüten von Plutonium).

THTR = Thorium-Hoch-Temperatur-Reaktor

US-DOE = Energieministerium der Vereinigten Staaten (amtl.
United States Department of Energy)

UVP = Umweltverträglichkeitsprüfung; als gesetzlich geregeltes
Verfahren, mit dem die Auswirkungen von Vorhaben auf die Umwelt im
Vorfeld der Entscheidung des Vorhabens festgestellt, beschrieben und
bewertet werden sollen.







Anmerkungen 

(1) 2 der 305 in Ahaus befindlichen Kugelcastoren enthalten keine
Kugeln, sondern die BE eines sogenannten THTR-Hilfsreaktors und den
Hilfsreaktor selbst. Dessen BE ähneln denjenigen eines
Forschungsreaktors (z.B. FRM-II).

(2) Abgesehen von der geringeren Größe entsprechen die
Kugelcastorbehälter weitgehend dem Konzept der LWR-Castoren
(Doppeldeckelkonstruktion, 35 cm Wanddicke). Die Kugelcastoren
enthalten jeweils 2 kleine (AVR) oder 1 große (THTR) dünnwandige
fassähnliche Edelstahlkannen, mit insgesamt 1.900 bis 2.000 Kugeln.

(3) In den vergangenen Jahren wurden im konventionellen Bereich
diverse Verfahren zur CO2-Abtrennung aus Rauchgasen entwickelt
(Segregation), die sich prinzipiell hier zur
Kohlenstoff-14-Rückhaltung einsetzen ließen, aber die Kosten der
Aufarbeitung/Entsorgung deutlich ansteigen lassen würden.
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 * 

Quelle:

Strahlentelex mit ElektrosmogReport, März 2018, Seite 1 - 9

Herausgeber und Verlag:

Thomas Dersee, Strahlentelex

Waldstr. 49, 15566 Schöneiche bei Berlin

Tel.: 030/435 28 40, Fax: 030/64 32 91 67

E-Mail: Strahlentelex@t-online.de

Internet: www.strahlentelex.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / KLIMA





FORSCHUNG/701: DAAD fördert ZMT-Projekt zur Erdsystemforschung mit rund einer Million Euro (idw)


Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung (ZMT) - 15.05.2018

DAAD fördert ZMT-Projekt zur Erdsystemforschung mit rund einer
Million Euro



Das Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung (ZMT) konnte sich in
der kürzlich gestarteten Forschungsinitiative für das Pariser
Klimaabkommen durchsetzen, mit der Deutschland und Frankeich die
Forschung zum Klimawandel stärken. Aus rund 300 Bewerbungen wählte
eine Expertenjury des Deutschen Akademischen Austauschdienstes (DAAD)
13 renommierte internationale Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
als Projektleiter in Deutschland aus. Für das ZMT machte der
Geowissenschaftler Dr. Henry C. Wu im Bereich "Erdsystemforschung" das
Rennen. Der DAAD fördert sein Projekt aus Mitteln des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) mit einer Million
Euro.




[image: Drei Personen im Tauchanzug unter Wasser - Foto: © Yvonne Sawall, ZMT]

Entnahme eines Korallenbohrkerns in Thailand

Foto: © Yvonne Sawall, ZMT



Drei Personen im Tauchanzug unter Wasser - Foto: © Yvonne Sawall, ZMT

Im Rahmen des fünfjährigen Projekts "Witnesses to the Climate
Emergency: Ocean acidification crisis and global warming observations
from tropical corals (OASIS)" wird Henry Wu die Entwicklung der
Ozeanversauerung in tropischen Meeren untersuchen. Wissenschaftliche
Erkenntnisse über die Auswirkungen der Ozeanversauerung in den Tropen
sind bisher sehr begrenzt. Dies liegt an fehlenden Langzeitmessungen
des pH-Wertes im tropischen Ozean und fehlenden Proxy-Rekonstruktionen.

Durch Analysen von Bor-Isotopen im Skelett langlebiger tropischer
Korallen wird Wu pH-Werte der Vergangenheit und Gegenwart in
verschiedenen geographischen Regionen des Atlantiks, Pazifiks und
Indischen Ozeans bestimmen. Er wird dabei nicht nur Veränderungen des
pH-Wertes vor und nach der Industriellen Revolution rekonstruieren,
sondern auch damit assoziierte Veränderungen der
Meeresoberflächentemperatur und Karbonatchemie tropischer Ozeane
untersuchen.

"Tropische Riffe reagieren stark auf den Klimawandel, erhöhte
Wassertemperaturen führen zur Korallenbleiche, Ozeanversauerung
beeinflußt das Wachstum von kalkbildenden Korallen auf komplizierte
Art und Weise", so ZMT-Direktorin Hildegard Westphal, Leiterin der
Arbeitsgruppe Geoökologie und Karbonatsedimentologie, der Wu angehört.

In den kommenden Monaten wird Henry Wu am ZMT seine eigene
Forschungsgruppe aufbauen. Darüber hinaus sind mit den in Frankreich
ausgewählten Forscherinnen und Forschern regelmäßige Treffen und
Konferenzen geplant. Dadurch wird gleichzeitig die deutsch-französische
Forschungskooperation ausgebaut.

Mit seinem Projekt ist Henry Wu ein Teil des deutsch-französischen
Programms "Make Our Planet Great Again", das beide Regierungen nach
dem Pariser Klimaabkommen vereinbart haben. Das Programm ist auf
insgesamt fünf Jahre angelegt und wird vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung mit 15 Millionen Euro finanziert.

Bundesforschungsministerin Anja Karliczek sieht die Förderung von
Spitzenforschung als zentralen Baustein des Pariser Klimaabkommens:
"Die Politik braucht die soliden Fakten der Wissenschaft, um gute
Entscheidungen zu treffen, mit denen der Klimawandel begrenzt und
seine negativen Folgen beherrscht werden können. Für uns sind
wissenschaftliche Erkenntnisse die Grundlage des Handelns. Deutschland
und Frankreich sind sich einig, dass wir für international
ausgezeichnete Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler beste
Forschungschancen bieten wollen."

Von den 13 für Deutschland ausgewählten Wissenschaftlern kommen sieben
aus den USA, zwei waren zuletzt in Großbritannien tätig und jeweils
einer in der Schweiz, Kanada, Südkorea und Australien. Sie wurden aus
rund 300 Bewerbungen in den Bereichen "Climate Change","Earth System
Research" und "Energy Transition" ausgewählt.

"Die zahlreichen exzellenten Bewerbungen zeigen, dass Deutschland
ausgezeichnete Bedingungen für internationale Forscherinnen und
Forscher bietet", sagt DAAD-Präsidentin Prof. Margret Wintermantel.
"Die ausgewählten Vorhaben werden einen gewichtigen Beitrag zur
Klima-, Energie- und Erdsystemforschung leisten und darüber hinaus
international nachhaltige Forschungskooperationen etablieren."

Projektbeschreibung "Witnesses to the Climate Emergency: Ocean
acidification crisis and global warming observations from tropical
corals (OASIS)":

Unsere Ozeane nehmen beträchtliche Mengen des Klimagases Kohlendioxid
(CO2) aus der Erdatmosphäre auf. Wenn überschüssiges CO2 mit dem
Meerwasser zu Kohlensäure reagiert, sinkt der pH-Wert des Meerwassers.
Dieser Prozess wird als Ozeanversauerung bezeichnet und hat
Auswirkungen auf kalkbildende Organismen wie Korallen, Muscheln und
einige Planktonarten und deren Fähigkeit, ein voll funktionsfähiges
Kalkskelett aufzubauen.

Im Rahmen des fünfjährigen Projekts "Witnesses to the Climate
Emergency: Ocean acidification crisis and global warming observations
from tropical corals (OASIS)" wird Henry Wu die Entwicklung der
Ozeanversauerung in tropischen Meeren untersuchen. Wissenschaftliche
Erkenntnisse über die Auswirkungen der Ozeanversauerung in den Tropen
sind bisher sehr begrenzt. Dies liegt an fehlenden Langzeitmessungen
des pH-Wertes im tropischen Ozean und fehlenden Proxy-Rekonstruktionen.

Durch Analysen von Bor-Isotopen in langlebigen tropischen Korallen
will Wu die pH-Werte des Meerwassers in verschiedenen geographischen
Regionen des Atlantiks, Pazifiks und Indischen Ozeans bestimmen. Bor
ist ein natürlicher Bestandteil von Meerwasser und seine Isotope sind
empfindlich gegenüber Veränderungen des pH-Werts im Ozean. Korallen
nehmen Meerwasser auf, um ihr Kalkskelett zu bilden. Jegliche
Veränderung im pH-Wert kann in den Isotopen von Bor nachgewiesen
werden, die im Korallenskelett eingeschlossen sind.

Henry Wu wird nicht nur Veränderungen des pH-Wertes vor und nach der
Industriellen Revolution rekonstruieren, sondern auch damit
assoziierte Veränderungen der Meeresoberflächentemperatur und
Karbonatchemie tropischer Ozeane untersuchen.

Indem er den pH-Wert des tropischen Meerwassers der letzten
Jahrhunderte bestimmt, kann Wu die globale Entwicklung der
Ozeanversauerung, der pH-Veränderungen und des Karbonatgehalts
tropischer Meere rekonstruieren. Diese Ergebnisse werden wertvolle
Daten liefern, um die Menge des in die Ozeane eindringenden CO2 zu
verstehen und Rückschlüsse auf die Veränderungen der Klimaparameter zu
ziehen.

Die wissenschaftlichen Erkenntnisse aus diesem Projekt können
fundierte Informationen liefern für politische Entscheidungsträger und
Akteure, die sich dafür einsetzen, den CO2-Anstieg in der Atmosphäre
und dessen negative Folgen einzudämmen.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.bmbf.de/de/gemeinsame-pressemitteilung-mit-dem-daad-forschungsinitiative-fuer-pariser-klimaabkommen-6132.html 

Link zur gemeinsamen Pressemitteilung von BMBF und DAAD

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news695703

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution457

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung (ZMT), Andrea Daschner, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INITIATIVE/245: Glyphosathaltige Pestizide - Geheimniskrämerei muss ein Ende haben (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 16. Mai 2018

Glyphosat: Hersteller beantragen Zulassung für 29 Pestizide -
BVL verweigert Campact die Herausgabe der Antragsunterlagen



Verden, 16. Mai 2018. Das Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) weigert sich, Campact Informationen über
die Zulassung glyphosathaltiger Pestizide zur Verfügung zu stellen.
Das BVL hat lediglich mitgeteilt, dass für 29 Pestizide Anträge auf
weitere Zulassung bis 2023 gestellt wurden. Die Behörde will aber
keine Hersteller- und Produktnamen nennen und die Antragsunterlagen
nicht herausgeben. Gegen diese Entscheidung hat Campact heute
Widerspruch eingelegt.

"Die Geheimniskrämerei muss ein Ende haben", sagt Gerald Neubauer von
Campact. "Die Öffentlichkeit hat ein Recht darauf, die
Zulassungsverfahren für Pestizide mit Glyphosat kritisch zu begleiten.
Das geht nur, wenn die Antragsunterlagen öffentlich gemacht werden."
Die von Campact beauftragte Rechtsanwältin Dr. Michéle John betont:
"Bei den beantragten Informationen handelt es sich um Daten über
Emissionen. Auf Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse können sich die
Hersteller nicht berufen. Jedenfalls wiegt das öffentliche Interesse
hier schwerer als die vom BVL angeführten Geschäftsgeheimnisse der
Hersteller."

Campact hatte nach dem Umweltinformationsgesetz (UIG) am 19. März 2018
beim BVL nach Herstellern und Produktnamen gefragt und die Herausgabe
der Antragsunterlagen beantragt. Am 25. April hat die Behörde die
Anfrage abgelehnt. Aus der Antwort des BVL geht hervor, dass in
Deutschland bisher 37 glyphosathaltige Pestizide zugelassen sind. Für
28 Produkte wurde eine Wiederzulassung beantragt, für ein Pestizid
eine Neuzulassung. Die verbleibenden acht Produkte haben Zulassungen
nach altem Recht, teilweise sogar bis 2026. Mehr ist bisher nicht
bekannt.

Glyphosat beschleunigt das Artensterben und steht im Verdacht, Krebs
auszulösen. Für den Einsatz in Pestizid-Produkten wird der Wirkstoff
mit weiteren Chemikalien gemischt. Je nach Zusammensetzung können
diese Mischungen noch giftiger sein als der Wirkstoff alleine. Im
bisherigen Zulassungsverfahren der EU wurden die Gesundheitsgefahren
der Mischungen noch nicht überprüft, denn das ist Aufgabe der
Mitgliedsländer.

Campact fordert seit Jahren ein Verbot des Ackergiftes und hat u.a.
die Europäische Bürgerinitiative gegen Glyphosat maßgeblich
vorangetrieben. Zurzeit fordern über 450.000 Menschen im
Campact-Appell das Glyphosat-Verbot in Deutschland. Diesen Appell will
Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD) morgen um 9:30 Uhr vor
ihrem Ministerium entgegennehmen.



Hier die Links: 

Ablehnung der UIG-Anfrage 

https://blog.campact.de/wp-content/uploads/2018/05/BVL-zu-UIG-Anfrage-web.pdf

und der Widerspruch: 

https://blog.campact.de/wp-content/uploads/2018/05/Widerspruch_BVL_UIG-Anfrage.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 16.05.2018

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de
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VERBAND/344: Bauernverband zum Beschluss des Klimapakets im EU-Ministerrat (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 14. Mai 2018

Bauernverband zum Beschluss des Klimapakets im EU-Ministerrat

Rukwied: Klimabeitrag der europäischen Landwirtschaft auch über GAP
ausbauen



Zur Zustimmung des EU-Ministerrats zum EU-Klimapaket bis 2030 sagt der
Präsident des Deutschen Bauernverbandes (DBV), Joachim Rukwied: "Land-
und Forstwirtschaft sind Klimaschützer und diese Leistung wird jetzt
auch anerkannt. Kein anderer Bereich kann so effektiv CO2 der
Atmosphäre entziehen und speichern wie die Landnutzung. Dass die EU
jetzt die CO2-Bindung landwirtschaftlicher Böden und Wälder ab 2020
auch offiziell in ihre Klimapolitik einbezieht, ist ein großer Schritt
nach vorne. Jetzt kommt es darauf an, diesen Klimabeitrag der
europäischen Landwirtschaft auch über die Gemeinsame Europäische
Agrarpolitik (GAP) auszubauen." Neben Forschung und Investitionen in
Effizienzsteigerungen seien auch Maßnahmen zur Unterstützung der
Anpassung an den Klimawandel und die Stärkung der Widerstandsfähigkeit
der Landwirtschaft durch Bewässerungsstrategien oder passgenaue
Pflanzenschutzmittelanwendungen sinnvoll. Extreme Wetterereignisse wie
Starkniederschläge und Sommertrockenheit oder neue Schädlinge und
Krankheiten verdeutlichen die Notwendigkeit von Anpassungsmaßnahmen an
den Klimawandel.


Hintergrund:

Mit der Zustimmung des EU-Ministerrates endet das
Gesetzgebungsverfahren auf EU-Ebene zur Lastenteilungsverordnung, die
die Treibhausgasreduktionsziele für die EU-Mitgliedstaaten bis 2030
aufteilt, und zur LULUCF-Verordnung, die die Einbeziehung des Sektors
Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft (LULUCF) in die
Klimapolitik regelt. Für alle Sektoren der Lastenteilung (Gebäude,
Verkehr, Abfall, Landwirtschaft) in Deutschland zusammen sieht die
Lastenteilungsverordnung ein Treibhausgasreduktionsziel von insgesamt
38 Prozent bis 2030 gegenüber 2005 vor. Es besteht aber die
Möglichkeit einer Anrechnung der CO2-Senke aus dem LULUCF-Bereich auf
das Ziel in Höhe von 22,3 Mio. t CO2-Äquivalent (entspricht 0,5
Prozent).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Mai 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030/31 904 407, Fax: 030/31 904 431

E-Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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BILDUNG/228: "Wald-Olympiade" - Schüler unterwegs auf Barfuß- und Blindpfad (NLF)


Niedersächsische Landesforsten - 16. Mai 2018

"Wald-Olympiade" rund um Ehrhorn

Das Waldpädagogikzentrum Lüneburger Heide (WPZ) richtet für die
Grundschule am Pietzmoor Waldspiele aus



(Schneverdingen/Ehrhorn) Alle Schüler der ersten bis vierten Klassen
der Grundschule am Pietzmoor aus Schneverdingen nahmen Anfang Mai an
den ersten "Olympischen Waldspielen" im Wald rund um Ehrhorn teil. An
zwei Tagen herrschte reges Treiben im Wald. 175 Schüler begleitet von
ihren Lehrern und unterstützt von einigen Eltern durften den
Frühlingswald mit allen Sinnen erleben.




[image: Gruppenfoto vor dem Waldpädagogikzentrum - Foto: © Niedersächsische Landesforsten]

Schülerinnen und Schüler der Grundschule am Pietzmoor

Foto: © Niedersächsische Landesforsten



Die Klassen wurden in Gruppen aufgeteilt und jeweils von einem Lehrer
oder Elternteil begleitet. An dreizehn im Wald verteilten Stationen
konnten die Kinder testen wie gut sie sich im Wald auskennen. Dazu
gehörten verschieden Aktionen, wie das Erfühlen von Materialien aus
dem Wald, das Erkennen von Waldtieren aus Holz auf dem Pirschpfad oder
es galt Baumpuzzle zusammenzusetzen. Gleichzeitig wurde den Schülern
Wissen vermittelt. Sie haben vom Leben der Ameisen erfahren, etwas
über die Bäume und Sträucher des Waldes gelernt und vom Leben und
Verhalten der Tiere im Wald gehört.

Auf dem Barfuß- und dem Blindpfad mussten sich die Kinder ganz auf
ihre Sinne verlassen und den Wald einmal anders erleben.

Hintergrund

Das Waldpädagogikzentrum Lüneburger Heide gehört zum Niedersächsischen
Forstamt Sellhorn. Es liegt inmitten des Naturschutzgebietes
Lüneburger Heide, eingebettet in einer faszinierenden Dünenlandschaft
zwischen den Ortschaften Wintermoor und Bispingen. Es ist die
Bildungseinrichtung der Niedersächsischen Landesforsten der nördlichen
und zentralen Lüneburger Heide zwischen Neu Wulmstorf, Lüneburg,
Walsrode und Rotenburg. Die Angebote waldbezogener
Umweltbildungsarbeit richten sich an Schulklassen aller Schulformen
und aller Jahrgangsstufen sowie an sonstige Kinder- und Jugendgruppen.

WPZ Lüneburger Heide - Walderlebnis Ehrhorn:

www.ehrhorn-heide.de

 * 

Quelle:

Presseinformation - 16.05.2018

Herausgeber:

Niedersächsische Landesforsten

Region Nord-Ost-Niedersachsen
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OFFENER BRIEF/040: Oettingers Agrar-Milliarden dürfen Mensch und Artenvielfalt nicht schaden (DNR)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband
der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen e.V.

Berlin, 15. Mai 2018

Schöne: "Oettingers zukünftige Agrar-Milliarden dürfen Mensch und
Artenvielfalt nicht schaden"

Offener Brief der Verbände fordert den deutschen Finanzminister und
den Außenminister auf, für eine nachhaltigere EU-Agrarpolitik
einzutreten



Berlin, 15.05.2018 - In einem offenen Brief haben die
Umweltorganisationen Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland
(BUND), Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW),
Naturschutzbund Deutschland (NABU), Greenpeace, Deutscher
Tierschutzbund, WWF Deutschland und der Umweltdachverband Deutscher
Naturschutzring (DNR) heute an Bundesfinanzminister Olaf Scholz und
Bundesaußenminister Heiko Maas appelliert, sich mit Nachdruck für
echte Gemeinwohlleistungen im Mehrjährigen Finanzrahmen der EU
einzusetzen, um die notwendigen Voraussetzungen für eine nachhaltigere
europäische Landwirtschaft von 2021 bis 2027 zu schaffen.

Die Verbände befürchten, dass eine weitere europäische Finanzperiode
ungenutzt bleibt, um die Landwirtschaft endlich so umzubauen, dass sie
verbindliche, EU-weite Vorgaben im Bereich von Natur-, Klima- und
Umweltschutz umsetzt. In dem von EU-Haushaltskommissar Günther
Oettinger Anfang Mai vorgelegten Entwurf zur Verteilung der EU-Mittel
für die Zeit nach 2020 ist vorgesehen, die Gelder im Agrarbereich zu
kürzen und weiterhin überproportional in ineffiziente und pauschale
Direktzahlungen zu investieren.

"Oettingers zukünftige Agrar-Milliarden dürfen Mensch und
Artenvielfalt nicht schaden, sondern müssen gezielt öffentliche
Leistungen honorieren. Der deutsche Finanz- und der Außenminister
sollten sich dringend gegen die rückwärtsgewandte Gießkannenpolitik
pauschaler Flächenprämien stellen und sich für Mensch und Natur in
Deutschland und Europa einsetzen. EU-Gelder müssen in
Gemeinwohlleistungen wie Agrarumweltmaßnahmen fließen, aus denen
gesunde Produkte entstehen können und die die Artenvielfalt auf
unseren Feldern erhält", sagt DNR-Generalsekretär Florian Schöne.

In dem offenen Brief der Verbände heißt es weiter, dass mit den
Agrarzahlungen künftig sichergestellt werden müsse, dass die
europäische Landwirtschaft sowohl ihren internationalen
Verpflichtungen zur Einhaltung der nachhaltigen Entwicklungsziele und
des Pariser Klimaschutzabkommens nachkommt, als auch die europäischen
Rechtsgrundlagen zum Schutz von Umwelt und Biodiversität umsetzt. Eine
starke deutsche Rolle, die sich für eine nachhaltige und
umweltverträgliche Landwirtschaft in Europa nach 2020 einsetzt, sei
bei den bevorstehenden Verhandlungen nicht nur für Deutschland,
sondern für die gesamte zukünftige europäische Agrarpolitik dringend
notwendig.



Der Deutsche Naturschutzring ist der Dachverband von 89 Natur-, Tier-
und Umweltschutzorganisationen, die zusammen elf Millionen Menschen
erreichen. Die unter dem Dach des DNR zusammengeschlossenen
Organisationen eint die Ziele, biologische Vielfalt und natürliche
Ressourcen zu schützen, den Klimawandel zu bekämpfen und für eine
nachhaltige und umweltgerechte Wirtschaftsweise einzutreten.



Offener Brief

https://www.dnr.de/fileadmin/Positionen/180515-DNR-Verbaendebrief_MFR-GAP.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 15.05.2018

Deutscher Naturschutzring

Dachverband der deutschen Natur-, Tier-

und Umweltschutzverbände e.V. (DNR) e.V.

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin-Mitte

Tel.: 030/6781775-70, Fax: 030/6781775-80

E-Mail: info@dnr.de

Internet: www.dnr.de
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INITIATIVE/137: Alarmierender Zustand von Deutschlands Flüssen und Seen (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 16. Mai 2018

BUND-Gewässerreport: Alarmierender Zustand von Deutschlands Flüssen
und Seen 



Berlin: Insgesamt 92 Prozent aller Flüsse und Seen in Deutschland sind
in einem beklagenswerten Zustand. Ursachen dafür gibt es viele, unter
anderem zu viel Dünger und Pestizide aus der Agrarindustrie,
Begradigung und Vertiefung vor allem für die Schifffahrt oder
Schadstoffe aus dem Bergbau. 'Wasser ist unsere Lebensgrundlage', sagt
der Vorsitzende des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland Hubert
Weiger bei der Vorstellung des Gewässerreports, 'daher kämpft der BUND
als der Flussverband Deutschlands seit seiner Gründung für naturnahe
Gewässer in Deutschland.' Mit der Präsentation des Gewässerreports
startet der BUND zeitgleich die Kampagne 'Rette unser Wasser'. Ziel
ist es, ein Aufweichen der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) im Rahmen des
anstehenden Überprüfungsprozesses auf europäischer Ebene zu
verhindern.

'Der BUND-Gewässerreport macht klar, dass sich die Politik endlich
bewegen muss, damit unser Wasser noch zu retten ist', sagt Weiger.
Doch zurzeit geschieht genau das Gegenteil: Die EU prüft, ob sie den
Gewässerschutz sogar noch abschwächen oder den Zeitraum der Umsetzung
verlängern kann. Der BUND fordert die Politiker in Berlin und Brüssel
auf, die Wasserrahmenrichtlinie so zu belassen, wie sie ist, und
endlich konsequent umzusetzen. 'Dass es möglich ist und welche Erfolge
beispielsweise Deichrückverlegungen, Gewässerrandstreifen und
verantwortungsvolle Landwirtschaft bringen, zeigt unser Report
deutlich', so der BUND-Vorsitzende weiter. 'Nur wenn Deutschland seine
Verpflichtungen aus der Wasserrahmenrichtlinie ernst nimmt, können wir
uns eine artenreiche Wasserwelt wieder erschaffen und für unsere
Kinder gute Trinkwasserressourcen bewahren. Wir erwarten von
Bundesumweltministerin Schulze, dass sie sich ihrer Verantwortung
bewusst ist und für den Erhalt der Richtlinie stimmt.'

Die Daten, auf denen der Gewässerreport basiert, stammen vom
Umweltbundesamt. In zehn Themenfeldern wird analysiert, wo die
Probleme für den besorgniserregenden Zustand der Gewässer liegen und
wie Lösungen für gesunde Gewässer aussehen können. Näher beleuchtet
werden unter anderem die Folgen des Bergbaus, der Zusammenhang
zwischen Nährstoffeintrag aus der industriellen Landwirtschaft und
Eutrophierung an unseren Küsten oder die Auswirkungen vom Ausbau der
Wasserstraßen. Die Ergebnisse werden anhand von Beispielen
dargestellt. Jedem negativem Beispiel wird ein positiver Fall
gegenüber gestellt. 'Ziel ist zu zeigen, dass sich Engagement lohnt
und, wie beim Kalibergbau wenigstens Teilerfolge zu erringen, um
Flüsse, Seen und Grundwasser zu bewahren oder sogar wieder in einen
naturnahen Zustand zu bringen', erläutert Weiger. 'Unser Engagement
geht weiter. Doch es kann nicht die Aufgabe der Umweltverbände sein,
die Verantwortlichen zur Einhaltung von EU-Richtlinien zu zwingen.'

Deutschland hat sich im Jahr 2000 verpflichtet, die
Wasserrahmenrichtlinie umzusetzen und bis 2015, allerspätestens bis
2027, alle Gewässer in einen 'guten Zustand' zu bringen. 'Dieser
Verantwortung wird Deutschland aber nicht gerecht, wie unser Report
zeigt', sagt der BUND-Vorsitzende. Er befürchtet, dass die
Regierungsparteien den jetzt im Sommer anstehenden Überprüfungsprozess
auf EU-Ebene nutzen werden, um die Umsetzung der Ziele der
Wasserrahmenrichtlinie weiter zu verschieben oder gar Standards
abzusenken.

Die Kampagne 'Rette unser Wasser' soll dies in den Fokus der
Öffentlichkeit bringen und verhindern, dass der Gewässerschutz weiter
untergraben und hinten angestellt wird. Konkret fordert der BUND von
Bundesumweltministerin Svenja Schulze sich für unser Wasser
einzusetzen.

Damit die Wasserqualität endlich verbessert und für die Zukunft
gesichert werden kann, erwarten wir, dass der deutsche Wasserdirektor -
 auf Weisung von Ministerin Schulze - bei der EU-Wasserkonferenz Ende
September in Wien für den Erhalt der Wasserrahmenrichtlinie und die
Einhaltung der Frist bis 2027 stimmt. Deutschland darf nicht zu den
Ländern gehören, die sich für eine Aufweichung der Richtlinie
aussprechen. Zum Schutz der Gewässer vor schädlichem Eintrag aus der
industriellen Landwirtschaft müssen zudem bundesweit verpflichtende
Gewässerrandstreifen mit einer Mindestbreite von zehn Metern
eingeführt werden. Als eine weitere Sofortmaßnahme fordern wir das
Bundesumweltministerium auf, gemeinsam mit den weiteren beteiligten
Bundesministerien und Ländern einen Aktionsplan für gesundes Wasser in
Rhein, Donau und Weser zu erstellen, unterlegt mit konkreten
Maßnahmen, Geldern und Zeiträumen.




Weitere Informationen zum Thema:

Auf der Internetseite der BUND-Wasserkampagne 

www.rette-unser-wasser.de und unter www.bund.net/fluesse-gewaesser

 finden Sie zahlreiche weiterführende Informationen rund
um unser Wasser.

Den Gewässerreport finden Sie unter: 

www.bund.net/service/publikationen/detail/publication/bund-gewaesserreport-2018

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 16.05.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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AKTION/1408: Magdeburg - Thematischer Rundgang in den Gruson-Gewächshäusern am 20. Mai


Am Sonntag in den Gruson-Gewächshäusern: "Kübelpflanzen für Terrasse und Wintergarten"



Die Gruson-Gewächshäuser laden für diesen Sonntag, 20. Mai, um 15.00
Uhr zu einem thematischen Rundgang unter dem Titel "Kübelpflanzen für
Terrassen und Wintergarten" ein. Der Gärtnermeister Michael Packbauer
stellt dabei nicht nur einige der Pflanzen vor, sondern gibt auch
Hinweise zu ihrer Pflege.

Der Oleander auf dem Balkon, Dattelpalmen in historischen Parkanlagen,
Olivenbäume im italienischen Restaurant oder Zitrusbäumchen auf der
Terrasse: Kübelpflanzen sorgen im Sommer für mediterranes Flair. Die
Gruson-Gewächshäuser beherbergen einige dieser botanischen Schönheiten
in ihren Außenanlagen. Im Winterhalbjahr müssen sie jedoch frostfrei
im Gewächshaus oder Wintergarten untergebracht werden.

Der Rundgang kostet einschließlich Eintritt 4,50 Euro (ermäßigt drei
Euro). Weil die Teilnehmerzahl begrenzt ist, kann unter der
Telefonnummer 03 91/4 04 29 10 eine Reservierung vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 15. Mai 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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TOUR/7202: Hanau - Fachwerkführung durch die Steinheimer Altstadt am 26. Mai


Fachwerkführung durch die Steinheimer Altstadt

Ein Angebot der Tourist-Information Hanau am Samstag, 26. Mai



In Hanauer Stadtteil Steinheim ist das Fachwerk der Altstadthäuser von
zahlreichen Schmuckvarianten, verzierten Erkern und aufwändigen
Fensterkonstruktionen geprägt. Beim Gang durch die mittelalterlich
anmutenden Gassen erläutert Stadtführer Prof. Dr. Wolfgang Hasenpusch
am Samstag, 26. Mai, die Geschichte des Fachwerks und erklärt
Verzimmerungstechniken an den Fachwerksbauten für alle, die es genau
wissen wollen. Treffpunkt für diese Führung der Tourist-Information
Hanau ist um 14 Uhr auf dem Altstadt-Parkplatz am Hotel "Villa
Stokkum". Die Teilnahme an anderthalbstündigen Tour kostet sieben Euro
für Erwachsene und für Kinder die Hälfte. Voranmeldung ist dringend
erforderlich, das die Führung bei mangelndem Interesse abgesagt wird.
Weitere Informationen über diese und andere Stadtführungen gibt es bei
der Tourist-Information im Hanauer Rathaus unter Telefon 06181-295 739
oder im Internet unter www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 16. Mai 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TOUR/7201: Leer - Evenburg-Theaterführung "Zeitreise mit 'Hausdame Caroline Börner'" am 25.5.


Theaterführung "Zeitreise mit 'Hausdame Caroline Börner'"



"Sie sind das Aushilfspersonal für die Jagdgesellschaft? Du liebe
Güte!" So energisch und zielgerichtet empfängt Hausdame Börner die
Besucher der Theaterführung in der Evenburg am Freitag, 25. Mai, von
16 bis 17 Uhr.

Es gibt eine Menge zu beachten, wenn man im Grafenhaus aufwarten
möchte. Benimmregeln für das Personal, die Geschichte des Hauses und
seiner Bewohner sowie besondere Wünsche des Hausherrn - über alles ist
Frau Börner bestens im Bilde. Ob ihre Weste allerdings so blütenrein
ist, wie sie zunächst vorgibt?

Der Eintritt beträgt 10 Euro, Kinder bis 17 Jahre frei. Treffpunkt ist
im Foyer der Evenburg.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 11. Mai 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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